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Einleitung 

Im Oktober 2017 kündigte der Bürgermeister von São Paulo eine Innovation zur Lösung 

des Hungers in der Stadt an, die auf ganz Brasilien, vielleicht auch auf die Welt ausgedehnt 

werden könnte: das menschliche Futter. Menschlich? Unternehmen im Bereich der Produk-

tion und des Vertriebs von Nahrungsmitteln würden sich an dem Projekt beteiligen. Lebens-

mittelspenden von Lebensmittelhändlern wären das Rohmaterial des Futters. Dieses sollte 

den täglichen menschlichen Ernährungsbedürfnissen entsprechen und würde kostenlos an 

Menschen mit geringfügigem Einkommen in der Stadt verteilt werden. Diese Maßnahme 

sollte nicht nur den Hunger in der Stadt beenden, sondern auch die Umsetzung der natio-

nalen Abfallpolitik in Bezug auf die Entsorgung organischer Abfälle fördern. Die ökologische 

Entsorgung organischen Abfalls wäre wirtschaftlich verträglich und würde die Betriebskos-

ten der Entsorgungsunternehmen senken. Diese könnten die Abfallspende auch mit den 

Maßnahmen zur Corporate social responsibility in Verbindung bringen. Gleichzeitig würde 

es die Produktion des gleichen Industriesektors durch die Erfindung eines neuen Lebens-

mittelprodukts wirksamer machen. Aufgrund der großen Ablehnung durch soziale Bewe-

gungen, Experten und große Teile der Bevölkerung über die sozialen Netzwerke wurde 

diese öffentliche Politik, die die Hungerbekämpfung mit ökologischen Maßnahmen verband, 

nicht umgesetzt. Neben der Verletzung des Grundrechts der Menschen auf eine gesunde 

Ernährung, hat die Erarbeitung dieser Politik die Grenzen der Ideologie überschritten und 

war schlussendlich keine Ideologie mehr. Die Interessen der herrschenden Klassen, die im 

Allgemeinen maskiert bleiben, um sie zu bewahren, als ob sie für alle universal wären, 

wurden offensichtlich gemacht.  

Im Mittelpunkt dieser Arbeit stehen die Anstrengungen, die Interessen der herrschenden 

Klassen zu enthüllen, die die Umweltpolitik durch die Formalisierung informeller Arbeit 

durchdringen. Dafür wurden soziale Dynamiken und Trends identifiziert, die sich aus der 

Umsetzung der nationalen Abfallpolitik in Brasilien ergeben. Die Arbeit analysiert den 

Schließungsprozess der Metropoldeponie Jardim Gramacho und die entstandene Dynamik 

um die Umsetzung menschenwürdiger Arbeitsbedingungen für die Wertstoffsammler_in-

nen. 

Die Untersuchung begann mit der Analyse des „Mülls“, um zu verstehen, wie „Müll“ zu 

„Ware“ wird. Nach dieser Betrachtung konnte die Entdeckung der Kooperation innerhalb 

der Abfallwirtschaft die unsichtbaren Hände der Sammler_innen einleuchten. So konnten 

Beziehungen zwischen der Arbeit der Sammler_innen, der Stadtverwaltung und der Recyc-

lingindustrie hergestellt werden. Der private Sektor wird auch in diesem Kontext durch Pro-

duktverantwortung einbezogen. Anders als die unsichtbaren Hände des Marktes sind diese 

Hände anfassbar und gehören armen Männern und Frauen jeden Alters. Die Menschen 

scheinen nicht Teil der Produktionskette zu sein, obwohl sie Brasiliens Recycling-Niveau 

aufrecht halten. Die Wertstoffsammler_innen haben eine Schlüsselrolle bei der städtischen 

Reinigung und der Verlängerung der Lebensdauer von Deponien. Es wird eine soziale 

Funktion erfüllt, die mit dem öffentlichen und privaten Sektor verbunden ist. 
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Neben dem wissenschaftlichen Erkenntnisinteresse zielt die vorliegende Arbeit darauf ab, 

eine Analyse der sozialen Beziehungen der Arbeiterklasse vorzulegen. Entsprechend 

wurde die Methodologie der Arbeit ausgewählt. In einer Gesellschaft des Überflusses sind 

alle Ebenen der menschlichen Existenz betroffen. Einerseits hat die Menschheit nie zuvor 

solch einen technischen Fortschritt erreicht, der allen Menschen eine hohe Lebensqualität 

ermöglichen könnte. 

Andererseits ist der Reichtum wie nie zuvor mit der Folge einer Verarmung der Arbeiter-

klasse weltweit konzentriert. Vor diesem Hintergrund beinhaltet die Methode dieser Arbeit 

auch ihr Ziel dadurch, dass diese Arbeit nicht zur Legitimation der herrschenden Verhält-

nisse in der Gesellschaft dient, sondern im Gegenteil die realen Verhältnisse innerhalb des 

Forschungsproblems enthüllen möchte, die unterdrückende und ausbeutende Beziehungs-

geflechte in der Gesellschaft aufrechterhalten und rechtfertigen. 

Die Arbeit strukturiert sich vor diesem Hintergrund in die folgenden Kapitel: 

Kapitel 1, “Forschungsproblem und methodologische Grundlage” stellt die methodologische 

Grundlage der Arbeit dar, wobei der Begriff Ideologie als Methode der Analyse dargestellt 

wird.  

Kapitel 2, “Ideologiekritik des Nachhaltigkeitsprinzips” stellt die Analyse der Wechselwir-

kung zwischen Arbeit und Natur in der kapitalistischen Gesellschaft und die Entwicklung 

des Begriffs Nachhaltigkeit innerhalb der internationalen Politik dar.  

Kapitel 3, „Förderung der wirtschaftlichen und politischen Beteiligung durch das Genossen-

schaftswesen“ beschäftigt sich mit der Frage des Beitrags des Genossenschaftswesens 

zur ökonomischen und politischen Emanzipation des Menschen. 

Kapitel 4, „Brasilianische Abfallwirtschaft“ zeigt die Einordnung der Arbeit der Wertstoff-

sammler_innen innerhalb der informellen Abfallwirtschaft und deren Beitrag zur Wertschöp-

fungskette. 

Kapitel 5, „Inklusion der Wertstoffsammler_innen in die nationale Abfallpolitik“ bezieht sich 

auf die Prozesse der Organisation dieser Arbeiter_innen und die in der nationalen Abfall-

politik festgelegten Indikatoren für deren menschenwürdige Beteiligung in der Abfallwirt-

schaft. 

Kapitel 6, “Darstellung des Feldes“ beginnt mit einem Auszug der geschichtlichen Aspekte 

der Entwicklung der Abfallwirtschaft in Rio de Janeiro bis zur Gründung der Metropoldepo-

nie Jardim Gramacho in der Gemeinde Duque de Caxias. Folgend wird der Schließungs-

prozess dieser Anlage im Hinblick auf die Interaktion der wichtigsten beteiligten und be-

troffenen Akteure dargestellt. 

Kapitel 7, “Schlussfolgerungen” stellt die Ergebnisse der Analyse aus der Perspektive der 

Beteiligung der Wertstoffsammler_innen in den Öffentlichkeitsbeteiligungsforen, sowie die 

ökologischen und sozialen Folgen des Schließungsprozesses der Deponie dar. Das Kapitel 

schließt mit möglichen weiteren Forschungsperspektiven. 
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Abschließend möchte ich noch in dieser Einleitung ergänzen, dass in diesem historischen 

Moment, in dem alles zur Ware innerhalb der kapitalistischen Rationalität wird, sogar Güter, 

die zur menschlichen Existenz wesentlich sind (Wasser, Luft, Sonne), das Wissen allmäh-

lich seinen Charakter verliert, um zur menschlichen Entwicklung beizutragen. Sich der Wis-

senschaft zu widmen, ohne dass das produzierte Wissen nur ein Mittel für einen ökonomi-

schen Vorteil sein wird, kann manchmal bedeutungslos erscheinen. Wissen ist jedoch ein 

Prozess der Selbsterkennung und -bestimmung. Es ist eine soziale Beziehung und muss 

sozialisiert werden. Diese Arbeit hat für mich diese Bedeutung in meinem Leben. Wenn der 

Mensch ein Prozess seiner Handlungen ist (Gramsci, 1967: 153), wird es Utopien geben, 

solange die Menschheit existiert und Widerstand leistet (Széll, 2018). 

Für die Möglichkeit, mich in diesem Sinne entwickeln zu können, bedanke ich mich bei 

meinem Doktorvater Prof. Dr. György Széll, der mein Forschungsvorhaben immer unter-

stützt und in seinen Schriften die dialektische Dynamik des Wissens, die Zentralität der 

Arbeit sowie die Marxsche Methode zum Verständnis der Gesellschaft herausstellt. Diese 

Ansätze sind zentral für die Grundlage meiner Erkenntnisse. Darüber hinaus gilt mein Dank 

dem Zweitgutachter Prof. Dr. Hajo Holst, dem Gleichstellungsbüro der Universität Osnab-

rück für die Vergabe eines Stipendiums im Rahmen des Pools Frauenförderung, das den 

Abschluss dieser Arbeit ermöglichte, allen Angehörigen des Fachbereichs Kultur- und So-

zialwissenschaften und des Zentrums für Promovierende und Postdocs (ZePrOs), die mich 

im Laufe dieses Prozesses unterstützten. 

Ich widme diese Arbeit allen Arbeiterinnen und Arbeitern der Welt.  
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1. Forschungsproblem und methodologische Grundlage 

“Waste in its different forms is the most concrete and sensible area.” 
(Széll,1991: 5) 

Ausgehend von dem Verhältnis zwischen Natur und Arbeit, lässt sich sagen, dass das Re-

sultat der Wechselwirkung der Produktivkräfte in der kapitalistischen Gesellschaft, die sich 

„auf die Warenproduktion und Profit orientierten Produktions- und Reproduktionsstruk-

tur“ stürzt (Széll, 1981: 4) und in Klassen im Marxschen Sinne geteilt ist, den Maßstab der 

Lebensqualität der Menschheit bestimmt. Im Zeitalter der Globalisierung werden die Um-

welt- bzw. die soziale Krise als eine diese Epoche kennzeichnenden Elemente angesehen. 

Dies äußert sich in der Tatsache, dass nicht nur die Natur durch u.a. die zunehmende 

Menge und Schädlichkeit der Abfälle beeinträchtigt wird (Meadows, 1992; Goodland, 1992), 

sondern auch die Menschen selbst durch die Entwicklung von u.a. Armut und die Steige-

rung der informellen Wirtschaft (Singer, 1998; Castels, 2008; Antunes, 2010) betroffen sind. 

Dies deutet darauf hin, dass eine Welt in einer globalen Wirtschaft zwar möglich sein 

könnte, sie aber eine Welt der Umweltbeeinträchtigung und der Armut ist (Széll, 1991). 

Dabei wirkt sich die Frage der unkontrollierten Abfallerzeugung auf alle Umweltgüter aus 

(Szell, 1991; Souto & Melo, 2011). Dies wird bei der Betrachtung der Menschen, die mit 

Abfall arbeiten, und deren Verhältnisse innerhalb der Gesellschaft deutlich, welche als 

Thema dieser Arbeit ausgewählt wurde und durch eine Fallstudie im brasilianischen Kon-

text untersucht wurde. 

Bezüglich des Phänomens der Armut wird hier dessen Komplexität und Multidimensionalität 

anerkannt. Genauso wird aber auch die Unfähigkeit des Kapitalismus nicht übersehen, die 

gesamte Bevölkerung einzuverleiben und gute Lebensbedingungen zu ermöglichen (Sin-

ger, 1998). Nach der herrschenden Betrachtung dieses Phänomens, welches im Zusam-

menhang mit der kapitalistischen Ideologie steht, spielen die individuellen Kompetenzen 

der Menschen die entscheidende Rolle für ihren Erfolg auf dem Arbeitsmarkt. In diesem 

Sinne wird die Beschäftigung in der informellen Wirtschaft als eine Entscheidung der Arbei-

ter_innen angesehen und nicht als eine zwangsweise Inklusion mittels der kapitalistischen 

Strukturen (Melo & Souto, 2011; Fontes, 1997). Dabei wird hier berücksichtigt, dass die 

Ungleichheit in Brasilien ihre Wurzeln in der Landkonzentration hat, die aus der Kolonialzeit 

folgte und in der immer noch gültigen globalen Position des Landes als ein Agrarland (Andri-

oli, 2006: 18). Dies verursachte eine Bevölkerungskonzentration in den Städten und die 

Erhöhung der Arbeitslosigkeit, Armut und soziale Exklusion (Andrioli, 2006: 16; Bensen, 

2010: 20). Zurzeit leben 85% der Bevölkerung Brasiliens in den Städten (IBGE 2010). Diese 

Situation verschärfte sich in den 1990ern mit der Einführung des Neoliberalismus in Brasi-

lien dadurch, dass nicht „das Ende der Arbeit“ beobachtet wurde, sondern eine zunehmend 

„qualitative Veränderung der Arbeit“ und dies nicht nur in den untergeordneten Ländern 

aber auch in den Industrieländern (Antunes, 1998: 92). Zu diesem Zeitpunkt nahm die Zahl 

der Menschen zu, die als einzige Einkommensquelle die informelle Abfallsammlung hatten 

– die Wertstoffsammler_innen. Im abfallwirtschaftlichen Sektor stehen die Arbeiter_innen 

des informellen städtischen Sektors in schlechten Arbeitsbedingungen, auch wenn sie Ge-

nossenschaften angeschlossen sind. Auch in Brasilien, das als ein Beispiel in diesem Be-

reich angesehen wird (GIZ, 2011).  
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Der Kern dieser Arbeit stellt das Problem der Armutsbekämpfung durch die Verwirklichung 

der menschenwürdigen Arbeit in der Abfallwirtschaft in Entwicklungsländern dar, welches 

in Verhältnissen mit der politischen und ökonomischen Beteiligung der abfallwirtschaftli-

chen informellen Arbeiter_innen in der Gesellschaft steht. Die Fallstudie umfasst die Um-

setzung der 2010 erlassenen brasilianischen nationalen Abfallpolitik (NAbfP), welche die 

Richtlinie der Vereinten Nationen dazu verankerte. In diesem Sinne fordert die NAbfP die 

Entwicklung öffentlicher Maßnahmen auf allen Regierungsebenen und deren Zusammen-

arbeit unter Beachtung der „politischen, ökonomischen, ökologischen, kulturellen und sozi-

alen Dimensionen und dem gesetzlich vorgesehenen Beteiligungsprinzip1 aus der Perspek-

tive der nachhaltigen Entwicklung“2. Konkret setzte diese Politik als erstes Ziel einer plan-

mäßigen Abfallwirtschaft, eine umweltverträgliche Beseitigung bis 20143 zu erreichen. Dies 

setzte die Schließung und Sanierung von unsachgemäßen Beseitigungsformen und die 

„soziale Inklusion und wirtschaftlichen Emanzipation“4 der Wertstoffsammler_innen voraus. 

Dabei ist der Vorzug der Beteiligung von genossenschaftlich organisierten Wertstoffsamm-

lern_innen als autorisierte beauftragte Dienstleister in der Abfallwirtschaft und die Partizi-

pation dieser entscheidungsbetroffenen Arbeiter_innen, an Entscheidungsprozessen der 

öffentlichen Verwaltung zu berücksichtigen. In diesem Kontext eskalierte das Spannungs-

feld zwischen den gesellschaftlichen Akteuren bei der Umsetzung der Abfallpolitik, zumal 

die öffentlichen Investitionen bereits ab diesem Zeitpunkt in großer Masse hauptsächlich in 

den Großstädten durchgeführt wurden (und immer noch werden). Dabei tauchen Klassen-

interessen auf, die das Ergebnis der Verwirklichung der Prinzipien der NAbfP steuern. 

1.1 Hypothesen und Fragestellungen 

Es handelt sich bei dieser Fallstudie um die Analyse, (1) inwieweit menschenwürdige Arbeit 

durch den in der brasilianischen Abfallpolitik verankerten Begriff „soziale Inklusion und wirt-

schaftliche Emanzipation“ der Wertstoffsammler_innen gefördert wird und (2) inwieweit 

eine Verbesserung der Umweltbedingungen durch den Aufbau einer umweltgerechten Ab-

fallwirtschaft darstellen kann. Darüber hinaus wird in diesem Kontext die Frage untersucht, 

inwieweit das Genossenschaftswesen als einen Beitrag zur ökonomischen und politischen 

Beteiligung in der Gesellschaft angesehen werden kann. 

Eine wesentliche Rolle spielen in diesem Zusammenhang die Wechselwirkungen der öko-

logischen, sozialen und ökonomischen Dimensionen der Nachhaltigkeit im Feld der Umset-

zung dieser Abfallwirtschaftspolitik, die durch die Beobachtung der Beteiligung der ent-

scheidungsbetroffenen Wertstoffsammler_innen untersucht wurden. Dabei wird die 

 

1 Das Beteiligungsprinzip, Portugiesisch Controle Social, bedeutet die Beteiligung der Zivilgesellschaft an der 
Ausarbeitung, Umsetzung und Überwachung von public policies. Ausführlich dazu siehe Kapitel 5. 
2 Art. 3, Abs XI NAbfP definiert den Begriff einer angemessenen Abfallwirtschaft („integrierte Abfallwirtschaft“). 
3 Die NAbfP setzte eine Frist bis 2014, um die umweltverträgliche Beseitigung von Restmüll zu erreichen. Diese 
Frist wurde von den Gemeinden nicht eingehalten und wurde auch nicht von der Regierung verschoben. Es ist 
ein typisches Merkmal der Umsetzung von öffentlicher Politik in Brasilien, dass Akteure, die zur Umsetzung von 
Rahmengesetzen verpflichtet sind, diese ohne Sanktionen nicht realisieren. 
4 Die soziale Inklusion wird hier als die soziale und politische Partizipation und die wirtschaftliche Emanzipation 
als die wirtschaftliche Partizipation an der Gesellschaft verstanden. Ausführlich dazu siehe Kapitel 3. 
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besondere Rolle des Genossenschaftswesens für die nachhaltige Entwicklung berücksich-

tigt: „[They] offer a potential alternative model of social enterprise, that inherently addresses 

the “triple bottom line” of social, economic and environmental sustainability“ (IAO, 2014). 

Das Ziel der Arbeit ist es zu verstehen, ob, wie und inwieweit Klasseninteressen im Umset-

zungsfeld der Abfallpolitik in der Partizipationsdynamik zum Ausdruck gebracht werden. In 

diesem Sinne entwickelte sich folgende Fragestellung an der Fallstudie: Inwieweit wird der 

Begriff menschenwürdige Arbeit durch das Genossenschaftswesen in der brasilianischen 

Abfallwirtschaft verwirklicht? Diese Fragestellung führt zur Frage nach der Dynamik des 

Staats bei der Umsetzung einer Politik zur menschenwürdigen Arbeit im abfallwirtschaftli-

chen Sektor. 

Hinsichtlich darauf wurden folgenden Hypothesen erarbeitet: (1) Das Genossenschaftswe-

sen wird ideologisch benutzt und prägt prekäre Verhältnisse in diesem historischen Moment 

bei der Formalisierung des informellen abfallwirtschaftlichen Sektors und (2) Das in der 

brasilianischen Abfallpolitik verankerte Nachhaltigkeitsprinzip wird dadurch umgesetzt, 

dass abfallwirtschaftliche Konzerne ihre ökonomischen Interessen bei der Ausführung öf-

fentlicher Dienstleistungen um- und fortsetzen und die sozialen und ökologischen Dimensi-

onen der Nachhaltigkeit vernachlässigt werden. 

Die Fallstudie wurde durchgehend von folgenden Fragen begleitet: (1) Wie wurde das Kon-

zept der Nachhaltigkeit im Kontext der internationalen Umweltpolitik entwickelt? (2) Was ist 

unter politischer und wirtschaftlicher Beteiligung zu verstehen und wie werden diese Be-

griffe in der brasilianischen Abfallpolitik verankert und umgesetzt? Wie kann eine umwelt-

verträgliche Abfallwirtschaft in Entwicklungsländern mit Einbeziehung der Wertstoffsamm-

ler_innen in menschenwürdigen Arbeitsbedingungen aufgebaut werden? (3) Welche Rolle 

spielt das Genossenschaftswesen dabei? (4) Wie stehen die Verhältnisse zwischen infor-

mellem und formellem Abfallwirtschaftssektor am Beispiel der informellen Abfallsammlung 

und ihre Beziehung mit dem privaten formellen Verwertungs- und Abfallentsorgungssektor 

und der abfallwirtschaftlichen öffentlichen Dienstleistung? (5) Wie entwickelt sich die Politik 

zur Förderung der Beteiligung der informellen Wertstoffsammler_innen in der Abfallwirt-

schaft in Brasilien? (6) Welche Rolle spielt die Widerspiegelung von Herrschafts- und 

Machtverhältnissen in der Dynamik von Beteiligungsräumen, zumal solche Räume von an-

deren gesellschaftlichen Verhältnissen nicht getrennt zu betrachten sind? (7) Welche Chan-

cen und Zukunftsperspektiven haben die Wertstoffsammler_innen als Arbeitskategorie und 

als politische Kraft in einer sachgemäßen Abfallwirtschaft? 

Eine nachhaltige Gesellschaft bedingt demokratische Verhältnisse, die aber die Beteiligung 

voraussetzt. In diesem Zusammenhang stellt sich eine weitere wesentliche Frage: „Who 

are the actors, what interests are involved?“ (Baumöl & Oates, 1979, zitiert nach Széll, 

1991: 4), zumal die Lenkung der in Beteiligungsräumen erarbeiteten Politiken von der 

Wechselwirkung der sozialen beteiligten Kräfte abhängig ist. Dabei wird hier nicht nur die 

Frage der Effektivität der Beteiligung der Betroffenen, sondern auch deren „non-participa-

tion“ (Széll, 1989: 2) behandelt. Dabei erhebt sich die Frage nach der Kompetenz der ent-

scheidungsbetroffenen Wertstoffsammler_innen, ihre Anforderungen in Beteiligungsräu-

men überhaupt zu erarbeiten. Die obengenannten Hypothesen und Fragestellungen haben 
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diese Feldforschung dahingehend geleitet, um festzustellen, wie die in der brasilianischen 

Abfallpolitik verankerten Vorschriften zur Einrichtung einer umweltverträglichen Abfallwirt-

schaft in Zusammenhang mit denen zur wirtschaftlichen Demokratisierung umgesetzt wer-

den. Wie lässt sich das Verhältnis zwischen Kapital, Staat und Zivilgesellschaft bei der Um-

setzung nachhaltiger Ansätze in Entwicklungsländern kennzeichnen?  

1.2 Vorgehensweise und Auswahl der Erhebungsmethode 

„Wichtig ist an dieser Stellung die Klarstellung, daß es bei Marx’ 
Beitrag zur Wissenschafts- und Gesellschaftsentwicklung in erster 
Linie um die Methode und nicht um dogmatische Verkürzung im 
Sinne des Marxismus-Leninismus geht. (…) Wesentliche Momente 
dieser Methode sind ihr historischer, materialistischer und 
dialektischer Ansatz.“ (Széll, 1981:4) 

Das Problem, von dem hier ausgegangen wird, wird am Beispiel Brasilien untersucht, da 

zum einen die Konsequenzen der kapitalistischen Methode, die durch eine Ideologie im 

Marxschen Sinne vertuscht werden, in Entwicklungsländern sichtbarer sind als in Industrie-

ländern5 und zum zweiten, weil die Forscherin aus diesem Kontext kommt und das Inte-

resse hat, einen wissenschaftlichen und politischen Beitrag zum Verstehen der gegenwär-

tigen Produktionsverhältnisse in ihrem Land zu leisten. 

Jeder Versuch, Fakten wissenschaftlich zu dechiffrieren, beginnt mit der Bestimmung der 

Bedeutung und des Sinns des beobachteten Phänomens mit Hilfe einer wissenschaftlichen 

Methode (Kosik, 1970: 49 f.). Um die Fragestellung dieser Arbeit wissenschaftlich anzuge-

hen, wurde die von Karl Marx entwickelte wissenschaftliche Methode angewendet, deren 

Begriff Ideologie den Schlüssel für die Analyse der materiellen Verhältnisse in der zeitge-

nössischen kapitalistischen Gesellschaft bietet. Diesbezüglich wird hier darauf abgezielt, 

eine radikale Analyse von Macht- und Herrschaftsverhältnissen zu unternehmen, um Kau-

salzusammenhänge zwischen diesen Verhältnissen und Prekarisierung der Arbeit zu er-

schließen, zumal die Analyse die Menschen in ihrem Kontext mit den dazugehörigen klas-

senbezogenen Widersprüchen und Verhältnissen einbezieht. In diesem Sinne werden hier 

die Ansprüche dieser Forschung an ihre Methode dadurch gestellt (Széll, 1981: 17). Die 

Aktualität dieser Methode zeigt sich darin, dass es einen Widerspruch zwischen Arbeit und 

Kapital gibt, welcher wiederum ein Merkmal einer Klassengesellschaft ist. 

Weiterhin ist es vernünftig, die ausgewählte Methode anderen gegenüber zu stellen, um 

die Auswahl zu begründen. Die gewählte Methode kombiniert Aspekte des positivistischen 

und des subjektivistischen Grundsteins. Daher werden aus historischen Gründen die von 

Emile Durkheim und Max Weber entwickelten Methoden, die die auf diesen Ansätzen ba-

sierenden Wissenschaftsmethoden beeinflusst haben, in dieser Arbeit mit der Marxschen 

 

5 Obwohl die Folge der kapitalistischen Methoden in Industrieländern hauptsächlich bei der zunehmenden Ar-
mutsquote und Prekarisierung und Flexibilisierung der Arbeit zu merken sind, werden solche gesellschaftlichen 
Symptome durch das Sozialsystem umgangen. Diese Frage wird aber in dieser Arbeit nicht untersucht. 
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Methode verglichen. Alle drei Denker gelten als „Grundväter“ der zeitgenössischen Sozio-

logie (Hauck, 1984). 

Diese drei Wissenschaftler beschäftigten sich mit der Frage der gesellschaftlichen Evolu-

tion und dabei u.a. mit der Frage nach den entscheidenden Faktoren der gesellschaftlichen 

Entwicklung, die deren Bewegung bestimmt (Hauck, 1984: 20). Sie kommen aber in ent-

scheidenden Punkten zu unterschiedlichen Ergebnissen und vor allem benutzten sie unter-

schiedlichen Methoden, um ihre Fragestellungen zu beantworten. Sie haben aber dennoch 

gemeinsam, dass sie die sozialen Phänomene induktiv verstehen wollten. 

Émile Durkheim und Max Weber stellen nach Florestan Fernandes6 (1959: 103) die gleiche 

Tendenz dar, die Wirklichkeit – als etwas Konkretes – aus dem Feld der soziologischen 

Analyse zu entfernen. Émile Durkheim übernimmt die Methode der Naturwissenschaften, 

der „reifen Wissenschaften“ (Fernandes, 1959: 77) für die Sozialwissenschaften. Darin be-

steht er auf die Betrachtung der gesellschaftlichen Phänomene als soziale Tatbestände, 

die aber von den bewussten Subjekten getrennt werden. Es wird dabei übersehen, dass 

diese Subjekte solche sozialen Phänomene bedingen und vorherige Erkenntnisse über die 

Fakten enthalten (Fernandes, 1959: 80; Hauck, 1984: 101). Darüber hinaus müssen von 

den aus den Ergebnissen der Beobachtung ausgewählten sozialen Phänomene die irrele-

vanten entfernt werden (Fernandes, 1959: 81). Max Weber beschäftigte sich mit der Be-

gründung einer empirischen Methode dadurch, dass er „Idealtypen“ als Kategorien schuf. 

Die Forscher operieren in diesem Zusammenhang auf zwei Ebenen: auf der realen, bei den 

beobachteten Phänomenen, und auf der idealen, bei den rationalen Konstrukten 

(Fernandes, 1959: 96). Beide Soziologen bieten keine Bedingungen der intellektuellen An-

passung der Forschung an die Analyse der dynamischen Phänomene, in denen die unter-

suchte Einheit ein bestimmtes soziales System sei, das sich als Ganzes umwandelt. Das 

heißt, ein Phänomen, dessen Transformation durch die Umwandlung des sozialen globalen 

Systems gesehen und erklärt werden kann.  

Karl Marx hat aber Fernandes (1959: 114) zufolge, folgende Gemeinsamkeiten mit diesen 

beiden Soziologen: (1) Mit Durkheim teilt er das Verständnis, dass die sozialen Phänomene 

eine eigene Wirklichkeit und das wissenschaftliche Wissen eine ideale theoretische Reprä-

sentation dieser Wirklichkeit darstellen; (2) mit Weber hat er die Vorstellung gemein, dass 

soziale Handlungen einen Sinn und das auf Empirie basierte wissenschaftliche Wissen eine 

relative Validität haben. Genau wegen dieser beiden Gemeinsamkeiten mit den Gegenthe-

orien unterscheidet sich Marx dadurch von ihnen, dass die Kombination der Ansätze der 

positivistischen Soziologie mit denen der Subjektiven möglich ist (Fernandes, 1959: 115). 

Im Gegensatz zur subjektivistischen soziologischen Theorie, die „ausschließlich auf dem 

Verhalten, dem Handeln, der Motivation der Individuen“ aufgebaut wird und „die Resultate 

 

6 Florestan Fernandes (1920-1995) war ein brasilianischer Soziologe, der sich auf die Lehre der theoretisch-
methodologischen Perspektiven in den Sozialwissenschaften konzentrierte und einen wesentlichen Beitrag zur 
Entwicklung der Marxschen Methode in den brasilianischen Sozialwissenschaften leistete. Er war Professor an 
der Universität Sao Paulo (USP). Seine bedeutendsten Ansätze dazu wurden in dem Buch „Empirische Grund-
lagen der soziologischen Erklärung“ – Fundamentos Empíricos da Explicação Sociológica veröffentlicht. 
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der Handlungen all der unzähligen Individuen“ als „Bewegungsgesetz der Gesellschaft“ er-

kennen (Hauck, 1984: 24), spielen die ökonomischen Strukturen eine Rolle bei der Marx-

schen Gesellschaftstheorie. Dennoch ist der Ansatz, dass „die Motivationen von Individuen 

und die Ergebnisse ihrer Handlungen völlig verschiedene Sachen“ sind (Hauck, 1984: 24), 

bei der Marxschen Methode, wie bei den reinen objektivistischen Theorien, nicht zu finden. 

Beide Aspekte stehen bei der Marxschen Methode in historischer und dialektischer Bezie-

hung zueinander, wie folgend dargestellt wird: 

“Der vermeintliche Ökonomismus von Marx erweist sich in Wirklichkeit als ständiges 
Zurückkehren ökonomischer Kategorien und Gesetze auf die gesellschaftliche 
Tätigkeit der Menschen. Dies führt ihn jedoch keineswegs zu einer Theorie der 
Allmacht des Subjekts. Denn die Gesetzmäßigkeiten, über die sich der 
gesellschaftliche Zusammenhang herstellt, setzen sich im Kapitalismus (und in 
anderer Form auch in älteren Gesellschaftsformation) ja gerade über die Köpfe der 
Subjekte hinweg durch, unterliegen nicht ihrer „Kontrolle und bewußten 
Beherrschung“. Diese Erkenntnis muß gegenüber allen subjektivistischen Ansätzen 
in der Soziologie festgehalten werden. Von den reinen objektivistischen Ansätzen 
unterscheidet sich Marx nicht nur dadurch, daß er den dinglichen, quasi-natürlichen 
Charakter jener Gesetzmäßigkeiten als Schein enthüllt und auf sein 
gesellschaftliches Wesen zurückführt, sondern auch und vor allen dadurch, daß er 
jenes gesellschaftliche Wesen als historisches und somit veränderbares erkennt. In 
älteren Gesellschaftsformationen herrschten andere Gesetzmäßigkeiten, und dies 
muß gegenüber aller späteren Soziologie festgehalten werden“ (Hauck, 1984: 69) 

Die angewendete Methode wird zwar aus materialistischer Sicht aber auch gleichzeitig di-

alektischer und historischer aufgebaut. Dies ist entscheidend zum Entziffern der in dieser 

Arbeit untersuchten sozialen Phänomene. Die Historizität dieser Methode wird nicht nur 

dadurch gekennzeichnet, dass die sozialen Phänomene kontextbezogen untersucht wer-

den, sondern auch dadurch, dass der Standpunkt der Forschung bestimmt wird. Die Wich-

tigkeit der Kennzeichnung von welchem Standpunkt aus eine wissenschaftliche Arbeit auf-

gebaut wird, hängt mit deren Vorgehensweise zusammen, da die Entscheidung von wis-

senschaftlichen Kategorien zur Erklärung eines sozialen oder natürlichen Phänomens nicht 

unabhängig von Gesichtspunkten und Interessen ist. In diesem Sinne wird hier nicht Max 

Weber zugestimmt, dass die „kausale Zurechnung, falls sie in methodisch korrekter Weise 

vorgenommen wurde, für alle Menschen Gültigkeit haben muß, unabhängig von ihren per-

sönlichen Idiosynkrasien oder kultureller Voreingenommenheit“ (Hauck, 1992: 39). Im Ge-

gensatz dazu wird hier die Meinung vertreten, dass die „Kategorien, die der eine von seinem 

Wertstandpunkt aus formt, und die kausalen Zusammenhänge, die er mit ihrer Hilfe ent-

deckt, (…) für den, der einen anderen Wertstandpunkt vertritt, irrelevant und nutzlos sein 

[können]“ (Hauck, 1984: 90). Das gesellschaftliche Interesse der Forscher_innen am For-

schungsprojekt heißt aber nicht, dass sie mit dem Kontext der Forschungssubjekte ver-

schmilzt und ihnen ihre eigenen Fragen stellt, wie die „Machtfrage“ zum Beispiel, sondern 

die Forscher_innen „müssen sich aber entscheiden, auf welcher Seite sie stehen, d.h. ob 

sie weiter Herrschaftswissen, autoritäre, technokratische Wissenschaft produzieren oder 

sich an der Entwicklung und Verbreitung von demokratischer Wissenschaft beteiligen.“ 

(Széll, 1981: 17) 
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Dieser Ansatz bestimmt die Definitionen der Kategorien, die den Kern aller wissenschaftli-

chen Methoden darstellen. Die Marxsche Besonderheit dabei sei laut Fernandes (1959: 

120), dass Marx „angesichts der logischen und geschichtlichen Bedingungen, die durch 

wissenschaftliche Begriffe erfüllt werden müssen“, dazu neigte, „den Aufbau eines logisch 

homogenen Systems universaler oder allgemeiner Konzepte“ durch „die logische Gültigkeit 

eines Begriffs auf seine Fähigkeit zu beschränken, eine gegebene Realität vollständig zu 

reproduzieren“. 

Hinsichtlich dazu wird der Ausgangspunkt des wissenschaftlichen Denkens nach der Marx-

schen Methode durch eine materielle Tat, eine empirische Realität und eine Erscheinung 

gekennzeichnet. Aber sie geht über das Erfassen der Phänomene hinaus und identifiziert 

deren Bewegungsgesetze: Wenn es diesen Unterschied nicht gäbe, bräuchte keine Wis-

senschaft existieren (Széll, 1984, zitiert nach Andrioli, 2006: 21). Die durch diese Methode 

entstandenen wissenschaftlichen Kategorien entsprächen einer abstrakten Repräsentation 

des Konkreten mittels einer geistigen Anstrengung (Fernandes, 1959: 121) und nicht nur 

eine Beschreibung der empirischen Elemente, auf denen das Wissen aufgebaut wird. Dar-

aus resultieren Kausalzusammenhänge aus einer dialektischen Bewegung zwischen Struk-

tur und Abstraktion zur Erarbeitung der Kategorien, des Begriffs. Diesbezüglich äußert sich 

Karel Kosik: 

„Der Begriff der Sache ist das Begreifen der Sache, und das Begreifen der Sache 
ist die Kenntnis der Struktur der Sache. Der eigentliche Charakter des Erkennens 
ist Zweiteilung eines Einen. Die Dialektik kommt nicht von außen her oder 
nachträglich zur Erkenntnis hinzu, sie ist auch nicht eine seiner Eigenschaften, 
sondern das Erkennen ist die Dialektik selbst in einer ihrer Formen: das Erkennen 
ist die Zweiteilung des Einen. ‚Begriff’ und ‚Abstraktion’ haben im dialektischen 
Denken die Bedeutung der Methode, die das Eine teilt, um die Struktur der Sache 
geistig zu reproduzieren, d.h. die Sache zu begreifen.“ (Kosik, 1970: 12 f.) 

Die Kategorien sind aber keineswegs ewig gültig: Dadurch, dass sie als „historisch soziale 

Kategorien“ bezeichnet werden, sind sie „historische und transitorische Produkte“ 

(Fernandes, 1959: 122). Die in dieser Arbeit benutzten Marxschen Hauptkategorien wie 

„gesellschaftliche Arbeit“, „Kapital“, „Klasse“ und „Ideologie“, wobei Ideologie eher als Me-

thode zu bezeichnen ist, sowie „Ausbeutung“, „Kooperation“ u.a. wurden in Rahmen der 

Analyse der kapitalistischen Gesellschaft entwickelt. Auch wenn sich der Kapitalismus im 

Lauf der Jahrhunderte veränderte, dessen Strukturen und Mechanismen sich verkompli-

zierten und diversifizierten, besteht immer noch ein Widerspruch zwischen Kapital und Ar-

beit, die eine Klassengesellschaft kennzeichnet und von der Ideologie im Marxschen Sinne 

gerechtfertigt wird. 

Bei der Auswahl der Methode wurde die Entscheidung getroffen, den Marxschen Begriff 

Ideologie als Grundlage der Analyse zu verwenden. Dabei handelt es sich nicht nur um die 

Analyse einer spezifischen Form von verzerrten Verhältnissen (Hauck, 1992: 9), „wie sie 

wirken“ (Marx & Engels, 1969: 25), sondern der Begriff Ideologie ist als die Marxschen Me-

thode anzusehen (Hauck, 1992: 9). Bevor auf die Zentralität dieses Begriffs als Anteil der 

methodischen Grundlage in dieser Arbeit eingegangen wird, ist es sinnvoll, einen kurzen 

Exkurs zum historischen Hintergrund von dessen unterschiedlichen Bedeutungen zu 
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unternehmen. Dieser dient nicht nur einer ausführlichen Analyse des Begriffes Ideologie 

bei unterschiedlichen Philosophen und Politikern, sondern differenziert auch einige im Lauf 

der Geschichte unterschiedlich verwendete Bedeutungen dieses Begriffs, um bestimmte 

Missverständnisse beim Verstehen der Benutzung dieser Terminologie in dieser Arbeit zu 

vermeiden.  

1.2.1 Darstellung von unterschiedlichen Bedeutungen des Begriffes Ideologie  

Der Begriff Ideologie wird als Instrument der gesellschaftlichen Analyse von mehreren So-

zialwissenschaftlern verwendet, allerdings in unterschiedlichen Definitionen. Die erste wis-

senschaftliche Definition des Begriffs kommt mit der Französischen Revolution auf. Die In-

tellektuellen unmittelbar vor und in der bürgerlichen Revolution „gehörten der Liberalen Par-

tei [an] und hofften, dass der Fortschritt der Wissenschaften, die ausschließlich auf Be-

obachtung, Analyse und Synthese von beobachteten Daten basierten, zu einer neuen Pä-

dagogik und einer neuen Moral führen könnte“ (Chauí, 1981: 22)7. Dieser Ideologiebegriff, 

der die Wissenschaft des Geistes oder die allgemeine Theorie der Ideen bezeichnen sollte 

und erst 1801 in der Schrift „Elemente der Ideologie“ (Eléments d'Ideologie) veröffentlicht 

wurde (Chauí, 1981; Löwy, 1985), geht auf Antoine Destutt de Tracy zurück (Löwy, 1985; 

Iasi, 2007). Der Begriff bedeutete daher nur eine „Reihe von Ideen“. In diesem Zeitalter des 

Übergangs vom Feudalismus zum Kapitalismus, in dem die Naturwissenschaften als ein 

neuer Weg entstanden, die Wahrheit zu erreichen, lag die Absicht vor, eine Wissenschaft 

von der Entstehung der Ideen als natürliche Phänomene zu begründen, die die Beziehung 

des menschlichen Körpers als lebenden Organismus mit der Umwelt ausdrücken konnte 

(Chauí, 1981: 22). 

Auf diese Weise entwickelten die französischen „Ideologen“ Theorien über das Wollen (Wil-

len), die Beurteilung (Vernunft), das Fühlen (Wahrnehmung) und das Erinnern (Erinnerung). 

Diesem Programm entsprechend hat der Arzt Jean Baptist Cabanis in seinem Buch „Ein-

flüsse des Moralischen auf das Physische“ versucht, den Einfluss des Gehirns auf den Kör-

per als rein physiologischen zu bestimmen; die Natur habe an sich die notwendigen und 

hinreichenden Bedingungen für den Fortschritt und nur dank der Natur könnten die Neigun-

gen und die Intelligenz der Menschen eine Richtung und Bedeutung gewinnen (Chauí 1981: 

23 f.). Dies wäre der szientistisch materialistische und vulgäre Ansatz des Begriffs Ideologie 

(Löwy, 1985: 11). Diese Intellektuellen des französischen Enzyklopädismus unterstützten 

den Putsch des Achtzehnten Brumaire des Louis Napoleon, denn sie gingen davon aus, 

dass Napoleon die Änderungen der Französischen Revolution weiterentwickeln würde. Mit 

dem napoleonischen Trend zur Wiederherstellung der Monarchie stellten sich die Enzyklo-

pädiker gegen seine Regierung. Darum prägte Napoleon in einer Rede im Jahr 1812 eine 

abwertende Bedeutung des Begriffs. So sei die Ideologie eine schreckliche Metaphysik, der 

alle Probleme Frankreichs zugeschrieben werden sollten (Chauí, 1981: 24). Diese 

 

7 Zitaten aus brasilianischen Autoren und Autorinnen wurden ins Deutsch von der Verfasserin übersetzt. 
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Abwertung führte zu dem Begriff des Ideologen als ein Metaphysiker, der in einer Welt der 

Spekulation lebt (Löwy, 1985: 11). 

Bei Auguste Comte erhält der Begriff Ideologie eine andere Bedeutung. In seinem Werk 

„Cours de Philosophie Positive“ ist Ideologie die Wissenschaft, die die Bildung von Ideen 

und ihre Beziehungen zur Umwelt sowie die Menge der Ideen einer Ära „sowohl als ‘allge-

meine‘ Meinung als auch hinsichtlich von theoretischen Ausarbeitungen der Gedanken die-

ser Zeit“ (Chauí, 1981: 26) untersucht. Da Comte zwischen 1789 und 1859 lebte, wurde er 

von den Ideen der Französischen Revolution geprägt. Seine positivistische Theorie basiert 

auf den Stufen der Evolution der Menschheit. Ideologie bezeichnet so die Schaffung einer 

Reihe von Ideen, die die Gesamtheit der natürlichen und menschlichen Phänomene zu er-

klären sucht. Comte versucht zu zeigen, dass sich die menschliche Vernunft nicht entwi-

ckelt haben könnte, wenn sie den Ursprung der Dinge nicht hinterfragt hätte. Diesbezüglich 

habe die Menschheit Erklärungen zunächst in der Annahme übernatürlicher Kräfte (teleo-

logische Stufe) gefunden. Zu einem späteren Zeitpunkt findet die menschliche Vernunft Er-

klärungen in der Abstraktion (metaphysische Stufe). Nur wenn der Mensch erkennen kann, 

dass die Suche nach dem Ursprung der Dinge ein Fehler war und der Mensch sich statt-

dessen an den objektiven Gesetzen orientieren solle, was zu einem Pragmatismus in all-

täglichen Handlungen führe, würde die Menschheit den Fortschritt (wissenschaftliche Stufe) 

erreichen (Hauck, 1984: 26). In diesem Sinne stellt der Begriff Ideologie nach dem Positi-

vismus von Comte ein Synonym für Theorie dar, d.h. „die systematische Organisation aller 

wissenschaftlichen Erkenntnisse“ von den allgemeineren Ideen in der Mathematik über die 

in der Soziologie zu der sittlichen Ebene. Als Theorie werde Ideologie von Gelehrten pro-

duziert, die „die allgemeineren Meinungen sammeln, organisieren und systematisieren, und 

solche Meinungen vor allem dadurch korrigieren, dass alle religiösen oder metaphysischen 

Elemente in ihnen, die möglicherweise vorhanden sind, beseitigt werden“ 

(Chauí, 1981: 26 f.) 

Émile Durkheim (1858 – 1917) verwendet den Begriff „Ideologie“ in Kapitel II seines Werkes 

„Regeln für die soziologische Methode“ wie Comte unter Bezugnahme auf das Wissen, das 

von subjektiven Elementen geprägt wird, d. h. vom Fehlen wissenschaftlicher Neutralität. 

Wissenschaftliche Neutralität ist nach Durkheim hergestellt, wenn die Soziologie ihre Ge-

genstände betrachtet, wie die Naturwissenschaft die ihren, nämlich als von sich getrennt 

und nicht sich selbst als einen Teil dieser Gegenstände und somit durch diese immer be-

einflusst begreifend (Chauí, 1981: 29). 

Die positivistische Konzeption des Begriffs durch Comtes kann als eine Ankündigung der 

Technokratie des 20. Jahrhunderts gelten. Wissenschaft wird im Positivismus als die ein-

zige Wahrheit angesehen und als die Spitze der Evolution der Menschheit: Wissenschaftli-

che Erkenntnisse sollen eine geistige Ordnung konstituieren und sind die Grundlage für den 

Aufbau einer bewussten vernünftigen Gesellschaftsordnung (Hauck, 1984: 26). Das im 

Werk von Durkheim gefundene Verständnis des Begriffs Ideologie hat aus marxistischer 

Sicht ideologische Aspekte. Es wird nämlich eine angebliche Neutralität zur Herrschaft ver-

wendet, und zwar in etwa so: Die universelle Idee, dass die Wissenschaft neutral, unab-

hängig von Klasseninteressen sei und ausschließlich die Wahrheit ausdrücke. All dies kann 

die Interessen der herrschenden Klasse legitimieren.  
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Die Marxsche Bedeutung von Ideologie geht genau auf die Frage der Universalisierung von 

partikularen Ideen in der Gesellschaft als Ausdruck der Unterdrückung einer Klasse ein. 

Der Begriff wird im Werk „Die Deutsche Ideologie“ 1848 von Karl Marx (1818 – 1883) und 

Friedrich Engels (1820 – 1885) geprägt. Friedrich Hegels (1770 – 1831) Denken sollte dabei 

weiterentwickelt werden, indem klassenbezogene Ideen eingeführt werden. Für Hegel sei 

jede besondere Philosophie nichts Anderes als eine Manifestation des menschlichen Geis-

tes und der Wahrheit; Ideologie ein universelles Konzept, das nicht in Bezug auf Klassen 

oder soziale Gruppen zu betrachten sei; für ihn besteht die Wahrheit im Ganzen, welches 

sich auf die Menschheit – unabhängig von ihren besonderen Manifestationen in der sozia-

len Klasse – bezieht (Iasi, 2007: 79). Ideologie heißt in marxistischer Lesart in erster Linie 

ein falsches Bewusstsein, eine Illusion, eine Täuschung, die jedoch eine weltliche Basis hat 

(Hauck, 1992: 9). Diese Täuschung wird schon im ersten Satz des Vorworts der Deutschen 

Ideologie genannt: „Die Menschen haben sich bisher stets falsche Vorstellungen über sich 

selbst gemacht, von dem, was sie sind oder sein sollen.“ (Marx & Engels, 1969: 13) 

Karl Mannheim (1893 – 1947) setzte sich mit dem Begriff auseinander und differenziert ihn 

in partikulär und total. Partikulär kennzeichnet dabei bestimmte ‚Ideen’ und ‚Vorstellungen’ 

des Gegners als Lüge und Verhüllung, welche im Kausalzusammenhang mit den Interes-

sen derer stehen, die die Ideen und Vorstellungen hervorrufen (Hauck, 1992: 20). Totale 

Ideologie ist dagegen der Begriff, „wenn er ‚die gesamte Weltanschauung des Gegners 

(einschließlich der Kategorien Apparatur) in Frage’ stellt und ‚auch diese vom Kollektivsub-

jekt her verstehen’ will (Hauck, 1992: 20 f.). Der totale Ideologiebegriff entspricht dem Marx-

schen Ansatz zum Begriff. Mannheim warf Marx jedoch folgende Kritik vor, er sei unfähig 

seinen eigenen Ideologiebegriff auf seine Weltanschauung anzuwenden (Hauck, 1992: 21). 

Es geht dennoch beim Marxschen Ideologiebegriff darum, dass die herrschende Klasse 

ihre realen Verhältnisse, die ihre Interessen gewährleistet, versteckt – auch vor sich selbst, 

um ihre Handlungsfähigkeit fortzuführen (Hauck, 1992: 27). Dies kann jedoch bei jeder so-

zialen Klasse, die die Hegemonie in der Gesellschaft hat, geschehen. Dabei geht es um die 

Frage der ständigen Kritik materieller Verhältnisse und ihrer Theorien (Széll, 1989: 181). 

Dies ist jedoch nicht das Thema dieser Arbeit. 

1.2.2 Marxscher Ideologiebegriff  

Ideologie kann als Ausdruck der Entfremdung8 angesehen werden, diese ist wiederum die 

Unterwerfung und Dehumanisierung des Menschen auf geistiger Ebene. In Bezug darauf 

 

8 Nach Marx habe die Organisation der Arbeit in der kapitalistischen Produktionsweise Entfremdung auf ver-
schieden Ebenen des Menschlebens und eine bestimmte dementsprechende Bewusstseinsform verursacht. 
„Entfremdung“ wird hier nach der Marxschen Auffassung benutzt. Bei der Entwicklung seiner Ansätze zu diesem 
Begriff beschäftigte sich Marx mit den Arbeitsbedingungen während der Industrialisierung des 19. Jahrhunderts 
– einer Zeit, in der die Arbeiter_innen, auch die Kinder, mehr als 14 Stunden pro Tag arbeiten mussten und 
keine Arbeitsrechte und -gewährleistungen hatten. In diesem Sinne deutet dieser Begriff auf eine widersprüch-
liche Auffassung der Menschen bezüglich der sozialen Verhältnisse hin. Integriert in einem kapitalistischen Ar-
beitsprozess entfremdet sich der Mensch gleichzeitig a) von der Natur, b) von sich selber, c) von der Menschheit 
(Vgl. Marx, 1968; Mészáros, 1973; Széll, 1989; Iasi, 2007). 
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behauptet Marx, dass Ideologie eine Inversion der gesellschaftlichen Verhältnisse sei. Der 

Ursprung dieser Inversion liegt jedoch in einer entfremdenden Praxis: 

„Wenn in der ganzen Ideologie die Menschen und ihre Verhältnisse wie in einer 
Camera obscura auf den Kopf gestellt erscheinen, so geht das Phänomen ebenso 
sehr aus ihrem historischen Lebensprozeß hervor” (Marx & Engels, 1969: 26) 

Beim historischen Materialismus wird dahingehend der Blick auf die Wirkung der gesell-

schaftlichen Verhältnisse (Produktionsverhältnisse) gerichtet, wie folgend von Marx und En-

gels dargestellt wird: 

„Die Tatsache ist also die: bestimmte Individuen, die auf bestimmte Weise produktiv 
tätig sind, gehen diese bestimmten gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse 
ein. Die empirische Beobachtung muß in jedem einzelnen Fall den Zusammenhang 
der gesellschaftlichen und politischen Gliederung mit der Produktion empirisch und 
ohne alle Mystifikation und Spekulationen aufweisen. Die gesellschaftliche 
Gliederung und der Staat gehen beständig aus dem Lebensprozeß bestimmter 
Individuen hervor; aber diese Individuen, nicht wie sie wirken, in der eignen oder 
fremden Vorstellung erscheinen mögen, sondern wie sie wirklich sind, d.h. wie sie 
wirken, materiell produzieren, also wie sie unter bestimmten materiellen und von 
ihrer Willkür unabhängigen Schranken, Voraussetzungen und Bedingungen tätig 
sind.” (Marx & Engels, 1969: 25) 

Bei der Analyse dieser Verhältnisse wird die Klassenfrage dadurch behandelt, dass die 

Erscheinung der wirklichen Verhältnisse von den in der Gesellschaft herrschenden Gedan-

ken verschleiert wird: 

“Die Gedanken der herrschenden Klasse sind in jeder Epoche die herrschenden 
Gedanken, d.h. die Klasse, welche die herrschende materielle Macht der 
Gesellschaft ist, ist zugleich ihre herrschende geistige Macht. Die Klasse, die die 
Mittel zur materiellen Produktion zu ihrer Verfügung hat, disponiert damit zugleich 
über die Mittel zur geistigen Produktion, so daß ihr damit zugleich im Durchschnitt 
die Gedanken derer, denen die Mittel zur geistigen Produktion abgehen, 
unterworfen sind. Die herrschenden Gedanken sind weiter Nichts als der ideelle 
Ausdruck der herrschenden materiellen Verhältnisse, die als Gedanken gefassten 
herrschenden materiellen Verhältnisse; also der Verhältnisse, die eben die eine 
Klasse zur herrschenden machen, also die Gedanken ihrer Herrschaft“ (Marx & 
Engels, 1969: 46)  

Dieser Ansatz führt zum Gegenteil einer metaphysischen Auffassung des Begriffs Ideolo-

gie. Wenn nicht das Bewusstsein der Menschen ihr Sein bestimmt, sondern vielmehr das 

gesellschaftliche Sein das Bewusstsein bestimmt (Marx, 1972: 9), entspricht diese Kon-

struktion nach dem historischen Materialismus einem auf materiellen Verhältnissen basie-

renden geistigen Prozess: 

“Die Vorstellung, die sich diese Individuen machen, sind Vorstellungen entweder 
über ihr Verhältnis zur Natur oder über ihr Verhältnis untereinander, oder über ihre 
eigne Beschaffenheit. Es ist einleuchtend, daß in allen diesen Fällen dieses 
Vorstellen der - wirkliche oder illusorische – bewußte Ausdruck ihrer wirklichen 
Verhältnisse und Betätigung, ihrer Produktion, ihres Verkehrs, ihrer 
gesellschaftlichen und politischen Organisation sind. Die entgegengesetzte 
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Annahme ist nur dann möglich, wenn man außer dem Geist der wirklichen, materiell 
bedingten Individuen noch einen aparten Geist voraussetzt. Ist der bewußte 
Ausdruck der wirklichen Verhältnisse dieser Individuen illusorisch, stellen sie in ihrer 
Vorstellung ihre Wirklichkeit auf den Kopf, so ist wiederum eine Folge ihrer 
bornierten materiellen Betätigungsweise und ihrer daraus entspringenden 
bornierten gesellschaftlichen Verhältnisse” (Marx & Engels, 1969: 25 f. Fußnote) 

Diese falschen Ideen, die Täuschung, die Selbsttäuschung, die das Konzept Ideologie 

durchdringen, haben ihre Grundlage in realen Phänomenen in der kapitalistischen Gesell-

schaft. Während die produzierenden Menschen Beziehungen schließen, werden Wertebe-

reich und Darstellungen der herrschenden Klasse reproduziert, als ob es ihre eigenen Dar-

stellungen wären und werden anschließend so selbstverständlich angenommen. Dies hat 

aber eine materielle Basis: 

“Diese Verallgemeinerung der Weltanschauung der herrschenden Klasse erklärt 
sich nicht nur durch den Besitz der ideologischen Mittel, aber auch grundsätzlich 
durch deren Übereinstimmung mit den konkreten Verhältnissen der Menschen und 
Klassen.” (Iasi, 2007) 

Entsprechend dient die Verallgemeinerung herrschender Gedanken durch Ideologie der 

Aufrechterhaltung bestimmter Produktionsverhältnisse in der Gesellschaft, d.h. ein großer 

Teil der Menschheit handelt gegen die eigenen Interessen und vertritt die durch Ideologie 

vertuschten Interessen weniger, nämlich die Interessen der herrschenden Klasse. Ideologie 

wird in diesem Kontext mit der Aussage von Kosik nachvollziehbarer: 

“Im praktisch-utilitaristischen Umgang mit den Dingen, in dem die Wirklichkeit als 
eine Welt der Mittel, Ziele, Werkzeuge, der Bedürfnisse und ihrer Befriedigung 
erscheint, bildet sich das ‚engagierte’ Individuum Vorstellungen über die Dinge und 
erarbeitet sich ein ganzes System entsprechender Anschauungen, das die 
Erscheinungsform der Wirklichkeit festhält und fixiert” (Kosik, 1970: 7 f.) 

Demnach ist der falsche Schein nicht nur falsch, nicht nur Täuschung und Selbsttäuschung, 

sondern eine Stütze des Status quo, der bestehenden Herrschaftsverhältnisse (Hauck, 

1992: 15; Iasi, 2007: 80) und bezieht sich Hauck zufolge auf drei Illusionen: 1) auf die an-

geblich gemeinsamen Interessen zwischen Bourgeoisie und der Arbeiterklasse – die 

Klasse, „die von der Arbeit lebt“ (Antunes, 2008: 91); 2) auf die angebliche Freiheit im Ka-

pitalismus und 3) auf die angeblich ewig bleibende und natürliche Notwendigkeit der kapi-

talistischen Verhältnisse (Hauck, 1992: 30). 

Zusammenfassend lässt sich behaupten, dass die konkreten Verhältnisse der Menschen in 

der kapitalistischen Gesellschaft eine solche Bedingung produzieren, in der die Ideologie 

einen Raum findet, sich zu verbreiten und die Ideen der herrschenden Klasse bei den 

Individuen und Institutionen zu verstärken und zu rechtfertigen. So werden politische 

Entscheidungen zugunsten einer herrschenden Klasse getroffen: 

“In der gesellschaftlichen Produktion ihres Lebens gehen die Menschen bestimmte, 
notwendige, von ihrem Willen unabhängige Verhältnisse ein, 
Produktionsverhältnisse. (…) Die Gesamtheit dieser Produktionsverhältnisse bildet 
die ökonomische Struktur der Gesellschaft, die reale Basis, worauf sich ein 
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juristischer und politischer Überbau erhebt und welchem bestimmte 
gesellschaftliche Bewußtseinsformen entsprechen.“ (Marx, 1972: 8) 

Dabei wird laut Louis Althusser (zitiert nach Hauck, 1984: 166) eine strukturelle Kausalität 

beobachtet. Dadurch, dass die Entstehung des modernen Staates eine Bedingung zur Ent-

wicklung, Rechtfertigung und Weiterentwicklung des Kapitalismus ist, entsteht dabei ein 

inhärenter Widerspruch: Einerseits rechtfertige der Staat die Interessen des Kapitals, an-

derseits gewährleisten die sozialen Politiken die Fortexistenz der Arbeiterklasse. Dies ist 

jedoch länderspezifisch dadurch unterschiedlich, dass die Rolle des Staates bezüglich der 

Gewährleistung der Fortexistenz der Arbeiterklasse in Industrieländern trotz Ankündigung 

der Steigerung der Armut noch gelten mag; in Entwicklungsländern wie Brasilien, werden 

die in den letzten Jahrhunderten entstandenen sozialen Politiken trotz des in der Verfas-

sung verankerten Beteiligungsprinzips dadurch umgesetzt, dass sie die Interessen der be-

troffenen Adressaten nicht angemessen vertreten. Dies wurde in dieser Arbeit untersucht, 

indem die Interessen der herrschenden Klasse mit Hilfe des Marxschen Ideologiebegriffs 

enthüllt werden konnten. 

Es ist anzunehmen, dass die Tatsache, dass die unterdrückten Minderheitsgruppen die 

Einstellung der anderen Klassen annehmen, kein Produkt einer kritischen Erarbeitung der 

Wirklichkeit darstellt, sondern dem Resultat einer entfremdenden Praxis im Sinne von An-

tonio Gramsci entspricht: 

„Der aktive Mensch aus der Masse handelt praktisch, hat aber kein klares 
theoretisches Bewußtsein dieses seines Handelns, das auch eine Erkenntnis der 
Welt ist, indem es sie verändert. Sein theoretisches Bewußtsein kann sogar 
historisch gesehen im Gegensatz zu seinem Handeln stehen. Man kann beinahe 
sagen, er habe ein zweifaches theoretisches Bewußtsein (oder ein 
widersprüchliches Bewußtsein): ein sein Handeln impliziertes Bewußtsein, das ihn 
real mit allen seinen Mitarbeitern in der praktischen Veränderung der Wirklichkeit 
vereint, und ein oberflächlich expliziertes oder verbales, aus der Vergangenheit 
übernommenes, kritiklos akzeptiertes Bewußtsein. Dennoch ist diese ‚verbale’ 
Anschauung nicht ohne Konsequenzen: sie verknüpft ihn mit einer bestimmten 
gesellschaftlichen Klasse, beeinflußt sein moralisches Verhalten, seine 
Willensrichtung in mehr oder minder energischer Weise, möglicherweise in einem 
Grad, daß die Widersprüchlichkeit des Bewußtseins keine Aktion, keine 
Entscheidung, keine Wahl mehr erlaubt und einen Zustand moralischer und 
politischer Passivität bewirkt.“ (Gramsci, 1967: 138)  

In der untersuchten Fallstudie ging es um die Beteiligung derjenigen Arbeiter_innen, die 

seit Jahrzehnten in informellen Arbeitsverhältnissen mit dem Staat und privaten Verwer-

tungssektor stehen. Als soziale Akteure präsentieren sie sich als am stärksten gefährdete 

Gruppe in diesem Spannungsfeld der Umsetzung der brasilianischen Abfallpolitik. Das Kol-

lektiv stellt in bestimmten Fällen lediglich eine Form dar ihre Forderungen zusammenzufas-

sen. Entscheidungsfindungen können somit eine sofortige Begünstigung bewirken, dadurch 

werden sie jedoch auch unterdrückt. Auch wenn die Vorteile der kollektiven Organisation 

nicht unmittelbar in der Gesellschaft deutlich werden, können Partizipationsprozesse als 

ein Lernprozess angesehen werden, wenn man diese aus einer historischen Perspektive 

betrachtet (Széll, 1989a: 3). 
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1.2.3 Teilnehmende Beobachtung 

Der empirische Teil dieser Forschung wurde im Zeitraum vom 9. Mai 2011 bis zum 22. Juni 

2012 durchgeführt. Es handelt sich dabei um eine teilnehmende Beobachtung an den Par-

tizipationsräumen des Schließungsprozesses der seit Juni 2012 als Abfallablagerungsan-

lage inaktiven Metropoldeponie Jardim Gramacho, die eine der größten „kontrollierten“ De-

ponien9 Lateinamerikas war (Vgl. Kumbriegel, 2009, zitiert nach Ribeiro, 2013). Auf dieser 

Deponie waren über tausend10 Wertstoffsammler_innen beschäftigt. Davon waren circa 150 

Wertstoffsammler_innen Mitglieder in fünf kollektiven Organisationen. 

Als teilnehmende Beobachtung wird in dieser Arbeit „eine Feldstrategie, die gleichzeitig 

Dokumentenanalyse, Interviews mit Interviewpartnern und Informationen, direkte Teil-

nahme und Beobachtung sowie Introspektion kombiniert“ verstanden (Denzin, zitiert nach 

Flick, 2010: 287). 

An dieser Stelle ist es wesentlich darauf hinzuweisen, dass der Einstieg ins Feld anlässlich 

eines Treffens Anfang Mai 2011 mit den Führungskräften der Bundesbewegung der Wert-

stoffsammler_innen (MNCR) im Bundesland Rio de Janeiro erfolgte. Diese Führungskräfte 

hat die Forscherin im Juli 2010 – einen Monat vor Verabschiedung der NAbfP – auf dem II. 

Kongress der MNCR in Bundesland Rio de Janeiro kennengelernt. Die Verabschiedung 

dieses Gesetzes war überraschend, da sein Entwurf seit 20 Jahren im brasilianischen Kon-

gress diskutiert wurde. Dadurch änderten sich die Rahmenbedingungen der Abfallwirtschaft 

im Lande grundlegend, und den Wertstoffsammlern_innen wurde durch die Gesetzgebung 

ermöglicht, ihre Rechte einer menschenwürdigen Arbeit in der Abfallwirtschaft geltend zu 

machen. 

 

9 Die kontrollierte Deponie ist die Bezeichnung für die Abfallbeseitigung in Bereichen, in denen teilweise um-
weltverträgliche Regelungen eingehalten werden. Dies geschieht in der Regel durch die Abdeckung der Abfälle 
mit inertem Material (Erde), aber ohne Sammlung und Verarbeitung des Sickerwassers und Sammlung und 
Verbrennung von Biogas. Normalerweise arbeiten Wertstoffsammler_innen in solchen Anlagen. 
10 Genaue Daten über die Anzahl der Wertstoffsammler_innen der Metropoldeponie Jardim Gramacho liegen 
jedoch nicht vor. Die Anzahl von 1.217 Wertstoffsammler_innen wurde 2011 in einem Bericht über die sozio-
ökonomischen Zustände des Viertels Jardim Gramacho vom Institut für Arbeits- und Gesellschaftsstudien 
(IETS) im Auftrag des ländlichen Umweltamts (SEA) Rio de Janeiros veröffentlicht. Nach Angabe der Bundes-
bewegung der Sammler_innen von verwertenden Materialen (MNCR) waren es 1.162 Wertstoffsammler_innen. 
Diese Zahl wurde in einem Bericht über die Wertstoffsammler_innen der Deponie Jardim Gramacho angege-
ben, die die Führungskräfte dieser Bewegung im Oktober 2011 bei der Bundesregierung Rios de Janeiro pro-
tokollierten (Beobachtungsprotokoll, 26.10.2011). Im Jahr 1996 wurden 996 Abfallsammler_innen von der mit 
den Abfallbeseitigungsdiensten beauftragten Queiroz Galvão A.G. registriert (IBASE, 2005: 12). 2004 wurden 
in einer Studie 1.700 Wertstoffsammler_innen angegeben (IBASE, 2005: 19). Cardoso nennt 1.558 Abfallsamm-
ler_innen im Jahr 2004. Diese Autorin weist darauf hin, dass diese Anzahl nicht exakt ist, weil eine Kontrolle 
über die Wertstoffsammler_innen, die in der Nacht arbeiten, unmöglich war. Sie erwähnt darüber hinaus, dass 
der Direktor des COMLURB, Jose Henrique Penido, glaubte, dass es über 3.000 Wertstoffsammler_innen gäbe, 
die über die Moorgebiete in die Deponie eingehen (Cardoso, 2004:7). Bastos gibt die Anzahl von 1.200 Wert-
stoffsammler_innen in der Deponie an (2008: 92). Einige Wertstoffsammler_innen sprechen auch von über 
3.000 arbeitenden Menschen in den 1980er Jahren (Beobachtungsprotokolle, 30.09.2011). Ein Bericht über die 
„sozialen Verhältnisse der Abfallsammler_innen“ vom brasilianischen Institut für angewandte wirtschaftliche 
Forschung (IPEA) nennt eine Zahl von 3.000 Wertstoffsammler_innen (Brasil, 2013: 38). Der kommunale Ab-
fallwirtschaftskonzept Rio de Janeiros gibt die Zahl von aktiven und inaktiven 1.709 Wertstoffsammler_innen 
am Ende des Prozesses der Schließung der Deponie an (Rio de Janeiro, Gemeinde, 2016: 33). Es wird in 
dieser Arbeit von 1.162 bis 1.709 Wertstoffsammler_innen ausgegangen. 
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Bei diesem ersten Treffen wurde es evident, dass aus Sichtweise der Führungskräfte der 

MNCR erstens die Umsetzung der NAbfP eine große Veränderung in der Arbeit der Wert-

stoffsammler_innen verursachen würde und zweitens das Verhältnis der städtischen Träger 

der Abfallwirtschaft Rio de Janeiros und der zur Umsetzung der NAbfP im Bundesland Rio 

de Janeiro bzw. des im Rahmen der Schließung der Deponie Jardim Gramacho zuständi-

gen Umweltamtes (SEA) mit den betroffenen Wertstoffsammlern_innen von Unklar- und 

Unsicherheiten geprägt sein würde. Es ist zu berücksichtigen, dass die Sitzungen des 

Schließungsprozesses der Deponie seit Januar 2011 (vier Monate vor diesem ersten Tref-

fen mit den Führungskräften) stattfanden. 

Aufgrund des Prozesscharakters dieser Umstände wurde die Methode der teilnehmenden 

Beobachtung gewählt. Diesbezüglich stellt die verwendete Methode nicht nur eine Erhe-

bungsmethode dar, sondern auch einen Lernprozess der Forscherin: „Im Kern geht es da-

bei immer um die Beziehung zwischen theoretischer Konstruktion und empirischer Be-

obachtung der Erkennung“ (Scholz, 2005). Dies passt auch mit der ausgewählten For-

schungsmethodologie des Marxschen dialektischen Materialismus’, die eine Bewegung 

zwischen der beobachteten Realität und der Formulierung von theoretischen Annahmen 

(Pendel zwischen Praxis und Theorie) für die Erarbeitung sozialwissenschaftlicher Erkennt-

nisse voraussetzt. Darüber hinaus beziehen sich die in dieser Arbeit dargestellten Frage-

stellungen auf die Erscheinungen und Wechselwirkungen von Verhältnissen, die erst bei 

der Sicht des Ganzen zu begreifen sind. Die Beteiligungsforen im Rahmen des Schlie-

ßungsprozesses der Deponie Jardim Gramachos sind als ein Ganzes zu verstehen, die in 

mehreren Sitzungen und Veranstaltungen gebildet wurden11.  

Die Spontanität der Entwicklung des Feldes bewies in den ersten Wochen zu Beginn der 

Feldforschung, dass die Entscheidung richtig getroffen worden war. Durch die Untersu-

chung wurde die Fähigkeit der Wertstoffsammler_innen aufgezeigt, Forderungen bezüglich 

des Schließungsprozesses zu stellen und der ländlichen und kommunalen Regierung Rio 

de Janeiros, konkrete Maßnahmen zu ergreifen. Die teilnehmende Beobachtung bot die 

Möglichkeit, zusammenhängende relevante Interessen innerhalb des „Gramachos Prozes-

ses“ aus der Perspektive der Interaktion und der Handlungen der beteiligten gesellschaftli-

chen Akteure wahrzunehmen. Diese empirische Methode war also deswegen geeignet, da 

ein konkretes Bild des umgesetzten Begriffes „soziale Inklusion und wirtschaftliche Eman-

zipation“ aus der Perspektive der betroffenen Wertstoffsammler_innen herausgebildet wer-

den konnte (vgl. Flick, 2015). Bei der Feldforschung ging es um einen begrenzten Prozess 

und das beobachtete Phänomen bestand aus einer Reihe von Wechselwirkungen. Daher 

hätte die Verwendung von anderen Methoden – wie etwa strukturierte Fragebögen – die 

sachgemäße Evaluation der sozialen Verhältnisse nicht zugelassen. In diesem Sinne be-

fürwortet Flick die teilnehmende Beobachtung: 

„Insgesamt wird bei diesen Verfahren der Akzent daraufgelegt, daß 
Handlungsweisen nur der Beobachtung zugänglich seien, Interviews und 
Erzählungen als Daten nur Darstellungen über diese anbieten. Vielfach wird mit der 

 

11 Siehe Anhang 1. 



29 

Beobachtung der Anspruch verbunden, herauszufinden, wie etwas tatsächlich 
funktioniert oder abläuft.“ (Flick, 1995: 152) 

Die beteiligten Akteure spielten oft verschiedene Rollen, je nach der Situation, in der sie 

sich befanden. Diese enthüllten neue soziale und politische Einstellungen sowie Widersprü-

che. Die Wahrnehmung dieses Kontexts führte dazu, dass die Feldforschungsfrage mehr-

mals neu strukturiert wurde. Dieser Neuaufbau von Fragen gehört zur angewandten Me-

thode: Bei der teilnehmenden Beobachtung sind „Forschungsprozess und -logik offen, fle-

xibel, opportunistisch und [verlangen] dauernde Neudefinitionen des Problems auf Basis 

von Fakten, die in konkreten Settings menschlicher Existenz erhoben wurden“ (Flick, 2010: 

287). Dazu ist zu ergänzen, dass die Methode der Forscherin ermöglichte, „Antworten zu 

bekommen“, ohne Fragen stellen zu müssen, wie Foote Whyte (1993: 303) in „Street Cor-

ner Society“ betont: 

“As I sat and listened, I learned the answers to questions that I would not even have 
had the sense to ask if I had been getting my information solely on an interviewing 
basis. I did not abandon questioning altogether, of course. I simply learned to judge 
the sensitiveness of the question in a sensitive area when I was sure that my 
relationship to the people involved was very solid.” 

In der Diskussion über die Grenzen der teilnehmenden Beobachtung wird jedoch oft das 

Problem der Rolle der Forscher_innen in den beobachteten Räumen angesprochen, d.h. 

die Distanz zu dem erforschten Objekt zu halten. Auf der einen Seite müssten die For-

scher_innen als soziale Figur im Feld die Funktion des Engagiertseins ausüben, auf der 

anderen Seite müssten sie darauf bedacht sein, die Distanz des „professionellen Fremden“ 

zu halten, um die angemessene Wissenschaftlichkeit bei der Datenerhebung zu behalten; 

nichtsdestotrotz müssen beide Funktionen dialektisch vereinbart werden können (Koepping 

zitiert in Flick 1995: 161). Zwar hat die Forscherin das Gleichgewicht zwischen einer gewis-

sen Aktivität und dem Stillstand im Feld erlernt, aber sie hat eine bestimmte Rolle im For-

schungsfeld gespielt, die nicht mit ihrer Forschungsfrage unmittelbar in Bezug stand, aber 

ihre Anwesenheit im Feld rechtfertigte und erweiterte – eine Erklärung dafür wurde gegeben 

(Foote Whyte, 1993: 300). 

Bei der Teilnahme am Beteiligungsraum zur Diskussion von „Arbeit und Einkommen“ hat 

die Forscherin die Rolle als Berichterstatterin angenommen. Später, als ein anderer Betei-

ligungsraum, der „Führungskräfterat der Wertstoffsammler_innen“, von den Wertstoff-

sammler_innen selbst organisiert wurde, hat die Forscherin weiter diese Tätigkeit ausgeübt. 

Bezüglich der Lage der Forscherin im Feld war dieses Ereignis ein Signal ihrer Anpassung 

und Akzeptanz im Feld. Solche außerordentliche Tätigkeit konnte einerseits die For-

schungsfrage entwickeln und erweitern. Anderseits konnte es das beobachtete Feld beein-

flussen, was ein Merkmal der teilnehmenden Beobachtung darstellt (Flick, 2010: 287). Da-

her besteht durch die Tatsache, dass die Forscherin die Sitzungsprotokolle der Sitzungen 

„Arbeit und Einkommen“ und später des Führungskräfterats schrieb, kein Problem für die 

Gültigkeit der erhobenen Daten. Daraus kann man sogar Einiges feststellen. Die Besetzung 

des Berichterstatters mit einem „äußeren Akteur“ kann auf die Schwierigkeit dieser sozialen 

Gruppe hinweisen, ihre Organisationsprozesse zu registrieren. Dies kann die Kontrolle von 

in den Sitzungen beschlossen Abkommen beeinträchtigen. Ebenso kann dies allerdings 
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auch als ein Beitrag zur Organisation und Registrierung der historischen Entwicklung die-

ses Partizipationsraums angesehen werden. Zuletzt deutet das auf Kompetenzmangel bei 

der Gruppe hin. Die Ausfüllung einer Teilnehmerrolle (Flick, 2010: 287) ermöglichte der 

Forscherin den Zugang zu bestimmten geschlossenen Sitzungen zwischen den Wertstoff-

sammlern_innen untereinander und auch zu denen mit anderen in den Schließungsprozess 

der Deponie einbezogenen Akteuren, da sie eine Rolle im Feld spielte – „Andréa ist bei uns. 

Sie schreibt unsere Sitzungsprotokolle. Sie muss dabei sein“ (A, weiblich, 41 Jr., Beobach-

tungsprotokoll, 26.10.2011). 

Während der Untersuchungsperiode wurde ein Tagebuch geführt, in dem Informationen 

über die Teilnehmer, das Geschehen, Fragen und Probleme aufgezeichnet wurden. Hinzu 

kommt außerdem die Kommunikation durch Telefonate und E-Mails mit Schlüsselperso-

nen. Beobachtungsprotokolle wurden aus diesem Tagebuch, Kommunikationen und aus 

der Transkription der mit einem Recorder aufgenommenen, teilgenommenen Sitzungen 

bzw. Veranstaltungen erarbeitet. Diese Texte wurde nach der Methode des offenen, axialen 

und selektiven Kodierens (Flick, 2010: 388-395) mit Hilfe des Computerprogramms 

MAXQDA12 kategorisiert. Dies zielte darauf ab, Kategorien und Relationen und damit The-

orien zu entwickeln. Die Datenbasis umfasst über die Beobachtungsprotokolle hinaus eine 

Reihe von Dokumenten, wie Zeitungen, Flugblätter, Gesetzeskopien, Zeichnungen und An-

wesenheitslisten usw., sowie digitale Dateien von Projekten und Plänen des Schließungs-

prozesses. Diese dienten als Ergänzungsmethode, um eine größere Aussagekraft der Er-

gebnisse zu vermitteln. Darüber hinaus werden in die Forschungsergebnisse Informationen 

einbezogen, die ab dem Ende der teilnehmenden Beobachtung erhoben wurden, die aber 

in Zusammenhang mit dem noch laufenden Prozess der Inklusion der Wertstoffsammler_in-

nen der Deponie Jardim Gramacho in die Abfallwirtschaft der Gemeinde Duque de Caxias 

stehen. Eine Liste, die alle Treffen, Sitzungen und Veranstaltungen, die ich während der 

teilnehmenden Beobachtung besuchte, beinhaltet, befindet sich im Anhang 1. 

1.2.4 Stellenwert der Forschung 

Ausgegangen davon, dass Forschung Interessen vertritt und von öffentlichen und privaten 

Institutionen finanziert wird, stellt der Übergang vom 20. ins 21. Jahrhundert in Brasilien die 

Zeitperiode dar, in der das Thema „soziale Inklusion“ von den öffentlichen Universitäten 

und vom Ministerium der Wissenschaft und Technologie u.a. öffentlichen Instituten bevor-

zugt wurde (Secco, 2013). Diesbezüglich wurden von 1995 bis 2010 198 Masterarbeiten 

und 43 Dissertationen in Brasilien veröffentlicht, die als zentrales Thema die Wertstoff-

sammler_innen im Verhältnis zum Genossenschaftswesen, zur Familie, zu psychischer Ge-

sundheit oder Solidarischer Ökonomie behandeln (Secco, 2013). 

Die meisten wissenschaftlichen Arbeiten, die die Lage der informellen Abfallsammlung in 

Brasilien betrachten und im Laufe der Erarbeitung dieser Forschungsergebnisse studiert 

wurden, erkennen deren Beitrag zu Umwelt und öffentlichem Gesundheitswesen an. Die 

 

12 MAXQDA, Software für qualitative Datenanalyse, 1989 – 2017, VERBI Software. Consult. Sozialforschung 
GmbH, Berlin, Deutschland. http://www.maxqda.com 
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Mehrheit der Studien stellen die Wertstoffsammler_innen als Sozialhilfeberechtigte und 

nicht als Arbeiter_innen dar, obwohl sie darauf abzielen, die Vulnerabilität dieser Gruppe 

von Gruppe in Verhältnis zu den ökonomischen Strukturen zu betonen. 

Basierend auf dem Begriff der „sozialen Exklusion“, welcher ökonomische, politische und 

soziale Ausgeschlossenheit kennzeichnet, wird erwähnt, dass sich diese Arbeiter_innen 

innerhalb der Wertschöpfungskette des Verwertungssektors in ausgebeuteten Verhältnis-

sen befinden (Rancura, 2005; Arenhart, 2006; Bastos, 2008). Es wird auch die Abhängigkeit 

des formellen Verwertungssektors vom informellen Abfallsammlungssektor berücksichtigt 

(Bensen, 2006; Bastos & Araújo, 2015). Die Aneignung der Produkte des informellen Sek-

tors in den Prozessen der Kapitalakkumulation trat aber hinter dieser Betrachtungsweise 

zurück. Magera (2003) erwähnt jedoch einen kausalen Zusammenhang zwischen dem 

Scheitern der Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen und Kapitalmangel und 

Ausbeutung im privaten Sektor. Eine Erörterung dieser Frage als eine Einordnung dieser 

Arbeiter_innen in die gesamtgesellschaftliche Arbeit erfolgt erst bei Bosi (2008), Burgos 

(2008) und Melo & Souto (2011), die Marxsche Kategorien in Betracht ziehen. Bosi (2008) 

stellt den Zusammenhang zwischen der Entwicklung der Verwertungsindustrie in Brasilien 

ab den 1990er Jahren und den an der Zunahme der Zahl der im informellen abfallwirtschaft-

lichen Sektor tätigen Menschen dar. Burgos (2008) erklärt die dabei entstehende Mehrwert-

produktion. Melo & Souto (2011) werfen die Frage nach der Mediation des modernen Staats 

bei den Beziehungen zwischen Wertstoffsammler_innen und Kapital auf.  

Über diese Ansätze hinaus, die mit dem Interesse der vorliegenden Arbeit übereinstimmen, 

werden hier die Verhältnisse zwischen diesem informellen Sektor und der Kapitalakkumu-

lation im öffentlichen Dienst (Abfallbehandlungssektor) beleuchtet. Obwohl dieses Ergebnis 

erst nach der Analyse der Ware „Wertstoff“ nach der Marxschen Werttheorie geliefert wer-

den konnte, wird hier dargestellt, dass die Haupttätigkeit der Wertstoffsammler_innen in 

Rahmen der Zirkulation von Waren nicht eingegliedert werden kann: Sie leisten eine logis-

tische Tätigkeit im Bereich des abfallwirtschaftlichen Dienstes zur Erfüllung der staatlichen 

Funktion, Abfälle umweltverträglichen zu entsorgen (Barros & Garcia, 2016). Dies ist we-

sentlich für die Erarbeitung des Konzepts der „sozialen Inklusion und wirtschaftlichen 

Emanzipation“. 

Oliveira (2008) behandelt im Bereich der Rechtssoziologie die Frage der Rolle des Staates, 

„Spezialrechtsnormen“ zur Armutsbekämpfung im Rahmen der Förderung des Genossen-

schaftswesens zu erlassen. Diesbezüglich bewegt sich die Frage der sozialen Inklusion 

vom ökonomischen zum politischen Feld (Melo & Souto, 2011). Dabei kann ein Irrtum bei 

der Betrachtung der Arbeit der Wertstoffsammler_innen entstehen, der zur Rechtfertigung 

der herrschenden Ideologie ausgenutzt wird. Es sei denn, die Beauftragung der Genossen-

schaften von Wertstoffsammler_innen mit den abfallwirtschaftlichen Dienstleistungen steht 

im Vordergrund, sonst herrscht die Auffassung, dass die Wertstoffsammler_innen dem 

Staat bei der Verwirklichung der staatlichen Funktion des Umweltschutzes „helfen“ (Bastos 

& Araújo 205), indem sie die soziale Funktion ihrer kollektiven Unternehmen verwirklichen. 

In diesem Sinn bedeutet „soziale Inklusion und wirtschaftliche Emanzipation“ die Erlaubnis, 

sich weiter mit dieser Tätigkeit zu beschäftigen und sich durch den Markt zu emanzipieren. 

Dies wird durch den Ansatz des Unternehmertums begründet. 
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Die politische Entscheidung, die Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen mit dem 

öffentlich getrennten Abfallsammlungsdienst zu beauftragen, wird innerhalb des Span-

nungsfeldes zwischen Staat, privaten Abfallentsorgungsunternehmen, Genossenschaften 

von Wertstoffsammler_innen getroffen. Dabei tauchen bestimmte dominierenden Konzepte 

auf: a) Politik zur Förderung des Genossenschaftswesens wird als Sozialhilfe angesehen; 

b) Bei der Ablehnung „Sozialhilfe“ sind die Genossenschaften in der Lage, im Markt ge-

nauso wie alle anderen Unternehmen des abfallwirtschaftlichen Sektors zu handeln.  

Diese Ansätze begründen die unangemessenen Investitionen zur Förderung des Genos-

senschaftswesens im Sektor: „Arme Politik für arme Menschen“, so äußerte sich eine Füh-

rungskraft der Bundesbewegung der Sammler_innen von verwertbaren Stoffen, bei einer 

Sitzung im Rahmen des Schließungsprozesses der Deponie Jardim Gramacho im Juli 2011 

(S., männlich, 32 Jr., Beobachtungsprotokoll, 14.07. 2011). 

Diese Problematik scheint nur das Feld der Förderung des Genossenschaftswesens zu 

berühren. Dennoch wird die ökologische Frage mit einbezogen. Die Kapitalakkumulation 

kann ein Hindernis für die ausgeglichene Umsetzung der Dimensionen der Nachhaltigkeit 

sein. Wie sehen die Lösungen aus, wenn Abfälle einerseits zu vermeiden sind und gleich-

zeitig dabei Profit erzeugt wird? Die Betrachtung dieser Problematik seitens der Entschei-

dungsträger bezieht die Marktlogik mit ein, indem Verwertung eine Strategie zum Umgang 

mit der Umweltkrise in diesem Bereich ist, die auch im Einklang mit der ökonomischen Di-

mension der Nachhaltigkeit sei. Wie wird die von Frantz (2006) und Andrioli (2007) bear-

beitete Frage der ökonomischen und politischen Dimension des Genossenschaftswesens 

als potentieller Antrieb für soziale Veränderung in Bezug auf die Umwandlung des informel-

len Sektors zu einem formellen behandelt? Ist der „Umgang mit den Symptomen der Um-

weltkrise [als] eine neue Strategie der Kapitalakkumulation“ (Meszáros, 2002) zu verste-

hen? 

Indem in einer nachhaltigen Gesellschaft die Existenz der Menschheit in besserer Lebens-

qualität anzustreben sei, stellt sich die Beteiligung und Förderung der Zivilgesellschaft als 

wesentlich zur Erreichung eines besseren Umgangs mit der Umwelt und gleichzeitig für 

bessere Lebensbedingungen für die Menschen, besonders für die Ärmsten, dadurch dar, 

dass die Zivilgesellschaft die Politik steuern könnte. Auf diese Weise werden nicht nur die 

Wertstoffsammler_innen, sondern auch die ganze Zivilgesellschaft in die Abfallwirtschaft 

einbezogen. Dabei muss jedoch der Einfluss von Klassenverhältnissen bei der Entschei-

dungsfindung in Betracht gezogen werden. Dies bezieht sich nicht nur auf die Rolle des 

Staats, der die kapitalistische Funktion rechtfertigt, sondern auch auf die Annahme der Ide-

ologie der herrschenden Klasse seitens der Unterdrückten. In Wirklichkeit übernimmt der 

Unterdrückte die Werte der Unterdrücker, die als Vorbild gelten (Freire, 2005). 

In der vorliegenden Arbeit wurde die Aufmerksamkeit insbesondere auf die Wechselbezie-

hungen der im abfallwirtschaftlichen Sektor informellen Arbeiter_innen in den Beteiligungs-

räumen gerichtet, und zwar (1) untereinander; (2) mit dem Staat; (3) mit dem privaten Ab-

fallbehandlungssektor. Dies erfolgte durch die Verbindung unterschiedlicher Disziplinen, 

denn „die Untersuchung der Veränderungen im Arbeitsprozeß [ist] notwendigerweise ein 

interdisziplinärer Ansatz, da der Mensch in seiner Totalität betroffen ist. D.h. daß 
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ökonomische, soziologische, psychologische, juristische, medizinische, arbeitswissen-

schaftliche und technologische Aspekte nicht nur additiv, sondern integriert werden müs-

sen, d.h. Gesellschaftswissenschaften in einem umfassenden Sinn.“ (Széll, 1981: 3)  

Dabei wird mit der vorliegenden Arbeit beabsichtigt, einen politischen und wissenschaftli-

chen Beitrag zu leisten: Da die Arbeit der Wertstoffsammler_innen nicht nur in Brasilien, 

sondern in allen Entwicklungsländern, auf informellen Verhältnissen aufgebaut wird, wird 

dadurch einen Beitrag zu der in der Arbeitssoziologie stattfindenden Diskussion über die 

wirtschaftliche Beteiligung zu leisten gestrebt, dass die informelle Arbeitskette in deren kon-

kreten Bezug zum Großkapital und die Strategie der Ausweitung der Kapitalakkumulation 

des informellen Sektors erläutert werden. In der Absicht, die Dynamik dieses Kontextes zu 

verstehen, entwickelten sich bestimmte Ansätze, die einen Beitrag zur Frage der Aktualität 

der Marxschen Methode und deren für die Erklärung der kapitalistischen Gesellschaft erar-

beiteten Kategorien bezüglich der widersprüchlichen Verhältnisse zwischen Kapital und Ar-

beit im Bereich der allgemeinen Soziologie leisten. Dabei berührt die Arbeit auch die Frage 

des Rechts als Rechtfertigung von Klasseninteressen im Rahmen der Rechtssoziologie. Im 

Feld der Sozialwissenschaften in Deutschland öffnen sich neue Forschungsperspektiven 

zum Verständnis informeller Verhältnisse in der Abfallwirtschaft und deren Formalisierung 

(Lange et al, 2011; Lange, 2013). Dies berührt auch die Frage der Wissensvermittlung in 

der globalen Arbeitsteilung und die Rolle, die der informelle Sektor dabei einnimmt. 
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2. Ideologiekritik des Nachhaltigkeitsprinzips 

“It is really not understandable in respect to the level of technical and 
economic development of the richest nations that there still exists 
hunger, social diseases, lack of education even with these nations 
whereas the world-wide production would suffice to guarantee a 
decent for everyone. Most basic needs are especially in the 
countries of the Southern hemisphere not covered” (Széll, 1989b: 4) 

Das Konzept der Nachhaltigkeit wurde der Autorin Pufé zufolge im 16. Jahrhundert erstmals 

im Bereich der Forstwirtschaft von Carl Carlowitz wie folgt formuliert: „Es sollte in einem 

Wald nur so viel abgeholzt werden, wie sich binnen gewisser Zeit auf natürliche Weise 

regenerieren konnte.“ (Pufé, 2014: 16). Im Lauf der Zeit geriet dieser Begriff jedoch weitge-

hend in Vergessenheit und wird erst wieder in die Öffentlichkeit geholt, als durch die belas-

tenden Folgen der industriellen Produktionsweise wie Luftverschmutzung und Umweltzer-

störung in den Industrieländern der Druck der Bevölkerung und der Wissenschaft immer 

stärker wurde (O’Oliveira, 2016: 37).  

Offensichtlich – so die mediale und wissenschaftliche Wahrnehmung – war die Umsetzung 

des eingeführten Nachhaltigkeitskonzeptes nicht sehr erfolgreich und mündet in das Kon-

zept der „Grünen Wirtschaft“, in dem geradezu eine ‚Versöhnung‘ zwischen Produktion und 

Umwelt deklariert wird. Es steht jedoch in Frage, ob im Rahmen der Grünen Wirtschaft das 

Nachhaltigkeitsprinzip gewährleistet werden kann, wenn die alten ursprünglichen Verhält-

nisse zwischen kapitalistischer Produktionsweise und Natur auf Basis der ausgebeuteten 

Arbeitsverhältnisse immer noch bestehen, welche die ökologische und soziale Krise be-

stimmen. Ist die Grüne Wirtschaft also neuer Ausdruck bzw. das neue „Outfit“ der Hegemo-

nie der herrschenden Klasse in der Gesellschaft?  

2.1 Die Wechselwirkung zwischen Mensch und Natur im Kapitalismus 

In der Beziehung des Menschen zur Natur stellt Arbeit zum einem das Wesen des Men-

schen und gleichzeitig das Fundament der Gesellschaft dar. Dies deutet darauf hin, dass 

die Art und Weise, wie Arbeit in der Gesellschaft organisiert wird, die gesellschaftliche Ent-

wicklung bestimmt und die verschiedenen gesellschaftlichen Epochen prägt.  

Die Natur stellt die materielle Basis dar, auf die der Mensch sein produktives Leben aufbaut: 

„Für das Besorgen ist die Natur ein Laboratorium und eine Rohstoffbasis, und die Bezie-

hung des Menschen zu ihr ist die des Unterwerfers und Schöpfers zu einem Material.“ (Ko-

sik, 1970: 69). Natur ist die äußerliche materielle Welt:  

„Die Natur als das den Menschen gegenüberstehende Material ist Material als 
ungeformtes nur im Hinblick auf die Zwecke ihrer Tätigkeit. An sich ist der Naturstoff, 
den Marx der Materie gleichgesetzt, bereits geformt, das heißt, er unterliegt 
physikalischen und chemischen Gesetzen, die von Naturwissenschaften in 
ständigem Kontakt mit der materiellen Produktion ermittelt werden.“ (Schmidt, 1978: 
59). 
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Die Menschen stehen jedoch in einem abhängigen Verhältnis zur Natur, um ihre Existenz 

zu produzieren: „Der Arbeiter kann nichts schaffen ohne die Natur, ohne die sinnliche Au-

ßenwelt. Sie ist der Stoff, an welchem sich eine Arbeit verwirklicht, in welchem sie tätig ist, 

aus welchem und mittelst welchem sie produziert.“ (Marx, 1968a: 53).  

Arbeit ist „daher eine von allen Gesellschaftsformen unabhängige Existenzbedingung des 

Menschen, ewige Naturnotwendigkeit, um den Stoffwechsel zwischen Menschen und Na-

tur, das menschliche Leben zu vermitteln.“ (Marx, 1983: 47).  

Die Abhängigkeitsbeziehung zwischen Menschen und Natur äußert sich auch dadurch, 

dass die Menschen selbst in Wechselwirkung zur Natur stehen, als Naturgegenstände: 

„Physisch lebt der Mensch nur von diesen Naturprodukten, mögen sie nun in der 
Form der Nahrung, Heizung, Kleidung, Wohnung etc. erscheinen. Die Universalität 
des Menschen erscheint praktisch eben in der Universalität, die die ganze Natur zu 
seinem unorganischen Körper macht, sowohl insofern sie 1) ein unmittelbares 
Lebensmittel, als inwiefern sie 2) die Materie, der Gegenstand und das Werkzeug 
seiner Lebenstätigkeit ist. (...) Der Mensch lebt von der Natur, heißt: Die Natur ist 
sein Leib, mit dem er in beständigen Prozeß bleiben muß, um nicht zu sterben. Daß 
das physische und geistige Leben des Menschen mit der Natur zusammenhängt, 
hat keinen anderen Sinn, als daß die Natur mit sich selbst zusammenhängt, denn 
der Mensch ist ein Teil der Natur.“ (Marx, 1968: 56) 

Bis zu dieser Tatsache sind Mensch und Tier gleichgesetzt. Tiere können aber, anders als 

Menschen, neue Ziele für ihre Beziehung zur Natur nicht festsetzen. Sie können demnach 

ihre Bedürfnisse auf Basis der Naturbedingungen nicht entwickeln, sondern ihre Bedürf-

nisse sind schon in ihrer natürlichen Gegebenheit vorgegeben. Tiere eignen sich natürli-

chen Elementen an, dennoch können sie diese nicht willenhaft absichtlich verändern, um 

ihre Bedürfnisse zu erfüllen. Die natürlichen Gegebenheiten des Tieres können sich nur an 

die Naturbedingungen anpassen, ansonsten sterben sie aus. Die Beziehung der Tiere zur 

Natur ist eine instinktive Tätigkeit, die eine Bestimmtheit darstellt: 

„Zwar produziert auch das Tier. (...) Allein es produziert nur, was es unmittelbar für 
sich oder seines Jungen bedarf; es produziert einseitig, während der Mensch 
universell produziert; es produziert nur unter der Herrschaft des unmittelbaren 
physischen Bedürfnisses, während der Mensch selbst frei vom physischen 
Bedürfnis produziert und erst wahrhaft produziert in der Freiheit von demselben; es 
produziert nur sich selbst; während der Mensch die ganze Natur reproduziert; sein 
Produkt [des Tiers] gehört unmittelbar zu seinem Leib, während der Mensch frei 
seinem Produkt gegenübertritt. Das Tier formiert nur nach dem Maß und dem 
Bedürfnis der species, der es angehört, während der Mensch nach dem Maß jeder 
species zu reproduzieren weiß und überall das inhärente Maß dem Gegenstand 
anzulegen weiß.“ (Marx, 1968: 57). 

Indem der Mensch aber in seiner Beziehung mit der Natur seine Bedürfnisse erfüllt, kon-

struiert er aus den vorhandenen Naturbedingungen neue Bedürfnisse. Die Arbeit durch-

dringt das ganze Sein des Menschen und konstituiert sein Spezifikum (Kosik, 1970: 197), 

wie Marx sich ausdrückt: 
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„Das produktive Leben ist aber das Gattungsleben. Es ist das Leben erzeugende 
Leben. In der Art der Lebenstätigkeit liegt der ganze Charakter einer Species, ihr 
Gattungscharakter, und die freie bewußte Tätigkeit ist der Gattungscharakter des 
Menschen“ (Marx, 1968: 57).  

Diese Fähigkeit wird nur möglich, weil der Mensch die Natur als eine Außenwelt zu sich 

selbst erkennt. Die gesellschaftliche Entwicklung entsteht dadurch, dass sich der gesell-

schaftliche Mensch von den anderen Lebewesen genau durch die Art und Weise unter-

scheidet, wie er die Natur modifiziert. Insofern schafft der Mensch eine andere Welt, die 

sich von der natürlichen dadurch absetzt, dass sie ein Produkt der Arbeit ist 

 „Der Mensch läßt sich einerseits zu seinem Nutzen und für seine Bedürfnisse 
Naturkräfte wirken, die unabhängig von ihm existieren; anderseits 
vergegenständlicht er sich selbst in der Natur, im Material der Natur, und degradiert 
damit die Natur zum bloßen Material seiner Sinngebungen. (...) Arbeit ist Geschehen 
oder Tun, in dem die Einheit von Menschen und Natur auf Grund ihrer gegenseitigen 
Transformation in bestimmter Weise konstituiert wird: der Mensch 
vergegenständlicht sich in der Arbeit, und der Gegenstand wird aus seinem 
ursprünglichen Kontext herausgerissen, abgeändert und bearbeitet. Der Mensch 
erreicht in der Arbeit Vergegenständlichung, und der Gegenstand wird humanisiert. 
In der Humanisierung der Natur und in der Vergegenständlichung (Realisierung) 
seiner Absichten schafft der Mensch die menschliche Welt.“ (Kosik, 1970: 201). 

Arbeit als die Verwirklichung der menschlichen Existenz verändert nicht nur die Natur, son-

dern insbesondere auch den Menschen selbst. Damit gewinnt die menschliche Arbeit (die 

Produktion) einen doppelten Charakter: Sie beschreibt einerseits ein natürliches, anderseits 

ein gesellschaftliches Verhältnis (Callinicos, 2005: 93). Die Vermenschlichung der Natur ist 

jedoch nicht nur durch gesellschaftliche Prozesse bestimmt, sondern erfährt auch ihrer 

Grenze durch die Natur: 

„Nicht obwohl, sondern gerade weil die Naturstoffe eigengesetzlich sind, lassen sich 
menschlichen Zwecke vermittels der Naturprozesse realisieren. Dabei sind die 
Inhalte dieser Zwecke nicht nur historisch-sozial, sondern auch ebensosehr durch 
die Struktur der Materie selber begrenzt.“ (Schmidt, 1978: 59) 

So kann die Entwicklung neuer Erfindungen beispielsweise auch zufällig geschehen, aber 

in der Regel gibt es schon eine Idee, wie diese Erfindung aussehen soll und wofür sie ein-

gesetzt/benutzt werden wird. Arbeitsprozesse können durch neue Konzepte angepasst 

werden. Die Idee, etwas herzustellen oder zu unternehmen, kommt aber nicht aus dem 

Nichts, oder aus einer übermateriellen Quelle, sondern sie entsteht aus dem Reflektieren 

über die materiellen Bedingungen und den gleichzeitigen Gedanken, wie solche Bedingun-

gen genutzt werden könnten, um bestimmte Bedürfnisse zu erfüllen. Dies zeigt, dass die 

Praxis der Menschen nicht von der materiellen Welt isoliert ist. Als Praxis werden hier dann 

die bewusste und absichtliche Beziehung des Menschen zur materiellen Welt und die dies-

bezüglichen Handlungen der Menschen verstanden. 

Die vorkapitalistischen gesellschaftlichen Epochen bzw. Produktionsweisen veränderten 

die Menschheit und in der Folge auch die Natur. Dennoch stellt die kapitalistische Produk-

tionsweise eine große Veränderung des menschlichen Verhältnisses zur Natur dadurch dar, 
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sodass sie als ein Bruch in dem Metabolismus zwischen den Menschen und der Natur ein-

geordnet werden kann. Dieser Bruch ist von Entfremdung geprägt und führte dazu, dass 

sich die Menschen von ihrem Spezifikum entfernen. 

Indem die Gesellschaft sich durch die menschliche Arbeit entwickelte und differenzierte, 

erhielten auch soziale, kulturelle und politische Aspekte in den gesellschaftlichen Verände-

rungen immer mehr Bedeutung. Die reinen Bedingungen der Natur wie Geographie und 

Klima spielen jedoch nicht allein eine Rolle bei der Entwicklung der Arbeit selbst. In der 

kapitalistischen Gesellschaft wird durch die Arbeitsteilung (die Trennung von geistiger und 

körperlicher Arbeit) eine fragmentarische Beziehung der Menschen zur Natur bestimmt. In 

der Einheit von körperlicher und geistiger Arbeit besteht für Marx das reale Wesen der Men-

schen und deren Verbindung zur Natur (Callinicos, 2005: 93). Die soziale Arbeitsteilung 

führt zur Unterwerfung des Individuums unter seine Arbeit in einem Prozess, der wechsel-

seitig mit der Klassenherrschaft und der ideologischen Dominanz verbunden ist. Nach Marx 

wird Entfremdung auf verschiedenen Ebenen des menschlichen Lebens entwickelt und re-

sultiert in einer dementsprechenden Bewusstseinsform. In diesem Sinne deutet dieser Be-

griff auf eine widersprüchliche Auffassung der Menschen zu den sozialen Verhältnissen, in 

denen sie leben, hin. Integriert in einem kapitalistischen Arbeitsprozess entfremdet sich der 

Mensch gleichzeitig (1) von seinem Produkt, (2) von den Produktionsmitteln, (3) von sich 

selber, (4) von der Gattung und indirekt e) von der Natur (Vgl. Marx, 1968; Mészáros, 1973; 

Széll, 1988; Iasi, 2007).  

Die Entfremdung von der Natur spiegelt sich im Verhältnis der Menschen zum Produkt ihrer 

Arbeit, d.h. zur Vergegenständlichung der Arbeit, wider. Die Entfremdung des Menschen 

beginnt mit der Trennung zwischen Kapital und Arbeit – den arbeitenden Menschen gehört 

nicht mehr das Produkt ihrer Arbeit. Dementsprechend folgt die Entfremdung des Men-

schen von dem Produkt seiner Arbeit:  

„Der Gegenstand, den die Arbeit produziert, ihr Produkt, tritt ihr als ein fremdes 
Wesen, als eine von dem Produzenten unabhängige Macht gegenüber. Das Produkt 
der Arbeit ist die Arbeit, die sich in einem Gegenstand fixiert, sachlich gemacht hat, 
es ist die Vergegenständlichung der Arbeit. Die Verwirklichung der Arbeit ist ihre 
Vergegenständlichung. Diese Verwirklichung der Arbeit erscheint in dem 
nationalökonomischen Zustand als Entwirklichung des Arbeiters, die 
Vergegenständlichung als Verlust und Knechtschaft des Gegenstandes, die 
Aneignung als Entfremdung, als Entäußerung.“ (Marx, 1968: 52) 

Auf einer anderen Ebene zeigt sich die Entfremdung als Selbstentfremdung und zwar in 

den Verhältnissen zwischen den Menschen zum ‚Akt der Produktion’ innerhalb des Arbeits-

prozesses. Vor diesem Hintergrund stellt Marx eine rhetorische Frage: „Wie würde der Ar-

beiter dem Produkt seiner Tätigkeit fremd gegenübertreten können, wenn er im Akt der 

Produktion selbst sich nicht selbst entfremdete?“ (Marx, 1968: 54)  

Die Arbeit ist dem Menschen nicht mehr bekannt, da er keine Überlegung über die Art und 

Weise, wie die Arbeit durchgeführt wird, unternimmt, unternehmen kann oder auch muss. 

Die Arbeit wird ihm dadurch fremd; sie ist nur ein Mittel zur Reproduktion ihrer eignen Ar-

beitskraft, stellt aber nicht in sich selbst die Befriedigung der eigenen Bedürfnisse dar: 
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„Erstens, daß die Arbeit dem Arbeiter äußerlich ist, d. h. nicht zu seinem Wesen 
gehört, daß er sich daher in seiner Arbeit nicht bejaht, sondern verneint, nicht wohl, 
sondern unglücklich fühlt, keine freie physische und geistige Energie entwickelt, 
sondern seine Physis abkasteit und seinen Geist ruiniert. (...) Seine Arbeit ist daher 
nicht freiwillig, sondern gezwungen, Zwangsarbeit. Sie ist daher nicht die 
Befriedigung eines Bedürfnisses, sondern sie ist nur ein Mittel, um Bedürfnisse 
außer ihr zu befriedigen. (...) Endlich erscheint die Äußerlichkeit der Arbeit für den 
Arbeiter darin, daß sie nicht sein eigen, sondern eines anderen ist, daß sie ihm nicht 
gehört, daß er in ihr nicht sich selbst, sondern einem anderen angehört.“ (Marx, 
1968: 54f) 

Die Entfremdung des Menschseins geschieht dabei durch das Fehlen des Gattungscharak-

ters der Arbeit: 

„Indem daher die entfremdete Arbeit dem Menschen den Gegenstand seiner 
Produktion entreißt, entreißt sie ihm sein Gattungsleben, seine wirkliche 
Gattungsgegenständlichkeit und verwandelt seinen Vorzug vor dem Tier in den 
Nachteil, daß sein unorganischer Leib ihm entzogen wird.“ (Marx, 1968: 57) 

All diese Aspekte der Entfremdung offenbaren sich im sozialen Sein bzw. in dem Moment, 

in dem der Mensch sich auf die Gesellschaft bezieht: 

„Wegen der Entfremdung kann sich der Mensch nur eine fragmentarische einseitige 
Anschauung über der Wirklichkeit bildet. Wenn sich der Mensch sein Bewusstsein 
aus seinen gesellschaftlichen Verhältnissen herausbildet, entspricht dieser Prozess 
einer intellektuellen Aktivität hinsichtlich auf eine Erklärung für seine Wirklichkeit zu 
konstruieren. Das aus einer entfremdenden Praxis gestaltete Bewusstsein zeigt sich 
durch seine fragmentarischen, einseitigen, gelegentlichen und akritischen Aspekte 
seiner Weltanschauung, die kein kohärentes Ganzes bilden kann.“ (Gramsci, 1967: 
130) 

Diese Auffassung findet sich auch bei Kosik: 

„In dieser [entfremdenden] Praxis bildet sich sowohl ein bestimmtes materielles 
Milieu des historischen Individuums als auch eine geistige Atmosphäre, die bewirkt, 
daß die Oberflächengestalt der Wirklichkeit als eine Welt vermeintlicher Vertrautheit 
und Bekanntheit fixiert wird, in der sich der Mensch ‚natürlich’ bewegt und mit der er 
täglich zu tun hat.“ (1970: 8f) 

Hat die Organisation der Arbeit in der kapitalistischen Gesellschaft nicht mehr einen Gat-

tungscharakter, entfremdet sich der Mensch nicht nur gegenüber der Natur, sondern auch 

zu sich selber und zu seinen Mitmenschen. Dieser Bruch schafft die Bedingungen der Herr-

schaft einer Klasse über die andere und verwirklicht sich durch die Ideologie. Dabei liegt 

die zentrale Frage vor diesem Hintergrund im Aufbau einer herrschenden Weltanschauung. 

In diesem Sinne ist für Marx die Vorstellung des Menschen über seine gesellschaftlichen 

Verhältnisse dann illusorisch, wenn er nicht mit ihrer Praxis übereinstimmt. Bei dieser Be-

wusstseinsform nimmt der Mensch die Widersprüche seines gesellschaftlichen Seins als 

normal, natürlich und dauerhaft wahr. Dies ist das zentrale subjektive Element für die Re-

produktion der kapitalistischen Produktionsverhältnisse. Das Bewusstsein des Menschen 

im Kapitalismus bezeichnet ein illusorisches Bewusstsein, nicht weil es keine Verbindung 



39 

mit der Realität hat – dies wäre nicht möglich –, sondern weil es die Realität naturalisiert 

und die Elemente der Wirklichkeit von ihrem Kontext und ihrer Geschichte trennt (Iasi, 2007: 

25). In diesem Sinne wird die Praxis des Menschen nur durch die kapitalistische ökonomi-

sche Rationalität vermittelt. Dies lässt sich folgendermaßen erklären: Im Kapitalismus seien 

die Menschen „aus allen natürlichen und sittlichen Verbänden gelöst, ihre Beziehungen zu-

einander und Verträge sind kündbar und in Geld abzuschätzen. Alles, was zwischen ihnen 

vorgeht, ist Markt“ (Adam Smith, zitiert nach Kosik, 1970: 93). In der Struktur der Produkti-

onsverhältnisse besteht kein anderer Wert als der wirtschaftliche – der Tauschwert. Dabei 

steht auch die Arbeitskraft als Ware und die menschlichen Potentiale werden auf das Öko-

nomische reduziert und nach rein instrumentalen Eigenschaften zugunsten der kapitalisti-

schen Wirtschaft klassifiziert: 

„Die Ökonomie ist also eine Sphäre, die die Tendenz hat, den Menschen in einen 
ökonomischen Menschen zu verwandeln, denn sie zieht ihn in den objektiven 
Mechanismus hinein, der ihn sich unterwirft und anpasst. Der Mensch ist in der 
Ökonomie nur insoweit tätig, als die Ökonomie tätig ist, d.h. solange die Ökonomie 
aus dem Menschen eine bestimmte Abstraktion macht: sie betont, verstärkt und 
verabsolutiert bestimmte seiner Eigenschaften, ignoriert aber die übrigen als 
zufällige, weil sie im Rahmen des ökonomischen Systems überflüssig sind (Kosik, 
1970: 89) 

Die Herrschaft der ökonomischen Rationalität wird in der kapitalistischen Produktionsweise 

durch die Umweltzerstörung und die zunehmende Verarmung deutlich. Zur Verwirklichung 

der ökonomischen Methoden werden sowohl die Natur als auch die Menschen zerstört: 

“Work is in my understanding in the centre of society, human activity and therefore 
also of environmental problems. It does not only produce the waste, destroys nature, 
but produces social inequality and power relationships.” (Széll, 1991: 6) 

Nach der Marxschen Auffassung stellt die Produktion einen dialektischen Prozess dar, bei 

der Produktion und Konsumtion zwei Aspekte desselben Phänomens sind. Da Naturres-

sourcen und Arbeitskraft während der produktiven Arbeit „verspeist“ werden, kennzeichnet 

der gesellschaftliche Produktionsprozess auch einen Konsumtionsprozess:  

„Die Arbeit verbraucht ihre stofflichen Elemente, ihren Gegenstand und ihr Mittel, 
verspeist dieselben und ist also Konsumtionsprozeß. Diese produktive Konsumtion 
unterscheidet sich dadurch von der individuellen Konsumtion, daß letztere die 
Produkte als Lebensmittel des lebendigen Individuums, erstere sie als Lebensmittel 
der Arbeit, seiner sich bestätigenden Arbeitskraft, verzehrt.“ (Marx, 1983: 198) 

Obwohl sich die individuelle Konsumtion von der produktiven Konsumtion unterscheidet, 

werden beide zugunsten der kapitalistischen Produktionsweise ausgenutzt, zumal die indi-

viduelle Konsumtion der Arbeiter_innen die Reproduktion der Arbeitskräfte und die produk-

tive Konsumtion der Reproduktion des Kapitals dienen. In diesem Sinne sind die metaboli-

schen Beziehungen der Menschen zur Natur gebrochen und die Natur und die Arbeit dienen 

der Wirtschaft nur als Kapitalakkumulation. Die kapitalistische Gesellschaft verursachte 

dadurch diese Produktionsbedingungen eine Umwelt- und soziale Krise.  
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2.2 Der Kern der Umweltkrise  

Seit Jahrzehnten wird von der Wissenschaft auf die Umweltzerstörung hingewiesen und vor 

ihr gewarnt. Anfang der 1970er Jahre wurde festgestellt und in den 1990er Jahren bestätigt, 

dass die Reserven der Naturressourcen und Entsorgungskapazitäten der Umwelt bereits 

die Grenzen, die deren nachhaltige Nutzung ermöglichen könnten, überschritten haben: 

„1971 sah es so aus, als werde man erst nach einigen Jahrzehnten die materiellen 
Grenzen für die Nutzung vieler Rohstoffe und der Energie erreichen. 1991 aber 
zeigten die Computerläufe und die Neubewertung der Daten, daß die Nutzung 
zahlreicher Ressourcen und die Akkumulation von Umweltgiften bereits die Grenzen 
des langfristig Zuträglichen überschritten haben – trotz verbesserter Technologien, 
trotz des mittlerweile gewachsenen ökologischen Bewußtseins und trotz strengerer 
Umweltgesetze.“ (Meadows, 1992: 11) 

Die Ursachen dieser Entwicklung liegen in den theoretischen Grundlagen zur Rechtferti-

gung der kapitalistischen Produktionsweise der liberalen Ansätze von Adam Smith und Da-

vid Ricardo (Andrioli, 2006: 66), in denen die Begrenzung der Natur und die Beziehung der 

Menschen zu ihr nicht als eine Frage der menschlichen Existenz angesehen werden, wie 

oben skizziert wurde. Die Natur wird zur grenzenlosen Quelle von Rohstoffen, die für die 

globale Bewirtschaftung zur Verfügung stehen (Andrioli, 2006: 66). Die Naturressourcen 

stehen der Wirtschaft zur freien Verfügung. Diese wird darüber hinaus durch das Recht des 

privaten Eigentums geschützt. Inmitten der Diskussion über die gesellschaftliche Entwick-

lung steht jedoch fest, dass die Art und Weise des Verhältnisses zwischen Menschen und 

Natur in der kapitalistischen Produktionsweise zur heutigen Umweltzerstörung führte: 

„Die heute bestehenden Industriegesellschaften geraten gegenüber der Natur in 
eine Krise, weil ihre ökonomische Praxis systematisch auf hochgradiger und 
massenhafter Transformation von Materie im produktiven und konsumtiven Prozeß 
angelegt ist, ihnen aber die materiellen Wirkungen und Folgen dieser 
Transformation zumindest teilweise unbewusst bleiben, da ihre ökonomische 
Rationalität die Natur als Objekt der Aneignung und zu wenig als Produktivkraft des 
Lebens versteht und behandelt.“ (Immler, 1989: 18) 

In Kohärenz mit der Logik der kapitalistischen Produktionsweise wurden die Umweltbelas-

tungen erst von der Industriegesellschaft wahrgenommen und fanden ihre Verankerung 

erst dann in internationalen Umweltabkommen, wenn diese die Produktion selbst bedrohten 

(Kloepfer, 2004: 69; Andrioli, 2006: 66). Insofern setzt die herrschende Klasse in diesem 

Sinne ihre Interessen durch genau die vorgeschlagenen Lösungen der Nachhaltigkeitskrise 

weiterhin durch, wie Klopfer (2004, 73) skizziert: „Der Industriestaat produzierte jedoch 

auch die ersten industriellen Umweltprobleme, die als zwar allgemein wahrgenommen, aber 

im Wesentlichen doch zugunsten der industriellen Entwicklung hingenommen wurden“. Die 

Entstehung der umweltfreundlichen wirtschaftlichen Sektoren hängt hiermit zusammen und 

prägte letztlich den Begriff „Grüne Wirtschaft“ wie Dierkes (1998: 7, zitiert nach Andrioli, 

2006: 7) anmerkt: „Kapitalismus ohne verallgemeinerte und steigende materielle Waren-

produktion ist unmöglich. Deshalb kann und wird es unter seinen Bedingungen [green pro-

duction] die vielbeschworene ‚Versöhnung von Ökonomie und Ökologie‘ nicht geben“. Als 

„Grüne Wirtschaft“ versteht das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) eine 
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ökologische und ressourcenschonende Wachstumsstrategie durch gezielte ‘grüne Investi-

tionen’. Der Bericht “Green Industrial Policy” bestätigt im Vorwort: „A green economy is 

increasingly accepted as a key driver in tackling climate change, poverty, pollution, health 

and any number of critical goals to improve life for this planet and its people.” (Altenburg & 

Assmann, 2017: 8) 

Ein dauerhaftes und nachhaltiges Wachstum, wie es das nachhaltige Prinzip bestimmt, ba-

siert aber auf dem Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit in der herrschenden kapitalis-

tischen Produktionsweise. Lebensqualität bedingt eine ausgewogene Wechselwirkung zwi-

schen dem menschlichen Wohlbefinden, dem ökologischen Gleichgewicht und der ökono-

mischen Entwicklung (Herculano, 2000: 219). In diesem Sinne stellt auch Goodland fest, 

dass das globale Ökosystem nicht nur die Basis eines wirtschaftlichen Systems ist, sondern 

auch seine Grenzen erreicht hat und stellt vor diesem Hintergrund die neuen Herausforde-

rungen dar: 

„Das globale Ökosystem in seinen Versorgungs- und Entsorgungsfunktionen kann 
das Teilsystem der menschlichen Wirtschaft nur innerhalb bestimmter Grenzen 
tragen. Es ist daher zwingendes Gebot, die Größe der Globalwirtschaft innerhalb 
der Tragfähigkeitsgrenzen des Ökosystems zu halten.“ (Goodland, 1992: 16) 

Im Grunde genommen handelt es sich bei einer gesellschaftlichen Nachhaltigkeit aber um 

ein Entwicklungsparadigma, das über die ökonomische Rationalität hinausgehen könnte. 

Die Umsetzung des Begriffs Nachhaltigkeit, wie er in der internationalen Politik formuliert 

wurde, steht daher im Widerspruch zur kapitalistischen Produktionsweise, da diese die Na-

tur als eine begrenzte und zu erhaltende Produktionskraft nicht in der Wirklichkeit erkennt. 

Im Kontext der neo-liberalen Politik wurden jedoch die Strategien und Maßnahme zur Be-

handlung der Umweltfrage als ökonomische Instrumente aufgebaut: 

„Der Markt wird als der Hauptverantwortliche für die Erhaltung der Natur dargestellt, 
wobei die natürlichen Vermögenswerte der Ökosysteme in Waren umgewandelt 
werden. Es stellt nicht die Struktur und Modus Operandi des Kapitals in Frage, 
sondern es ist eine Möglichkeit, es neu zu erschaffen. Diese Debatte konsolidiert 
sich über eine rein wirtschaftliche Frage hinaus, es gibt eine ganze 
Umstrukturierung, die von der Veränderung der Beziehungen Kapital x Natur bis 
zum Bedürfnis nach rechtlichen Änderungen der Zusammensetzung und 
Argumentation der Gesetze13“. (D’Oliveira, 2016: 32) 

Der Grundsatz der „Vorsorge“ schließt hieran an. Dieses Prinzip betrachtet die Beziehung 

der Menschen zur Natur nach dem Kriterium der Risiko-, Gefahren- und Schadensminimie-

rung und besagt, dass sich die Umweltpolitik nicht nur mit der Gefahrenabwehr und der 

Beseitigung von Umweltschäden beschäftigen sollte, sondern vor allem mit der Schonung 

der Naturgrundlagen (Kloepfer, 2004: 173). Der Sinn des Vorsorgeprinzips wäre das Vor-

beugen von Umweltbelastungen und umfasst den Schutz und die nachhaltige 

 

13 Dies kann am Beispiel der Abfallpolitik in Brasilien analysiert werden. Diese Politik prägt eine neue Ordnung 
im Bereich der Abfallwirtschaft und vereinigt die ökologische und die soziale Ebene, deren Umsetzung durch 
die herrschende ökonomische Rationalität erschwert wird. 



42 

Inanspruchnahme der natürlichen Ressourcen. Die Umweltpolitik sollte daher auf den 

Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und deren Sicherung für zukünftige Generatio-

nen abzielen. Nach Auslegung der Rechtswissenschaft enthält das Vorsorgeprinzip in ers-

ter Linie die Vermeidung von Umweltrisiken, -gefahren und -schäden, deren Entstehung 

durch die Instrumente des Umweltschutzes „so weit wie möglich“ verhindert werden soll 

(Kloepfer, 2004: 173ff.). Damit wird die Grenze dieses Grundsatzes ersichtlich. Obwohl das 

Prinzip der Vorsorge nicht vollständig auf ein monetäres Maß reduziert wird, deutet der 

Ausdruck „so weit wie möglich“ auf eine Beschränkung in seiner Umsetzung hin, die in der 

Umweltpolitik durch wirtschaftliche Interessen gesteuert wird. Die vorhandenen umwelt-

schützenden Mechanismen werden im kapitalistischen System eine Grenze finden. Dies 

stellt keinen Widerspruch zur Logik des Kapitals dar, da die Mechanismen des Umwelt-

schutzes von den wirtschaftlichen Strukturen durch ihren juristischen und politischen Über-

bau entwickelt wurden, sodass die juristischen Umweltnormen vielmehr mit der Logik des 

Kapitals als mit der Weiterentwicklung und dem Schutz der Lebensgrundlage der Mensch-

heit in Einklang stehen. Die Interessen der wirtschaftlichen Struktur basieren auf einer un-

verzüglichen und maximalen Nutzung der Naturressourcen, Massenvermarktung von Pro-

dukten in großen Mengen, kurzen Lebenszyklen und Ausbeutung und Erschöpfung der 

menschlichen Arbeitskraft. Dies entspricht der Logik der Profitmaximierung, die in ihrer Um-

setzung mit dem Umweltschutz unvereinbar ist. Trotz der Anerkennung der Bedeutung der 

Umwelt für die menschliche Existenz wird die Wirtschaft sie (die Umwelt) nicht als Einheit 

betrachten, sondern nur in ihrem Profit erzeugenden Aspekt. Die Umwelt wird zugunsten 

der Interessen der betroffenen Branchen vernachlässigt: 

„Staatliche Auflagen zur Verminderung der Umweltauswirkungen verursachen 
jedoch Kosten bei den betroffenen Sektoren. Daher ist Umweltpolitik Anlass für oft 
scharfe Auseinandersetzungen zwischen Branchen und Umweltbehörden, aber 
auch innerhalb des Regierungsapparates, zwischen dem Umweltressort und den 
Ministerien, denen die Interessen der Industrie näherstehen.“ (Jakob, 2005: 31) 

Dies steht im unmittelbaren Zusammenhang mit der Abfallfrage. 

2.2.1 Abfallfrage 

Abfälle sind bewegliche Dinge, die durch den menschlichen Konsum entstehen oder nach 

der Herstellung von Produkten oder Dienstleistungen übrigbleiben. Abfall kann auch als 

eine rechtliche Qualifikation definiert werden, die sich von den natürlichen Eigenschaften 

der Sachen14 entfernt (Fluck, 1995: 546) und daher ein gesellschaftliches Merkmal der 

Dinge ist. Es erscheint daher angemessen, festzustellen, dass Abfälle Gegenstände sind, 

die in der vom Menschen veränderten Natur (humanisierte Natur)15 gegenwärtig ebenso 

vorhanden sind, wie die von Natur aus vorhandenen Ressourcen. Abfälle sind aber im 

 

14 Dies deutet darauf hin, dass Abfälle aus unterschiedlichen Aspekten definiert werden könnten. Diese erste 
benutzte Definition wird aus der Perspektive der Nützlichkeit einer Sache dargestellt. Man kann auch Abfälle 
aus der Perspektive der Entsorger darstellen: Haushaltsabfälle, Gewerbeabfälle, Industrieabfälle usw.  
15 Der Begriff „humanisierte Natur“ wird von Karel Kosik (1970) abgeleitet und bezeichnet die vom Menschen 
geschaffene Welt.  
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Gegensatz zu den Naturressourcen nicht knapp oder knapp geworden, sondern fallen zu-

nehmend umweltbelastend und überschüssig an: 

„Es ist kaum zu bezweifeln, daß wir unser Nest bereits verschmutzt haben: Praktisch 
nirgends auf unserem Planeten gibt es noch Stellen, an denen menschliches 
Wirtschaften nicht sichtbar wird. Vom Zentrum der Antarktis bis zum Mount Everest 
sind menschliche Abfälle augenfällig und nehmen zu. Es ist unmöglich, einen 
Tropfen Ozeanwasser ohne Spuren des sich jährlich auf 20 Milliarden Tonnen 
summierenden menschlichen Abfalls zu finden.“ (Goodland, 1992: 17) 

Dies ist die Konsequenz einer zunehmenden Warenherstellung in der Industriegesellschaft, 

die auf der enormen Inanspruchnahme von Naturressourcen angewiesen ist. Die Natur wird 

vor diesem Hintergrund nicht nur als eine Welt des Besorgens (Kosik, 1970), sondern auch 

als ein Depot für die Resultate der Konsumtionsprozesse angesehen: 

„Menschheit und Wirtschaft hängen von einem ständigen Durchfluß von Luft, 
Wasser, Nahrungsmitteln, Materialien und fossilen Brennstoffen aus der Umwelt ab. 
All das wird dann in Form von Müll und Verschmutzungen der Umwelt wieder 
zurückgeliefert.“ (Meadows, 1992: 28) 

Abfälle werden zwar sowohl in ihrer Menge als auch in ihrer Schädlichkeit nicht rein ab-

sichtlich erzeugt, ihre Erzeugung ist aber kohärent mit der kapitalistischen Produktionslogik. 

Dies soll im Folgenden näher analysiert werden. Die Einführung der Polymere (Kunststoffe) 

in den Produktionsprozess stellt einen enormen Entwicklungsfaktor in der Warenproduktion 

dar, da sie die Produktionsprozesse vereinfacht haben, in fast allen Produkten einsetzbar 

sind und damit auch zur Vergünstigung der einzelnen Waren beitrugen. Folglich konnten 

Waren u.a. in größeren Mengen hergestellt werden. Diese Veränderungen im Produktions-

muster beziehen sich aber nicht nur auf die Steigerung der absoluten Menge der herge-

stellten Dinge, sondern auch auf deren Zusammensetzung. In der Folge wird die Zerset-

zungszeit der verwendeten Materialien erheblich verlängert. Damit wird einerseits die mas-

senhafte Warenproduktion von der intensiven Nutzung der Naturressourcen gesichert, an-

derseits hätte die Produktion in diesem Umfang nicht aufrechterhalten werden können, 

wenn die Produkte eine längere Haltbarkeit hätten. Angesichts dessen ist die strategisch 

eingeplante Obsoleszenz der Produkte, d.h. die absichtliche Konzeption der Verkürzung 

ihrer Haltbarkeit von Produkten bzw. Software, verständlich (Renner, 2013: 406). Die Logik 

ist einfach: Der kurze Lebens- und Nutzungszyklus der hergestellten Waren führt zu einem 

notwendigen Neukauf. Darüber hinaus muss auch in Betracht gezogen werden, dass die 

Produkte bestimmte Formen haben müssen, um ihren Transport weltweit zu ermöglichen 

und zu erleichtern. Dabei werden Verpackungsarten erzeugt, die nicht mit dem Gebrauchs-

wert der Sache, die sie verpacken, zu tun haben, sondern mit den logistischen Notwendig-

keiten und Regularien. Ergänzend dazu macht es Sinn, an dieser Stelle die Idee der Re-

produktionslogik der kapitalistischen Akkumulation in der Konsumgesellschaft anzuführen: 

Waren werden nicht nur zur Befriedigung der Bedürfnisse der Menschen konsumiert, son-

dern sie transportieren zur gleichen Zeit einen Lebensstil durch den Akt des Konsums. Marx 

findet hierfür den Begriff des Fetischismus und definiert ihn wie folgt: 

„Der mystische Charakter der Ware entspringt also nicht aus ihrem Gebrauchswert. 
Er entspringt ebenso wenig aus dem Inhalt der Wertbestimmungen. (…) Dagegen 
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hat die Warenform und das Wertverhältnis der Arbeitsprodukte, worin sie sich 
darstellt, mit ihrer physischen Natur und den daraus entspringenden dinglichen 
Beziehungen absolut nichts zu schaffen. Es ist nur das bestimmte gesellschaftliche 
Verhältnis der Menschen selbst, welches hier für sie die phantasmagorische Form 
eines Verhältnisses von Dingen annimmt.“ (Marx, 1983: 85f.) 

In einer Konsumgesellschaft werden somit Bedürfnisse erzeugt und die Konsumtion in der 

Logik des Kapitals gefördert. Antunes (2002: 100) führt dazu aus: „Das arbeitende gesell-

schaftliche Wesen soll nur das Notwendige zum Leben haben, soll aber ständig dazu ge-

bracht werden, leben zu mögen, um neue Produkte zu haben oder davon zu träumen“. 

Diese Aussage beinhaltet sowohl die objektiven als auch die subjektiven Aspekte der kapi-

talistischen Produktionsweise. Zum Teil werden Waren fortlaufend und in immer größeren 

Menge zugunsten der Profitmaximierung hergestellt. Zum anderen werden die Menschen 

Teil dieser Logik und werden dabei sowohl als arbeitende wie auch als konsumierende 

Menschen ausgenutzt und fremdbestimmt – auch wenn sie nur geringe Konsumkapazitäten 

haben. Ein Beispiel kann diesen Ansatz erläutern. Wegen der extrem geringen Konsumka-

pazität der Bevölkerung verkaufen Konzerne der Lebens- und Reinigungsmittelbranche 

Waren in Entwicklungsländern in kleinen Verpackungen, die nur für eine einzige Nutzung 

reichen. So werden entlang der Lebenssituation bestimmter Zielgruppen Waren bzw. ihre 

Darstellungsform neu entwickelt und damit neue Bedürfnisse und auch Abhängigkeiten bei 

der Zielgruppe generiert16. Dabei entstehen zwei Probleme: (1) Diese Ware verändern 

und/oder verschlechtern die Ernährungs- oder Lebensgewohnheiten der Menschen und (2) 

die Verpackungen bleiben als Umweltlast nach dem Konsum der Waren. Die Konzerne 

übernehmen dabei weder für das eine noch das andere Problem Verantwortung.  

Vor den nun skizzierten Aspekten liegt der Nachhaltigkeit im Hinblick auf die Abfallwirtschaft 

zum einen der Grundsatz der Abfallvermeidung in der Produktion zugrunde. Zum anderen 

müssten „die in den Wirtschaftskreislauf eingebrachten Stoffe möglichst lange im Um-

lauf“ gehalten (Kloepfer, 2004: 1722) und nicht zu Abfall werden. Eine Form der Abfallver-

meidung, die hauptsächlich durch eine Entscheidung im Produktionsprozess selbst bedingt 

ist, betrifft den Kern der kapitalistischen Produktionsweise, nämlich die Massenproduktion 

von Waren und deren Lebensdauer bzw. Haltbarkeit. Die schon länger währenden Forde-

rungen nach Abfallvermeidung zur Schonung der Naturressourcen wurden in den Indust-

rieländern in der Praxis als Programm zur Abfallverwertung durchgeführt. Die entstandenen 

Abfälle wurden im Rahmen einer Kreislaufwirtschaft in die Warenproduktion zurückgeführt. 

Es muss also berücksichtigt werden, dass die Verarbeitung und Verwertung von Abfällen 

zu einem sehr profitablen wirtschaftlichen Sektor geworden ist, der der Idee des Kapitals 

weitgehend folgt. Bei einer privaten Struktur zur Abfallverwertung ist eine große Menge von 

Abfällen kein Problem, sondern eine Möglichkeit, mehr Profit zu generieren: Je mehr Abfall 

entsteht, desto mehr Profit kann in der Branche erwirtschaftet werden. Dabei sind auch 

ökologische Aspekte zu berücksichtigen: Bei den Verwertungsprozessen werden gleichzei-

tig zusätzliche Rohstoffe für den Aufbau und Erhalt ihrer Struktur verbraucht und 

 

16 Quelle: Dokumentation 3 Sat (2016): „Armut als Markt. Lebensmittelkonzerne entdecken Schwellen- und 
Entwicklungsländer“. Abgerufen am 20.10.2017 von: https://www.3sat.de/page/?source=/dokumentatio-
nen/190161/index.html  



45 

Rückstände produziert, die in die Umwelt zurückfließen (Diederichsen, 1998: 2). Dies 

scheint daher nicht die beste Lösung für die Probleme der Ressourcenknappheit und der 

Umweltverschmutzung durch Abfälle zu sein. Es ist auch zu betonen, dass durch die Ver-

wertungsoption nicht nur die Verwertungsindustrie entstanden ist, sondern auch eine Er-

weiterung der Abfallentsorgungsbranche beobachtet werden kann: 

„Die kapitalistische Produktionsweise ist der Ansicht, dass viele Maßnahmen des 
Umweltschutzes hohe finanzielle Kosten verursachen und daher vermieden werden. 
Sie sind Barrieren und Grenzen der Nachhaltigkeit. Die richtige Behandlung von 
Abfällen ist bereits Teil der vorgeschlagenen Lösungen, die sich direkt auf den 
Produktionsprozess auswirken, sodass das Recycling der Ausweg und ein 
geringeres Risiko für das Kapital ist, da es auch für den Abfallbehandlungssektor 
profitabel sein wird.“ (Melo & Souto, 2011: 63) 

Diese Branche ist über große nationale und transnationale Konzerne organisiert, die über 

ein enormes Wissen in der Technologisierung der Abfallwirtschaft verfügen und sie in die 

Entwicklungsländer zur Profitmaximierung weiterführen wollen. Diese Entwicklung deutet 

auf eine intensivere Expansion des Kapitals durch die Grüne Wirtschaft hin: 

„Die Staatengemeinschaft hat in Rio erstmals anerkannt, dass die „Green Economy” 
ein wichtiges Mittel zur Erreichung nachhaltiger Entwicklung ist. Dies bedeutet einen 
Paradigmenwechsel, der die Transformation zu einer nachhaltigeren 
Wirtschaftsweise weltweit wesentlich erleichtern wird. Gerade aufgrund des starken 
Interesses von Entwicklungsländern, hier Fortschritte zu erzielen, ist als eines der 
wichtigsten umsetzungsorientierten Ergebnisse der Konferenz die Aufforderung an 
das UN-System zu nennen, künftig länderspezifische Unterstützungsleistungen zu 
koordinieren. Wichtige deutsche Unternehmen hatten bereits im Vorfeld im Rahmen 
der Unternehmerinitiative „Making it Happen” angekündigt, sich an den 
Beratungsleistungen zu beteiligen.“ (BMUB, 2012) 

Die Internationale Arbeitsorganisation erwartet, dass die Grüne Wirtschaft in der Lage ist, 

zwischen 15 und 60 Millionen Arbeitsplätze in den Entwicklungsländern zu schaffen 

(DGVN, 2018) und ihnen damit ermöglicht, die Folgen der Globalisierung einzudämmen 

und die überflüssige Arbeiterpopulation einzuverleiben.  

2.2.2 Prekarisierung der Arbeit 

In den letzten 40 Jahren wird eine starke Veränderung der Arbeitswelt beobachtet, die zu 

einer Verschlechterung in der Lebensqualität der Arbeiter_innen führte (Wahl, 2013: 3). 

Gründe hierfür liegen u.a. in der Globalisierung, dem technischen Fortschritt und der Politik 

der Wirtschaftsliberalisierung. Die Produktion hat ihren lokalen, zentralisierten und nationa-

len Charakter verloren. Begriffe wie Flexibilisierung und Spezialisierung beschreiben diese 

Prozesse und beinhalten, dass eine Aufteilung der Produktion in andere mittlere und klei-

nere Unternehmen entstanden ist, welche auch nach der globalen Aufteilung der Produk-

tion weltweit verteilt werden können. Daneben ist aufgrund der technologischen Verände-

rungen im Produktionsprozess immer weniger Arbeitskraft notwendig. Aus der Perspektive 

der ökonomischen Rationalität ein klarer Fortschritt, implizieren diese Entwicklungen doch 

eine kontinuierliche Reduzierung der Kosten zur Warenherstellung:  
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“Globalisierung ist u.a. mit Tendenzen der Unternehmen verbunden, insbesondere 
im produktiven Gewerbe, zur Verringerung der Arbeitskosten und zur Vermeidung 
von hohen Arbeits- und Sozialstandards in das vermeintlich billigere Ausland 
abzuwandern.“ (Dirks, 2010: 69) 

Daher ist nicht nur die Produktion immens gestiegen, sondern auch der dazugehörige Mehr-

wert17. Die Dezentralisierung des Kapitals hat zur Folge, dass die gesellschaftliche Produk-

tion gegenwärtig zwar zum großen Teil nicht auf Lohnarbeit, sondern auf vielfältigen ande-

ren Beschäftigungsformen basiert. Es werden zwar neue Arbeitsstellen generiert, diese 

sind aber von prekären Arbeitsbedingungen geprägt. Ein Erwerbsverhältnis kann als prekär 

bezeichnet werden,  

„wenn es nicht dauerhaft oberhalb eines von der Gesellschaft definierten kulturellen 
Minimums existenzsichernd ist und deshalb bei der Entfaltung in der Arbeitstätigkeit, 
gesellschaftlicher Wertschätzung und Anerkennung, der Integration in soziale 
Netzwerke, den politischen Partizipationschancen und der Möglichkeit zu 
längerfristiger Lebensplanung dauerhaft diskriminiert.“ (Dörre, 2015: 4) 

Die Definition von prekären Arbeitsbedingungen steht in Abhängigkeit mit den Normalstan-

dards, die sich auf die in den Übereinkommen der IAO geregelten Kernarbeitsnormen be-

ziehen18. In diesem Kontext ist die Prekarisierung der Arbeit in einer globalen Wirtschaft 

transnational zu betrachten: Würden prekäre Arbeitsverhältnisse in den Ländern des fort-

geschrittenen Kapitalismus begrenzt werden, wäre „dieses Phänomen in den Gesellschaf-

ten des globalen Südens gar nicht existent“ (Dörre, 2014: 11), sondern nur Armut und Ar-

beitslosigkeit, die jedoch nicht als prekär beschrieben werden würden (Brinkmann, 2006: 

17, zitiert nach Castel & Dörre, 2009: 17). 

Die Prekarisierung der Arbeit in Entwicklungsländern beinhaltet den Ausschluss einer zu-

nehmenden Maße an Arbeitern_innen von gesetzlich festgelegten Arbeitsrechten (Singer, 

1998, 29), zumal sie aus den formellen Produktionsformen ausgeschlossen werden. Dies 

wird dadurch erklärt, dass in einer Situation von Arbeitslosigkeit die Arbeiter_innen in Armut 

geraten können. 

 

17 Mehrwert und Ausbeutung werden hier nach der Marxschen Auffassung definiert: Mehrwert umfasst denjeni-
gen Wert, der in dem Teil des Arbeitstags produziert werden, der über die Reproduktion der Arbeitskraft not-
wendigen Arbeitszeit hinausreicht. Ihn eignet sich der Produktionsmittelbesitzer an. Mehrwert wird entweder 
durch die Steigerung der Arbeitsstunden (absoluter Mehrwert) oder den Einsatz von Technik (relativer Mehr-
wert) erhöht. Ausbeutung bezieht sich auf ein Verhältnis, das im Zusammenhang mit der Tauschwerterzeugung 
steht. Solche Verhältnisse werden bei den Mechanismen der Aneignung des Produkts der Arbeit und ihren 
Integrationsprozessen in der kapitalistischen Akkumulation erkannt. 
18 Es handelt sich um acht Übereinkommen: Übereinkommen 87 über die Vereinigungsfreiheit und Schutz des 
Vereinigungsrechtes (1948); Übereinkommen 98 über das Vereinigungsrecht und Recht zu Kollektivverhand-
lungen (1949); Übereinkommen 29 über die Zwangsarbeit (1930) und Protokoll von 2014 zum Übereinkommen 
zur Zwangsarbeit; Übereinkommen 105 über die Abschaffung der Zwangsarbeit (1957); Übereinkommen 100 
über die Gleichheit des Entgelts (1951); Übereinkommen 111 über die Diskriminierung in Beschäftigung und 
Beruf (1958); Übereinkommen 138 über das Mindestalter (1973) und Übereinkommen 182 über das Verbot und 
unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit (1999).  
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In Wohlfahrtstaaten sind die Arbeitslosen auf relativ gutem Niveau durch das noch existie-

rende soziale System abgesichert. In Ländern, in denen der Staat durch neoliberale, politi-

sche Maßnahmen minimiert wurde, müssen die Arbeiter_innen selbst die Kosten bestimm-

ter sozialer rechtlicher Absicherungen tragen. In diesem Kontext hat ferner eine Deartiku-

lierung der Arbeiterbewegung stattgefunden, die allmählich ihre Kräfte zur Organisation der 

Produktion und zeitgleich die Macht verliert, ihre gesetzlichen sozialen Sicherheiten zu er-

kämpfen (Antunes, 2010). Die Prekarisierung der Arbeit und die damit verbundene Dearti-

kulierung der Arbeiterklasse bedeutet jedoch nicht, dass die Grundlage der Gesellschaft 

nicht weiterhin auf Arbeit basiert: „Die Zentralität der Arbeit ist ungebrochen.“ (Castel & 

Dörre, 2009: 382) Die Klassengesellschaft hat weiter Bestand. Die Arbeiterklasse wird im 

fortgeschrittenen Kapitalismus nicht abgeschafft oder vernichtet. Es gab jedoch eine Ver-

änderung des Erscheinungsbildes der Produktionsverhältnisse. An dieser Stelle wird auf 

den Marxschen Klassenbegriff eingegangen, der in Anbetracht der Eigentumsverhältnisse 

der Produktionsmittel dadurch entsteht,  

„daß der Arbeiter zur Ware und zur elendesten Ware herabsinkt, daß das Elend des 
Arbeiters im umgekehrten Verhältnis zur Macht und zur Größe seiner Produktion 
steht, daß das notwendige Resultat der Konkurrenz die Akkumulation des Kapitals 
in wenigen Händen, also die fürchterliche Wiederherstellung des Monopols ist, daß 
endlich der Unterschied von Kapitalist und Grundrentner wie von Ackerbauer und 
Manufakturarbeiter verschwindet und die ganze Gesellschaft in die beiden Klasse 
der Eigentümer und eigentumslosen Arbeiter zerfallen muß.“ (Marx, 1968a: 51) 

Mit anderen Worten eine Klassengesellschaft entsteht dann,  

„wenn ein Teil der Gesellschaft sich die Mehrarbeit eines anderen Teils 
entschädigungslos aneignet. (…) Soziale Klassen sind demnach gesellschaftliche 
Gruppierung, welche entweder entschädigungslos fremde Mehrarbeit aneignen 
oder gezwungen sind, unentgoltene Mehrarbeit für andere zu leisten – und das ist, 
was Marx ‚Ausbeutung‘ nennt.“ (Hauck, 1984: 52 f)  

Mit der Entwicklung der Bedingungen von Erwerbsarbeit geht eine immense Untergliede-

rung der Klasse der Eigentumslosen einher. Dies ist besonders bei einer Beobachtung der 

Verbreitung der vielfältigen prekären Arbeitsformen hervorzuheben. So gibt es eine zuneh-

mende „Klasse, die aus der Arbeit lebt“ (Antunes, 2002: 91), und weitergehend ausgebeutet 

wird. Die Grundlage der auf Profitmaximierung basierten kapitalistischen Produktionsweise 

setzt eine steigende Ausbeutung und Expropriation der Arbeitskraft neben der grenzenlo-

sen Inanspruchnahme der Naturressourcen voraus (Andrioli, 2006: 68). Der Klassenbegriff 

kann mit den Worten von Castel und Dörre (2009) ergänzt werden: 

„Der Klassenbegriff immunisiert jedoch gegenüber der Versuchung, das Soziale in 
Individualisierungsprozessen aufzulösen, und er erinnert daran, dass die 
Gesellschaft weiterhin durch kollektive Herrschaftsverhältnisse strukturiert 
wird.“ (Castel & Dörre, 2009: 383) 

Marx geht von der Tatsache aus, dass „die individuelle Konsumtion des Arbeiters (…) für 

ihn selbst unproduktiv [ist], denn sie reproduziert nur das bedürftige Individuum; sie ist pro-

duktiv für den Kapitalisten und den Staat, denn sie ist Produktion der den fremden Reichtum 

produzierenden Kraft.“ (Marx, 1983: 598) Auch wenn diese Konsumtion in der Gegenwart 
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in bestimmten Fällen auf das geringste Maß reduziert wird, bilden die Arbeiter_innen, die 

kein angemessenes Einkommen und keinen Rechtsschutz in ihrer Arbeit und keine Mög-

lichkeiten zur sozialen Integration haben, die sogenannte informelle Wirtschaft. 

2.2.3 Informelle Wirtschaft  

Der Begriff der „informellen Wirtschaft“ stammt ursprünglich aus einem Bericht der Interna-

tionalen Arbeitsorganisation (IAO) über den informellen Sektor in Kenia in den 1970er Jah-

ren. Nach dieser Studie umfasst der informelle Sektor die Arbeitstätigkeiten, die keine Ver-

bindung zu einer auf Lohnarbeit basierten Arbeit haben und keinen Tauschwert erzeugen 

(IAO 1972, IAO, 2005, Melo & Souto 2013). Darüber hinaus wurde dieser Sektor als Sub-

existenzsektor analysiert, d.h. die in diesem Sektor beschäftigten Menschen liefern keinen 

Tauschwert in der formellen Wirtschaft: 

„The residual model is based on the presumption that the informal sector is a 
reservoir of unemployment and marginally productive activity into which those who 
cannot obtain paid jobs in the formal sector sink, barely making ends meet by 
begging, hawking or embarking on petty crime. In short, the activities in this sector 
are seen as providing no economic service or commodity.” (IAO, 1972: 509)  

Da sich dieser Sektor weltweit vergrößert hat, war es schwierig dieses soziale Phänomen 

als getrennt von der formellen Ökonomie zu betrachten: 

„Den ‚informellen Sektor‘ als einen spezifischen Bereich zu konzeptualisieren, stellt 
die Informalität beiseite, als wäre er vom primären, sekundären und tertiären Sektor 
der Wirtschaft getrennt. Im Gegensatz dazu umfasste das Konzept der ‚informellen 
Wirtschaft‘ die vielfältige und wachsende Gruppe von informellen Arbeitnehmern, 
die in verschiedenen wirtschaftlichen, städtischen oder ländlichen Gebieten 
arbeiten; und im ersten, zweiten oder dritten Sektor der Wirtschaft.“ (Paschoal et al., 
2013: 326) 

Nach der Empfehlung 204 der IAO zur Umwandlung der informellen in eine formelle Wirt-

schaft wurde der Begriff im Jahr 2015 neu definiert und bezieht sich nun auf den Umfang 

des Arbeitsrechts. Nach dieser Definition beinhaltet die informelle Wirtschaft alle wirtschaft-

lichen Tätigkeiten von Arbeiter_innen und wirtschaftlichen Einheiten, die – gesetzlich oder 

in der Praxis – nicht oder unzureichend durch formelle Vereinbarungen abgedeckt sind 

(IAO, 2015). Die Autorin Senghaas-Knobloch (2010: 22) definiert informelle Wirtschaft bzw. 

Ökonomie als die nicht registrierte Beschäftigung in selbständiger und unselbständiger 

Form.  

Die informelle Ökonomie wird von Arbeitern_innen gebildet, die ihre Arbeitskräfte individuell 

oder in informellen Gruppe im Markt tauschen und in Beziehung zur formellen Produktion 

(die formelle Wirtschaft/Ökonomie) stehen. Der Begriff der informellen Wirtschaft als eine 

Wirtschaftsform, die auf rechtlich irregulären Beziehungen basiert, weist auf ihre Anfälligkeit 

hin, von den Kriterien menschenwürdiger Arbeit abzuweichen. Dabei sind unwürdige Ar-

beitsbedingungen nicht ein ausschließliches Merkmal der informellen Wirtschaft. So betont 

Senghaas-Knobloch: 
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„Die meisten Menschen auf der Welt arbeiten noch heute in der informellen 
Ökonomie und – anders als noch vor 50 Jahren angenommen – keineswegs 
innerhalb formal geregelter Beschäftigungsverhältnisse. (Allein schon die 
Anerkennung dieser weltweit relevanten sozialen Tatsache kann dazu beitragen, die 
Verschlechterung der Arbeits- und Lebensbedingungen und die krasser werdenden 
Unterschiede in den Lebensverhältnissen der Menschen in den verschiedenen 
Regionen der Welt ins Licht zu rücken und nach neuen Wegen zu suchen.)“. 
(Senghaas-Knobloch 2010: 20f) 

Der Bericht zum „Decent Work Deficit“ der IAO zeigt, dass rund ein Drittel des globalen 

Arbeitskräftepotenzials arbeitslos oder unterbeschäftigt ist (rund 1 Milliarde Menschen); 

90% der Erwerbsbevölkerung keine oder eine ungenügende soziale Absicherung hat und 

75% der Arbeitslosen keine Unterstützung erhalten (Wahl, 2013: 3). Vor diesem Hinter-

grund scheint es einleuchtend, dass diese Arbeiter_innen sofort in die informelle Wirtschaft 

integriert werden, um zu überleben. Daher bleiben sie Teil der Arbeitswelt. Alle Verände-

rungen der Arbeitsorganisation, die zu zunehmenden prekären Bedingungen der formellen 

Produktion führten, haben auch zu einer informellen Wirtschaft insbesondere in den Ent-

wicklungsländern geführt19: „most people enter the informal economy not by choice but as 

a consequence of a lack of opportunities in the formal economy and in the absence of other 

means of livelihood.“ (IAO, 2015) Vor diesem Hintergrund sind diese Arbeiter_innen Teil 

der kapitalistischen Produktionsweise. 

In diesem Kontext ist es wesentlich, sich mit dem Begriff der sozialen Exklusion auseinan-

derzusetzen. Obwohl das Lohnarbeitssystem zu einem Prozess des Ausschlusses der 

früheren Existenzbedingungen und -formen führt, ist eine Exklusion aus dem Markt ausge-

schlossen, auch wenn die Arbeiter_innen in das Lohnarbeitssystem nicht integriert sind. 

Das Kontingent der Arbeiter_innen, die an den üblichen Arbeitsprozessen nicht beteiligt 

sind, wurde von Marx als „relative Überbevölkerung oder industrielle Reservearmee“ be-

zeichnet. Diese Begriffe deuten auf eine Quantität von Arbeitskraft hin, die der Arbeitsmarkt 

zur Verfügung stellt. Bei Marx wird der Begriff Exklusion zur Bezeichnung eines Kontingents 

von Menschen und sozialen Gruppen benutzt, welche nicht an den Proletarisierungspro-

zessen beteiligt sind, da sie über keine einsetzbare Arbeitskraft verfügen (Fontes, 1997: 4). 

Da die Verallgemeinerung des Ökonomischen bei der kapitalistischen Expansion die Mög-

lichkeit des individuellen Überlebens außerhalb des Markts reduziert (oder einfach elimi-

niert), werden die Menschen in marktwirtschaftliche Verhältnisse gezwungen: „In der ge-

sellschaftlichen Produktion ihres Lebens gehen die Menschen bestimmte, notwendige, von 

ihrem Willen unabhängige Verhältnisse ein.“ (Marx, 1972: 9) Dies wird der Autorin Fontes 

zufolge als „zwangsweise Inklusion“ bezeichnet (Fontes, 1997: 4). Außerhalb des Lohnar-

beitssystems heißt jedoch nicht, außerhalb oder am Rand des kapitalistischen Markts zu 

sein: „Um eine soziale Gruppe als ‚außerhalb des Markts‘ zu charakterisieren, wäre es not-

wendig, dass sie ihren Lebensunterhalt unabhängig von den Handelsformen gewährleisten, 

 

19 Formen der informellen Wirtschaft sind auch in den Industrieländern zu beobachten. In der Europäischen 
Union ist dieses Phänomen im Verhältnis der informellen Wirtschaft in den osteuropäischen Ländern zu der 
formellen Wirtschaft in den westeuropäischen Ländern zu beobachten. Das Thema ist noch nicht ausführlich 
untersucht und wird in dieser Arbeit als Forschungsperspektive vorgeschlagen (s. Kap. 7). 
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oder auf ihn nur ergänzend zurückgreifen könnte.“ (Fontes, 1997: 5). Hier trifft dasselbe 

Beispiel der Handlungen der Lebens- und Reinigungsmittelkonzerne bei ärmeren Populati-

onen in Entwicklungsländern zu, das oben erwähnt wurde. Der Begriff Exklusion wurde ab 

den 1990er Jahren benutzt mit der Absicht, dem Armutsphänomen eine dynamische und 

multidimensionale Definition zu liefern und nicht nur einen monetären Aspekt zu beleuch-

ten. Trotz der wachsenden wirtschaftlichen Ungleichheiten wurde der Schwerpunkt dieses 

Konzepts auf die Phänomene Identitätsbruch und -krise gelegt, weshalb es weniger auf 

eine Dimension der Opposition und des Kampfes als vielmehr auf die Schwäche oder Ab-

wesenheit organisatorischer Ansprüche und des Identitätszusammenhalts verweist (Fon-

tes, 1997: 15). In den Entwicklungsländern umfasst der Begriff Exklusion Populationen, die 

nicht in den formellen Produktionsprozessen integriert sind, alle benachteiligten oder dis-

kriminierten Gruppen, sowie die verarmten Arbeiter_innen, die die informelle Wirtschaft bil-

den. Armut, aus der Perspektive des Konzeptes der sozialen Exklusion, kann zu der fal-

schen Schlussfolgerung führen, dass einerseits verarmte Arbeiter_innen unfähig sind, 

Tauschwerte zu erzeugen und damit nicht zum Bruttoinlandsprodukt beitragen. Anderseits 

überlappt dieses Konzept die Mechanismen der Aneignung der Arbeit und die Integrations-

prozesse vieler Arbeiter_innen in der kapitalistischen Akkumulation. Es wird zudem eine 

internationale Situation durch das Konzept der Sozialen Exklusion überdeckt, in der einige 

Länder oder Regionen entkapitalisiert oder deindustrialisiert werden, ohne dass neue Pro-

duktionsformen geschaffen werden, die in der Lage wären, die Bevölkerung trotz demogra-

phischem Wachstum zu ernähren und zu erhalten (Fontes, 1997: 16). 

In diesem Zusammenhang ist es wesentlich, das Verhältnis zwischen informeller und for-

meller Wirtschaft zu analysieren. Wurde in den 1970er Jahren nicht anerkannt, dass die 

informelle Wirtschaft einen Tauschwert zur kapitalistischen Akkumulation liefern könnte, 

wird sie gegenwärtig als ein Bestandteil davon angesehen und über transnationale Wert-

schöpfungsketten mit ihr verknüpft und integriert. Diese Organisation der Arbeit in der ge-

genwärtigen Entwicklungsstufe der Produktivkräfte, die durch die Konsolidierung der Glo-

balisierung zur Entstehung und Reifung der informellen Wirtschaft führte und im ersten Mo-

ment als eine Abweichung von der üblichen Form der Arbeitsorganisation und als Subsis-

tenzarbeit betrachtet werden könnte, leistet einen Beitrag zur gesellschaftlichen Arbeit und 

ist in den Prozess der Kapitalakkumulation integriert (Bosi, 2008). Eine Studie über die Bi-

jouterie-Produktion (Vilela & Ferreira 2008) oder die Kleidungsproduktion (Carstensen, 

2014) in Brasilien, in der die Produktion auf Heimarbeit nicht verzichten kann, legt informelle 

prekäre Arbeitsbedingungen offen, die nahezu analog zur Sklavenarbeit beschrieben wer-

den können. Dies wurde schon in der Definition der Empfehlung 204 der IAO deutlich ge-

macht. Indem die gegenwärtige kapitalistische Organisation der Arbeit auf Lohnarbeit ver-

zichtet, stellen die armen Arbeiter_innen der informellen Wirtschaft die geringsten Arbeits-

kraftkosten dar und sind genau aus diesem Grund die bevorzugte Form der Arbeitsorgani-

sation in der kapitalistischen Gesellschaft (Bosi, 2008: 113). Dabei erzeugen die informellen 

Zirkulations- und Dienstleistungsprozesse Tauschwerte und liefern Mehrwert zur formellen 

Wirtschaft: 

„Angesichts der hohen Arbeitslosenquote müssen die Arbeitnehmer die 
Bedingungen des Kapitals akzeptieren. Dies reduziert die variablen 
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Produktionskosten, erhöht das konstante Kapital und erweitert die informelle Arbeit 
mit schwerwiegenden Folgen für die Arbeiter.“ (Melo & Souto, 2011: 52) 

Es ist festzustellen, dass sich die informelle Wirtschaft unter der Verschlechterung der Re-

produktionsbedingungen des sozialen Metabolismus erweiterte (Melo & Souto, 2013, 67) 

und mehr als 90% der „Micro and Small Enterprises“ weltweit umfasst (IAO, o. J.). Zur Er-

läuterung dieser Situation ist der Marxsche Begriff Kooperation an dieser Stelle wesentlich, 

weil die informelle Arbeit ein Element der Umstrukturierung des Kapitalismus ist. Die pre-

kären Bedingungen in der informellen Wirtschaft und deren Abhängigkeit zur formellen Wirt-

schaft bilden die Grundlage des sozialen Verhältnisses von Kapital und Arbeit. Nach Marx 

bedeutet Kooperation: „Die Form der Arbeit vieler, die in demselben Produktionsprozeß 

oder in verschiedenen, aber zusammenhängenden Produktionsprozessen planmäßig ne-

ben- und miteinander arbeiten.“ (Marx, 1983: 345) Kooperation fand in der gesamten Ge-

schichte der Menschheit statt. Nach der Marxschen Analyse dazu nimmt diese Art der Or-

ganisation der Arbeit aber in der kapitalistischen Produktionsweise die Charakteristika einer 

Produktivkraft an, da sie zum Zweck der Reproduktion des Kapitals durch die Erhöhung der 

Mehrwertproduktion instrumentalisiert wird. Die Kooperation erhöht die individuelle Leis-

tungsfähigkeit der Einzelnen insoweit, als dass die von einer bestimmten Zahl von einzel-

nen isolierten Arbeitern erbrachte Leistung geringer ist als die von derselben Zahl von ko-

operierenden Arbeitern. Durch die Kooperation wendet der Kapitalist die kombinierten Ar-

beitskräfte in der Produktion an, um die individuelle Arbeitskraft zu potenzieren. Die Entloh-

nung der Arbeiter_innen dennoch bezieht sich auf die individuellen Arbeitskräfte. Der Ar-

beitslohn ist aber wesentlich geringer als der Wert, den die in der Produktion eingesetzten 

Arbeitskräfte schaffen können. Der Kapitalist, der die Organisation der Arbeit kontrolliert, 

eignet sich den größten Teil des Resultats der Steigerung der individuellen Leistungsfähig-

keit der Einzelnen in Form des Mehrwerts an. Die Informalität entspricht den direkten Inter-

essen des Kapitals, zumal die informelle Wirtschaft „an important characteristic of labour 

markets in the world with millions of economic units operating and hundreds of millions of 

workers pursuing their livelihoods in conditions of informality” ist (IAO, o. J.). Die Koopera-

tion bezieht sich zu diesem historischen Zeitpunkt auf die transnationale Ebene und nicht 

ausschließlich auf die Lohnarbeit und entspricht einer internen Erneuerung des Kapitals, 

die durch die Integration einer Population von verarmten Arbeitern_innen nach dem Modell 

von Partnerschaften zwischen Unternehmen und kollektiv organisierten Gruppen eine neue 

Phase der Ausbeutung der Arbeit schafft. 

Die oben dargestellten Ursachen der Umweltkrise, die sich sowohl auf die ökologische als 

auch auf die soziale und wirtschaftliche Ebene beziehen, wurden bereits von der internati-

onalen Politik anerkannt und behandelt. Als Nächstes wird sich mit den historischen Hinter-

gründen der Entwicklung des Begriffs der Grünen Wirtschaft auseinandergesetzt, um die 

ideologischen Aspekte dieses Konstruktes darzustellen. 

2.3 Der Nachhaltigkeitsbegriff in der internationalen Umweltagenda 

Die Umweltfrage erreicht 1972 die internationale Politikagenda bei der Veranstaltung der 

ersten UNO Weltkonferenz über die menschliche Umwelt in Stockholm in Schweden. Dabei 

wurde das Ziel erarbeitet, „die menschliche Umwelt für die gegenwärtigen und zukünftigen 
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Generationen“ durch die „weltweiten wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungen“ zu ge-

währleisten (VN, 1972: Prinzip 6). 15 Jahren später wird 1987 der Bericht „Our Common 

Future“ veröffentlicht, in dem die Umweltkrise als Bedrohung für die Menschheit dargestellt 

wird. Dabei schlägt die internationale Politik die Versöhnung zwischen der kapitalistischen 

Produktionsweise und der Umwelt durch das Gleichgewicht zwischen den ökologischen, 

sozialen und ökonomischen Dimensionen des menschlichen Lebens vor. Auf der Basis die-

ses Berichts wurde 1992 das Konzept der Nachhaltigkeit in der zweiten UNO Konferenz für 

Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro erarbeitet. 45 Jahren nach der Stockholmer Kon-

ferenz steht die Menschheit vor einer tieferen Umweltkrise: Die Armut betrifft 1/4 der 

Menschheit und die Umwelt befindet sich in einem die Existenz der Menschheit bedrohen-

den Zustand. Die am stärksten degradierten Gebiete sind diejenigen, in denen die ärmsten 

Menschen leben: 

“[In] regard to environmental damage and harms some are always more equal than 
others - like in most sphere of life. Waste dumping and resource exploitation is often 
realized in far away areas from the metropolitan areas. It is there that minorities live 
and struggle for survival. And this holds true for the major part of World, the so called 
third, fourth and fifth ones. No one protects them so far.” (Széll, 1991: 5) 

Vor diesem Hintergrund erarbeitet 2015 die internationale Politik in der Agenda 2030 Ziele 

zur Beseitigung von Armut durch die Schaffung eines Vollbeschäftigungskontextes, in de-

nen die Förderung der menschenwürdigen Arbeit bzw. die Formalisierung der informellen 

Wirtschaft eine wesentliche Rolle spielen. Im Folgenden werden die wesentlichen Aspekte 

der internationalen Umweltagenda dargestellt, die sich auf die Abfallwirtschaft und die so-

ziale Frage beziehen.  

2.3.1 1972: Umwelt als eine transnationale Frage 

In der ersten UNO-Weltkonferenz über die menschliche Umwelt von 1972 in Stockholm 

entstand das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP). Dabei wurde von bestimm-

ten Grundlagen ausgegangen, die Arbeit und Natur als Zentrum der gesellschaftlichen Ent-

wicklung anerkennen. Der angemessene Umgang mit der Umwelt als natürliche und ver-

menschlichte wird als notwendig für das menschliche Wohlbefinden und für die Ausübung 

der grundlegenden Menschenrechte betrachtet (VN, 1972: 4). So wurde die Bedeutung der 

„wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung“ für die Gewährleistung angemessener Bedin-

gungen in der Arbeit und im sozialen Leben erklärt (VN, 1972: 4). In der Debatte vor der 

Abstimmung der Deklaration dieser Konferenz wurde von den teilnehmenden Ländern er-

klärt, das Ziel der “economic injustice” bewältigen zu wollen (VN, 1972: 45). Im Hinblick auf 

die Armut in den Entwicklungsländern sollte der Unterschied der Lebensqualität zwischen 

den Entwicklungsländern und den Industrieländern (Entwickelten-Ländern) durch die För-

derung des Wachstums in den ersten beseitigt werden (VN, 1972: 46). Die Entwicklungs-

länder erklären anderseits, besser mit ihren Ressourcen umgehen zu müssen, damit so-

wohl die Umwelt als auch die Bevölkerung geschont werden können (VN, 1972: 46). In 

diesem Sinne wird darauf abgezielt, die Fehler der entwickelten Länder nicht zu wiederho-

len. Es herrschte jedoch Konsens darüber, dass eine Philosophie des „no growth“ absolut 

unakzeptabel sei (VN, 1972: 46).  
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Diese erste Umweltkonferenz fordert einen besseren Umgang mit der Natur durch Wissen 

und Technik, um eine bessere gesellschaftliche Entwicklung für die gegenwärtige und die 

zukünftigen Generationen zu ermöglichen (VN, 1972: 3). Dabei wird davon ausgegangen, 

dass die meisten Umweltprobleme durch die Art und Weise der gesellschaftlichen Entwick-

lung verursacht wurden (VN, 1972: 3). Der Aktionsplan der Konferenz erwähnt die Erfor-

derlichkeit einer aktiven Kontrolle der Umweltverschmutzung durch giftige Substanzen, die 

ein Risiko für die menschliche Gesundheit und Ernährung darstellen (VN, 1972: 20). Staat-

liches Ziel sollte es sein, eine suprastaatliche und internationale Zusammenarbeit aufzu-

bauen (VN, 1972: 20-2). Damit gelang den teilnehmenden Staaten der Konferenz eine Neu-

heit in der internationalen Politik, denn die Ziele des Staates überschreiten nun nationale 

Grenzen, um die Nachhaltigkeit der Erde und der Biosphäre sowie die natürlichen Ressour-

cen und die Artenvielfalt zu schützen (Souza, 2012: 169). Obwohl die Notwendigkeit eines 

besseren Umgangs mit Abfall nicht direkt in Stockholm erwähnt wurde, wird hier von einer 

indirekten Erwähnung durch die Behandlung des Themas der Umweltverschmutzung und 

der Schonung von nicht erneuerbaren Ressourcen ausgegangen (VN, 1972: 4), was als 

Grundlage für die Entwicklung der Abfallvermeidungs- und Verwertungsansätze angesehen 

werden kann. 

2.3.2 1987: Ursprung des modernen Begriffs der Nachhaltigkeit  

15 Jahren nach der Stockholmer Konferenz veröffentlichte die Weltkommission für Umwelt 

und Entwicklung (WCED) den Bericht „Our Common Future“, auch als Brundtland-Bericht20 

bezeichnet, der im Kapitel zwei „Towards Sustainable Development“ den modernen Begriff 

der nachhaltigen Entwicklung definiert: 

“Sustainable development is development that meets the needs of the present 
without compromising the ability of future generations to meet their own needs. It 
contains within it two key concepts: the concept of 'needs', in particular the essential 
needs of the world's poor, to which overriding priority should be given; and the idea 
of limitations imposed by the state of technology and social organization on the 
environment's ability to meet present and future needs”. (Brundtland, 1987) 

In diesem Bericht wird auf die Verbindung zwischen sozialer Frage und Umweltthemen hin-

gewiesen: Ungleichmäßige Entwicklung verursacht nicht nur Armut, sondern auch Umwelt-

probleme, indem die Menschen einen durch die Armut bedingten unangemessenen Um-

gang mit den Naturressourcen und der Natur an sich aufzeigen. Auf Grund dessen sei eine 

auf Wachstum basierte Veränderung notwendig, die aber die Umwelt- und soziale Frage 

miteinschließt: 

“Many critical survival issues are related to uneven development, poverty, and 
population growth. They all place unprecedented pressures on the planet's lands, 
waters, forests, and other natural resources, not least in the developing countries. 
The downward spiral of poverty and environmental degradation is a waste of 

 

20 Der Bericht wurde als Brundtland-Bericht bezeichnet, weil er von der ehemaligen Premierministerin von Nor-
wegen, Gro Harlem Brundtland, koordiniert wurde. 
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opportunities and of resources. In particular, it is a waste of human resources. These 
links between poverty, inequality, and environmental degradation formed a major 
theme in our analysis and recommendations. What is needed now is a new era of 
economic growth – growth that is forceful and at the same time socially and 
environmentally sustainable.” (Brundtland, 1987) 

Anders als die Stockholmer Deklaration von 1972 wird die Abfallfrage in dem Bericht explizit 

dadurch angesprochen, dass Abfall als eine sehr beeinträchtigende Folge der gesellschaft-

lichen Entwicklung angesehen wird, insbesondere die industriellen Abfälle, die aus der 

Landwirtschaft, der Industrie, der Energieerzeugung (Atomkraftwerke), der Forstwirtschaft 

und dem öffentlichen Verkehr stammen. Dies hängt damit zusammen, dass Rohstoffe und 

Energien in den Produktionsprozessen nur teilweise in nützliche Produkte umgewandelt 

werden und der Rest als Abfall auftritt: 

“Industry and its products have an impact on the natural resource base of civilization 
through the entire cycle of raw materials exploration and extraction, transformation 
into products, energy consumption, waste generation, and the use and disposal of 
products by consumers. These impacts may be positive, enhancing the quality of a 
resource or extending its uses. Or they may be negative, as a result of process and 
product pollution and of depletion or degradation of resources.” (Brundtland, 1987) 

Die Erhaltung des Ökosystems hängte nach dem Brundtland-Bericht von der Verminderung 

der negativen Auswirkungen des industriellen Sektors auf die Qualität der Umweltgüter 

(Luft, Wasser und andere natürliche Elemente) ab. 

In diesem Sinne kommt es in Bereich der Abfallwirtschaft auf Strategien für eine nachhaltige 

industrielle Entwicklung an, um Abfälle durch ihre Vermeidung, Wiederverwendung und 

Verwertung zu reduzieren: 

“Resource and environmental considerations must be integrated into the industrial 
planning and decision- making processes of government and industry. This will allow 
a steady reduction in the energy and resource content of future growth by increasing 
the efficiency of resource use, reducing waste, and encouraging resource recovery 
and recycling.” (Brundtland, 1987) 

Indem Abfall als Ressource betrachtet wird, empfiehlt der Bericht, dass die armen Arbei-

tern_innen im abfallwirtschaftlichen informellen Sektor in den Entwicklungsländern in das 

formale Stadtreinigungssystem integriert werden könnten: 

“Another poorly used resource is solid wastes, the disposal of which has become a 
major problem in many cities, with much of it dumped and uncollected. Promoting 
the reclamation, reuse, or recycling of materials can reduce the problem of solid 
waste, stimulate employment, and result in savings of raw materials. Composting 
can support urban agriculture. If a municipal government lacks the resources to 
collect household wastes regularly, it can support existing community-based 
schemes. In many cities, literally thousands of people already make a living sorting 
through wastes by hand on municipal tips. Investing in a more capital-intensive, 
automatic recycling plant could be doubly counterproductive if it unnecessarily 
consumes scarce capital or if a plant would destroy many people's livelihoods. But 
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an immediate need here is to give health advice and provide health care services to 
those who are making a living off municipal tips.” (Brundtland, 1987) 

Damit wird darauf abgezielt, die Verschwendung von Ressourcen und dadurch Armut und 

Umweltschäden zu vermeiden und zu vermindern. Darüber hinaus profitiert der Verwer-

tungssektor durch die Lieferung von sekundären Rohstoffen. Durch die Vermittlung des 

Staates wird eine Verbindung zwischen den informellen und formellen Sektoren gefördert, 

die die Erfüllung der ökonomischen, ökologischen und sozialen Dimensionen des Nachhal-

tigkeitskonzepts ermöglichen. Es ist hier wesentlich zu beachten, dass der Bericht eine 

enge Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Politik empfiehlt mit dem Ziel, das Gemein-

wohl mit dem wirtschaftlichen Zweck zu vereinbaren. Vor diesem Hintergrund schlägt der 

Bericht vor, dass das Profitziel des wirtschaftlichen Sektors durch ökonomische Anreize 

zugunsten des Umweltschutzes ausgerichtet werden kann: 

„Pollution is a form of waste, and a symptom of inefficiency in industrial production. 
When industries recognize pollution as a cost, they are sometimes motivated to 
make investments in improved products and processes to increase efficiency and 
hence to reduce the pollution and waste they generate, particularly when there are 
economic incentives to do so, it largely depends on whether such investments will 
increase their economic performance.” (Brundtland, 1987). 

Anhand dieser Darstellung konnte festgestellt werden, dass der Brundtland-Bericht einen 

Zusammenhang zwischen Armut und Umweltverschmutzung feststellt, ohne jedoch klarzu-

stellen, welche Ursachen diese beiden Phänomene haben: 

„Der Brundtland-Bericht enthält keine konkrete Kritik an der Marktauffassung des 
kapitalistischen Entwicklungsmodells, er fördert eine Reflexion über die 
Möglichkeiten, die hohen Produktionsebenen fortzusetzen, aber auch die 
ökologischen und sozialen ‚Externalitäten‘ des Produktionssystems 
einzubeziehen.“ (O’Oliveira, 2016: 28) 

Die kapitalistische Entwicklung in ihrer Marktperspektive wird nicht in Frage gestellt, wie es 

in den 1960er Jahren zu Beginn der Umweltbewegung geschah, sondern wiedergewonnen 

und als umweltverträglich bezeichnet: die nachhaltige Entwicklung (O’Oliveira, 2016: 29). 

Vor dem Hintergrund der in dieser Arbeit diskutierten Fragestellung wird in diesem Bericht 

die Möglichkeit entwickelt, Abfall als Ressource und Beschäftigungsbereich für die Ärmsten 

zu nutzen. In dem Brundtland-Bericht wird der Samen für den derzeit beobachteten kon-

kreten Trend gesät: In Entwicklungsländern wird die Abfallwirtschaft dadurch aufgebaut, 

dass die informellen Arbeiter_innen in den kommunalen Abfallkonzepten formalisiert wer-

den, ohne mit den abfallwirtschaftlichen Dienstleistungen, die sie durch ihre Tätigkeit leis-

ten, beauftragt zu werden. Dies bedeutet, dass sie unbezahlte Arbeit im Rahmen öffentli-

cher Dienstleitungen leisten. 

2.3.3 1992: Zusammenschau der ökologischen und sozialen Frage 

Die Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und nachhaltige Entwicklung vom Jahr 

1992 in Rio de Janeiro (Rio-92) basiert auf dem Brundtland-Bericht, erklärt die Gültigkeit 
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der Deklaration von Stockholm und erarbeitete die sogenannte Rio-Erklärung zu Umwelt 

und Entwicklung. Ziel ist es, zu internationalen Übereinkünften zu gelangen, „die die Inte-

ressen aller achten und die Unversehrtheit des globalen Umwelt- und Entwicklungssystems 

schützen“ (VN, 1992: 1). Insofern wird die Erde als die „Heimat“ der Menschheit und als ein 

„Ganzes“ angesehen, „dessen Teile miteinander in Wechselbeziehung stehen.“ (VN, 1992: 

1) In dieser Hinsicht fordert die Konferenz Rio-92 außerdem eine Umformulierung und Er-

weiterung der Zusammenarbeit „zwischen den Staaten, wichtigen Teilen der Gesellschaf-

ten und den Menschen“, um eine „neue und gerechte weltweite Partnerschaft aufzubauen.“ 

(VN, 1992: 1) Als erster Grundsatz wird erklärt, dass die Menschen Rechte auf ein gesun-

des und produktives Leben im Einklang mit der Natur haben (VN, 1992: 1). Dafür ist ein 

besserer Umgang mit der Umwelt notwendig, damit die Lebensgrundlage der gegenwärti-

gen und zukünftigen Generationen in ökologischer, sozialer und ökonomischer Hinsicht er-

halten werden kann, eine Grundlage des modernen Nachhaltigkeitsgrundsatzes, in dem 

„Umweltschutz Bestandteil des Entwicklungsprozesses [ist]) und (…) nicht von diesem ge-

trennt betrachtet werden [darf].“ (VN, 1992: 1) Faktoren nachhaltiger Entwicklung sind je-

doch nicht nur die ökologische Umwelt, sondern auch die Lebensqualität der Menschen. 

Aus diesem Grund stellt die staatliche Zusammenarbeit eine „unverzichtbare Vorausset-

zung für die nachhaltige Entwicklung“ dar, um Armut zu beseitigen und „Ungleichheiten im 

Lebensstandard zu verringern und den Bedürfnissen der Mehrheit der Menschen in der 

Welt besser gerecht zu werden“ (VN, 1992: 1). In diesem Sinne „sollten die Staaten nicht 

nachhaltige Produktionsweisen und Konsumgewohnheiten abbauen und beseitigen und 

eine geeignete Bevölkerungspolitik fördern.“ (VN, 1992: 2) Aufgabe der staatlichen Zusam-

menarbeit ist nach Grundsatz 12 „ein stützendes und offenes Weltwirtschaftssystem zu för-

dern, das in allen Ländern zu Wirtschaftswachstum und nachhaltiger Entwicklung führt und 

es gestattet, besser gegen die Probleme der Umweltverschlechterung vorzugehen.“ (VN, 

1992: 2f) 

Auf nationaler Ebene sollen die Staaten wirksame Umweltgesetze verabschieden, die Nor-

men, Ziele und Prioritäten enthalten, die einem bestimmten Umwelt- und Entwicklungskon-

text entsprechen, für den sie gelten (VN, 1992: 2). Dabei sollte der Vorsorgegrundsatz zwar 

zugunsten des Umweltschutzes, aber immer im Rahmen der Möglichkeiten der Staaten 

umgesetzt werden (VN, 1992: 3). In Konformität mit der ökonomischen Rationalität soll zu-

dem die „Internalisierung von Umweltkosten und der Einsatz wirtschaftlicher Instrumente“ 

gefördert werden,  

„wobei sie unter gebührender Berücksichtigung des öffentlichen Interesses und 
unter Vermeidung von Verzerrungen im Welthandel und bei den internationalen 
Investitionen den Ansatz verfolgen sollten, dass grundsätzlich der Verursacher die 
Kosten der Verschmutzung zu tragen hat.“ (VN, 1992: 3)  

Darüber hinaus werden die Umweltverträglichkeitsprüfungen als ein nationales Instrument 

für die behördliche Zulassung von Vorhaben betrachtet, die erhebliche nachteilige Auswir-

kungen auf die Umwelt haben können (VN, 1992: 3). 

Die Grundprinzipien der Rio-92 Konferenz wurden in der Agenda 21 aufgeführt. Dieser Ak-

tionsplan behandelt die Umweltproblematik auf einer sich wechselwirkenden ökologischen, 

sozialen und ökonomischen Ebene. Bezüglich der Umweltverschmutzung durch feste 
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Abfälle21 beschloss die Agenda 21, dass „die umweltgerechte Verarbeitung von Abfällen 

von großer Bedeutung für die Erhaltung der Umweltqualität auf der Erde und insbesondere 

für die Verwirklichung einer umweltgerechten und bestandsfähigen Entwicklung in allen 

Ländern sei.“ (Nationen, 1992a: 259) In diesem Kontext sollte eine vorbeugende Abfallwirt-

schaft eingerichtet werden: 

“Die besten Aussichten auf eine Umkehrung der gegenwärtigen Entwicklung bietet 
ein vorbeugender abfallwirtschaftlicher Ansatz, der schwerpunktmäßig auf eine 
veränderte Lebensweise und veränderte Produktions- und Konsumgewohnheiten 
abzielt.” (VN, 1992a: 260) 

In dieser Hinsicht sollten bestimmte Maßnahmen ergriffen werden, um über die reine Ent-

sorgung oder Aufbereitung der erzeugten Abfälle hinauszugehen und anzustreben. Ein in-

tegriertes Kreislaufkonzept ist anzuwenden, das eine einzigartige Möglichkeit bietet, Ent-

wicklung und Umweltschutz miteinander in Einklang zu bringen (VN, 1992a: 260). Dement-

sprechend prägt die Agenda 21 die Abfallentsorgungshierarchie, auf der die abfallbezoge-

nen Programmschwerpunkte nachstehend aufbauen sollen. Dies wird jeweils verstanden 

als: „a) Abfallminimierung; b) Maximierung der umweltgerechten Wiederverwendung und 

Verwertung von Abfällen; c) Förderung einer umweltgerechten Abfallentsorgung und -vor-

verarbeitung; d) erweiterte Flächendeckung der Abfalldienstleistungen.“ (VN, 1992a: 260)  

Zur Armutsbekämpfung empfehlen die Vereinten Nationen die Förderung eines dauerhaf-

ten wie nachhaltigen wirtschaftlichen Wachstums in den Entwicklungsländern und direkte 

Maßnahmen durch die Stärkung von arbeitsplatz- und einkommensschaffenden Program-

men (VN, 1992a: 13). In diesem Sinne soll versucht werden, die Ziele einer nachhaltigen 

Ressourcenbewirtschaftung und Armutsbekämpfung gleichzeitig zu erreichen. Dies sollte 

durch eine Langzeitstrategie erfolgen, 

„die auf die Schaffung der bestmöglichen Voraussetzungen für eine nachhaltige 
lokale, regionale und nationale Entwicklung ausgerichtet ist, welche die Armut 
beseitigen und Ungleichheiten zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
abbauen würde. Zu diesen Gruppen gehören [u.a.] Menschen des informellen 
städtischen Sektors.“ (VN, 1992a: 13) 

Als Lenkungsmaßnahmen werden hinsichtlich der Armutsbekämpfung u.a. die folgenden 

erwähnt: 

“Schaffung von Möglichkeiten für eine Erwerbstätigkeit und eine produktive 
Beschäftigung; b) Anerkennung der im informellen Sektor ausgeübten Tätigkeiten 
und c) ihre Integration in die Wirtschaft. Dies sollte durch den Abbau von 
diskriminierenden Vorschriften und Hemmnissen und die Gewährleistung von 
Kreditlinien für den informellen Sektor geschehen.” (VN, 1992a: 15) 

 

21 Unter festen Abfällen sind alle häuslichen Abfälle und alle nicht als gefährlich eingestuften Abfälle wie Ge-
werbeabfälle und Abfälle aus Einrichtungen, Straßenkehricht und Bauschutt zu verstehen. In einigen Ländern 
befasst sich die Siedlungsabfallwirtschaft auch mit Fäkalien wie etwa Fäkalschlamm, mit Schlacke aus Müllver-
brennungsanlagen, mit Schlamm aus Faulgruben und mit Klärschlamm. Falls diese Abfälle gefährliche Eigen-
schaften an den Tag legen, sollten sie als gefährliche Abfälle behandelt werden. (VN , 1992a: 259) 
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Eine Aufgabe der Entwicklungsländer im Kontext der Nachhaltigkeit ist im Rahmen ihres 

Entwicklungsprozesses nachhaltige Konsumgewohnheiten herbeizuführen, „die einerseits 

die Deckung der Grundbedürfnisse der Armen gewährleisten, gleichzeitig aber die nicht 

nachhaltigen, insbesondere in den Industrieländern vertretenen, Muster vermeiden, die im 

Allgemeinen als übermäßig umweltgefährdend, ineffizient und verschwenderisch anerkannt 

werden. Dies setzt verbesserte technologische und anderweitige Hilfe seitens der Indust-

rieländer voraus.“ (VN, 1992a: 19)  

Der Begriff der nachhaltigen Entwicklung hat sich durch den Diskurs verfestigt, dass das 

Konzept das wichtigste Instrument zur Erhaltung und Schonung der Naturressourcen und 

ein wichtiger Faktor zur Gewährleistung einer inklusiven Entwicklung ist. Dies wird zu einer 

stärkeren Kooperation zwischen großen multinationalen Unternehmen und Industrieländern 

dadurch, dass neoliberale Modelle auf der Grundlage von Wissenschaft eingeführt werden, 

welche ernsthafte Umweltkonflikte und Rechtsverletzungen darstellen können. Diese wer-

den mit dem Diskurs über die Möglichkeit der Aufrechterhaltung von Profiten, sozialer In-

klusion und Umweltschutz vertuscht (O’Oliveira, 2016: 39). 

Die ökologische und soziale Frage zu verbinden, ist eine Betrachtung, die sich mit Rio-92 

auf internationaler Ebene insbesondere im Hinblick auf die Anerkennung der informellen 

Wirtschaft als Beitrag zur gesellschaftlichen Entwicklung stärker verbreitete. Eine nahezu 

historische Entwicklung, da der Terminus „informelle Arbeit“ in den 1970er Jahren von der 

Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) nicht als gesellschaftliche Arbeit angesehen 

wurde (Melo & Souto 2011) und seit Rio-92 nun die Förderung des informellen Sektors mit 

einem der Ziele der IAO im Rahmen des Nachhaltigkeitsprinzips verknüpft wird. 

2.3.4 1997: Marktwirtschaftliche Logik zum Umweltschutz 

Nach Rio-92 beginnt die weltweite Bewegung zur Umsetzung der Agenda 21. Es fanden 

seitdem mehrere Konferenzen zu den unterschiedlichsten damit in Zusammenhang stehen-

den Themen statt, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf die Klimaziele gelegt wird. So 

fand 1995 eine UNO-Konferenz in Berlin statt, auf der beschlossen wurde, dass die Ver-

pflichtung der entwickelten Länder, bis zum Jahr 2000 ihre Emissionen auf das Niveau von 

1990 zu reduzieren, nicht ausreichen würde, um eine „gefährliche anthropogene Störung 

des Klimasystems“ zu verhindern. (VN, 1997: Einleitung)  

Daran anschließend fand 1997 die Klimakonferenz von Kyoto in Japan statt, in der ein Ab-

kommen zum Klimaschutz verabschiedet wurde. Dem sogenannten Protokoll von Kyoto 

zufolge sollen „industrialisierte Länder ihre gemeinsamen Treibhausgasemissionen inner-

halb des Zeitraums 2008 bis 2012 um mindestens 5 Prozent gegenüber dem Niveau von 

1990“ reduzieren. Die wichtigste Innovation dieses Protokolls ist die Gründung des Emissi-

onshandelsrechts des Betreibers von Clean Development mechanism (CDM), dass die Ein-

führung der ökonomischen Instrumente zum Umweltschutz prägt. Es wird durch die Set-

zung von nationalen und regionalen Entwicklungsprioritäten, Zielen und Gegebenheiten so-

wie Programme erarbeitet, umgesetzt, veröffentlicht und regelmäßig aktualisiert, 
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„in denen Maßnahmen zur Abschwächung der Klimaänderungen sowie 
Maßnahmen zur Erleichterung einer angemessenen Anpassung an die 
Klimaänderungen vorgesehen sind (…); diese Programme würden unter anderem 
den Energie-, den Verkehrs- und den Industriebereich sowie die Landwirtschaft, die 
Forstwirtschaft und die Abfallwirtschaft betreffen.“ (VN, 1997: 14) 

CDM sind bestimmten Betriebe, die beispielsweise im Bereich der Abfallwirtschaft Energie-

gewinnung aus Abfälle betreiben:22 „Das Betriebssystem des Deponiegases ist Teil des im 

Kyoto-Protokoll vorausgesetzten clean Development mechanism (CDM), der den Verkauf 

von Emissionsgutschriften aus der Emissionssenkung von Treibhausgasen in die Atmo-

sphäre ermöglicht.“ (Rio de Janeiro, Gemeinde, Amtsblatt, 02.08.2012). Aus den Emissio-

nen von Treibhausgasen in die Atmosphäre eines Landes wird der Verkauf von Emissions-

gutschriften an andere Länder als Ausgleichung in der globalen Emissionsbilanz zugunsten 

einer nachhaltigen Entwicklung möglich.  

Dafür sollten die Vertragsparteien „entsprechend ihren nationalen Gegebenheiten Politiken 

und Maßnahmen wie die folgenden umsetzen und/oder näher ausgestalten“, die zur „Be-

grenzung und/oder Reduktion von Methanemissionen durch Rückgewinnung und Nutzung 

im Bereich der Abfallwirtschaft sowie bei Gewinnung, Beförderung und Verteilung von Ener-

gie“ beitragen (VN, 1997: 2). Darüber hinaus sei es ein Ziel dieses Mechanismus,  

„die nicht in Anlage I [Industrieländer] aufgeführten Vertragsparteien dabei zu 
unterstützen, eine nachhaltige Entwicklung zu erreichen und zum Endziel des 
Übereinkommens beizutragen, und die in Anlage I aufgeführten Vertragsparteien 
dabei zu unterstützen, die Erfüllung ihrer quantifizierten Emissionsbegrenzungs- 
und -reduktionsverpflichtungen zu erreichen.“ (VN, 1997: 17) 

Die Idee des Emissionshandels entstand ursprünglich in den 1960er Jahren, als der ame-

rikanische Wirtschaftler Ronaldo Coase behauptete, dass die Lösung für die Umweltver-

schmutzung wäre, ihr einen Preis als Teil des Produktionsprozesses zuzuordnen. Dieser 

Ansatz wurde sogar im Brundtland-Bericht bezüglich der Kosten der Umweltverschmutzung 

erwähnt. Aber erst mit dem Kyoto-Protokoll sind die Nachfrage und das Ausmaß definiert 

worden, die es für die Strukturierung des ersten internationalen Marktes für Emissionshan-

del zwischen Anhang I-Ländern als Zahlende-Nutzer und Entwicklungsländern als Liefe-

ranten-Empfänger erforderlich sind. (O’Oliveira, 2016: 54). Für die Länder in Anhang I, Län-

der des Zentralkapitalismus, wurden Höchstgrenzen für die Emission von Treibhausgasen 

nach den Zielen der Klimakonvention festgelegt. Wenn sie gegen die Grenzen verstoßen, 

können sie durch Finanzinstrumente wie das CDM „Genehmigungen zur Emission von 

CO2“ aus Ländern erwerben, die unterhalb der Emissionsgrenze liegen oder denen keine 

Grenzen gesetzt sind. Emissionen haben einen wirtschaftlichen Wert: Eine Tonne Kohlen-

dioxid (CO2) entspricht einem CO2-Kredit. Dieser Kredit wird zu einem vermarktbaren Pro-

dukt an den Börsen (O’Oliveira, 2016: 55). 

 

22 Eine Mülldeponie verhält sich wie ein Biodigestor, der aufgrund der natürlichen Zersetzung oder Fäulnis Gase 
und andere Stoffe erzeugt. Dieser Verfall erfolgt in zwei Phasen: aerobe und anaerobe. Die anaerobe Phase 
produziert Methangas (Ch4), das von großem Interesse ist. (Rio de Janeiro, Gemeinde, COMLURB, 1993: 22f.) 
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2007 fand eine Konferenz in Johannesburg in Südafrika statt, um die Zielsetzungen des 

Protokolls von Kyoto zu überwachen. In den nächsten Jahren haben sich die Vertragspar-

teien immer wieder mit der Frage der Emissionsreduktion beschäftigt. Dabei wurde festge-

stellt, dass nicht nur die Ziele nicht erreicht wurden, sondern sogar die Emissionen in den 

entwickelten Ländern zunahmen. 2017 trafen die Vertragspartner in Deutschland erneut bei 

der 23. Klimakonferenz zusammen. 

Bezüglich der Frage des Umweltschutzes wird weiterhin die Überlegung angestellt, inwie-

weit ökonomische Mechanismen zum Umweltschutz effizient sind, wenn genau bei dieser 

Aufgabe ein wirtschaftlicher Sektor gefördert wird. CDM setzen immense öffentlichen In-

vestitionen zugunsten privater Konzerne, die auch von den Emissionshandelsrechten pro-

fitieren, voraus. Darüber hinaus gelten strenge Kriterien für die „verschmutzten“ Länder, die 

nicht in Anlage I enthalten sind, sodass die Industrieländer durch den Ankauf von Emissi-

onsrechten weiterhin verschmutzen und durch die Übertragung sauberer Technologien an 

die Entwicklungsländer darüber hinaus noch von einer technischen Zusammenarbeit profi-

tieren können. Die Weiterentwicklung der umweltverschmutzenden Wertschöpfungskette 

wird damit formalisiert und rechtlich genehmigt. Umweltschutz wird dadurch von der Not-

wendigkeit der Kapitalakkumulation abhängig gemacht, ein zentraler Gedanke, der sich seit 

dem Bericht von Brundtland entwickelt hat.  

2.3.5 2002: Hunger und Armut in Fokus 

Das Millennium-Projekt entstand im Jahr 2002 und setzte das Ziel, „einen konkreten Akti-

onsplan auszuarbeiten, der es der Welt ermöglichen soll, Milliarden von Menschen von der 

erdrückenden Last von Armut, Hunger und Krankheiten zu befreien, unter der sie zu leiden 

haben“. Dem Projekt liegt die Idee zugrunde, dass die „Welt bereits über die Technologie 

und das Know-how [verfügt], um die meisten Probleme der armen Länder zu lösen“. Es 

wurde dabei anerkannt, dass „diese Lösungen [bisher] jedoch nicht im erforderlichen Aus-

maß umgesetzt“ wurden. 

Um das Millennium-Projekt zu verwirklichen, wurde eine Liste von Zielen und Indikatoren 

erarbeitet, die seit Januar 2008 gültig ist und in den Mittelpunkt der nationalen und interna-

tionalen Strategien zur Armutsbekämpfung gestellt werden müsste. In diesem Zusammen-

hang sind die Ziele eins und sieben wesentlich, da sie im Mittelpunkt dieser Arbeit stehen: 

„Beseitigung der extremen Armut und des Hungers“ und „Sicherung der ökologischen 

Nachhaltigkeit.“ (VN, 2008b)  

Zum ersten Ziel wurden die konkreten Zielvorgabe ergänzt: 1.A: „Zwischen 1990 und 2015 

den Anteil der Menschen halbieren, deren Einkommen weniger als 1 Dollar pro Tag beträgt“ 

und 1.B: „produktive Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle, einschließlich 

Frauen und junger Menschen, verwirklichen“. Im Hinblick auf die Zielvorgabe 1.A sind fol-

gende Indikatoren zu überwachen: 1.1 Anteil der Bevölkerung mit weniger als einem Dollar 

(in Kaufkraftparitäten) pro Tag; 1.2 Armutslückenverhältnis; 1.3 Anteil des ärmsten Fünftels 

der Bevölkerung am nationalen Konsum. In der Zielvorgabe 1.B werden folgende Indikato-

ren genannt: 1.4 Wachstum des BIP pro Erwerbstätigen 1.5 Verhältnis Beschäftigung – 

Bevölkerung; 1.6 Anteil der Erwerbstätigen, die mit weniger als einem Dollar (in 
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Kaufkraftparitäten) pro Tag auskommen müssen; 1.7 Anteil der Selbständigen und der mit-

helfenden Familienangehörigen an der Gesamtbeschäftigung.  

Für das siebte Ziel sind folgende Zielvorgabe wesentlich: 7.A - Grundsätze der nachhaltigen 

Entwicklung in einzelstaatliche Politiken und Programme integrieren und den Verlust von 

Umweltressourcen umkehren, der u.a. durch den Indikator 7.2 - CO2-Emissionen insge-

samt, pro Kopf und je einem Dollar BIP (in Kaufkraftparitäten) überprüft werden kann. Dar-

über hinaus spielen vor dem Hintergrund des Themas dieser Arbeit weitere Zielvorgaben 

eine Rolle: 7.C - Bis 2015 den Anteil der Menschen um die Hälfte senken, die keinen nach-

haltigen Zugang zu einwandfreiem Trinkwasser und grundlegenden sanitären Einrichtun-

gen haben und 7.D - Bis 2020 eine erhebliche Verbesserung der Lebensbedingungen von 

mindestens 100 Millionen Slumbewohnern herbeiführen. Diese Zielvorgaben werden durch 

folgende Indikatoren überprüft: 7.8 Anteil der Bevölkerung mit Zugang zu verbesserter 

Trinkwasserversorgung; 7.9 Anteil der Bevölkerung mit Zugang zu verbesserten sanitären 

Einrichtungen; 7.10 Anteil der in Slums lebenden städtischen Bevölkerung. 

An der Umsetzung des Millennium-Projekts arbeiten, ähnlich wie auch bei den Aktionsplä-

nen der dargestellten Konferenzen, Forscher_innen und Wissenschaftler_innen aus der 

ganzen Welt, politische Entscheidungsträger_innen und Vertreter_innen von nichtstaatli-

chen Organisationen, Organisationen der Vereinten Nationen, der Weltbank, des Internati-

onalen Währungsfonds und des Privatsektors. In den Auseinandersetzungen im Rahmen 

des Millennium-Projektes wurde entschieden, dass die Länder, hauptsächlich die Entwick-

lungsländer, genaue „Bedarfsbewertungen“ durchführen müssen, um festzustellen, „auf 

welchem Stand sich ihre Bemühungen befinden und welche Maßnahmen erforderlich sind, 

um für das Jahr 2015 auf Kurs zu kommen.“ (VN, 2015)  

2012 hat die Konferenz Rio+20 u.a. auf diesen Zielen aufgebaut und diese Frist für ihre 

Erklärungen übernommen. 2010 berichtete das Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-

tionen (UNDP), dass sich 1,7 Milliarden Menschen unter der Armutsgrenze befinden (Nati-

onen, 2010: 10). 2015 beschreibt der Bericht zum Umsetzungsstand, dass die Indikatoren 

zum Beispiel für Lateinamerika, bezüglich des ersten Ziels nur teilweise erreicht wurden. 

Hunger- und Armutsraten sind zwar zurückgegangen, aber die „produktive und menschen-

würdige Beschäftigung“ stellen noch „mäßige Defizite“ dar. (VN, 2015) 

2.3.6 2012: Paradigma der Grünen Wirtschaft  

2012 treffen sich erneut, wieder in Rio de Janeiro, die Vertragsparteien der Vereinten Staa-

ten für die Konferenz Rio+20. Vor dem Hintergrund, dass ein Fünftel der Weltbevölkerung 

(mehr als 1 Milliarde Menschen) in extremer Armut leben und der Prognose, dass die Welt-

bevölkerung bis 2050 auf über 9 Milliarden Menschen angewachsen sein wird, von denen 

schätzungsweise zwei Drittel in Städten leben werden (VN, 2012: Erklärung 21), ist die 

größte Sorge dieser Konferenz der soziale Aspekt der nachhaltigen Entwicklung. Im Kon-

text der Armutsbeseitigung wird die Förderung einer Grünen Wirtschaft als Schlüssel zur 

Erreichung der ökonomischen und ökologischen Dimensionen der Nachhaltigkeit betrach-

tet. Daher sind die Vereinten Nationen 40 Jahre nach der Stockholmer Erklärung, 25 Jahre 

nach dem Brundtland-Bericht, 20 Jahre nach der Rio-Erklärung und der Agenda 21 „zutiefst 
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besorgt“ und sich der Notwendigkeit „bewusst“, „stärkere Anstrengungen zur Herbeiführung 

einer nachhaltigen Entwicklung und insbesondere zur Beseitigung von Armut, Hunger und 

vermeidbaren Krankheiten zu unternehmen“ (VN, 2012: 63). Insofern erklären die Vereinten 

Nationen im Kapitel „Unsere gemeinsame Vision“ des Dokuments „Die Zukunft, die wir wol-

len“, dass sie ihr „Bekenntnis zur nachhaltigen Entwicklung und zur Förderung einer wirt-

schaftlich, sozial und ökologisch nachhaltigen Zukunft für unseren Planeten und für die 

heutigen und die künftigen Generationen“ erneuern (VN, 2012: 63).  

Armutsbeseitigung bedingt diesbezüglich die Änderung nicht nachhaltiger und die Förde-

rung nachhaltiger Konsum- und Produktionsmuster und den Schutz und die Bewirtschaf-

tung der natürlichen Ressourcen, die die Grundlage der wirtschaftlichen und sozialen Ent-

wicklung bilden (Nationen, 2012: 59). 

Die Konferenz strebt nach einer gerechten und fairen Gesellschaft, in der niemand ausge-

schlossen wird. Dies könnte durch die Verpflichtung aller Nationen zu einem dauerhaften 

und inklusiven Wirtschaftswachstum, zur sozialen Entwicklung und zum Umweltschutz zum 

Wohle aller erreicht werden. Das Dokument bezieht wichtige Gruppen und sonstige Inte-

ressenträger23 in die Erreichung der gesetzten Ziele der Konferenz mit ein. Dabei ist es 

wichtig, auf institutioneller Ebene alle maßgeblichen Entscheidungsträger an der Planung 

und Umsetzung einer Politik zur nachhaltigen Entwicklung zu beteiligen. Die Adressaten 

dieser Empfehlung sind auf der öffentlichen Ebene die Regierungen und gesetzgebenden 

Körperschaften. Auf lokaler Ebene können Behörden und das Gemeinwesen bei der Ver-

wirklichung der nachhaltigen Entwicklung eine wichtige Rolle spielen. Hier kommt es auch 

darauf an, die Beteiligung der Bürger_innen und Interessenträger zu fördern und sie mit 

Informationen über die drei Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung zu versorgen. 

Die Verwirklichung der nachhaltigen Entwicklung ist vom aktiven Engagement des öffentli-

chen Sektors wie auch des Privatsektors abhängig. Dafür wird die aktive Mitwirkung des 

Privatsektors über das Instrument der öffentlich-privaten Partnerschaften gefördert. In die-

sem Sinne werden die Staaten einerseits unterstützt, „nationale Regulierungs- und Politik-

rahmen [einzurichten], die Wirtschaft und Industrie in die Lage versetzen, Initiativen zur 

Förderung der nachhaltigen Entwicklung zu ergreifen.“ Es wird andererseits der Privatsek-

tor aufgefordert, verantwortungsvolle Geschäftspraktiken anzuwenden. 

Dazu könnte eine Grüne Wirtschaft im Kontext der nachhaltigen Entwicklung bzw. der Ar-

mutsbeseitigung in der Lage sein, „die Lebensbedingungen der armen und schwächeren 

Bevölkerungsgruppen insbesondere in den Entwicklungsländern“ zu verbessern, „ihre 

Selbsthilfekraft“ zu stärken; „produktive Tätigkeiten“ und die „soziale Inklusion, einschließ-

lich eines sozialen Basisschutzes“, zu fördern (VN, 2012: 69f.). Es wird davon ausgegan-

gen, dass Genossenschaften und Kleinstunternehmen zur sozialen Inklusion und zur 

 

23 Als wichtige Gruppe gelten die Frauen, Kinder und Jugendlichen, die indigenen Bevölkerungsgruppen, die 
nichtstaatlichen Organisationen, die lokalen Behörden, die Arbeitnehmer und Gewerkschaften, die Wirtschaft 
und Industrie, die Wissenschaft und Technik, die Bauern sowie sonstige Interessenträger, einschließlich des 
lokalen Gemeinwesens, der Freiwilligengruppen und Stiftungen, der Migranten und der Familien sowie der äl-
teren Menschen und der Menschen mit Behinderungen. 
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Armutsminderung einen Beitrag insbesondere in den Entwicklungsländern leisten können 

(VN, 2012: 72). 

In der Ausarbeitung der Konferenz wurde bekräftigt, dass Armutsbeseitigung, produktive 

Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle, soziale Integration sowie Sozial-

schutz miteinander verknüpft sind und sich gegenseitig verstärken. Zur Förderung dieser 

Ziele müssen auf allen Ebenen günstige Rahmenbedingungen geschaffen werden (VN, 

2012: 88). Darüber hinaus trägt unbezahlte Arbeit im informellen Sektor laut der Deklaration 

Rio+20 „in erheblichem Maße zum menschlichen Wohl und zur nachhaltigen Entwicklung“ 

bei, für den „sichere und menschenwürdige Arbeitsbedingungen“ geschaffen werden müs-

sen (VN, 2012: 33). 

Menschenwürdige Arbeitsmöglichkeiten und Arbeitsplätze für alle können unter anderem 

durch öffentliche und private Investitionen in wissenschaftlich-technische Neuerungen, öf-

fentliche Projekte zur Wiederherstellung, Regenerierung und Erhaltung der natürlichen 

Ressourcen und der Ökosysteme sowie durch Sozial- und Gemeinschaftsdienste entste-

hen (VN, 2012: 88). In dieser Hinsicht wird der Bereich der Wiederherstellung und Bewirt-

schaftung der natürlichen Ressourcen und der Ökosysteme als Alternative zur Schaffung 

von Arbeitsplätzen für in Armut lebende Menschen durch staatliche Initiativen empfohlen. 

Dazu wird der Privatsektor ermutigt, zu einer menschenwürdigen Arbeit für alle und zur 

Schaffung von Arbeitsplätzen beizutragen, insbesondere durch Partnerschaften mit kleinen 

und mittleren Unternehmen und Genossenschaften24.  

In diesem Bereich wird ein Lebenszyklusansatz verfolgt, indem weitere Maßnahmen zu-

gunsten von Ressourceneffizienz und umweltverträglicher Abfallverarbeitung entwickelt 

und umgesetzt werden müssten. Abfälle sollen verringert, wiederverwendet und verwertet 

und die Energiegewinnung aus Abfällen verstärkt werden, „mit dem Ziel, den überwiegen-

den Teil der weltweit erzeugten Abfälle umweltverträglich zu verarbeiten und nach Möglich-

keit als Ressource zu nutzen“. Feststoffabfälle wie Elektronikschrott und Plastikmüll bringen 

besondere Herausforderungen mit sich, die angegangen werden müssen. Es wird die Er-

arbeitung und Durchsetzung umfassender nationaler und lokaler Politiken, Strategien, Ge-

setze und Vorschriften für die Abfallverarbeitung gefordert. Diesbezüglich fasst die Konfe-

renz die abfallwirtschaftlichen Ansätze zusammen, die im Laufe der letzten 20 Jahren erar-

beitet wurden. Im Jahr 2012 verfügen die meisten Industrieländer über eine Abfallwirtschaft, 

die auf wirtschaftlichen Ansätzen zur umweltgerechten Entsorgung von festen Abfällen auf-

gebaut wurde: Ein privater Verwertungssektor wurde etabliert. Zu dieser Zeit befanden sich 

einige Entwicklungsländer, wie zum Beispiel Brasilien, in einem Konsolidierungsprozess 

von ähnlichen Systemen, die sich jedoch von den Industrieländern durch bestimmte soziale 

Merkmale unterschieden. In solchen Ländern entwickelte sich seit Jahrzehnten ein 

 

24 Dieser Ansatz ist die in Brasilien vorgestellte Tendenz zur Formalisierung der abfallwirtschaftlichen informel-
len Arbeiter_innen in der angemessenen Abfallwirtschaft. Dies wird näher in den nächsten Kapiteln dieser Arbeit 
analysiert. 
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abfallwirtschaftlicher informeller Sektor auf der Grundlage der Arbeit eines Teils der von 

extremer Armut betroffenen Arbeiterklasse.  

2.3.7 2015: Unverzichtbarkeit der Armutsbeseitigung im Ansatz zur Nachhaltig-

keit  

In der Konferenz Rio+20 entschlossen sich die Vertragsparteien, die in der Konferenz ver-

einbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniumsziele, bis zum Jahr 2015 zu er-

reichen. Gleichzeitig wurde auf dieser Konferenz beschlossen, universell gültige Nachhal-

tigkeitsziele (Sustainable Development Goals, SDGs) ausarbeiten zu lassen, welche im 

Jahr 2015 als die Agenda 2030 verabschiedet wurden (BMZ, 2017). 

Die Agenda 2030 wurde mit Beteiligung der Zivilgesellschaft25 erarbeitet und im September 

2015 von allen Vertragsparteien der Vereinten Nationen verabschiedet. Dieser neue Akti-

onsplan baut auf fünf handlungsleitenden Prinzipien auf: 1. Die Würde des Menschen steht 

im Mittelpunkt; 2. Den Planeten zu schützen; 3. Wohlstand für alle zu fördern; 4. Frieden zu 

fördern und 5. Globale Partnerschaften aufzubauen. In diesem Sinne wurden 17 Nachhal-

tigkeitsziele (SDGs) entwickelt, die „erstmals alle drei Dimensionen der Nachhaltigkeit – 

Soziales, Umwelt, Wirtschaft – gleichermaßen“ berücksichtigen (BMZ, 2017a). Dies deutet 

auf eine Synergie zwischen allen Nachhaltigkeitszielen und Indikatoren hin. Diese neuen 

Nachhaltigkeitsziele „sollen auf den Millenniumsentwicklungszielen aufbauen und vollen-

den, was diese nicht erreicht haben.“ (VN, 2015b: 1) 

In diesem Sinne steht die Armutsbeseitigung im Vordergrund der Agenda 2030, da sie die 

„größte globale Herausforderung und eine unabdingbare Voraussetzung für eine nachhal-

tige Entwicklung ist.“ (VN, 2015b: 1) Obwohl alle Nachhaltigkeitsziele in einer Wechselwir-

kung stehen, spielt das SDG 8 eine wesentliche Rolle in dieser Arbeit, da es um mensch-

würdige Arbeit geht, es lautet wie folgt: „Dauerhaftes, breitenwirksames und nachhaltiges 

Wirtschaftswachstum, produktive Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle 

fördern (VN, 2015b: 38). Dieses Ziel kann durch 12 dazugehörige Zielvorgaben erfüllt wer-

den.  

Besonders wichtig ist die Zielvorgabe 8.3 zur Formalisierung des informellen Sektors: „Ent-

wicklungsorientierte Politiken fördern, die produktive Tätigkeiten, die Schaffung menschen-

würdiger Arbeitsplätze, Unternehmertum, Kreativität und Innovation unterstützen, und die 

Formalisierung und das Wachstum von Kleinst-, Klein- und Mittelunternehmen unter ande-

rem durch den Zugang zu Finanzdienstleistungen begünstigen“. In diesem Sinne kann 

diese Zielvorgabe mit der Erklärung zur Rolle des breitgefächerten Privatsektors – „von 

Kleinstunternehmen über Genossenschaften bis zu multinationalen Unternehmen – sowie 

die Organisationen der Zivilgesellschaft und philanthropische Organisationen bei der Um-

setzung der neuen Agenda“ dadurch verbunden werden (VN, 2015b: 11), dass in der 

 

25 Die Ziele und Zielvorgaben sind das Ergebnis von über zwei Jahren intensiver öffentlicher Konsultationen 
und des Engagements mit der Zivilgesellschaft und anderen Interessenträgern auf der ganzen Welt, wobei den 
Stimmen der Ärmsten und Schwächsten besondere Aufmerksamkeit geschenkt wurde (VN, 2015b: 3). 
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Abfallwirtschaft in den Entwicklungsländern eine Zusammenarbeit zwischen öffentlichem 

und privatem Sektor bei der Formalisierung der informellen Genossenschaften entstehen 

kann. Der private Sektor wird in diesem Fall von solchen Genossenschaften und abfallwirt-

schaftlichen Konzernen gebildet. 

* 

Nach der Analyse der Richtlinie der Vereinten Nationen über die Bestimmung des Begriffs 

der Nachhaltigkeit kann festgestellt werden, dass einerseits die internationalen Konferen-

zen seit Stockholm bis zur Ausarbeitung der Agenda 2030 die Notwendigkeit eines ange-

messenen Umgangs mit der natürlichen und veränderten Natur für die Gewährleistung der 

Menschenrechte anerkennen und die Unverzichtbarkeit der Armutsvernichtung zur Errei-

chung einer nachhaltigen Entwicklung vorschlagen. Diese Ansätze begrenzen sich jedoch 

auf die Beschreibung der Folge der kapitalistischen Produktionsweise, benennen jedoch 

deren strukturellen Ursachen nicht: den Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit in dieser 

Produktionsweise. Das ist Ideologie: Materielle Verhältnisse, die eine Ausdehnung der Aus-

beutung auf noch nicht kapitalistische Sektoren und die fortgesetzte Beeinträchtigung der 

Natur ermöglichen, werden als Weg zur Armutsreduzierung und zum Umweltschutz durch 

das Konzept der „Grünen Wirtschaft“ dargestellt. 

2.4 Das Konzept der Grünen Wirtschaft 

Im Kontext der Umweltpolitik wird die Beschäftigung gemäß dem Bericht “Green Industrial 

Policy” des Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) nicht nur mittels einer quan-

titativen Methode betrachtet, sondern auch qualitativ mit Blick auf die Förderung menschen-

würdiger Arbeit: 

“employment considerations should not only focus on the number of jobs created or 
lost but also the quality of jobs. The ILO Decent Work Agenda–encompassing job 
creation, rights at work, social protection and social dialogue–can offer guidance on 
how the green economy should provide 'decent work' and be socially inclusive. To 
emphasize this agenda, ILO’s definition of green jobs limits the concept to those jobs 
that can also be considered as 'decent work'.” (Altenburg & Assmann, 2017: 62f.) 

Mit der Verschlechterung der Arbeitsbedingungen der weltweiten Arbeiter_innen hat der 

Begriff menschenwürdige Arbeit eine wesentliche Bedeutung in der internationalen Umwelt-

politik gewonnen – hauptsächlich im Kontext der Formalisierung der informellen Wirtschaft. 

Menschenwürdige Arbeit bezieht sich darauf, angemessene Arbeitsbedingungen zu schaf-

fen, welche gesunde Beziehungen sowohl aus physischer bzw. psychischer Perspektive 

schaffen können und dennoch gut bezahlt werden, um die Mindestbedingungen für die Re-

produktion der Arbeitskraft zu garantieren. Die Maßstäbe zum Verständnis menschenwür-

diger Arbeitsbedingungen werden aus den vier Primärzielen der IAO abgeleitet (Wahl, 

2013: 3-4):  

(1) Förderung der Rechte bei der Arbeit für alle Arbeiter_innen unabhängig von den 

Beschäftigungsformen, sei es formell oder informell;  



66 

(2) Förderung von Beschäftigung und Einkommen, d.h. Förderung produktiver, einträg-

licher Arbeit durch Wachstum mit dem Ziel der Vollbeschäftigung und Bekämpfung 

struktureller Ungleichheit;  

(3) Förderung des Sozialschutzes für alle Menschen, d.h. die Gewährleistung von me-

dizinischer Versorgung, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, Alter, Arbeitslosigkeit, 

bei Arbeitsunfällen, beim Mutterschutz, Invalidenschutz;  

(4) Förderung des Sozialdialogs durch die Einbeziehung der Parteien auf der Basis von 

„gleichberechtigten“ Verhandlungen und der Beteiligung von zivilgesellschaftlichen 

Akteuren, um den traditionellen Sozialen Dialog zu entstauben.  

Die Empfehlung 204 der IAO zu Transition from the Informal to the Formal Economy zielt 

auf die Erreichung eines politischen Rahmens ab, der zu inklusivem Wachstum, Schaffung 

von menschwürdiger Arbeit in der formellen Wirtschaft und Förderung des Genossen-

schaftswesens oder anderen Formen solidarischer wirtschaftlicher Einheit führt (IAO, 

2015). Darüber hinaus sind in diesen genossenschaftlich und solidarisch organisierten wirt-

schaftlichen Einheiten die Rahmenbedingungen zum Zugang zu Bildung und Kompetenz-

entwicklungen, Finanzdienstleistungen (Kredite) und technologischer Infrastruktur zu schaf-

fen (IAO, 2015). Die vier Primärziele der IAO und die Empfehlung 204 sind trotz ihrer Be-

deutung für politische Entwicklungen nicht präzise genug und stark kontextabhängig. Den 

daraus resultierenden unterschiedlichen Ergebnissen können immer noch prekäre Arbeits-

bedingungen immanent sein.  

Die Umsetzung menschenwürdiger Arbeitsbedingungen stellt eine Herausforderung insbe-

sondere für die informelle Wirtschaft dar, da einerseits hier Staat und Gewerkschaften kaum 

Interventionsmöglichkeiten haben (Wahl, 2013: 3) und andererseits staatliche Akteure in 

Entwicklungsländern in bestimmten Fällen diejenige Institution widersprüchlich darstellen, 

die dazu beiträgt, unwürdige Arbeitsbedingungen aufrechtzuerhalten. Eine andere Heraus-

forderung für Entwicklungsländer sind die Beteiligungsperspektiven, die Wahl (2013: 6) als 

eine Stärke der Agenda für menschenwürdige Arbeit bei der IAO betrachtet: 

„Decent Work represents a skilful effort at mediating escalating tensions inside the 
ILO between global capital, backed by a majority of industrialized states, and an 
increasingly vocal group of member states, trade unions, women`s organizations 
and other NGOs concerned with improving lives of marginalized workers.” (Vosko, 
2002: 20, zitiert nach Wahl, 2013: 6)  

Die materiellen Bedingungen für die Beteiligung dieser sozialen Akteure an der Entschei-

dungsfindung stellen sich ungleich dar, da neben einem großen Konzern eine Gruppe von 

informellen Arbeitern_innen, eine kleine informelle wirtschaftliche Einheit (Micro and Small 

Enterprises) oder eine lokale informelle kollektive Gruppe (Volksgenossenschaft) stehen, 

deren Mitglieder die erforderlichen Bedingungen zur politischen Partizipation (Bildung, 

Kompetenzen und sogar Freizeit) nicht entwickeln können. Dies reduziert ihre Entschei-

dungsmöglichkeiten noch mehr, die bereits durch die strukturellen Merkmale des Partizipa-

tionsraums bzw. der Marktstrukturen gering sind. 
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Die hauptsächliche Kritik am Ansatz der Agenda zur menschenwürdigen Arbeit der IAO darf 

nicht übersehen werden und betrifft die Gesetzmäßigkeiten des Kapitalismus, aus denen 

die kapitalistische Verwertung durch die hohe Inanspruchnahme von Naturressourcen und 

Arbeitsausbeutung ohne Rücksicht auf den Wohlstand der Menschen resultiert:  

„So werden immer wieder die Folgen von Liberalisierung der Wirtschaft und der 
Finanzmärkte kritisiert, allerdings erwächst daraus keine Kritik an Kapitalismus und 
Globalisierung selbst. Stattdessen setzt man weiter auf das ‚Konzept einer fairen 
Globalisierung’ (…) Dies wird auch beim formulierten Ziel der Vollbeschäftigung 
deutlich. Gerade die Negativentwicklung der letzten Jahrzehnte hat gezeigt, dass 
die Hoffnung auf Wohlfahrtssteigerung durch Beschäftigung sehr selten Wirklichkeit 
wird. Stattdessen zeigt die Entwicklung auf, dass immer mehr Menschen trotz Arbeit 
arm sind (working poor). Wirtschaftliches Wachstum als Garant für Wohlstand für 
alle, scheint vielerorts nicht zuzutreffen. Vollbeschäftigung zu fordern, ohne die 
Frage nach gerechter Wohlstandsverteilung zu stellen, scheint naiv. Und auch die 
Debatten über Nachhaltigkeit, Grenzen des Wachstums und 
Postwachstumsgesellschaft zeigen, dass es eine Agenda die nach 
menschenwürdiger und guter Arbeit für alle strebt, sich mit Alternativen zur 
bisherigen Wirtschaftsweise auseinandersetzen sollte.“ (Wahl, 2013: 6) 

In diesem Sinne wird hier davon ausgegangen, dass prekäre Arbeitsverhältnisse in der in-

formellen Wirtschaft nicht auf eine Krise der kapitalistischen Produktionsweise hindeuten. 

So wie Krisen und Rezessionen integraler Bestandteil der Wechselwirkung der kapitalisti-

schen Strukturen sind, ist es auch die Ausbeutung der Arbeit. Die Integration der informellen 

Ökonomie durch Prozesse der Formalisierung in einer nachhaltigen „grünen“ Wirtschaft vor 

dem Hintergrund der Vereinbarung von Armutsbekämpfung und Umweltschonung durch 

Schaffung grüner Jobs ist als ein Bestandteil der kapitalistischen Erweiterung auf bestimm-

ten Ebenen anzusehen. Dieser Kontext verwirklicht sich durch das Paradigma des inklusi-

ven Wachstums und ergibt sich aus einer kollektiven Konstruktion.  

Im Lauf von 45 Jahren haben sich die Entscheidungsträger – d.h. sowohl Organisationen 

wie die Weltbank, die Vereinten Nationen, eine große Anzahl vielfältiger internationaler 

Nichtregierungsorganisationen, als auch Wissenschaftler_innen im Rahmen internationaler 

Politik u.a. durch die internationalen Konferenzen die Forderungen der Umweltbewegung 

angeeignet. Die Veränderungen, die aufgrund des gesellschaftlichen Drucks und des rea-

len Anliegens der Protestbewegungen gegen die Umweltproblematik und das angenom-

mene Entwicklungsmodell und ihre jeweiligen Krisen erzielt wurden, werden neu ange-

passt, minimiert und in der Regel innerhalb des Marktes umgesetzt (O’Oliveira, 2016: 31). 

Die Debatte wurde durch Inklusionsansätze (inklusives Wachstum) vom ökonomischen in 

den politischen Bereich verlagert (Melo & Souto, 2011: 54).26 Die internationalen Mechanis-

men empfehlen dabei vorübergehende politische Maßnahmen, um diese Situation der Ar-

mut zu beheben (Melo & Souto, 2011: 60), erkennen aber nicht den Kern des Problems an. 

Dabei werden die Gesetzmäßigkeiten des Kapitals durch als nachhaltig dargestellten Bilder 

 

26 Dies wird auch von Oliveira (2008) erklärt, als sie die nationale Abfallpolitik Brasiliens als ein spezielles Gesetz 
eingliedert, das beabsichtigt, den Umweltschutz und das soziale Problem durch die Förderung menschenwür-
diger Arbeit für Wertstoffsammler_innen zu verbinden. 
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überdeckt. Vor diesem Hintergrund vereinigt die Grüne Wirtschaft das Ökologische und 

Soziale, ermöglicht aber gleichzeitig eine Ausbeutung der Natur und menschlichen Arbeit 

in höherem Ausmaß im Sinne der gleichen „alten“ Logik: Der Motor dieses Geschäfts ist 

weiterhin der Gewinn (Melo & Souto, 2011: 56). Dies war bis zum Aufbau des Nachhaltig-

keitsdiskurses nicht möglich. Aus der Analyse der Ansätze der Grünen Wirtschaft ergibt 

sich, dass die Ausbeutung menschlicher Arbeit der Reduzierung der Armut und die Privati-

sierung der Natur der Umweltschonung dienen.27  

Wenn bei der Debatte in den 1980er Jahren Natur- und immaterielle Güter wie Freiheit, 

Gesundheit oder Bildung noch keinen Preis erhalten haben (Széll, 1989b: 4), wird dies ge-

genwärtig unter dem Begriff der grünen Wirtschaft anders konsolidiert: 

„All diese Bewegungen (erneuerbare Ressourcen, Aneignung von Territorien und 
Monetarisierung der Natur) sind miteinander verbunden und nutzen den 
metabolischen Bruch und einen ihrer Widersprüche, das kollektive Gefühl der 
Bedrohung durch die ‚Umweltkrise‘, um voranzukommen. Während sie in früheren 
Jahren getrennt und diffus durch das Konzept der ‚nachhaltigen 
Entwicklung‘ dargestellt wurden, ist der vereinigte Begriff nun die ‚Grüne 
Wirtschaft‘“. (O’Oliveira, 2016: 35) 

Die neue Umweltordnung stellt weder die auf fossilen Brennstoffen basierende Wirtschaft 

noch ihre Konsum- und Produktionsmuster in Frage, noch ersetzt sie sie, denn die ‘Green 

Economy’ beruft sich ja gerade genau auf diese Beziehungen. Die Produktion wird immer 

noch nach einer quantitativen Methode statt einer qualitativen gesteuert. „Wachstum“ wird 

dabei nicht durch „Verbesserung“ ersetzt, wie es Goodland (1991) als unbedingt notwendig 

für nachhaltige Entwicklung erklärte, sondern die zusammenhängende, gleichgewichtige 

Wechselwirkung zwischen ökonomischen, sozialen und ökologischen Aspekten wird durch 

die Ökonomisierung der Umweltgüter konkretisiert. Diese Grüne Ökonomie erweitert die 

Menschen und Natur ausbeutende Ökonomie auf neue Gebiete.  

In diesem Zusammenhang sind die formelle und informelle Wirtschaft durch globale Pro-

duktions- und Zirkulationsbeziehungen und die Tendenz zur Gewinnmaximierung global 

verbunden. Die informelle Wirtschaft ist ein bedeutendes Kettenglied dabei, um die variab-

len Kosten der Produktion (Arbeitskraft) zu reduzieren:  

„Wir stehen vor einer neuen Phase der Akkumulation und Konzentration des 
Kapitals (interne Exklusion) und der Wiederherstellung von Formen der 
Disziplinierung der Arbeiter (erzwungene Inklusion), deren Hauptmerkmal ihre 
planetarische Dimension sein würde.“ (Fontes, 1997: 20) 

In der gegenwärtigen Skala des globalen Wettbewerbs ist die Abfallentsorgungsbranche 

zwischen transnationalen Monopolen und Umstellung der organischen Zusammensetzung 

des Kapitals anzusiedeln. Das sind Marketingeinnahmen, die das Kapital schafft, um 

 

27 Diese Situation wird in dem Verwertungssektor in dieser Arbeit dargestellt, in dem die Kooperation in der 
informellen Wertstoffsammlung sowohl der Funktion des Staats zur umweltverträglichen Abfallentsorgung und 
des produktiven formellen Sektors zur Produktverantwortung als auch zur Kapitalakkumulation in der Verwer-
tungsindustrie und dem privaten Abfallentsorgungssektor dient (s. Kap. 4). 
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anzukündigen, dass die ständige Kapitalakkumulation zu einer gesunden, sicheren und fai-

ren Umwelt führt (Melo & Souto, 2011: 56). Deponiegasprojekte zur Reduzierung von Treib-

hausgasen und umweltverträgliche Abfallentsorgungszentralen mit Schwerpunkt auf Re-

cycling gehören zu den großen grünen wirtschaftlichen Geschäften in Entwicklungsländern, 

in denen die informelle Arbeit der Wertstoffsammler_innen in die Abfallwirtschaft prekär in-

kludiert wird. In Brasilien wird dabei die traditionelle Arbeit der Wertstoffsammler_innen eli-

miniert und durch große Unternehmen und Konglomerate von Unternehmen zur Auswei-

tung des Kapitals für die Erbringung von Abfalldienstleistungen ersetzt. Diese Kapitalex-

pansion wird ideologisch dadurch instrumentalisiert, dass die geringen Produktionskräfte 

der Arbeit der Wertstoffsammler_innen die Notwendigkeit rechtfertigen, dass private Kon-

zerne mit bestimmten Dienstleistungen beauftragt werden, die von den Sammlern_innen 

traditionell geleistet werden. Sie verzichten jedoch nicht auf diese Arbeitskräfte, sondern 

integrieren diese, zumal sie die billigsten Arbeitskräfte auf dem Markt darstellen. Die For-

malisierung der kleinen Unternehmen und Genossenschaften von Wertstoffsammler_innen 

in einer Wirtschaft, in der sie mit großen internationalen Konglomeraten zusammenarbei-

ten, erzeugt ausreichend Einkommen, um die Arbeiter_innen auf dem Minimum zur Repro-

duktion der Arbeitskraft zu halten. Dies wird von institutionellen Partnerschaften durchge-

führt, ist daher rechtskonform und wird vom Staat vermittelt, da große Unternehmen mit 

Dienstleistungen beauftragt und gleichzeitig deren Partnerschaft mit kleinen Unternehmen 

oder Genossenschaften gefördert werden. 

Hinsichtlich der obigen Darstellung umfasst dieses „grüne Gesicht“ des Kapitals nichts an-

ders als dieselben Produktionsverhältnisse, die die Umweltkrise bestimmten. Die auf ihre 

Bewältigung abzielenden Maßnahmen sind weit davon entfernt, der zerstörerischen Pro-

duktion Grenzen zu setzen. Ganz im Gegenteil entsteht die Tendenz, dass die Umweltkrise 

in eine produktive Zerstörung mündet, die neue Akkumulationsstrategien entstehen lässt 

(Melo & Souto, 2011: 60). Im Hinblick auf das Thema der Formalisierung der informellen 

Wirtschaft wird informelle Arbeit durch soziales Unternehmertum und Beschäftigungsfähig-

keit maskiert und durch Ansätze zum Ende des Arbeit-Kapital-Widerspruchs und durch das 

Ende der Klassengesellschaft gerechtfertigt. Die Autonomie der Arbeit wird durch die Selb-

ständigkeit von ärmeren Arbeiter_innen oder das Genossenschaftswesens umgesetzt und 

für die Akkumulation von Kapital ausgenutzt. Aus Sicht der grünen Wirtschaft wäre die 

Frage der Armutsbekämpfung nur dann von entscheidender Bedeutung für die Nachhaltig-

keit, wenn sie notwendig für die Kapitalakkumulation wird, damit die Menschen in die Lage 

versetzt werden, ausschließlich zu arbeiten und zu konsumieren. Dies bedeutet aber nicht, 

dass die Lebensbedingungen der weltweiten Arbeiter_innen trotz der Richtlinie zur men-

schenwürdigen Arbeit gerecht und gleich werden. Wenn das bedürftige Individuum gegen-

wärtig eine Masse von Menschen in Armut ist, blieb es trotzdem in der Arbeitswelt und wird 

dadurch erhalten, dass es nur genug für die Reproduktion seiner Arbeitskraft hat. Die These 

von den Verlierern und Gewinnern der Globalisierung konsolidiert sich in einer weiterge-

henden intensiveren Expansion des Kapitals in die verschiedensten menschlichen Bereiche 

von Naturgütern und -prozessen. 
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3. Förderung ökonomischer und politischer Beteiligung durch das Ge-

nossenschaftswesen  

“Economic democracy is the necessary complement for political 
democracy. Or to express it the other way around there will be no full 
democracy without economic democracy.” (Széll, 1990: 5) 

Die Bedeutung des Genossenschaftswesens in der heutigen Zeit erklärt sich daraus, dass 

diese Organisationsform der Produktion und Erbringung von Dienstleistungen sowohl als 

eine Alternative zur Arbeitslosigkeit und Beschäftigungskrise als auch ein Instrument der 

zivilgesellschaftlichen Organisation angesehen werden kann. Es wird davon ausgegangen, 

dass sich weltweit 800 Millionen Menschen in Genossenschaften zusammengeschlossen 

haben (AIO, 2012).  

Tatsächlich ist das Genossenschaftssystem ein Versuch, den Zugang zu wirtschaftlichen 

Vorteilen in der Gesellschaft zu demokratisieren und erneuert sich in den Ansätzen zur 

Nachhaltigkeit der diversifizierten Bewegung, der sogenannten Solidarischen Ökono-

mie/Solidarwirtschaft/Solidarökonomie: Das Konzept des Genossenschaftswesens findet 

sich in der Solidarökonomie wieder. Die Genossenschaft ist das Produktions-, Kredit- und 

Konsumeinheitsmodell innerhalb der Solidarwirtschaft (Metello, 2007: 12). Diese Alterna-

tive entwickelte sich spontan und knüpft an den Erfahrungen der Genossenschaftsbewe-

gung des 19. und 20. Jahrhunderts an (Altvater, 2008: 98). 

Gegenwärtig wird im Rahmen der internationalen Umweltpolitik vor dem Hintergrund der 

Bestrebungen zur nachhaltigen Entwicklung versucht, dieses Format sich wirtschaftlich zu 

organisieren. Die Solidarökonomie verknüpft ökologische und soziale Ansätze, die zur 

Schaffung von Einkommen und menschenwürdigen Arbeitsbedingungen führen können.  

Das genossenschaftliche System als ein Aspekt der Stärkung und Förderung der wirtschaft-

lichen Beteiligung in der Gesellschaft wird hier innerhalb der Grenzen der kapitalistischen 

Gesellschaft analysiert, so, wie es die internationale Umweltpolitik sowohl zur Schaffung 

von Beschäftigung und Einkommen als auch menschenwürdiger Arbeitsbedingungen bei 

der Transformation des informellen Systems in eine formelle Wirtschaftsstruktur vorsieht.  

Es ist nicht zu leugnen, dass der zentrale Gedanke des Genossenschaftswesens einen 

Schritt in der Emanzipation des Arbeiters in dem Sinne darstellt, als dass diese Form der 

Organisation der Arbeit mit dem Privateigentum an Produktionsmitteln bricht und damit ei-

nen Weg zur Selbstbestimmung der Produktion in der Wirtschaft bedeuten könnte. Folgend 

werden vor diesem Hintergrund der Ansatz der Solidarökonomie sowie der geschichtliche 

Hintergrund der Genossenschaftsbewegung dargestellt. Diese Darstellungen bilden dann 

die Basis für die Analyse der Wechselwirkungen der ökonomischen und politischen Aspekte 

des Genossenschaftswesens und der Problematik des Eigentumsverhältnisses im Hinblick 

auf die Überwindung der Entfremdung dar. 
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3.1 Solidarische Ökonomie 

Die Solidarökonomie stellt sich als ein Modell der demokratischen Produktion dar, in der 

der Austausch nicht nur ökonomisch, sondern auch mit dem lokalen Kontext der sozialen 

Beziehungen verbunden ist (Metello, 2007: 17). Nach Altvater (2008: 99) sind die in der 

Geschichte des Kapitalismus existierten Genossenschaften immer einerseits Ausdruck der 

Schwächen des Kapitalismus, andererseits aber auch Spuren von Vergesellschaftungspro-

zessen jenseits des Kapitalismus, wie es bei der der Genossenschaftsbewegung zu sehen 

ist. Die Solidarische Ökonomie hat nach Singer (2001: 1) ihren Ursprung im kapitalistischen 

Misserfolg, sich die gesamte wirtschaftlich aktive Bevölkerung einzuverleiben.  

Dies deutet darauf hin, dass die Genossenschaftsbewegung in der Form in die Bewegung 

der Solidarökonomie eingebettet ist, dass sie Prinzipien des Genossenschaftswesens um-

fassen (Singer, 2002: 10). Die Produktionsverhältnisse der solidarischen Unternehmen un-

terscheiden sich insoweit von denen der kapitalistischen Unternehmen, dass bei jenen Un-

ternehmen a) die Produzenten Verfügungsrecht über die Produktionsmittel erhalten, was 

dazu führt, dass b) die Arbeitsorganisation von den Produzenten bestimmt wird. 

 Obwohl unterschiedliche wirtschaftliche Strukturen zur Solidarökonomie gehören, stellt das 

Modell des Genossenschaftswesens eines der wichtigsten dar. Daneben werden von der 

Solidarökonomie auch nicht ökonomische Organisationen wie Bürgerinitiativen oder religi-

öse und philanthropische Gruppen eingefasst.  

In sogenannten Entwicklungsländern wie Brasilien, stellt die genossenschaftliche Organi-

sation und bewegungsförmige Ansätzen eine, vielleicht die einzige, Form der Organisation 

der verarmten informellen Arbeiter_innen dar. Mit der Ausweiterung der informellen Wirt-

schaft erneuert sich die Genossenschaftsbewegung in dem Versuch, die einzelnen wirt-

schaftlichen Einheiten durch die kollektive Organisation der Arbeit zu stärken und die Armut 

zu bekämpfen. Darüber hinaus zielt sie auf Selbstbestimmung, Schaffung von besseren 

Arbeitsbedingungen und Autonomie in der Produktion von Gütern und Dienstleistungen un-

ter dem Prinzip der Nachhaltigkeit ab. Es handelt sich dabei um die Ausweitung der wirt-

schaftlichen und politischen Beteiligung von Menschen in kollektiven Organisationen. Eine 

Solidarwirtschaft ist mit ökologischen Aspekten dadurch verbunden, dass die Entwicklung 

von ökologischen Produktionsverhältnissen im Mittelpunkt steht (Altvater, 2008: 99). 

Im Grund genommen geht es bei der Solidarischen Ökonomie um Formen des Wirtschaf-

tens, die menschliche Bedürfnisse auf der Basis freiwilliger Kooperation, Selbstorganisation 

und gegenseitiger Hilfe befriedigen (Embshoff, & Giegold, 2008: 12).  

Diese Art der Arbeitsorganisation scheint nicht nur eine Möglichkeit für die aus der formellen 

Produktion ausgeschlossenen Menschen zu sein, in die formellen Wirtschaftsstruktur inte-

griert zu werden, sondern stellt vor allem eine Möglichkeit dar, den Bruch im Metabolismus 

zwischen Mensch und Natur zu überwinden:  

„Ihre Zukunftsfähigkeit ergibt sich daraus, dass das gesellschaftliche Naturverhältnis 
im Einklang mit den Bedingungen natürlicher Kreisläufe gestaltet wird, und dass die 
Wirtschaft nicht mehr auf möglichst hohe Rentabilität und beschleunigtes 
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Wachstum, sondern auf die Bereitstellung befriedigender und würdiger 
Arbeitsplätze („decent work“) getrimmt wird. Das ist Utopie, aber im konkreten Sinn. 
Denn sie wird bereits praktiziert.“ (Altvater, 2008: 100) 

Diesbezüglich stellt die Solidarische Ökonomie nach Singer die Möglichkeit einer Restruk-

turierung der Wirtschaft dar (Singer, 2001: 1). Klöck (1998: 16) verstärkt diese Position. Für 

ihn hat die Solidarökonomie einen Doppelcharakter: Einerseits ist sie an die herrschende 

Wirtschaftsstruktur gebunden, andererseits geht sie darüber hinaus. Es handelt sich dabei 

um „Bemühungen um Demokratisierung von Wirtschaftsstrukturen zur Verwirklichung von 

mehr Selbstbestimmung und Selbstverwirklichung der Produzenten und deren Verfügungs-

rechte über die erforderlichen Produktionsmittel.“ (Klöck, 1998: 16) Embshoff, & Giegold 

(2008: 13) erkennen das Potenzial der solidarischen Ökonomie zur Förderung der ökono-

mischen und politischen Beteiligung in der bewussten Verfolgung solidarischer Ziele durch 

ökonomisches Handeln, wobei reine Formen des akuten Umgangs von Not ungenügend 

sei, um von ‚Solidarischer Ökonomie‘ zu sprechen. Die Bekämpfung der Umweltzerstörung 

und Armut kann nicht durch freiwillige, solidarische Vereinbarungen gelöst werden, sondern 

braucht mehr als eine aktive in der Solidarischen Ökonomie organisierte Zivilgesellschaft, 

da sich viele Menschen, die das Recht auf Arbeit (Menschenrechte) haben, gemeinschaft-

lich selbst nicht helfen können oder wollen (Embshoff, & Giegold, 2008: 20). Die Interven-

tion des Staats sei ein wesentlicher Bestandteil. Singer stimmt hiermit in dem Sinne überein, 

dass bei der Bekämpfung von Armut staatliche Eingriffe von grundlegender Bedeutung sind 

(Singer, 2005: 125). Nach Embshoff, & Giegold (2008: 20) kann die Solidarische Ökonomie 

einen Beitrag in der Gesellschaft leisten, „wenn sie in verbindlichen universellen Regulie-

rungen und Rechten mündet“. Dies deutet auf eine Bewegung hin, die sich für mehr Demo-

kratie und Partizipation in den ökonomischen Strukturen einsetzt und in der Regel Wider-

stand gegen die Rationalität des Ökonomischen zu leisten vermag, aber nicht auf einen 

Sozialstaat verzichten will. Daher wird ein neoliberal ausgerichteter Staat abgelehnt. Altva-

ter zufolge verlieren aber die neoliberalen Rufe an Wirksamkeit, gerade weil zahlreiche 

„Menschen aus dem formellen Arbeitsmarkt in die informelle Ökonomie verdrängt werden 

und sich dort nicht nur anpassen, sondern alternative Formen der Beschäftigung und des 

Lebens suchen – und dabei auch Konzepte alternativer Wirtschaftspolitik entwickeln.“ (Alt-

vater, 2008: 99) Die Solidarwirtschaft folgt dem Prinzip des äquivalenten Tausches auf dem 

freien Markt nicht. Sie basiert vielmehr auf einem Verständnis der kollektiven Organisation 

der Wirtschaft, in der auch rational und daher anlehnend an Effizienzkriterien gewirtschaftet 

werden muss, ohne das Grundprinzip der Solidarität zu verlieren (Altvater, 2008: 98f). Im 

Großen und Ganzen umfasst die Bewegung der Solidarischen Ökonomie vielfältige An-

sätze der Demokratisierung der Wirtschaft (Arbeitsmarktgesteuerte Marktwirtschaft, Wirt-

schaftsdemokratie, Genossenschaftswesen, Wohlfahrtstaat)28, die sich aus unterschiedli-

chen Akteuren in der Gesellschaft herausbildet – von Gewerkschaften, Nichtregierungsor-

ganisationen, Stiftungen, Systemen der regionalen Integration, wie die Europäische Union 

und Mercosur in Lateinamerika, internationalen Organisationen, wie die Internationalen 

 

28 Für eine umfangreiche Darstellung der zahlreichen Ansätze siehe Széll, G. (1988): Participation, Workers’ 
Control and Self-Management. Trend report and bibliography. Current Sociology, SAGE, London, vol. 36, # 3. 
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Arbeitsorganisation, sowie Kirchen. Die Einbeziehung heterogener politischer Strömungen 

scheint damit dem Konzept immanent zu sein.  

Trotz Misserfolgen in der Vergangenheit und der Stigmatisierung als alt und überholt wird 

das Genossenschaftswesen gegenwärtig als eine Alternative zur Beteiligung eines großen 

Anteils der Bevölkerung an der kapitalistischen Wirtschaft angesehen, wobei sich unter-

schiedliche Akteuren diesem bedienen: 

„Jedoch erscheinen die Genossenschaften als ein grundlegendes Element in der 
lokalen Entwicklung, in der Forschung und in der Konstruktion von jedem, was man 
heute unter dem allgemeinen Namen der alternativen Globalisierung beschreibt. Oft 
schaffen die Nichtregierungsorganisationen Genossenschaften während oder 
gegen Ende ihres Entwicklungsprojektes und auch Gewerkschaften tun dies, wie 
zum Beispiel in Brasilien.“ (Roelants & Bajo, 2005: 11) 

In bestimmten Kontexten anderseits, hauptsächlich für die Menschen in ärmeren Ländern, 

stellt das Genossenschaftswesen an erster Stelle eine Möglichkeit dar, wirtschaftlich aktiv 

bleiben zu können. In diesem Kontext lässt sich die tatsächliche Organisation in Genossen-

schaften durch die politische Dynamik der Arbeitswelt erklären: 

„Im Kontext der Globalisierung wird die Arbeit als Kern der sozialen Struktur 
technologisch und organisatorisch stark verändert. Dies spiegelt sich in der 
Definition und Praxis des Genossenschaftswesens wider. In Reaktion auf dieses 
Szenario lebt das Genossenschaftswesen gegenwärtig abermals als ökonomische 
Praxis der Produktion und Distribution wieder auf, am Beispiel von anderen 
schwierigen Perioden der Geschichte der Arbeit“. (Frantz, 2006: 15) 

3.2 Geschichtliche Aspekte des Genossenschaftswesens 

Roelants & Bajo (2005: 13) stellen die These auf, dass der Ursprung der Genossenschaften 

an zwei sozioökonomischen Faktoren in Europa zwischen Mitte und Ende des 18. Jahrhun-

derts zu finden ist: (1) die Transformation der traditionellen Strukturen und (2) die erste 

Welle der wirtschaftlichen Globalisierung, Konkurrenz und Expansion in unternehmeri-

schem Umfang. Mit diesen sozialen Umwandlungen müssten sich die betroffenen Men-

schen anders organisieren, um ihre wirtschaftlichen Interessen zu verteidigen. Im 19. Jahr-

hundert wurden zahlreiche Genossenschaften im Kontext der Verarmung der Arbeiter-

klasse vor dem Hintergrund gegründet, dass die Verbreitung der Industrialisierung und die 

auf langen Arbeitszeiten basierende Organisation der Produktion in den Fabriken eine Ge-

fahr für die biologische Reproduktion des Proletariats in Europa darstellten (Singer, 2002: 

24). In diesem Sinne sind „Genossenschaften oder genossenschaftlich orientierte Projekte“ 

nach Bierbaum & Riege (1995: 22) „in aller Regel zuerst einmal Selbsthilfereaktionen auf 

Notsituationen“, das heißt, „eine Form der Krisenlösung im Rahmen bestehender Wirt-

schafts- und Gesellschafstrukturen“.  

Zwischen den Jahren 1828-30 stieg in England die Zahl der Genossenschaften von vier auf 

300 (Singer, 2002: 28). Nach Singer (2002: 27) hat die Gewerkschaftsbewegung einen Bei-

trag zur Genossenschaftsbewegung dadurch geleistet, dass die Idee eines revolutionären 

Genossenschaftswesens gefördert wurde: Die Gewerkschaften kämpften nicht nur für 
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Lohnerhöhungen, sondern auch für das Recht, sich das Produkt ihrer Arbeit anzueignen. 

Während der Streiks versuchten die Arbeiter_innen, in selbstverwalteten Genossenschaf-

ten Waren zu produzieren und zu vermarkten (Singer, 2002: 29).  

Die Genossenschaftsbewegung wurde am stärksten von den sogenannten utopischen So-

zialisten (Utopisten) Henri Saint-Simon, Charles Fourier und Robert Owen gefördert. Diese 

Bewegung war schon seit Anfang des 19. Jahrhunderts theoretisch und praktisch in Gang: 

„1802 erschienen Saint-Simons Genfer Briefe; 1808 erschien Fouriers erstes Werk, obwohl 

die Grundlage seiner Theorie schon von 1799 datierte; am 1. Januar 1800 übernahm Ro-

bert Owen die Leitung von New Lanark.“ (Engels, 1973a: 193) Der utopische Sozialismus 

wurde in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts von Saint-Simon, Charles Fourier, Louis 

Blanc und Robert Owen konzipiert. Dabei ging es um die Befreiung der ganzen Menschheit 

von Unterdrückten und Unterjochten (Engels, 1973a: 191). Sie haben versucht, natürliche 

und objektive Gesetze für das gesellschaftliche Phänomen aufzustellen, die als eine Art 

von Social Engineering angesehen werden können, bei der die „soziale Maschine“ durch 

eine bessere ersetzt werden sollte (Széll, 1988: 9). 

Saint-Simon (Buckmiller, 2005: 102-104) stützt seine Theorie der rationalen gesellschaftli-

chen Organisation der Arbeit auf die Idee der Synthese zwischen Technik und Industrie und 

gesellschaftlicher Emanzipation. Dies würde zu einer sozialen Ordnung führen, in der nicht 

eine Regierung über Menschen herrscht, sondern nur die Verwaltung der Sachen organi-

siert wird: 

„Seine Theorie der industriellen Arbeitsorganisation wies dem aufsteigenden 
Proletariat (den paupers) eindeutig einen zukunftsweisenden Platz in der neuen 
Gesellschaft zu (…) Die soziale Ordnung von morgen basiert auf der Industrie als 
einzige Quelle aller Güter und allen Wohlstands. Sämtliche Klassen werden 
verschwinden (…) dann wird es nur noch Industrielle geben, d.h. Arbeiter, 
Handwerker, Landwirte, Fabrikanten, Bankiers, Gelehrte und Künstler.“ (Buckmiller, 
2005: 102)  

Saint-Simon sieht die Zentralität der Arbeit in seinem Genfer Brief, indem er feststellt, dass 

in der Gesellschaft alle arbeiten sollten. (Engels, 1973a: 195). Er richtet seinen Vorwurf 

gegen den unproduktiven feudalen Großgrundbesitzer (Buckmiller, 2005: 102). Indem er 

das macht, ordnet er die Widersprüche der damaligen Zeit in eine neue Richtung: „Die 

Französische Revolution aber als einen Klassenkampf, und zwar nicht bloß zwischen Adel 

und Bürgertum, sondern zwischen Adel, Bürgertum und Besitzlosen aufzufassen, war im 

Jahr 1802 eine höchst geniale Entdeckung.“ (Engels, 1973a: 195) 

Fourier verstand die Gesellschaft (Zivilisation) als einen fehlerhaften Kreislauf, der Wider-

sprüche stets neu erzeugt, „so dass sie stets das Gegenteil erreicht von dem, was sie er-

reichen will oder erlangen zu wollen vorgibt.“ (Engels, 1973a: 197f) Die Entstehung der 

Armut entspringt aus dem Überfluss in der Gesellschaft (Engels, 1973a: 197). Fourier kriti-

siert diesen negativen Aspekt des Kapitalismus und lehnt zur Überwindung dieser Wider-

sprüche ein abstraktes Modell einer neuen Eigentumsordnung ab, sondern befürwortet eine 

bis in den individuellen Tagesablauf gehende natürliche Struktur der Lebensform: 
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Abschaffung der Einehe, libertäre Kindererziehung, gesunde Ernährung durch gärtnerische 

Aktivitäten.“ (Buckmiller, 2005: 104) 

Die erfolgreichste genossenschaftliche Erfahrung waren die bildungsökonomischen Expe-

rimente, die auf die kommunitären Kooperativgedanken eines englischen Webereifabrikant 

Namens Robert Owen zurückgehen (Buckmiller, 2005: 107). Owen setzte die Idee der 

Lehre der materialistischen Aufklärer um (Engels, 1973a: 197). Ihm wird angerechnet, die 

Samen des Kooperativsystems in England ausgestreut zu haben (Marx, 1973b: 12) und der 

Vater der Kooperativfabrik (Produktionsgenossenschaft) zu sein (Marx, 1983: 526). Zu dem 

Ansatz von Robert Owen schreibt Engels:  

„Er hatte schon in Manchester als Dirigent über fünfhundert Arbeiter einer Fabrik 
erfolgreich versucht, von 1800 bis 1829 leitete er die große Baumwollspinnerei von 
New Lanark in Schottland als dirigierender Associé in demselben Sinn, nur mit 
größerer Freiheit des Handelns und mit einem Erfolg, der ihm europäischen Ruf 
eintrug.“ (Engels, 1973a: 198)  

New Lanark war ein Ort mit etwa 2500 Einwohnern, die unter degradierten Lebensbedin-

gungen lebten, die Owen in eine Musterkolonie durch die Einführung von menschenwürdi-

gen Arbeitsbedingungen in den Fabriken und außerhalb derselben verwandelte (Engels, 

1973a: 198). Die Arbeitszeit wurde reduziert, die Kinderarbeit in seinen Fabriken untersagt 

und durch ein Schulangebot ersetzt (Engels, 1973a: 198; Singer, 2002: 24; Buckmiller, 

2005: 108). Dies führte zur Erhöhung der Produktivität und der Profite, obwohl er höhere 

Löhne bezahlte (Singer, 2002: 24f.). Nach Engel war Owen mit alledem jedoch noch nicht 

zufrieden: 

„Die Existenz, die er seinen Arbeitern geschaffen, war in seinen Augen noch lange 
keine menschenwürdige; ‚die Leute waren meine Sklaven‘; die verhältnismäßig 
günstigen Umstände, in die er sie versetzt, waren noch weit entfernt davon, eine 
allseitige rationelle Entwicklung des Charakters und des Verstandes, geschweige 
eine freie Lebenstätigkeit zu gestatten.“ (Engels, 1973a: 198) 

Er hat daraufhin das Konzept des integrierten Industriedorfes mit ausgedehnter Sozial- und 

Bildungspolitik entwickelt, „das als Reformmodell für die ganze Gesellschaft gegen das so-

ziale Elend angewendet werden sollte.“ (Buckmiller, 2005: 107) 1817 legte er der britischen 

Regierung ein Konzept zur Bekämpfung der Armut durch die Gründung von Genossen-

schaftsgemeinden vor. In diesen sollten die Menschen ihre Subsistenz durch ihre Arbeit in 

der Landwirtschaft und in der Industrie erlangen. Dieses Konzept enthält darüber hinaus 

die Perspektive, dass die Genossenschaftsgemeinden Produkte austauschen würden, 

wenn sie Überschuss hätten. Owen versuchte nachzuweisen, dass die Schaffung von Ar-

beit die beste Lösung im Kampf gegen Arbeitslosigkeit und Armut wäre. Dies bedeutete für 

ihn eine emanzipatorische Integration der Armen in die Produktion, statt ihnen Sozialhilfe 

zu gewähren (Singer, 2002: 25). Tatsächlich beabsichtigte Owen mit seinem Konzept eine 

Änderung der kapitalistischen Produktionsweise durch die Gründung von Genossenschaf-

ten statt privaten Unternehmen. Nach Owen hat die Maschinerie als die neue mächtige 

Produktivkraft die arbeitende Klasse geschöpft, gleichzeitig stellte sie die Grundlage einer 

neuen Gesellschaft auf die Basis gemeinsamen Eigentums aller für die gemeinsame 
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Wohlfahrt aller (Engels, 1973a: 198). Diese Idee ist aber auf Widerstände in der bürgerli-

chen Gesellschaft gestoßen:  

„Solange er als bloßer Philanthrop aufgetreten, hatte er nichts geerntet als 
Reichtum, Beifall, Ehre und Ruhm. Er war der populärste Mann in Europa. Nicht nur 
seine Standesgenossen, auch Staatsmänner und Fürsten hörten ihm beifällig zu. 
Als er aber mit seinen kommunistischen Theorien hervortrat, wendete sich das Blatt. 
Drei große Hindernisse waren es, die ihm vor allem den Weg zur gesellschaftlichen 
Reform zu versperren schienen: das Privateigentum, die Religion und die 
gegenwärtige Form der Ehe.“ (Engels, 1973a: 199) 

Er verließ seine soziale Stellung, nutzte all sein Eigenkapital und verarmte. Nach Engels 

knüpfen sich an den Namen Owen alle wirklichen Fortschritte, die in England im Interesse 

der Arbeiter_innen verwirklicht worden sind (Engels, 1973a: 200).  

Marx beschreibt im Kapital das Experiment der Genossenschaften von Rochdale in Eng-

land im Jahr 1844. Damals schlossen die Arbeiter_innen dieser Stadt unter dem Einfluss 

der Ideen der Utopisten die Gesellschaft gerechter Pioniere (Society Of Equitable Pio-

neers). Sie fingen mit einer Konsumgenossenschaft an und erweiterten sich hin zu Produk-

tionsgenossenschaften (Marx, 1983: 855). In England wurde dieses Experiment von der 

bürgerlichen Zeitung „The Spectator“ im Mai 1866 als mangelhaft erklärt, da es keinen Platz 

für Kapitalisten (Master) in der Arbeitsorganisation gäbe, wie Marx zitiert: 

„Sie bewiesen, daß Arbeiterassoziationen Boutiquen, Fabriken und beinahe alle 
Formen der Industrie mit Erfolg handhaben können, und sie verbesserten 
außerordentlich die Lage der Leute selbst, aber! aber, dann ließen sie keinen 
sichtbaren Platz für Kapitalisten offen. Mit den Rochdaler Pionieren begann eine 
neue Periode der Genossenschaftsbewegung in England und in anderen 
Ländern.“ („The Spectator“, 26.05.1867, in Marx, 1983: 351, Fußnote 21) 

Die Mitglieder der Rochdale Genossenschaft haben Prinzipien zur Organisation der Arbeit 

unter den Bedingungen eines kollektiven Eigentums an Produktionsmitteln erarbeitet, die 

bis in der Gegenwart für die Prinzipien des Genossenschaftswesens stehen: (1) freiwillige 

Vereinigung, (2) demokratische Entscheidungsfindung, (3) Selbstverwaltung und (4) ge-

rechte Verteilung der Überschüsse. 

Ein anderer bedeutender Ansatz für eine Kooperativbewegung ist die des föderierten Frei-

heitsprinzips nach Pierre Joseph Proudhon, der während der Revolution 1848 eine soge-

nannte Volksbank gründete: „Zweck der Bankgründung sollte grundsätzlich die Durchset-

zung der angestrebten allgemeinen und Entfaltung einer allgemeinen wahren Solidarität 

unter den Menschen sein.“ (Buckmiller, 2005: 105) Proudhon übertrug die Freiheitsidee der 

Französischen Revolution in die praktische soziale Bewegung der Mitte des 19. Jahrhun-

derts, die sich nach Marx auf den Ansätzen Owens aufbaute (Marx, 1973, 12). Marx hat bei 

der Gründung der ersten Internationalen Arbeiterassoziation im Jahr 1864 in London das 

Genossenschaftswesen befürwortet und als eine Organisationsform der Arbeit bezeichnet, 

die einen Fortschritt im Hinblick auf die Lohnarbeitsorganisationsform darstellt, das heißt, 

er betont den nicht-kapitalistischen Charakter der Genossenschaften (Bierbaum & Riege, 

1985: 21; Széll, 1988: 26):  
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„Der Wert dieser großen Experimente kann nicht überschätzt werden. Durch die Tat, 
statt durch Argumente, bewiesen sie, daß Produktion auf großer Stufenleiter und im 
Einklang mit dem Fortschritt moderner Wissenschaft vorgehen kann ohne die 
Existenz einer Klasse von Meistern (masters), die eine Klasse 
von "Händen" anwendet; daß, um Früchte zu tragen, die Mittel der Arbeit nicht 
monopolisiert zu werden brauchen als Mittel der Herrschaft über und Mittel der 
Ausbeutung gegen den Arbeiter selbst, und daß wie Sklavenarbeit, wie 
Leibeigenenarbeit so Lohnarbeit nur eine vorübergehende und untergeordnete 
gesellschaftliche Form ist, bestimmt zu verschwinden vor der assoziierten Arbeit, 
die ihr Werk mit williger Hand, rüstigem Geist und fröhlichen Herzens 
verrichtet.“ (Marx, 1973, 11f). 

Dabei betont er auch die materiellen Grenzen (Marktverhältnisse) dieser Organisation und 

ihrer ideologischen Nutzung seitens der Bourgeoisie: 

„Zur selben Zeit bewies die Erfahrung der Periode von 1848 bis 1864 unzweifelhaft, 
was die intelligentesten Führer der Arbeiterklasse in den Jahren 1851 und 1852 
gegenüber der Kooperativbewegung in England bereits geltend machten, daß, wie 
ausgezeichnet im Prinzip und wie nützlich in der Praxis, kooperative Arbeit, wenn 
beschränkt auf den engen Kreis gelegentlicher Versuche vereinzelter Arbeiter, 
unfähig ist, das Wachstum des Monopols in geometrischer Progression aufzuhalten, 
die Massen zu befreien, ja die Wucht ihres Elends auch nur merklich zu erleichtern. 
Es ist vielleicht gerade dies der Grund, warum plausible Lords, bürgerlich-
philanthropische Salbader und ein paar trockene politische Ökonomen jetzt mit 
demselben Kooperativsystem schöntun, das sie früher in seinem Keim zu ersticken 
versucht hatten, das sie verhöhnt hatten als die Utopie des Träumers und verdammt 
hatten als die Ketzerei des Sozialisten.“ (Marx, 1973, 12) 

Trotzdem haben weder Marx noch Engels versucht, die Genossenschaftsbewegung zu ver-

hindern, sondern nur vor ihren Grenzen und Hindernissen gewarnt, wie in den Instruktionen 

für die Delegierten des Zentralrats der Internationalen Arbeiterassoziation im Jahr 1867 

noch ein Beispiel dafür zu finden ist:  

„Es ist Aufgabe der Internationalen Arbeiterassoziation, die spontanen 
Bewegungen der Arbeiterklasse zu vereinigen und zu verallgemeinern, doch nicht, 
ihnen irgendein doktrinäres System zu diktieren oder aufzudrängen. Der Kongreß 
sollte deshalb kein besonderes System der Kooperation verkünden, sondern sich 
auf die Darlegung einiger allgemeiner Prinzipien beschränken.“ (Marx, 1981: 195)  

Bei solchen Prinzipien, die hier eher Thesen ähneln, handelt es sich darum, dass (a) die 

Kooperativbewegung als eine Triebkraft zur Umwandlung der gegenwärtigen Gesellschaft, 

die auf Klassengegensätzen beruht, anzuerkennen ist; (b) es allgemeiner gesellschaftlicher 

Veränderungen bedarf, um die gesellschaftliche Produktion in ein umfassendes und har-

monisches System freier Kooperativarbeit zu verwandeln; (c) die Konsumgenossenschaf-

ten nur die Oberfläche des ökonomischen Systems berühren und die Produktivgenossen-

schaften dieses System in seinen Grundfesten angreifen; (d) Kooperativgesellschaften ei-

nen Teil ihres Gesamteinkommens in einen Fonds umwandeln zur Propagierung ihrer Prin-

zipien durch Förderung der Errichtung neuer Produktivgenossenschaften sowie durch Ver-

breitung ihrer Lehren; (e) alle Arbeiter_innen, die in den Genossenschaften beschäftigt sind, 

gleiche Anteile vom Gewinn erhalten sollten, um zu verhindern, dass 
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Kooperativgesellschaften zu gewöhnlichen bürgerlichen Aktiengesellschaften (societés par 

actions) entarten (Marx, 1981: 195f).  

Die zahlreichen Genossenschaftsinitiativen des 19. Jahrhunderts sind gescheitert (Singer, 

2002: 26; Embshoff, & Giegold, 2008: 18). Als Gründe dafür kann die Koexistenzschwierig-

keit auf den Märkten mit privaten Unternehmen genannt werden, die zu einer Bürokratisie-

rung und Distanzierung vom kollektiven Ziel führten (Széll, 1988: 27). Die Anschauungs-

weise der Utopisten, die die sozialistische Vorstellung des 19. Jahrhunderts lange be-

herrschte, war für Engels eine Übergangsphase zur Befreiung der Arbeiterklasse durch eine 

Methode, die auf den realen gesellschaftlichen Verhältnissen und Wissenschaften - „auf 

einen realen Boden“ - basieren sollte (Engels, 1973a: 201).  

Vor diesem Hintergrund muss das Scheitern des Kooperativsystems eingeordnet werden 

sowie auch sein Wiederaufleben. Ende der 1960er und Anfang der 1970er Jahre taucht die 

Genossenschaftsbewegung durch die Krise des kapitalistischen Systems wieder auf. Die 

Arbeitslosigkeit und der Bankrott privater Unternehmen haben dazu geführt, dass sich die 

Arbeiter_innen mit der Unterstützung einiger Gewerkschaften zur Selbstverwaltung von 

bankrotten Unternehmen einbeziehen ließen und so Arbeitsplätze gerettet und geschaffen 

wurden (Scariot, 2016: 20). Mandel (1971: 10) behauptet in den 1970ern, dass genossen-

schaftliche Erfahrungen in allen fünf Kontinenten gesammelt wurden und in Argentinien 

etwa drei Millionen Arbeiter_innen circa 4000 Betriebe übernommen haben.  

Die sogenannte neue Genossenschaftsbewegung ist in Westeuropa allerdings wegen der 

starken Konkurrenz des konventionellen Sektors gescheitert oder dem kommerziellen Sek-

tor gleich oder ähnlich geworden (Embshoff & Giegold, 2008: 18).  

3.3 Bedeutung der kollektiven Eigentumsverhältnisse 

Theoretisch weicht das Genossenschaftswesen von der Rationalität des Kapitals (Profit-

maximierung und der Kapitalakkumulation) ab und kann die Wirtschaft demokratisieren, 

zumal es in erster Linie eine Negation der Lohnarbeit im Sinne der Aufhebung des Privat-

eigentums über die Produktionsmittel und daher einen Teil des Prozesses zur Emanzipie-

rung der Arbeiter_innen darstellt (Széll, 1988: 26). Dabei ist die Eigentumsfrage zentral. 

Dem Genossenschaftswesen ist eine Form der Produktion und Erbringung von Dienstleis-

tungen, in der sich Kapital und Arbeit nicht voneinander trennen lassen. Die materielle 

Sichtweise des Eigentums hängt anderseits mit der politischen Frage der Verteilung des 

Reichtums und der Veränderung der Machtverhältnisse in der Gesellschaft zusammen: 

“There remains ‘only’ the problem of control: who decides what is produced, where, 
how, for whom? There we are again confronted with the problem which the classics 
put forwards: ownership.” (Szell, 1988: 174) 

Diesbezüglich kann die Selbstverwaltung die Ebene des Betriebes extrapolieren und kann 

als Sozialisation des Reichtums in der Gesellschaft gedeutet werden: 

“a basic democratic principle of organization for all essential fields of work an life, 
especially for the field of production. The full realization of works’ self-management 
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presupposes the socialization of the means of production and transport as well as 
macroeconomic planning, i.e. the overcoming of capitalism. It is conceived however 
as a project: as the action of increasingly self-determined wage-earners.” (Jansen 
et al., 1984: 258-9 in Széll, 1988: 87) 

An erster Stelle wirkt sich die Veränderung in den Eigentumsverhältnissen dadurch aus, 

dass die Produktivkräfte und Produktionsmittel kollektiv von den Arbeitern_innen koordiniert 

und für die Verfolgung der Interessen und Bedürfnissen der Assoziierten eingesetzt werden.  

In Bezug auf diesen Aspekt unterscheidet sich eine Genossenschaft von einem kapitalisti-

schen Unternehmen erheblich. Bei der Genossenschaft steht die Nutzung der anfallenden 

Produktivkräfte und Produktionsmittel zugunsten deren Assoziierten im Mittelpunkt.  

Die Arbeitskraft kann in der Genossenschaft in einer Art und Weise eingesetzt werden, dass 

die Assoziierten die objektive und subjektive Relation mit dem Produkt ihrer Arbeit nicht 

verlieren müssen. Aus materieller Sicht verkaufen die Assoziierten in der Genossenschaft 

ihre Arbeitskraft nicht, sondern setzen sie durch Kooperation für ein gemeinsames wirt-

schaftliches Ziel ein. Dies führt zunächst zur Überwindung der Mehrwertproduktion. Damit 

implizieren die kollektiven Eigentumsverhältnisse die Überwindung der Entfremdung der 

Assoziierten von den Produktionsmitteln und ihren Produkten. 

Eine andere Folge der Aufhebung der privaten Eigentumsverhältnisse innerhalb eines Be-

triebs besteht darin, dass die Selbstverwaltung im Betrieb (und auch in der Gesellschaft) 

dem Gegensatz der Teilung der körperlichen und geistigen Arbeit entspricht: 

„Die Teilung der Arbeit wird erst wirklich Teilung von dem Augenblicke an, wo eine 
Teilung der materiellen und geistigen Arbeit eintritt. Von diesen Augenblicken an 
kann sich das Bewußtsein wirklich einbilden etwas Anders als das Bewußtsein der 
bestehenden Praxis zu sein, wirklich etwas vorzustellen, ohne etwas Wirkliches 
vorzustellen.“ (Marx & Engels, 1969: 31)  

Von diesem Standpunkt heraus kann die Selbstverwaltung die Überwindung der Entfrem-

dung der Menschen von sich selbst in den Produktionsprozessen bedeuten. Obwohl die 

Einheit zwischen körperlicher und geistiger Arbeit nur durch die Erfüllung der materiellen 

Voraussetzung dadurch überwunden werden kann, dass eine Veränderung in den Eigen-

tumsverhältnissen über die Produktionsmittel von einem privaten auf einen kollektiven Cha-

rakter stattfindet, führen kollektive Eigentumsverhältnisse nicht unmittelbar zur Selbstver-

waltung. Nach Marx wäre Entfremdung nicht eine Folge des privaten Eigentums, sondern 

umgekehrt. Entfremdung führt zu privaten Eigentumsverhältnissen in der Gesellschaft: 

„In Marx’s eyes private property is not cause of alienation, but its product. 
Consequently, he is not against private property in general, but only against private 
ownership of the means of production, which is the source of exploitation of men by 
other therefore the origin of class division.” (Széll, 1988: 21) 

Durch eine detailliertere Untersuchung der Aspekte des Genossenschaftswesens kann ver-

standen werden, wie diese Form der Arbeitsorganisation vom objektiven und subjektiven 

Standpunkt aus einem Beitrag zur Selbstverwaltung im weitesten Sinne leisten könnte.  
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Die Genossenschaft wird hier wie folgt betrachtet: Einerseits als eine wirtschaftliche kollek-

tive Organisation, die auf dem kollektiven Eigentum über die Produktionsmittel und über 

das Produkt der Arbeit basiert. Anderseits als eine Assoziation von Menschen, die gemein-

same wirtschaftliche Interessen vertreten und diese Interessen durch die Selbstverwaltung 

zu verwirklichen versuchen.  

In diesem Sinne ist die Genossenschaft eine Assoziation von Menschen, die sich zusam-

menschließen und ein Instrument (die Genossenschaft, das gemeinsame Unternehmen) 

schaffen, organisieren und strukturieren, das zum Ziel hat, die Verwaltung von Wirtschafts-

einheiten zu unterstützen und zu ergänzen (Frantz, 2006: 9). Aus diesem Grund besteht 

das Fassungsvermögen der Genossenschaft aus ihrer doppelten Natur (Roelants & Bajo, 

2005) oder ihren zwei Polen (Frantz, 2006, 2007): Der ökonomische Pol (das Unternehmen) 

und der soziale Pol (die Assoziation). Diese Pole sind jedoch ineinander durch die sozialen 

Verhältnisse verbunden.  

Fleischmann (1972:105) zufolge sind Genossenschaften Einrichtungen,  

„die geeignet sind, bestimmte Fehlentwicklungen der Märkte und des Wettbewerbs 
zu beheben oder zu kompensieren. In erster Linie dürfte ihre positive Bewertung 
darauf zurückzuführen sein, daß sich Personen in wirtschaftlich schwacher Position 
mit Hilfe der Genossenschaft gegen die Ausbeutung übermächtiger 
Wirtschaftssubjekte erfolgreich wehren können“ (Fleischmann, 1972:105). 

Ein ökonomisches Interesse ist zwar in der Regel der Ausgangspunkt für die Entstehung 

einer Genossenschaft. Sie sind aber keine Assoziation von Kapitalien: “Cooperatives are 

part of the social economy, i.e. that their purpose is foremost not to produce profit, but to 

fulfil social needs.” (Széll, 2018) In diesem Sinne handelt es sich bei der Konkretisierung 

der ökonomische Zwecke der Genossenschaft darum, Wert zu schaffen, um sowohl Ge-

brauchswerte, das heißt, genossenschaftliche Dienstleistungsstrukturen zur Verfügung der 

Assoziierten zu stellen, als auch die Partizipation an den ökonomischen Ergebnissen aus 

den Produktions- und Distributionsprozessen zu gewährleisten. 

Es handelt sich dabei aber auch um Wissen und Macht. Dies hängt von der Fähigkeit der 

Assoziierten bei der Umsetzung der Zwecke des unternehmerischen Pols der Genossen-

schaft ab, sich in den Prozess der Selbstverwaltung mit einzubeziehen (Frantz, 2007: 36; 

2006: 9f). Solche Prozesse bilden den sozialen Pol (die Assoziation). Die Analyse der 

Selbstverwaltung der Genossenschaft kann dabei helfen, die Prozesse der Bewusstseins-

veränderungen als einen Faktor von Bewusstseinsveränderungen zur Emanzipation der 

Menschen zu analysieren. Die Machtfrage, die sich auf das Verständnis der Einheit der 

ökonomischen und assoziierten Aspekte bezieht, ist damit verknüpft. An dieser Einheit 

hängt die soziale, kulturelle und politische Bedeutung des Assoziierens. 

Die Selbstverwaltung hat erstens einen instrumentellen Charakter in der Genossenschaft 

und beinhaltet alle Aktivitäten der Assoziierten in der Genossenschaft, wie zum Beispiel im 

Rahmen von Sitzungen, Tagungen, Ratsversammlungen und Komitees, in denen die öko-

nomischen Ziele der Genossenschaft festgelegt und ermöglicht werden. Auf dieser Ebene 

wird die institutionelle Macht durch Planung, Leitung, Kontrolle und Bewertung der 
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Verwaltungsprozesse der Genossenschaft ausgeübt. Es geht immerhin um mitdenken, mit-

entscheiden und mitverantworten, das heißt, um die Mitbestimmung über den gesamten 

Arbeitsprozess. 

Die Machtfrage dabei dreht sich um a) die Nutzung und Kontrolle von Wissen und Techno-

logie, b) die Produktion, Nutzung und Kontrolle von Informationen und c) die Verwaltung 

und die technische Operationalisierung der Genossenschaft (Frantz, 2006: 8). Die Selbst-

verwaltungsprozesse beziehen sich also auf die Entscheidungen der Assoziierten über Pro-

duktion und Dienstleistung und daraus ergibt sich die soziale Bedeutung der Genossen-

schaft. Weiterhin bleibt die Tatsache bestehen, dass Machtverhältnisse sich aus der Kom-

bination und Wechselwirkung der assoziativen und unternehmerischen Pole der Genossen-

schaft aufbauen und diesen inhärent sind (Frantz, 2006: 13). Von diesem Standpunkt her-

aus, kann die Selbstverwaltung in der Genossenschaft einen politischen Beitrag leisten: 

„Der politische Aspekt bedeutet die Durchführung der gemeinsamen 
Selbstverwaltung, d.h. wenn assoziierte Menschen tatsächlich die 
Produktionsprozesse nach ihren Interessen und Bedürfnissen beeinflussen. (…) Die 
Wichtigkeit und Bedeutung des Assoziierens werden in der Praxis durch die 
Verwaltungsfähigkeit der Assoziierten für die Durchführung von gemeinsamen 
Projekten auf Basis des Wissens und der Verständigung aller Dimensionen und 
Möglichkeiten des solidarischen Betriebs und nicht nur der Marktdimension 
aufgebaut“ (Frantz, 2007: 40) 

Vor diesem Hintergrund stellt der Selbstverwaltungsraum einen Raum der Bildung dar, in 

dem Kompetenzen entwickelt werden können, die für eine absichtliche und bewusste Be-

teiligung an Räumen der bürgerlichen Demokratie notwendig sein können, wie Mitglied-

schaft in Klasseneinheiten, Beteiligung in sozialen Bewegungen oder in kommunalen Bei-

räten. Diese kollektive Konstruktion kann die Möglichkeit zu einem sozialen Wandel eröff-

nen, da der Verwaltungsraum des genossenschaftlichen Unternehmens konkrete soziale 

Räume darstellt, die auf den Bedürfnissen, Interessen, Wünschen und Initiativen von Indi-

viduen basieren (Frantz, 2006: 19).  

Dieser Ansatz legt dadurch nahe, dass Genossenschaften (1) die wirtschaftliche Befriedi-

gung der Menschen durch die Verwirklichung des Rechts auf Arbeit und (2) angemessene 

Entlohnung und somit Grundbedürfnisse gewährleisten können. Aus diesem Grund kann 

das Genossenschaftswesen die Entwicklung politischer Partizipation fördern. Folglich ist 

der Grundsatz der Demokratie grundlegend für die Förderung politischer Partizipation in-

nerhalb des Betriebs (Frantz, 2006: 13). Dies ist ein wesentliches Element für die Legitimie-

rung der Interessen der Assoziierten, denn aus diesem ersten instrumentellen Charakter 

der Selbstverwaltung werden die sozialen, politischen und kulturellen Bedeutungen im Kon-

text des Zusammenlebens innerhalb des genossenschaftlichen Raumes abgeleitet: 

„Durch diesen Prozess setzen die Assoziierten ihre Ziele, äußern ihre Interessen 
und Bedürfnisse. In diesem Prozess identifizieren sie sich zueinander, nähern sich 
an, erziehen sich und bauen Machtverhältnisse auf. Sie organisieren ihre politische 
Partizipation in dem Genossenschaftsbetrieb.“ (Frantz, 2006: 15)  
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Bildung und Macht bedeutet vor diesem Hintergrund, dass die Selbstverwaltung ein Raum 

des Lernens und des Wissens ist und das erworbene Wissen durch die Beteiligung an den 

internen Prozessen der Genossenschaft ins soziale Leben der Menschen übertragen wer-

den könnte. Bildung steht hierbei für eine soziale Praxis. Bedeutsam sind die Veränderun-

gen im menschlichen Bewusstsein, die durch die menschliche Praxis (das menschliche 

Sein) geschehen. Bildungsprozesse finden damit ständig im Leben statt, immer dann, wenn 

Menschen gesellschaftliche Prozesse eingehen und soziale Verhältnisse erleben. Bildung 

wird hier nicht als eine rein pädagogische Frage betrachtet, sondern als eine soziale Praxis, 

die politische Bedeutungen beinhaltet. 

Bei der Selbstverwaltung der Genossenschaft können nach Andrioli Veränderungen in dem 

Bewusstsein der Assoziierten geschehen:  

„Die Ausübung der Partizipation und das Zusammenleben bauen neue Verhältnisse 
zwischen den Menschen auf, was sich auch auf die Gesellschaft auswirkt. Die 
Rupturen bei den Produktionsverhältnissen der assoziierten Menschen, die sich aus 
der kollektiven Organisation ergeben, spiegeln sich auf dem Bewusstseinsprozess 
wieder, was zur Bildung neuer Fachkräfte und zur Förderung der Partizipation in der 
Gesellschaft beiträgt.“ (Andrioli, 2002)  

Die Organisation der Arbeit im Genossenschaftswesen würde nicht nur eine Veränderung 

bei der Produktion des Lebens bestimmter Wirtschaftssubjekte implizieren, sondern nach 

Frantz (2006: 17) auch die Möglichkeit, andere Machtverhältnisse in der Gesellschaft auf-

zubauen: 

„Die genossenschaftliche Organisation ist insbesondere im Kontext von Wirtschaft 
und Politik ein sozialer Raum, der den Betroffenen die Produktion von Wissen in 
Bezug auf die soziale Realität (...) ermöglicht. Sie ist ein sozialer Raum von Macht. 
Der Machtraum einer Genossenschaft wird im Kontext der Korrelation von [sozialen] 
Kräften und Interessen organisiert, welche sich auf die Produktion und Distribution 
von Reichtum in der Gesellschaft auswirkt.“ (Frantz, 2006: 17)  

Laut Andrioli (2007: 39) kann die politische Kraft der Assoziierten die soziale Sphäre au-

ßerhalb der Betriebsverwaltung erreichen und zur Förderung der Überwindung der Un-

gleichheitslogik wie auch der Konzentration von Reichtum beitragen. Jedoch nur dann, 

wenn die Interessen der Assoziierten die Befriedigung der unmittelbaren Bedürfnisse ext-

rapolieren. 

Vor diesem Hintergrund wird das gesamte genossenschaftliche Projekt riskiert, wenn es 

den Assoziierten nicht gelingt, im Rahmen der Organisationsprozesse demokratische und 

dialektische Methoden zu entwickeln. Die Genossenschaft kann folglich eine hierarchische 

Verwaltung wie die von kapitalistischen Unternehmen reproduzieren (Cançado, 2004: 101). 

Die Beteiligung der Assoziierten wird ‚pro forma‘ geführt, um die gesetzlichen Anforderun-

gen der Genossenschaft, wie die jährliche Mitgliederversammlung, zu erfüllen. Indem die 

Assoziierten nicht die Genossenschaft wirklich selbstverwalten, verlieren sie den Blick auf 

die Produktions- oder Dienstleistungsprozesse. Die Verhältnisse zwischen den Assoziier-

ten und den Produkten ihrer Arbeit werden zu einem Mittel, um ökonomische Interessen zu 

erfüllen. Anderseits besteht eine Folge einer undemokratischen Verwaltung darin, dass die 
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Assoziierten die Identifikation untereinander und mit dem genossenschaftlichen Projekt 

nicht beibehalten. Darüber hinaus stellt für die Genossenschaften auch die Professionali-

sierung bestimmter Funktionen innerhalb der Genossenschaften ein Risiko dar: 

„Das aus der Trennung von Arbeit und Eigentum an Produktionsmitteln 
resultierende kapitalistische Herrschaftsverhältnis kann somit durchbrochen 
werden. Probleme treten nun immer dann auf, wenn neben den Eigentümern, den 
Genossen also, in einer Genossenschaft auch davon unterschiedene Lohnarbeiter 
arbeiten – insbesondere, wenn diese die Hauptlast der ausführenden Arbeiten 
tragen. Probleme entstehen weiter, wenn die Unternehmerführung professionalisiert 
wird (…). Die Genossen sind dann nichts anders als bloße Eigentümer, vergleichbar 
mit Aktienbesitzern.“ (Bierbaum & Riege, 1985: 20) 

Unter den oben dargestellten Umständen stellen kollektive Eigentumsverhältnisse keine 

Möglichkeit zur Entstehung politischer und sozialer Räume in der Genossenschaft dar, die 

sich von den hegemonischen Produktionsverhältnissen entfernen: „[Sie] stellen in der Tat 

eine Sonderform unter den kapitalistischen Unternehmen dar und haben keine über die 

kapitalistische Wirtschaftsordnung hinausreichende Bedeutung.“ (Bierbaum & Riege, 1985: 

21) 

All dies deutet darauf hin, dass die Selbstverwaltung eine Voraussetzung dafür ist, dass die 

Genossenschaften einen Raum der Selbstbestimmung und Weiterentwicklung des Men-

schen zu politischen Subjekten in der Gesellschaft eröffnen: „Die Gefahr des Umschlagens 

in gewöhnliche kapitalistische Unternehmen resultiert allerdings nicht nur aus dem Konkur-

renzdruck, sondern kann auch mit der internen Struktur von Genossenschaften zusammen-

hängen.“ (Bierbaum & Riege, 1985: 20) Dies wird anderseits von dem Charakter der Grün-

dung der Genossenschaft und von anderen externen Bedingungen beeinflusst, welche 

nicht nur mit den Marktverhältnissen, sondern auch mit der Unterstützung durch externe 

Akteure zusammenhängen. Es kann nicht übersehen werden, dass diese in den Genos-

senschaften entstehenden Verhältnisse, nicht hegemonial sind.  

3.4 Existenzfähigkeit des Genossenschaftswesens  

Die Bedeutung des Genossenschaftswesens für den Widerstand gegen die kapitalistische 

wirtschaftliche Herrschaft äußert sich zunächst in der Verwirklichung einer unabhängigen 

und autonomen kollektiven Verwaltung des Betriebs, die in der Lage wäre, Entfremdung 

bei den Assoziierten in Bezug auf die Produktionsmittel, das Produkt ihrer Arbeit und auf 

sich selbst zu überwinden. Dies wurde bereits in Verbindung mit internen Aspekten des 

Genossenschaftswesens, ohne externen Faktoren zu berücksichtigen, erläutert.  

Vor diesem Hintergrund wird hier in Betracht gezogen, dass das Genossenschaftswesen 

keine Insel darstellt, die außerhalb der hegemonialen kapitalistischen Produktionsverhält-

nisse entsteht und sich entwickelt. Isoliert kann das Genossenschaftswesen sein Fassungs-

vermögen verlieren, sich als Widerstand gegenüber der kapitalistischen Rationalität zu äu-

ßern. Dies hängt zunächst mit der Tatsache zusammen, dass die Genossenschaften an 

den Marktverhältnissen scheitern können. Zum zweiten an den ideologischen Mechanis-

men der Aufrechterhaltung der kapitalistischen Herrschaft. 
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Die Genossenschaften entstehen innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft und verwirkli-

chen ihre ökonomischen Interessen durch ihr Verhältnis zum Markt.  

Dies findet eine materielle Hindernisse an das Hauptmerkmal des Kapitals dadurch, dass 

ein Kapital sich nur noch auf Kosten anderer Kapitale vermehrt. Vor diesem Hintergrund 

verschärft sich die Konkurrenz zwischen Genossenschaften und privaten Unternehmen und 

„siedeln sich genossenschaftliche Projekte sehr oft in gesellschaftlichen Randzonen an.“ 

(Bierbaum & Riege, 1985: 20) Dies kann durch Folgendes ergänzt werden: „Profits are not 

just there to be registered or distributed: they are there to accumulate and to hyper-accu-

mulate, to help establish monopolies. Every company in a market economy tries by defini-

tion to become a monopolist.” (Széll, 1988: 118)  

Überdies unterscheidet sich die Wettbewerbsfähigkeit der Genossenschaften von einem 

kapitalistischen Unternehmen hauptsächlich durch die Form des Eigentums, die die Pro-

duktion von Mehrwert bestimmt und sich auf die Bereitschaft zur Innovation auswirkt: 

„Kooperativen haben einen geringeren Anreiz, Kosten von Innovationen zu tragen, 
die Voraussetzung für Wachstum sind. Denn die Vorteile des Wachstums müssen 
mit allen KooperativistInnen geteilt werden. (…) Beim kapitalistischen Unternehmen 
werden die Innovationserträge dagegen bei den EigentümerInnen konzentriert. Sie 
haben damit einen hohen Anreiz, für Innovation zu sorgen. Im Ergebnis können sie 
letztlich schneller wachsen und damit billiger produzieren.“ (Embshoff, & Giegold, 
2008: 18f)  

Die große Herausforderung der Genossenschaftsbewegungen, wenn sie sich für „ein Le-

ben mit Bedeutung außerhalb und innerhalb der Arbeit“ (Széll, 1988: 173) einsetzen, ist, 

dass sie sich innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft entwickeln, sich kohärent mit ihren 

Interessen weiterentwickeln, ohne vollständig durch die ökonomische Rationalität annulliert 

oder instrumentalisiert oder den kapitalistischen Unternehmen gleichgesetzt zu werden: 

„Solange solche genossenschaftlichen Projekte noch klein, in von der Konkurrenz 
weitgehend verschonten Nischen und in wenig kapitalintensiven Bereichen tätig 
sind, wird die genossenschaftliche Zielsetzung noch weitestgehend gewahrt bleiben 
können. Nimmt jedoch der ökonomische Druck zu, sei es in Form verschärfter 
Konkurrenz oder hoher Kapitalausstattung, schlägt der Zwang, sich in der 
Konkurrenz behaupten und das Kapital amortisieren zu müssen, auf Zielsetzungen 
und Struktur solcher Projekte durch.“ (Bierbaum & Riege, 1985: 20) 

Die inhärenten Probleme der Existenz der Genossenschaften innerhalb der kapitalistischen 

Marktverhältnisse könnte durch die Erlassung von Regeln und Vorschriften umgangen wer-

den. Bierbaum & Riege (1985: 21) behaupten, dass die Verminderung des Drucks durch 

die kapitalistische Konkurrenz eine wesentliche Bedingung für die Existenzfähigkeit und 

Ausbreitung von Genossenschaften ist. In diesem Kontext ist es für die genannten Autoren 

eine Voraussetzung zur Gewährleistung der Autonomie der Genossenschaften, dass sich 

solche Organisationen in Verbindung mit staatlichen Politiken entwickeln. Dieser Ansatz 

ähnelt dem von Embshoff, & Giegold (2008: 20), in dem die solidarische Ökonomie nur 

einen gesellschaftlichen Beitrag leisten kann, „wenn sie in verbindlichen universellen Re-

gulierungen und Rechten mündet“, obwohl diese Autoren auch nicht wirtschaftliche Orga-

nisationen mit einbeziehen. Bierbaum & Riegen weisen jedoch darauf hin, dass die 
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Entwicklung von Genossenschaften nicht gesteuert werden sollte, um den Bedarf öffentli-

cher Politik zu ersetzen: 

„Genossenschaftliche Unternehmen bedürfen – bei Wahrung ihrer Autonomie – 
nicht nur wegen des notwendigen Schutzes vor der Konkurrenz, sondern vor allen 
wegen ihrer gesellschaftlichen Bedeutung besonderer öffentlicher Förderung. Diese 
kann jedoch nicht darin bestehen, daß Genossenschaften zum Ersatz für fehlende 
staatliche Beschäftigungs-, Struktur- und Sozialpolitik werden, sondern sie müssen 
in Konzepte regional ausgerichteter Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik eingebettet 
werden.“ (Bierbaum & Riege, 1985: 23)  

Mit Blick auf die internationale Umweltpolitik, die zur Bekämpfung von Armut und Arbeitslo-

sigkeit die Gründung von Genossenschaften empfiehlt, besteht die Gefahr, dass die Grün-

dung von Genossenschaften bestimmte Gruppen zwangsweise in den Mittelpunkt der Ar-

beitsmarktpolitik eines Landes rückt. Dies kann dazu führen, dass bestimmte von Armut 

betroffene Arbeiter_innen nur dann zu Empfänger_innen bestimmter Politiken werden, 

wenn sie sich in Genossenschaft organisieren. Anknüpfend daran stellen Melo & Souto 

(2011: 68) die Marxschen Gedanken dar, dass Genossenschaften zum Aufbau emanzipie-

render Verhältnisse beitragen können, wenn sie unabhängig und selbstorganisiert sind: 

„Daß die Arbeiter die Bedingungen der genossenschaftlichen Produktion auf 
sozialem und zunächst bei sich, also auf nationalem Maßstab herstellen wollen, 
heißt nur, daß sie an der Umwälzung der jetzigen Produktionsbedingungen arbeiten, 
und hat nichts gemein mit der Stiftung von Kooperativgesellschaften mit Staatshilfe! 
Was aber die jetzigen Kooperativgesellschaften betrifft, so haben sie nur Wert, 
soweit sie unabhängige, weder von den Regierungen noch von den Bourgeois 
protegierte Arbeiterschöpfungen sind.“ (Marx, 1973a) 

Dieser Ansatz bezieht sich auf die Funktion des kapitalistischen Staates, die materielle 

Struktur dadurch aufrechtzuerhalten (MEW 13, 1972: 8), dass spontane Bewegungen über 

staatliche Politik gesteuert werden. Dies kann das Fassungsvermögen der Genossenschaf-

ten riskieren. Es ist zu betonen, dass die Macht in der Gesellschaft grundlegend an zwei 

wesentliche Merkmale des Kapitalismus anknüpft: 

„An die Produktionsweise (d.h. das Recht des Großkapitals, mittels der Institutionen, 
die die kapitalistische Wirtschaft am Leben erhalten: Privateigentum, Lohnarbeit, 
verallgemeinerte Marktwirtschaft usw., über die Produktionsmittel zu verfügen) und 
an den bürgerlichen Staat. (Mandel, 1971: 32) 

Genossenschaften stehen deswegen sowohl materiell als auch immateriell unter den Ge-

setzmäßigkeiten der kapitalistischen Produktionsweise: 

“The question of power is not just a problem of persons, so it is not sufficient to 
replace the capitalist management: rather the structure of power has to be radically 
changed. Work organization, hierarchy and technology have to be fundamentally 
democratized. The problem is alienation and social differences within the society” 
(Széll, 1988: 102) 

Von diesem Standpunkt aus widersetzten sich die Genossenschaften der kapitalistischen 

Herrschaft erstens in Bezug auf die Aufhebung des Privateigentums an Produktionsmitteln 
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und zweitens in Bezug auf den Zweck des Unternehmens selbst und den Kooperativgedan-

ken: die bewusste Gestaltung der gesellschaftlichen Produktion und Distribution im Inte-

resse der Entwicklung der individuellen und gesellschaftlichen Bedürfnisse. Dies könnte 

zwar Entfremdung überwinden, dennoch wird im Rahmen dieser Diskussion noch ein we-

sentliches Element angeführt. Die Existenzfähigkeit der Genossenschaften in den kapita-

listischen Marktverhältnissen hängt nicht nur mit ihrer geringeren Wettbewerbsfähigkeit zu-

sammen, sondern auch mit der Logik der kapitalistischen Verallgemeinerung: „Besides the 

productive forces, which include science and technology, there is also the socialization of 

the whole society into the capitalist society, the centralization and globalization of the capital 

driving objective forces.” (Széll, 1988: 26)  

In diesem Zusammenhang ist es, wesentlich zu bedenken, dass der Mensch seine Weltan-

schauung sein gesamtes Leben hindurch bildet. Dies geschieht schon ab der Geburt mit 

den ersten familiären Verhältnissen und setzt sich im Laufe der Sozialisierung beim Durch-

laufen der gesellschaftlichen Institutionen wie Schule, Kirche, Vereine etc. fort. Nach 

Gramsci können all diese Institutionen Träger und Reproduktionsapparate der kapitalisti-

schen Herrschaft sein:  

„Dieses Verhältnis existiert in vollem Umfang innerhalb der gesamten Gesellschaft 
und für jedes Individuum gegenüber den anderen Individuen, zwischen 
intellektuellen und nichtintellektuellen Schichten, Regierenden und Regierten, Eliten 
und Anhängern, Führern und Geführten, Vortrupps und Haupttruppen. Jedes 
‚Hegemonie’-Verhältnis ist notwendig auch ein pädagogisches Verhältnis und 
manifestiert sich nicht bloß zwischen den verschiedenen Kräften innerhalb einer 
Nation, sondern auch auf der gesamten internationalen und globalen Ebene, 
zwischen den Komplexen nationaler und kontinentaler Zivilisationen.“ (Gramsci, 
1967: 152) 

Tief verwurzelt in allen Lebenssphäre der Menschen, stellt die Dynamik der Relationen zwi-

schen staatlichen und zivilgesellschaftlichen Institutionen sowie dem Kapital die Aufrecht-

erhaltung der kapitalistischen Hegemonie dar. Der Begriff Hegemonie wird von Gramsci 

umfassend dargestellt: Es ist die Beherrschung einer Klasse über die wirtschaftliche Struk-

tur und die politische Organisation der Gesellschaft, aber auch über die Art zu denken und 

zu wissen (Gruppi, 1978: 3). Aus diesem Grund findet die Etablierung alternativer Organi-

sationsformen außerhalb der kapitalistischen Rationalität auch in dieser Dynamik große 

Herausforderungen und Hindernisse:  

“The problem is that the dominant capitalist forces create a lot of obstacles to bring 
down alternative modes of production. It is in general much more difficult to create 
a cooperative than a normal company. Besides the market also forces the 
cooperatives to adapt to the capitalist mode of production. Not to forget the role of 
the dominant teaching of economics and of business administration, where 
cooperatives are completely marginalized, if mentioned at all.” (Széll, 2018) 

Wenn auf der materiellen Basis der kapitalistischen Gesellschaft ein Kapital nur expandie-

ren kann, wenn es sich ein anderes Kapital aneignet, wird das Kapital in der geistigen 

Ebene dadurch gerechtfertigt und aufrechterhalten, dass die Idee seiner Ewigkeit, Notwen-

digkeit und Einzigartigkeit, das menschliche Dasein zu konkretisieren, auch universell 
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verbreitet wird. Die Aufrechterhaltung der kapitalistischen Produktionsweise auf der geisti-

gen Ebene findet in der gleicher Weise statt, wie die potentiellen widerstehenden Gedanken 

beseitigt oder zunichte gemacht werden. 

Vor diesem Hintergrund wird davon ausgegangen, dass die Genossenschaft als Arbeitsor-

ganisationsform tendenziell abgelehnt wird. Es besteht auch die Möglichkeit, dass ihr trans-

formierendes Potential gelähmt und nur insoweit gefördert wird, als dass sie der Akkumu-

lation des Kapitals dient, wenn sie über Unterstützung vom Staat oder von bürgerlichen 

Institutionen dazu angewiesen wird. In diesem Sinne warnte Marx die Arbeiter_innen im 19. 

Jahrhundert davor:  

„Um die arbeitenden Massen zu befreien, bedarf das Kooperativsystem der 
Entwicklung auf nationaler Stufenleiter und der Förderung durch nationale Mittel. 
Aber die Herren von Grund und Boden und die Herren vom Kapital werden ihre 
politischen Privilegien stets gebrauchen zur Verteidigung und zur Verewigung ihrer 
ökonomischen Monopole. Statt die Emanzipation der Arbeit zu fordern, werden sie 
fortfahren, ihr jedes mögliche Hindernis in den Weg zu legen.“ (Marx, 1973, 12) 

In diesem Kontext wird die Frage der Aneignung des Genossenschaftswesens von ideolo-

gischen Ansätzen zur Armutsbekämpfung ergänzend bearbeitet. Embshoff & Giegold 

(2008: 20) warnen vor einer ideologischen Nutzung der solidarischen Ökonomie durch In-

stitutionen und Sektoren, die den Neoliberalismus vertreten. Vor diesem Hintergrund wird 

der Ansatz des sozialen Unternehmertums und des Genossenschaftswesens als eine Al-

ternative zur sozialen demokratischen Beteiligung und Organisation ärmerer Arbeiter_innen 

gesehen, die die Idee einer Klassengesellschaft durch den Spruch „Ich bin mein eigener 

Chef“ (Selbsthilfe) ersetzt (Melo & Souto, 2011: 58). In diesem Fall würde eine staatliche 

Intervention zu jedem anderen Ergebnis als zu einer Förderung freiwilliger menschlicher 

Vereinigungen und sozialer Emanzipation (Melo & Souto, 2011: 68) führen. 

Aus diesem Grund wird, wie Széll (1988, 86) zeigt, das Selbstverwaltungskonzept in einer 

kapitalistischen Wirtschaft von Mandel (1971: 36f) radikal abgelehnt: Die Aneignung der 

Produktionsmittel durch isolierte „genossenschaftliche“ oder „selbstverwaltete“ Betriebe in-

nerhalb der kapitalistischen Gesellschaft ist nicht realisierbar, weil die zu Aktionszwecken 

mobilisierbare Energie der Arbeiter für den bestehenden Wirtschaftsprozeß genutzt und 

umgesetzt wird. 

Es scheint widersprüchlich, dass eine gesellschaftliche Transformation nicht ohne die Ver-

allgemeinerung einer neuen Struktur geschieht und gleichzeitig eine neue produktive Form 

innerhalb der alten entstehen kann, wie Marx über die Produktionsgenossenschaften 

schreibt: 

„Die Kooperativfabriken der Arbeiter selbst sind, innerhalb der alten Form, das erste 
Durchbrechen der alten Form, obgleich sie natürlich überall, in ihrer wirklichen 
Organisation, alle Mängel des bestehenden Systems reproduzieren und 
reproduzieren müssen. Aber der Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit ist 
innerhalb derselben aufgehoben, wenn auch zuerst nur in der Form, daß die Arbeiter 
als Assoziation ihr eigner Kapitalist sind, d.h. die Produktionsmittel zur Verwertung 
ihrer eignen Arbeit verwenden. Sie zeigen, wie, auf einer gewissen 
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Entwicklungsstufe der materiellen Produktivkräfte und der ihr entsprechenden 
gesellschaftlichen Produktionsformen, naturgemäß aus einer Produktionsweise sich 
eine neue Produktionsweise entwickelt und herausbildet. Ohne das aus der 
kapitalistischen Produktionsweise entspringende Fabriksystem könnte sich nicht die 
Kooperativfabrik entwickeln.“ (Marx, 1988: 456)  

In diesem Sinne hat Marx sich den Arbeiter_innen im 19. Jahrhundert bei der Instruktion für 

Delegierten der Internationalen Arbeiterassoziation im Jahr 1967 Folgendes empfohlen: Die 

Gründung eines Fonds zur Förderung der Kooperativbewegung „in Wort und in der Tat“, 

das heißt, die Förderung der Errichtung von neuen Produktivgenossenschaften sowie Ver-

breitung der genossenschaftlichen Lehre (Marx, 1981: 196). 

Darüber hinaus wurde den Arbeitern_innen empfohlen, den immer gleichen Anteil vom Ge-

winn zu erhalten, damit die Kooperative sich nicht in eine Aktiengesellschaft verwandelt 

(Marx, 1981: 196).  

Die Organisation der Arbeit außerhalb kapitalistischer hegemonialer Formen erfordert dann 

dialektisches Denken und Handeln: Die materiellen Hindernisse und Grenzen dieser Art 

von Organisation der Arbeit müssen innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft erkannt 

werden, aber gleichzeitig sollten sie ihren eigenen Organisationsprozess ermutigen und 

fortfahren. 

3.5 Widerstandspotential des Genossenschaftswesens im Rahmen der Armutsbe-

kämpfungspolitik 

Die Förderung der Organisation der informellen Wirtschaft in Genossenschaftssysteme als 

ein Ansatz der internationalen Umweltpolitik zur Bekämpfung von Armut und deren Integra-

tion in die formelle Wirtschaft unter menschenwürdigen Arbeitsbedingungen stellt für die 

Arbeiterklasse eine große Herausforderung dar: Die Bewahrung der Prinzipien des Genos-

senschaftswesens bzw. dessen Widerstandspotential vor der kapitalistischen Wirtschafts-

ordnung.  

Dambois (2010: 47) definiert das inländische heterogene Erwerbssystem in den Entwick-

lungsländern als ein Hindernis zur Förderung menschenwürdiger Arbeit. Viele der Gruppen 

arbeiten in der informellen Wirtschaft unter prekären und nicht menschenwürdigen Arbeits-

bedingungen, wie Dambois (2010: 47) über Lateinamerika behauptet:  

„Auch noch in den wirtschaftlich entwickeltsten Ländern gibt es große, als ‚informell’ 
bezeichnete Beschäftigungsbereiche, in denen nicht einmal Schutzregelungen des 
nationalen Arbeits- und Sozialrechts Geltung beanspruchen bzw. faktisch 
Geltungskraft gewonnen haben.“ 

Es wird hier nicht darauf abgezielt, die Rolle der transnationalen Unternehmen dabei zu 

analysieren, wie Dambois dies durchführte. Aber es muss anerkannt werden, dass der Pro-

zess der Entwicklung der internationalen sozialen Standards menschenwürdiger Arbeitsbe-

dingungen in den Entwicklungsländern vom Dialog und den Netzwerken zwischen den ver-

schiedenen sozialen Akteuren abhängt wie Nicht-Regierungsorganisationen, 
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Gewerkschaften, Unternehmen und Experten, durch welche Werte und Standards vermit-

telt werden (Dombois, 2010:48).  

Darüber hinaus wird hier die Förderung einer kritischen Subjektivität der Arbeiterklasse als 

fundamental betrachtet. Indem sich die informelle Wirtschaft im Rahmen des Genossen-

schaftswesens organisiert oder organisieren muss, könnte die Aussage von Bierbaum & 

Riege (1985: 23) zutreffen, dass die Genossenschaftsbewegung Elemente einer gesell-

schaftlichen Steuerung und Kontrolle der Wirtschaft darstellt und damit sich zugleich auch 

Gemeinsamkeiten mit den Zielsetzungen der Arbeiterbewegung ergeben. Die Heterogeni-

tät, für die das Erwerbssystem in den Entwicklungsländern steht, umfasst dennoch auch 

die Organisation der Arbeiter_innen der informellen Wirtschaft, die unter der Kategorie der 

Solidarökonomie betrachtet werden kann. Dies deutet auf eine Vielfältigkeit nicht nur im 

Hinblick auf die Arbeitsbedingungen, sondern auch auf die geschichtlichen Hintergründe 

und die politischen Handlungen der Akteure, die in der Solidarökonomie organisiert sind, 

hin. Diese Umstände führen dazu, dass zwar unterschiedliche Ansätze zur Kritik der Wirt-

schaftsordnung entstehen können, die die Solidarökonomie leisten mag. Aber diese An-

sätze stellen nicht immer die Zentralität der Arbeit in der Gesellschaft in den Vordergrund 

und bringen deren Widerspruch gegenüber dem Kapital ein. So können sich diese Ansätze 

vom Raum des Widerstands entfernen, das heißt, radikale Kritik an der Unterwerfung und 

Ausbeutung der Arbeiter_innen in den kapitalistischen Produktionsverhältnissen zu üben, 

um sich im Raum der Anpassung an die kapitalistische Ordnung zu konsolidieren. 

In diesem Kontext wird hier der Ansatz vertreten, dass obwohl ein Widerstand immer noch 

wie früher objektive und subjektive Herausforderungen für die Arbeiterklasse impliziert und 

gegenwärtig unter den Umständen der Fragmentierung von Belegschaften noch schwieri-

ger gelingen kann, es immer noch heißt, dass die Arbeiterklasse versucht, sich zu vereini-

gen. 

Nach Antunes (2000: 98) besteht trotz der Heterogenität und Fragmentierung der Arbeiter-

klasse (der Klasse, die aus der Arbeit lebt) die Möglichkeiten einer effektiven menschlichen 

Emanzipation in der Konkretheit der Arbeit. In diesem Sinne weist der Autor darauf hin, 

dass dies durch die Vereinigung der formellen als auch der informellen Arbeiter_innen mög-

lich wäre. Ihm zufolge wäre das letzte Segment von Arbeitern_innen in der Lage gewagtere 

Aktionen in den antikapitalistischen Kämpfen zu unternehmen, weil sie im Universum der 

Vergesellschaftung des Kapitals wenig zu verlieren hätten (Antunes, 200:99). Diese Mög-

lichkeit hängt von lokalen sozioökonomischen Umständen ab:  

„der relativen Position jedes Landes in der globalen Struktur der Kapitalproduktion, 
der relativen Reife der globalen soziohistorischen Entwicklung sowie der 
Subjektivität der sozialen Wesen, die von der Arbeit leben, ihrer politischen und 
kulturellen Werte.“ (Antunes, 2000: 98) 

Hier stellt sich die Frage nach der Wechselbeziehung zwischen objektiven und subjektiven 

Elementen des sozialen Wandels. In Bezug auf die objektiven Bedingungen wird davon 

ausgegangen, dass die Ökonomie die Basis der Gesellschaft und die Basis der gesell-

schaftlichen Macht ist, wie Széll (1988: 173) darstellt: “This means also that design and 

structure of society is possible only in accordance with these objective conditions and not 
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in opposition to them.“ Das heißt, dass der konkrete Kontext der Entwicklung der kapitalis-

tischen Produktionsweise genau verstanden werden muss. Im Hinblick auf die subjektiven 

Aspekte wird der Zusammenhang hergestellt, dass die Menschen sich als soziale Kraft er-

kennen müssen. Dies bedeutet die Überwindung der Entfremdung in Bezug auf sich selbst. 

Iasi (2007: 28) erarbeitet sich diese Frage anhand des Begriffs „Bewusstsein von sich“, der 

sich auf die Fähigkeit kollektiv zu handeln, bezieht. Eine kollektive Handlung bedeutet die 

Anerkennung der Verknüpfung zwischen den Individuen durch die Identität der individuellen 

Interessen. Das Merkmal kollektiver Handlung wäre laut Iasi die Wahrnehmung der Ver-

knüpfungen und der Identität der Gruppe mit ihren eigenen Interessen. Die typischste Form 

der Manifestation dieser Form des Bewusstseins ist der Gewerkschaftskampf, seine ty-

pischste Form der Organisation ist die Gewerkschaft, aber auch nach Iasi (2007: 29f) die 

Kämpfe von Bürgerinitiativen, kulturellen Bewegungen, die Frauenbewegung und andere 

Manifestationen kollektiver Kämpfe von unterschiedlichsten Sektoren und Gruppen unter 

Einbezug sozialer Kategorien. Es entsteht das Bewusstsein als Gruppe, die bei Marx als 

politische Emanzipation zu finden ist: 

„Die politische Emanzipation ist allerdings ein großer Fortschritt, sie ist zwar nicht 
die letzte Form der menschlichen Emanzipation überhaupt, aber sie ist die letzte 
Form der menschlichen Emanzipation innerhalb der bisherigen Weltordnung. Es 
versteht sich: wir sprechen hier von wirklicher, von praktischer 
Emanzipation.“ (Marx, 1974: 356) 

Die vollständige Emanzipation der Menschheit nach Marx, wie Széll (1988: 28) in seiner 

Studien darstellt, bedingt die Überwindung der Entfremdung in Gattungsebene:  

„Erst wenn der wirkliche individuelle Mensch den abstrakten Staatsbürger in sich 
zurücknimmt und als individueller Mensch in seinem empirischen Leben, in seiner 
individuellen Arbeit, in seinen individuellen 
Verhältnissen, Gattungswesen geworden ist, erst wenn der Mensch seine »forces 
propres« als gesellschaftliche Kräfte erkannt und organisiert hat und daher die 
gesellschaftliche Kraft nicht mehr in der Gestalt der politischen Kraft von sich trennt, 
erst dann ist die menschliche Emanzipation vollbracht.“ (Marx, 1974: 370) 

Nach diesem Exkurs soll nun auf das konkrete Thema zurückgekommen werden: Im Fol-

genden wird davon ausgegangen, dass der Prozess der kooperativen Organisation in die-

sem historischen Moment in die kapitalistischen Strukturen theoretisch und praktisch ein-

gefügt wird. Dies kann in bestimmten Fällen eine wirtschaftliche Stabilität für die Assoziier-

ten darstellen, in anderen Fällen reichen die genossenschaftlichen Organisationen den 

Menschen nur, ihre existentiellen Bedürfnisse zu befriedigen. Die Fähigkeit zur Entwicklung 

kritischer Subjektivität wird jedoch durch Verwaltungsformen, die die Möglichkeit der Selbst-

verwaltung in unterschiedlichem Maße nicht ermöglichen, vermindert. Dadurch wird das 

subjektive Entwicklungspotential dieser Form der Arbeitsorganisation vermindert oder auf-

gehoben. Sie dienen somit der kapitalistischen Akkumulation und können keine Form des 

Übergangs zur kapitalistischen Wirtschaft darstellen. In dieser Umsetzungsform wird das 

Genossenschaftswesen von kapitalistischen Strukturen unterstützt. Széll stellt jedoch diese 

Umstände als ein Raum von Möglichkeiten menschlicher Potentiale dar, obwohl sie immer 

auch vom Kapital instrumentalisiert wurden: 
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“Most people are active in one self-managed association or another. (...) Legalized 
forms of participation are in some way 'armistice lines' of class struggle, where latent 
power has been transformed into manifest power. The recent crisis of labour 
movements in the different parts of the world show that this codification may be 
helpful against setbacks in in difficult times.” (Széll, 1988: 176) 

Entwicklungsmöglichkeiten können aber nur dann entstehen, wenn obwohl die Genossen-

schaften (und andere Formen kollektiver Organisationen) in diese Beziehungen involviert 

sind, die Materialität des kollektiven Eigentums weiterhin in solchen Organisationen be-

steht. Vor diesem Hintergrund ist die Möglichkeit eines Wandels auf dieser materiellen Ba-

sis vorhanden, selbst wenn dies in diesem geschichtlichen Zeitpunkt unvorstellbar sein 

kann. Beteiligungen bzw. Demokratien bestehen aus einem Lernprozess:  

“This can only be a long learning process, involving research into the adaptation of 
the environment to one’s needs and goals. It cannot be sketched out a priori, nor by 
others than those directly concerned. It will certainly be a permanent process, where 
the next step can only be designed when the present on has been achieved. Our 
imagination can reach only a little beyond our situation today.” (Széll, 1988: 176)  

Die große Herausforderung besteht darin, dass die Arbeiterklasse sich als Arbeiter_innen 

erkennt und sich von den Kontexten und Verhältnissen, in denen sie lebt, distanziert, kriti-

siert und dagegen einsetzen. Im fortlaufenden pädagogischen Prozess der Enthüllung die-

ser Widersprüche und des Formulierens von Theorien und Praktiken, die die Arbeiter_innen 

repräsentieren, können Gewerkschaften zusammen mit kooperativen Arbeitern zur Ent-

wicklung von notwendigen Kompetenzen beitragen. Gewerkschaften sind als “product of 

the dialectics of capitalist development, as capitalism produced besides the bourgeoisie the 

modern working class” anzusehen (Széll, 2018).  

Obwohl Antunes (2010: 66) die Stärke der Vereinigung zwischen „stabilen“ (formellen) Ar-

beitern_innen, jenen prekären Zeitarbeitern und jenen in der informellen Wirtschaft aner-

kennt, weist er darauf hin, dass zwischen ihnen ein Abgrund im Hinblick auf das Verständnis 

der politischen Organisation besteht. Die Gewerkschaftsmacht betont er, die „historisch mit 

den ‚stabilen‘ Arbeitern_innen verbunden war“, ist daher gesunken. Damit war der traditio-

nelle Syndikalismus nicht in der Lage, horizontal zu agieren, das heißt, „in einem größeren 

Rahmen und unter Betonung der interkulturellen, interprofessionellen Sphären“, sicherlich 

einer Art von Gewerkschaftsbewegung, die alle Arbeiter_innen agglutinieren kann. In die-

sem Abgrund liegt die Genossenschaftsbewegung, die als eine Form der Organisation und 

Integration der informellen Arbeiter_innen in formelle Arbeitsstrukturen angesehen wird. 

Nach Ludwig & Webster (2017: 218) neigen die Gewerkschaften in der gegenwärtigen Epo-

che der Prekarisierung der Arbeitsverhältnisse zu zwei Tendenzen: Erstens zu einer inklu-

siven Solidarität, die einen Einbezug all derjenigen Arbeiter_innen, die sich an den Rändern 

im Betrieb oder der Gesellschaft befinden, bedeutet, das heißt alle in formellen prekären 

und informellen Arbeitsbedingungen. Zweitens zu einer exklusiven Solidarität, die den 

Kampf um die Erhaltung der Rechte ihrer Mitglieder innerhalb der Lohnarbeitsverhältnisse 

bevorzugt. Inklusive Solidarität seitens der Gewerkschaften basiert  
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„auf einem erweiterten Verständnis von Klassenpolitik, wonach sich 
Gewerkschaften nicht ausschließlich als Interessenvertretung ihrer Mitglieder 
verstehen, sondern darauf zielen, auch Arbeitslose, prekär und informell 
Beschäftigte zu integrieren oder die Zusammenarbeit mit sozialen Bewegung 
voranzutreiben.“ (Ludwig & Webster, 2017: 218) 

Diesbezüglich haben die Gewerkschaften die Möglichkeit im Rahmen einer inklusiven So-

lidarität, zur Organisation des informellen Sektors beizutragen, sowie eine Unterstützung 

des Kampfes um menschenwürdige Arbeit innerhalb des Genossenschaftswesens zu leis-

ten. Die Isolation von Gewerkschaften aus sozialen Bewegungen und Genossenschaften 

führt dazu, dass historisches Wissen in Gewerkschaftskämpfen bei/durch/für Arbeit verlo-

ren geht, wenn es nicht mit dem Kampf der informellen Arbeiter_innen sozialisiert wird. In 

diesem Sinne sind die Bewegungen von Genossenschaften empfänglicher, Ideologie an-

zunehmen. Dabei wird die Bedeutung des Klassenbegriffs bei der Organisation dieser Ar-

beiter geschwächt. Dabei werden Klassenwidersprüche innerhalb dieses Kampfs als indi-

viduelles Geschick bestimmt und staatliche Maßnahmen im Bereich der Sozialpolitik ergrif-

fen. Infolgedessen werden Arbeiter_innen zu Empfängerinnen von Sozialhilfe und nicht Ak-

teure der Wirtschaftspolitik. In diesem Sinne schreibt Széll (2018: XX): “Trade unions need 

also to develop a constructive alternative able to appeal to currently underrepresented work-

ers (like the precarious workforce) as well as to their existing constituencies.” Auf jeden Fall 

muss Widerstand gegen die kapitalistische Wirtschaftsordnung die Zentralität der Arbeit 

und den Ursprung der Entstehung der gegenwärtigen Arbeitsverhältnissen in den Vorder-

grund stellen:  

„Das unmittelbare Ziel der Gewerksgenossenschaften beschränkte sich daher auf 
die Erfordernisse des Tages, auf Mittel zur Abwehr der ständigen Übergriffe des 
Kapitals, mit einem Wort, auf Fragen des Lohns und der Arbeitszeit. Diese Tätigkeit 
der Gewerksgenossenschaften ist nicht nur rechtmäßig, sie ist notwendig. Man kann 
ihrer nicht entraten, solange die heutige Produktionsweise besteht. Im Gegenteil, 
sie muß verallgemeinert werden durch die Gründung und Zusammenfassung von 
Gewerksgenossenschaften in allen Ländern. Auf der anderen Seite sind die 
Gewerksgenossenschaften, ohne daß sie sich dessen bewußt wurden, 
zu Organisationszentren der Arbeiterklasse geworden, wie es die mittelalterlichen 
Munizipalitäten und Gemeinden für das Bürgertum waren. Wenn die 
Gewerksgenossenschaften notwendig sind für den Guerillakrieg zwischen Kapital 
und Arbeit, so sind sie noch weit wichtiger als organisierte Kraft zur Beseitigung des 
Systems der Lohnarbeit und Kapitalherrschaft selbst.“ (Marx, 1981: 197) 

Wenn sich die Arbeiterklasse und die Arbeitswelt ändern, scheint es nicht mehr möglich, 

nur eine Rückkehr zur vorherrschenden Beschäftigungsform als Kampf und das Paradigma 

der Emanzipation zu verteidigen, sondern innerhalb der Widersprüche dieses neuen As-

pekts der Unterwerfung und Beherrschung von Klasse, einen Raum zu schaffen, um neue 

Perspektiven zu entwickeln. 
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4. Rolle der Wertstoffsammler_innen in der brasilianischen Abfallwirt-

schaft  

Die moderne Form der Abfallwirtschaft wurde in der ersten Umweltkonferenz der Vereinten 

Nationen im Jahr 1972 in Stockholm diskutiert und konzipiert. Zu diesem Zeitpunkt hatten 

die Industrieländer bereits angefangen, den nationalen Abfallproblematiken durch politische 

Maßnahmen zur Bewältigung von Müllkippen entgegen zu steuern, wie im folgenden Aus-

zug deutlich wird: 

„Die Abfälle wurden bis Ende der sechziger Jahre auf einer Vielzahl von kleinen 
Kippen lediglich abgelagert, sodass noch 1972 die im Laufe des Jahres angefallene 
Hausmüllmenge nur grob auf 9 bis 18 Mio. Mg geschätzt werden konnte. Neben den 
ca. 50.000 Ablagerungsplätzen wurden ungefähr 130 geordnete Deponien, 16 
Kompostwerke und 30 Verbrennungsanlagenbetriebe gezählt, die nur ungefähr 
37 % des Hausmülls ansatzweise umweltgerecht entsorgen konnten. Als 
vordringliches Ziel wurde daher die Schließung einer Vielzahl kleiner Müllkippen 
erklärt und die Einführung geordneter Entsorgungsanlagen gefordert.“ (Bilitewski & 
Härdtle, 2014: 3) 

In diesem Kontext wird ersichtlich, dass die deutsche Abfallpolitik zeitgleich mit der interna-

tionalen entstanden ist. Die Ablagerungsplätze in den 1970er Jahren wurden im Laufe der 

letzten 45 Jahre durch Deponien, Müllverbrennungs- und Kompostierungsanlagen und eine 

Verwertungsstruktur für die Verarbeitung von Wertstoffen ersetzt. Zudem wurde ein Kreis-

laufwirtschaftskonzept entwickelt, das im Kreislaufwirtschaftsgesetz von 2012 verankert 

wurde. Die Abfallwirtschaft ist aber trotz Richtlinie der Europäischen Union (EU) unter den 

Mitgliedsstaaten nicht homogen strukturiert. „In 2014, Austria, Belgium, Denmark, Ger-

many, the Netherlands and Sweden sent virtually no municipal waste to landfill, whereas 

Cyprus, Croatia, Greece, Latvia and Malta still landfill more than three quarters of their mu-

nicipal waste.” (EU, 2018) Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass eine Kreislaufwirt-

schaft im Jahr 2014 nicht nur in den der EU beigetretenen Staaten ab 2005 immer noch 

nicht umgesetzt wurde, sondern auch in Ländern wie Frankreich, Großbritannien, Italien, 

Portugal und Spanien, die zwischen 28% und 57% der anfallenden Abfälle deponieren29. 

Die Kreislaufwirtschaft hat sich in der Europäischen Union immer noch nicht durchgesetzt, 

so dass das Ziel, nur 10% der 2,5 Millionen Tonnen der jährlich anfallenden Abfälle bis 2035 

(5 Jahre nach Ablauf der Agenda 2030) zu deponieren in weite Ferne gerückt ist (EU, 

2018a). Es wird davon ausgegangen, dass 90% der anfallenden Abfälle wiederverwertbar 

sind, und somit in den Kreislauf zurückgeführt werden können. 

Im Gegensatz zu den Industrieländern basiert die Abfallwirtschaft in den Entwicklungslän-

dern auf der Beseitigung von allen Abfallarten auf Müllkippen. Weltweit werden auf Müllkip-

pen circa 40% der anfallenden Abfälle entsorgt (ISWA, 2017: 11). Durch den perspektivi-

schen Bevölkerungsanstieg wird erwartet, dass die Müllkippen bis 2025 zwischen 8 und 

 

29 Die genauen Zahlen sind folgende: Frankreich 28%, Großbritannien 22%, Italien 28%, Portugal 49% und 
Spanien 57%. 
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10% zu den Emissionen der Treibhausgase beitragen werden (ISWA, 2017: 11). Darüber 

hinaus wirken sich Müllkippen auf das Grundwasser und den Erdboden aus. Circa 6,4 Mil-

liarden Menschen werden unmittelbar von den 50 größten Müllkippen der Welt betroffen 

sein (ISWA, 2017: 11).  

Die Folgen können in eine immense ökologische und soziale Frage münden. So sind einer-

seits Müllkippen eine ökologische Katastrophe, andererseits stellt diese unangemessene 

Abfallwirtschaft die materielle Basis für einen großen wirtschaftlichen Sektor dar. Vor dem 

Hintergrund der Arbeit der Wertstoffsammler_innen und der damit verbundenen Entstehung 

einer neuen sozialen Frage bekommen die in den Müllkippen entsorgten Abfälle eine neue 

gesellschaftliche Bedeutung. Müllkippen sind also nicht nur als eine ökologische Katastro-

phe anzusehen, sondern auch als Arbeitsmittel- und Einkommensquelle für eine große 

Gruppe verarmter Arbeiter_innen. Schätzungsweise gehören circa 2% der Bevölkerung in 

Entwicklungsländern dem informellen Abfallverwertungssektor an (Gerold, 2004: 2). In die-

sem arbeiten 19 bis 24 Millionen Beschäftigte, davon nur 4 Millionen in formellen Beschäf-

tigungsformen und die überwiegende Mehrheit (15-20 Millionen) als informelle Wertstoff-

sammler_innen, wobei ein großer Prozentsatz davon Frauen sind (IAO, 2013: xiv, 37). Der 

Sektor ist geprägt durch Prekarität wie schlechte Bezahlung und anstrengende oder ge-

fährliche Arbeitsbedingungen (IAO, 2013: 34). Eine nachhaltige Politik in diesem Sektor 

müsste bevorzugt 1) aus ökologischer Sicht die Verringerung der Gefahren durch Abfälle 

sowie die Erweiterung der Verwertung von verwertbaren Abfällen durch mehr Recycling 

und 2) aus sozialer Sicht die Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der informellen Ab-

fallwirtschaft durch die Organisation der informellen Wertstoffsammler_innen, Schaffung 

von Dienstleistungsverträgen sowie die Entwicklung technischer und unternehmerischer 

Fähigkeiten umfassen (IAO, 2013: 94).  

Im Folgenden wird die materielle Bedeutung der Arbeit dieser verarmten Arbeiter_innen für 

die Gesellschaft näher spezifiziert. Dabei wird davon ausgegangen, dass die Ausbeutung 

sowohl durch den Verwertungssektor als auch durch den Staat und die privaten Unterneh-

men, die mit den öffentlichen abfallwirtschaftlichen Diensten beauftragt werden, geschieht. 

Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, zunächst die Entstehung von Wertstoff als Ware 

zu untersuchen, damit die Produktionsverhältnisse, in denen die Wertstoffsammler_innen 

am Beispiel Brasiliens involviert sind, analysiert werden können. 

4.1 Wertstoff als Ware  

Abfälle werden zu Arbeitsprodukten nur aufgrund spezifischer gesellschaftlicher Definitio-

nen von Waren. Die Umwandlung von Abfall in Ware und damit die Auflösung der Abfallei-

genschaft stellt den Ausgangpunkt für die Entschlüsselung der Produktionsverhältnisse in-

nerhalb der Abfallwirtschaft dar. Im Werk ‚Das Kapital‘ zeigt Marx, dass sich eine Verzer-

rung in der Analyse der Ware ergeben kann, falls davon ausgegangen wird, dass der Wert 

einer Ware ihr inhärent ist. Dieses Verständnis entspricht einer ideologischen These: 

„Dabei wird übersehen, daß die Arbeitsprodukte nur aufgrund spezifischer 
gesellschaftlicher Definitionen Waren sind und einen Wert haben, und daß diese 
Definitionen einem ganz bestimmten historisch-gesellschaftlichen Kontext 
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entstammen, dem Kontext der kapitalistischen Produktionsweise – der für die große 
Mehrzahl der Gesellschaftsmitglieder der einzige ist, den sie kennen.“ (Hauck, 1992: 
13) 

Die gesellschaftlichen Prozesse, in denen Abfälle in Wertstoffe umgewandelt werden, kön-

nen vom Standpunkt der Marxschen Werttheorie aus betrachtet werden. In dieser wird 

Ware als elementare Form der komplexen Verhältnisse innerhalb der kapitalistischen Ge-

sellschaft angesehen: 

„Der Reichtum der Gesellschaften, in welchen eine kapitalistische Produktionsweise 
herrscht, erscheint als eine ‚ungeheure Warensammlung‘, die einzelne Ware als 
seine Elementarform.“ (Marx, 1983: 49) 

Der Umwandlungsprozess von Abfällen in Ware beginnt in der gegenwärtigen Abfallwirt-

schaft in den Entwicklungsländern mittels der extraktiven Tätigkeit der Wertstoffsamm-

ler_innen, d.h. durch die traditionelle Wertstoffsammlung. Die Umwandlung von Abfällen in 

Wertstoffe stellt den Beginn eines neuen Zyklus der Wertschöpfung dar. Um Missverständ-

nisse bei dieser Analyse zu vermeiden, werden die gesellschaftlichen Bedingungen der 

Umwandlung von Abfällen in Wertstoffe hier vernachlässigt. Am Ende wird jedoch zum Kon-

text der gesellschaftlichen Produktionsverhältnisse zurückgekehrt, da die Wirklichkeit nur 

durch ihren historisch-gesellschaftlichen Kontext zu begreifen ist. 

Eine Ware ist zunächst aus der Perspektive des Gebrauchswertes zu betrachten: 

„Ware ist zunächst ein äußerer Gegenstand, ein Ding, das durch seine 
Eigenschaften menschliche Bedürfnisse irgendeiner Art befriedigt. (...) Es handelt 
sich hier auch nicht darum, wie die Sache das menschliche Bedürfnis befriedigt, ob 
unmittelbar als Lebensmittel, d. h. als Gegenstand des Genusses, oder auf einem 
Umweg, als Produktionsmittel.“ (Marx, 1983: 49) 

Die Gegenstände, die sich aus den gesellschaftlichen Produktions- und Dienstleistungspro-

zessen und den individuellen nicht-produktiven Konsumtionsprozessen ergeben, können 

jeweils in die Produktion, in eine Dienstleistung oder im Hinblick auf die individuelle Kon-

sumtion in die Haushalte als Gebrauchswert unmittelbar zurückgeführt werden. Sie werden 

entsorgt und fallen folglich als Abfälle an. Dabei verlieren sie ihren Gebrauchswert. Es bleibt 

nur der reine wertlose Stoff. Diese Gegenstände sind aber im Prinzip keine wertlosen 

Stoffe, sondern werden erst dann wertlos, wenn sie vor der Entsorgung nicht wiederver-

wendet oder verwertet werden. 

Aus Sicht der Verwertungsindustrie haben Wertstoffe dann einen Gebrauchswert, wenn sie 

wegen ihrer materiellen Eigenschaften als Produktionsmittel in den Produktionsprozess zu-

rückgeführt werden können. Aus der Perspektive der Wertstoffsammler_innen können 

Wertstoffe zunächst als Resultat ihres Arbeitsprozesses und zwar als Gebrauchswert, als 

der „stoffliche[n] Träger des Tauschwerts“ (Marx, 1983: 50) charakterisiert werden. Hinzu 

kommt das Verhältnis der Zwischenhändler zu den Wertstoffsammlern_innen und der Ver-

wertungsindustrie in den Zirkulationsprozessen. In diesem Sinne sind Abfälle dann als Wa-

ren aufzufassen, wenn sie zum Austausch dem Wertstoffmarkt zur Verfügung stehen. Der 

Tauschwert entsteht erst in der Warenzirkulation. In diesem Kontext wird Abfall zur Ware, 
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weil er gleichzeitig als Gebrauchs- und Tauschwert angesehen werden kann und damit 

einen Doppelcharakter erhält: Tauschwert für die Wertstoffsammler_innen und Gebrauchs-

wert für die Zwischenhändler und die Verwertungsindustrie.  

Aufgrund dessen ist die These nicht aufrecht zu erhalten, dass ein auf der Straße liegender, 

in den Abfallbehälter geworfener oder auf den Müllkippen abgelegter Gegenstand als Ware 

zu betrachten ist: Aus der Perspektive des Gebrauchswerts hat dieser Gegenstand keinen 

Wert, weil er in seinem Zustand kein menschliches Bedürfnis befriedigt. Da die Nützlichkeit 

einer Sache diese zum Gebrauchswert macht, verliert ein Gegenstand seinen Gebrauchs-

wert, indem er für den Menschen nutzlos wird. Erst wenn Gegenstände eine der zwei Vo-

raussetzungen von Ware nicht erfüllen und damit keinen Gebrauchswert darstellen, sind 

diese als wertlos zu betrachten und nicht als Ware. 

Des Weiteren ist es zentral, die Grundvoraussetzung (Gebrauchs- und Tauschwert) einer 

Ware in Zusammenhang mit der in ihr steckenden Arbeit zu betrachten. Die menschliche 

Arbeit wird hier also als die wertbildende Substanz definiert, da der Wert eines Gebrauchs-

wertes von der in seiner Herstellung materialisierten menschlichen Arbeit abhängt (Marx, 

1983: 53). 

Die wirtschaftliche Bedeutung eines Gebrauchswerts entspricht seinem Tauschwert. Des-

sen Messung setzt aber voraus, dass der Gebrauchswert selbst betrachtet wird. In diesem 

Zusammenhang wird auch der Gebrauchswert der Arbeit betrachtet30. Daher zählt nicht 

mehr die spezifische konkrete Arbeit der Wertstoffsammler_innen, d.h. die Aktion der 

Sammlung. Das Produkt der menschlichen Arbeit wird quantitativ hinsichtlich „der Veraus-

gabung menschlicher Arbeitskraft ohne Rücksicht auf die Form ihrer Verausgabung“ be-

trachtet (Marx, 1983: 52). Als Gebrauchswert müssen Abfälle vergegenständlichte, 

menschliche Arbeit darstellen. Als (Tausch-)Wert müssen sie sich auf die in ihnen ange-

häufte menschliche vergangene Arbeit beziehen. Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass der 

Wert ein quantitatives Element der Waren ist: „[Als] Gebrauchswerte haben die Waren vor 

allem verschiedene Qualität, als Tauschwerte können sie nur verschiedener Quantität sein, 

enthalten also keinen Gebrauchswert.“ (Marx, 1983: 52) 

Die Wertgröße wird durch die Zeitmenge der in der Ware verausgabten menschlichen Ar-

beit (vergangene Arbeit) gemessen. Im Kontext der anfallenden Abfälle geht die vergan-

gene, menschliche Arbeit der Produkte, die nach den gesellschaftlichen Konsumtionspro-

zessen entstehen, verloren. Fallen also Abfälle aus diesen Prozessen an, geht auch die in 

den Stoffen beinhaltete Arbeit verloren: „Indem der Gebrauchswert sich auflöst, geht das 

seinem Stoff mitgeteilte Arbeitsquantum verloren.“ (Schmidt, 1978: 73). Daher kann festge-

halten werden, dass, wenn verbrauchte Gegenstände als Abfälle betrachtet werden, sie 

kein menschliches Bedürfnis mehr befriedigen und damit keinen Gebrauchs- und Tausch-

wert darstellen. Gegenwärtig stellen Abfälle sowohl einen Gebrauchs- als auch einen 

 

30 Das heißt, dass z.B. der Arbeitsprozess der Wertstoffsammler_innen hinsichtlich seiner für die verwertbaren 
Stoffe eingesetzten „Leiblichkeit angehörigen Naturkräfte“ an dieser Stelle der Untersuchung nicht analysiert 
wird, wie am Anfang dieses Abschnitts erwähnt wurde.  
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Tauschwert für die Wertstoffsammler_innen wie für die weiteren Akteure des Zirkulations-

prozesses und der Verwertungsindustrie dar. Allein die Tatsache, dass bestimmte Abfälle 

gegenwärtig als Produktionsmittel gesellschaftlich anzusehen sind, d.h. als Gebrauchswert 

in Produktionsprozessen konsumiert werden, macht sie weder allein noch sofort zu einem 

Gebrauchswert: Die direkte Anwendung von Arbeitskraft auf anfallende Abfälle führt dazu, 

dass diese Gegenstände zu Arbeitsmitteln oder Produktionsmitteln eines (Umwandlungs-

)Produktionsprozesseses werden. In den Entwicklungsländern beginnen die Wertstoff-

sammler_innen diesen Prozess.  

Die überschüssigen Abfälle der inländischen und ausländischen gesellschaftlichen Produk-

tions- und Konsumtionsprozesse stellen die Arbeitsgegenstände der Wertstoffsammler_in-

nen bzw. die Produktionsmittel im Prozess der Herstellung der Ware Wertstoff dar. Wie ein 

Fischer, der in den Meeren und Flüssen seinen Arbeitsgegenstand durch eine extraktive 

Tätigkeit fängt, sammeln die Wertstoffsammler_innen in der vermenschlichten Natur, in die-

sem Fall im urbanen Raum, sei es an den städtischen Orten oder auf bestimmten Müllkip-

pen, ihren Arbeitsgegenstand – den Abfall. Es gibt dabei aber einen wesentlichen Unter-

schied zwischen der Tätigkeit der Fischer und der Wertstoffsammler_innen: 

Der Fischer findet seine Arbeitsgegenstände in der natürlichen Natur. Dies ist Vorausset-

zung für eine extraktive Tätigkeit. Als Arbeitsgegenstände dieser Art von Tätigkeiten sind 

hier, wie Marx sagt, alle Materialien anzusehen, die in der Natur vorgefunden werden: 

„Alle Dinge, welche die Arbeit nur von ihrem unmittelbaren Zusammenhang mit dem 
Erdganzen loslöst, sind von Natur vorgefundene Arbeitsgegenstände. So der Fisch, 
der von seinem Lebenselement, dem Wasser, getrennt, gefangen wird, das Holz, 
das im Urwald gefällt, das Erz, das aus seiner Ader losgebrochen wird.“ (Marx, 1983: 
193) 

Im Gegensatz zu den Arbeitsgegenständen, die in der natürlichen Natur zu finden sind, 

ergeben sich Abfälle aus der Wirkung der gesellschaftlichen Entwicklung auf die Natur. 

Diese Abfälle hängen sowohl mit der anfallenden Menge als auch mit der Schädlichkeit der 

Umweltbeeinträchtigung mit der natürlichen Natur zusammen. 

Damit Abfälle als sekundäre Rohstoffe bzw. gesellschaftliche Güter betrachtet werden kön-

nen, müssen sie von ihrem unmittelbaren Zusammenhang mit der vermenschlichten Natur 

losgelöst werden, die im Folgenden als Analogie zur Herstellung des primären Rohmateri-

als verstanden wird: 

„Ist der Arbeitsgegenstand dagegen selbst schon sozusagen durch frühere Arbeit 
filtriert, so nennen wir ihn Rohmaterial. Z.B. das bereits losgebrochene Erz, das nun 
ausgewaschen wird. Alles Rohmaterial ist Arbeitsgegenstand, aber nicht jeder 
Arbeitsgegenstand ist Rohmaterial. Rohmaterial ist der Arbeitsgegenstand nur, 
sobald er bereits eine durch Arbeit vermittelte Veränderung erfahren hat.“ (Marx, 
1983: 193) 

Die Arbeitsgegenstände können als Produktionsmittel in eigenen Produktionsprozessen 

entstehen: „Betrachtet man den ganzen Prozess vom Standpunkt seines Resultats, des 

Produkts, so erscheinen beide, Arbeitsmittel und Arbeitsgegenstand, als Produktionsmittel 
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und die Arbeit selbst als produktive Arbeit.“ (Marx, 1983: 196) Bei der Auffassung der Ab-

fälle als Produktionsmittel muss also wieder lebendige Arbeit auf sie einwirken: 

„Wenn also vorhandene Produkte nicht nur Resultate, sondern auch 
Existenzbedingungen des Arbeitsprozesses sind, ist andererseits ihr Hineinwerfen 
in ihn, also ihr Kontakt mit lebendiger Arbeit, das einzige Mittel, um diese Produkte 
vergangener Arbeit als Gebrauchswerte zu erhalten und zu verwirklichen.“ (Marx, 
1983: 198) 

Der sekundäre Rohstoff kennzeichnet ein fertiges oder „gelungenes“ Produkt, welches das 

Resultat der Arbeit der Wertstoffsammler_innen darstellt. Die Nützlichkeit der Dinge selbst 

als Arbeitsgegenstände ihres Arbeitsprozesses geht jedoch verloren, sobald die Wertstoffe 

fertige Produkte bzw. Produktionsmittel darstellen und vergangene Arbeit beinhalten. Auf 

jeden Fall wird eine gesellschaftliche Nützlichkeit für Abfälle erkannt und durch die mensch-

liche Arbeit realisiert. 

Das Erhalten des Gebrauchswerts von Produkten und Verpackungen nach dem Konsum 

wird erst dann in Betracht gezogen, wenn solche Gegenstände als Abfall anfallen. Dabei 

gehen die Tauschwerte verloren und die Produkte und Verpackungen werden nach dem 

Konsum in eine Kreislaufwirtschaft durch Zirkulationsprozesse eingeführt. Das erste Merk-

mal der Umwandlung der Abfälle in Waren besteht also in der gesellschaftlichen Transfor-

mation von einem nutzlosen Gegenstand in einen gesellschaftlich nützlichen Gegenstand 

(Gebrauchswert) mittels lebendiger Arbeit. Dies stellt den Beginn eines neuen Zyklus sol-

cher Gegenstände durch die wertbildende menschliche Arbeit dar. Die traditionelle Wert-

stoffsammlung kann in der gegenwärtigen Entwicklungsstufe der Abfallwirtschaft in Ent-

wicklungsländern aus der Perspektive einer extraktiven Arbeit erfasst werden. In diesem 

Sinne entziehen die Wertstoffsammler_innen durch den Einsatz ihrer Arbeitskraft diese Ab-

fälle der vermenschlichten Natur. In der Abstraktion des Marktes verinnerlichen die Wert-

stoffsammler_innen den Kauf der Arbeitskraft durch die Vermarktung des von ihnen herge-

stellten Tauschwerts. Das stellt die erste Etappe der Wertschöpfungskette des wirtschaftli-

chen Verwertungssektors und der staatlichen Funktion der umweltverträglichen Abfallent-

sorgung dar. Die Tätigkeit der Wertstoffsammler_innen enthält damit sowohl quantitative 

als auch qualitative Aspekte. 

Es wurde in der Analyse der Ware Wertstoff darauf hingewiesen, dass die Abfälle ohne den 

Einsatz der Arbeitskraft der Wertstoffsammler_innen keinen Wert in den betroffenen Län-

dern erhalten würden, weil sie für die Verwertungsindustrie bzw. Händler nicht erreichbar 

und verfügbar gewesen wären. Bisher steht den Wertstoffsammlern_innen noch kein ge-

setzliches Hindernis bezüglich der Eigentümerschaft des Abfalls entgegen, das ihnen ver-

bieten würde, Wertstoffe zu kommerzialisieren, ohne den Ursprung des Wertstoffes bewei-

sen zu müssen oder eine Genehmigung vorzuweisen. 

4.2 Produktionsverhältnisse in der Wertstoffschöpfungskette 

Würde als Ausgangspunkt der Berechnung des durchschnittlichen Anfalls an Abfall die Zahl 

1,1 kg/pro Kopf/pro Tag (MMA, 2011: 11) und die Bevölkerung von 207.660.929 Menschen 

zu Grunde gelegt (IBGE, 2017), müssten täglich in Brasilien mehr als 227.000 Tonnen 
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Abfälle anfallen. Die letzten verfügbaren offiziellen Daten können dem letzten Forschungs-

bericht über sanitäre Grundversorgungsbedingungenentnommen werden, der im Jahr 2008 

veröffentlicht wurde31. Hiernach werden in Brasilien täglich 188.814,90 Tonnen Abfall ent-

sorgt. 

Von 5.564 Gemeinden Brasiliens nur 2 verfügen über kein ein kommunales Abfallentsor-

gungssystem. Die Abfallwirtschaft wird sowohl direkt von den Gemeinden als auch in Zu-

sammenarbeit mit anderen Organisationen, die damit beauftragt werden, durchgeführt. So 

ist in 3.285 Gemeinden die kommunale Verwaltung, in 542 eine andere Einheit für die Ab-

fallwirtschaft verantwortlich (IBGE, 2008a). In 1.735 Gemeinden werden die abfallwirt-

schaftlichen Dienstleistungen von der kommunalen Verwaltung in Zusammenarbeit mit an-

deren Organisationseinheiten geleistet (IBGE, 2008a). Die abfallwirtschaftlichen Dienstleis-

tungen basieren auf der Abfallbeförderung und -beseitigung und umfassen circa 87% des 

gesamten Territoriums der Gemeinden (Cempre, 2013: 8). Die Ausgaben für diese Art der 

Abfallentsorgung machen im Durchschnitt mehr als 70% der Gesamtausgaben der Abfall-

wirtschaft aus, entsprechen aber im Durchschnitt nur 5,4% der laufenden Ausgaben der 

Kommunen (Silva, 2017: 12). 

Aus der untenstehenden Tabelle 1 und 2 wird ersichtlich, dass die Beseitigung die herr-

schende Methode der Abfallwirtschaft Brasiliens darstellt. 

Tabelle 1: Abfallentsorgungsmethoden in Brasilien im Jahr 2008 

Entsorgungsmethode 2008 
(t pro Tag) 

2008 
(%) 

Deponie 110.044,40  58,3 

Kontrollierte Deponie 36.673,20  19,4 

Müllkippen 37.360,80  19,8 

Kompostierungsanlage 1.519,50  0,8 

Sortierungsanlage 2.592,00  1,4 

Verbrennungsanlage 64,80 <0,1 

Andere Orte  560,20 <0,3 

 

31 Zu den Daten in der Abfallfallwirtschaft kann man sagen, dass es bestimmte Regionen gibt, in denen die 
Daten nicht vertrauenswürdig sind (Geyer et.al., 2017). Lateinamerika ist eine dieser Regionen. Bis Mitte der 
1970er Jahre gab es in Brasilien keine Daten über die Abfallwirtschaft. Die erste Erhebung über sanitäre Grund-
versorgungsbedingungen wurde 1974 vom Ministerium für Gesundheit und vom brasilianischen Institut für Ge-
ographie und Statistik (IBGE) durchgeführt. 1988 und 2008 wurde diese Erhebung in allen brasilianischen Ge-
meinden Brasiliens in Zusammenarbeit mit dem Ministerium der Städte wiederholt und in der Veröffentlichung 
„Nationale Erhebung über die nationale Grundversorgung“ (PNSB) niedergelegt. Diese Erhebung umfasst alle 
5.564 Gemeinden, die im Jahr 2008 existierten. Gegenwärtig hat Brasilien 5.570 Gemeinden (IBGE 2017). In 
der brasilianischen Rechtsordnung umfassen folgende öffentliche Dienstleistungen nach dem Gesetz Nr. 
11.445 aus dem Jahr 2007 die sanitäre Grundversorgung: Wasserversorgung, Abwassersystem, Abfallwirt-
schaft, Entwässerung sowie Regenwassermanagement. Das Umweltministerium Brasiliens hält das Informati-
onssystem über die Abfallwirtschaft (Sistema Nacional de Informações sobre o Resíduos Sólidos - SINIR), das 
unterschiedliche Daten (qualitativ und quantitativ) auf einer einzigen Plattform inklusive die Daten von IBGE 
vereinten. Der Verband der Abfallentsorgungsunternehmen (Abrelpe) und der NGO Cempre veröffentlichen 
auch Daten über die Abfallwirtschaft. Der nationale Abfallwirtschaftsplanentwurf von 2012, der in dieser Arbeit 
auch zitiert wird, wurde von Daten aus all diesen Datenbanken erarbeitet, wobei die Daten der PNSB des IBGE 
wegen der methodologischen Zuverlässigkeit priorisiert wurden. 
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Quelle: (MMA, 2011: 14) 

In diesem Kontext geben 2.906 Gemeinden an, zur Abfallbeseitigung Müllkippen zu nutzen 

(IBGE, 2008; MMA, 2011; Silva, Goes & Alvarez, 2013). Für das Jahr 2017 gibt die Inter-

nationale Vereinigung für feste Abfälle (ISWA) an, dass 2.976 Müllkippen in Brasilien in 

Betrieb sind (ISWA, 2017). Vor diesem Hintergrund erklären sich die nationalen Ziele der 

brasilianischen Regierung, im Kontext der Abfallwirtschaft eine umweltverträgliche Beseiti-

gung von Abfällen zu erreichen32. 

Die Abfälle, die bereits der Entsorgung zugeführt werden, enthalten etwa 31,9% wiederver-

wertbare Abfälle aus Metall, Kunststoff, Papier/Pappe und Glas (MMA, 2011: 10). 

Tabelle 2: Offizieller Beitrag der getrennten Abfallsammlungssysteme 

Wiederverwertbare 
Abfälle 

Verwertete Ab-
fälle im Land 

(Tausend Ton-
nen/Jahr) 

Verwertete Abfälle 
durch offizielle ge-

trennte Abfallsamm-
lungssysteme (Tausend 

Tonnen/Jahr) 

Beitrag der offiziellen 
getrennten Abfall-

sammlungssysteme im 
Verwertungssystem 
des Landes (in Pro-

zent) 

Metalle 9.817,8 72,3 0,7% 

Papier und Pappe 3.827,9 285,7 7,5% 

Kunststoffe  962,0 170,3 17,7% 

Glas 489,0 50,9 10,4% 

Quelle: (MMA, 2011: 12) 

Es ist anzunehmen, dass der Recyclingsektor in Brasilien durch eine Vielzahl von sozialen 

Akteuren gebildet wird: (1) einzelne und genossenschaftlich organisierte Sammler_innen, 

(2) kleine informelle sowie große Händler von Wertstoffen, (3) kleine, mittlere und große 

Recyclingunternehmen, (4) Gemeinden sowie (5) Entsorgungsunternehmen (Cempre, 

2013: 14; Silva: 2017: 13). Die Wechselbeziehung zwischen diesen Akteuren erlaubt nicht 

viel Flexibilität, wie Silva es im folgenden Zitat ausdrückt:  

„Diese Akteure sind Teil einer streng hierarchischen Anordnung, in der eine kleine 
Anzahl von Recycling-Industrien (einschließlich Vorverarbeitung, Verarbeitung und 
Recycling von Wertstoffen zu neuen Produkten) die Spitze der Pyramide der 
Wertschöpfungskette bildet (…). Darunter stehen die Zwischenakteure, die in der 
Regel die gesamte notwendige Infrastruktur (Waage, Presse, Brecher, LKW, Halle 
und Finanzkapital) für den Wertstoffeinkauf organisieren, die getrennt und in großen 
Mengen der Recyclingindustrie angeboten werden. (…) Bereits an der sogenannten 
Basis der Pyramide befinden sich Tausende von Menschen, die direkt bei der 
Sammlung, Trennung und Sortierung von Abfällen arbeiten.“ (Silva, 2017: 13) 

Im Hinblick auf die Durchführung von kommunal getrennten Abfallsammlungssystemen33 

kann darauf hingewiesen werden, dass nur 994 aller Gemeinden Brasiliens (circa 18% im 

 

32 Dies wird im Abschnitt über die nationale Abfallpolitik Brasiliens ausführlicher erörtert.  
33 Die getrennte Abfallsammlung ist eine der Maßnahmen eines Abfallwirtschaftskonzepts, um Abfälle nach der 
Entsorgungshierarchie möglichst zu erreichen. Dies bedingt eine Reihe von zusammenhängenden, politischen, 
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Jahr 2008) ein getrenntes Abfallsammlungssystem eingeführt haben (MMA, 2011: 11). 

Diese haben die Aufgaben, wiederverwendbare und -verwertbare Siedlungsabfälle, die in 

den Haushalten, Gewerben und öffentlichen Einrichtungen anfallen, umweltverträglich zu 

entsorgen. Dies betrifft ausschließlich Verpackungen und Produkte, die aus Papier, Metall, 

Kunststoff und Glas erzeugt wurden und nach der Konsumtion entsorgt werden. Das Haupt-

ziel ist hier die Rückführung der verbrauchten Produkte und Verpackungen in die Wert-

schöpfungskette, um eine bessere Umweltverträglichkeit zu erreichen (Kreislaufwirtschaft). 

Die öffentliche Aufgabe im Rahmen des Abfallsammlungssystems wird ausschließlich über 

die Kommerzialisierung der sortierten Wertstoffe erfüllt. Die Kommerzialisierung ist zwar ein 

notwendiger Schritt zur öffentlichen Dienstleistung, aber keineswegs ihr Zweck. An erster 

Stelle steht vielmehr die umweltverträgliche Wertstoffentsorgung, welche jedoch nur durch 

eine Kommerzialisierung erreicht werden kann. Abfallsammlungssysteme werden jedoch 

unvollständig umgesetzt, sind daher unwirksam und prägen prekäre Arbeitsbedingungen 

(Silva, 2017: 10). In 26% der Gemeinden wird die getrennte Abfallsammlung von privaten 

Unternehmen und in 62 % von in Genossenschaften organisierten Wertstoffsammlern_in-

nen durchgeführt (Cempre, 2013: 23). IBGE (2008b) stellt anderseits folgende Daten vor: 

Von den Gemeinden, die über ein Abfallwirtschaftssystem verfügen, werden die Genossen-

schaften von Wertstoffsammler_innen in 684 integriert. Es ist davon auszugehen, dass die 

oben dargestellten Daten von Cempre die Genossenschaften enthalten, die in der kommu-

nalen Abfallwirtschaft nicht formalisiert sind. 

Von den in den Städten gesammelten Wertstoffen wurden 2012 27% in den Produktions-

prozess zurückgeführt, d.h. wiederverwertet; dabei beläuft sich die Verpackungsverwer-

tungsquote auf 65,3% (Cempre, 2013: 7). In einem Bericht des brasilianischen Instituts für 

angewandte ökonomische Forschung34 (IPEA) wird beschrieben, dass circa 13% der in den 

Städten angefallenen Siedlungsabfälle dem Recyclingprozess zugeführt werden und sich 

diese Quote um das sechsfache in den nächsten Jahren erhöhen könnte (Silva, 2017: 9). 

Dennoch sind die Verwertungsraten für bestimmte Wertstoffe in Brasilien nicht schlecht: 

„Zwischen 1994 und 2008 lag die Recyclingrate von Aluminiumdosen zwischen 56% 
und 91,5%, von Papier zwischen 37% und 43,7%, von Glas zwischen 33% und 47%, 
bei PET - Verpackungen zwischen 18% und 54,8%, bei Stahl zwischen 23% und 
43,5% und bei langlebigen Verpackungen zwischen 10% im Jahr 1999 und 26,6% 
im Jahr 2008.“ (Silva, 2017: 11) 

Die Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen trugen zu 18% zum Anteil der Abfälle 

bei, die der Verwertungsindustrie geliefert wurden. Der Rest kam durch die großen Wert-

stoffhändler zustande, die Wertstoffe von den autonomen Wertstoffsammlern_innen erhal-

ten (Cempre, 2013: 37). Ergänzend kann man sagen, dass die durch die eigenständigen 

autonomen Wertstoffsammler_innen gesammelten Wertstoffe an formelle und informelle 

Händler verkauft werden, welche weiter direkt an die großen Verwertungsindustrien 

 

operationalen und finanziellen Maßnahmen sowie die Zusammenarbeit der Gemeinde mit unterschiedlichen 
Akteuren. 
34 Dieses Institut ist an das brasilianische Ministerium für Strategie angebunden. 
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Wertstoffe verkaufen. Dabei ist es den Gemeinden nicht möglich, die Menge des von den 

autonomen Sammlern_innen gesammelten Abfalls zu bestimmen (MMA, 2011: 12). 

Die Tätigkeit der Wertstoffsammlung wird in Brasilien seit Jahrzehnten35 praktiziert. Die Ur-

sachen liegen einerseits in den ärmlichen Lebensbedingungen und andererseits in einer 

ineffizient arbeitenden Abfallwirtschaft. Um der Armut zu entkommen, fingen viele Men-

schen an, gesammelte Wertstoffe zu verkaufen. Die Wertstoffsammler_innen sind ein sehr 

wichtiger Akteur in diesem Kontext. Vor diesem Hintergrund beschreibt im Jahr 2011 die 

Regierung im Entwurf zum nationalen Abfallwirtschaftsplan, dass in Brasilien  

(1) zwischen 400-600.000 Wertstoffsammler_innen in der Wertstoffsammlung auf unkon-

trollierten Müllkippen und anderen Orten in den städtischen Gebieten arbeiten;  

(2) 27% der brasilianischen kommunalen Regierungen über die Arbeit der Wertstoffsamm-

ler_innen auf Müllkippen und 50% der Kommunen über die Sammler_innen im allgemeinen 

urbanen Raum36 berichten; 

(3) zwischen 40-60.000 in Kollektiven organisiert sind;  

(4) circa 1.100 kollektive Organisationen von Wertstoffsammler_innen aktiv sind;  

(5) circa 60% dieser Organisationen ein niedriges Effizienzniveau haben und  

(6) das durchschnittliche Einkommen der Sammler_innen niedriger als der Mindestlohn des 

Landes ist (MMA, 2011: 25). 

Die Wertstoffsammler_innen37 bringen Abfall als Ware in die Märkte ein, die durch unter-

schiedliche Zirkulationsprozesse als Wertstoffe bzw. sekundäre Rohstoffe (Produktionsmit-

tel) letztlich in den Produktionsprozess zurückgeführt werden. Die Tätigkeit dieser Arbei-

ter_innen kann demzufolge als traditionelle Wertstoffsammlung bezeichnet werden und ent-

spricht der ersten Etappe der Abfallwirtschaft, deren Tauschwerte durch die Kapitalakku-

mulationsprozesse im Rahmen des öffentlichen Dienstes durch die beauftragten privaten 

Entsorgungsunternehmen und im privaten Verwertungssektor durch die Verwertungsin-

dustrie angeeignet werden.  

Auf Basis dieser traditionellen Arbeit wird ein wirtschaftlicher Verwertungssektor aufgebaut 

(Birkbeck, 1979; Bosi, 2008; Burgos, 2008). Während in Industrieländern wie beispiels-

weise Deutschland ein Abfallentsorgungssystem dadurch strukturiert wurde, dass private 

Unternehmen mit der Wertstoffentsorgung und -kommerzialisierung beauftragt wurden, 

 

35 In Brasilien haben sich die portugiesischen Immigranten seit Anfang des 20. Jahrhunderts damit beschäftigt. 
Sie führten die Figur des „Alten der Flaschen“ (o velho garrafeiro) ein. Bei der Entwicklung der industrialisierten 
Konsumgesellschaft ab den 1950er Jahren entwickelte sich diese Figur als Straßeneinsammler von Wertstof-
fen. 
36 Die Wertstoffsammler_innen arbeiten nicht nur in Müllkippen, sondern auch in städtischen Räumen durch die 
Sammlung von Abfällen auf Straßen, in Haushalten, öffentlichen Einrichtungen und privaten Betrieben. 
37 Die Abfallsammlung kann als Haupteinkommensquelle oder als Ergänzungseinkommen angesehen werden. 
Im Folgenden geht es um die Menschen, deren einzige Einkommensquelle die Abfallsammlung ist. 
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besteht die Besonderheit der entwicklungsländlichen Abfallwirtschaft darin, dass die Ver-

wertungsindustrie und der öffentliche Sektor auf Basis der traditionellen Wertstoffsammlung 

aufgebaut wurden. Obwohl ein großer Teil der Wertstoffe immer noch auf den Müllkippen 

bzw. Abfallbeseitigungsanlagen entsorgt wird, ist die Arbeit auf solchen Anlagen und an 

öffentlichen Orten im städtischen Raum eine Besonderheit der bisherigen Abfallwirtschaft 

in den Entwicklungsländern, zumal es in diesen Ländern noch keine umweltverträgliche 

Wertstoffentsorgung gibt, die auf die Arbeit der Wertstoffsammler_innen verzichten kann. 

Indem die Arbeit der Wertstoffsammler_innen als nützliche bzw. gesellschaftliche Arbeit 

verstanden wird, sind diese Arbeiter_innen auf dem Arbeitsmarkt den Händlern und der 

Verwertungsindustrie durch den Markt sowie den vom Staat beauftragten privaten Ab-

fallentsorgungsunternehmen untergeordnet. In diesem Kontext kann die Arbeit der Wert-

stoffsammler_innen als ausgebeutete Arbeit betrachtet werden, die in Bezug auf die Pro-

duktion und Kommerzialisierung von Wertstoffen „weitgehend vor allem aufgrund der Kapi-

talakkumulationsprozesse organisiert und koordiniert wird“ (Bosi, 2008: 101). 

Das Resultat der traditionellen Wertstoffsammlung ist eine „minimale Reproduktion“ der Ar-

beitskraft38. Zudem sind den Wertstoffsammler_innen die Zugänge zu sozialen Leistungen 

oftmals verwehrt. Trotz allem ist diese traditionelle informelle Tätigkeit keineswegs aus dem 

formellen Sektor exkludiert, sondern genau wegen ihrer inhärenten Kennzeichnungen im 

formellen Verwertungs- und Abfallentsorgungssektor integriert bzw. inkludiert. 

Es ist bemerkenswert, dass die Entstehung der Verwertungsindustrie in Brasilien mit der 

Prekarisierung der Arbeit bzw. der Steigerung der strukturellen Arbeitslosigkeit einherging. 

Der vor allem im Zeitraum von 1995 bis 2005 gestiegene Anteil der Menschen, der in der 

Tätigkeit mit Wertstoffen seine Haupteinnahmequelle findet, steht auch im Zusammenhang 

mit Veränderungen in der Arbeitswelt (Bosi, 2008: 105). Zu dem Zeitpunkt, als eine Masse 

von Arbeiter_innen zur Verfügung stand, hatte die Industrie die materiellen Bedingungen, 

um sich zu entwickeln: „Die Festigung der Verwertungsindustrie in Brasilien (...) basierte 

von Anfang an auf der Sammlung von verwertbaren Stoffen, weil keine andere billigere 

Lösung zur Wertstoffsammlung und -sortierung gefunden wurde.“ (Bosi, 2008: 103) 

Die Erweiterung der strukturellen Arbeitslosigkeit in den 1980er erfolgte gleichzeitig mit der 

Ausweitung des Verwertungssektors. Die Wertstoffsammler_innen sind zwar nicht arbeits-

los, sind aber mit der Abfallsammlung in einer Zeit der Arbeitslosigkeit angefangen, manche 

als nachgeordnete Tätigkeit, die im Lauf der Zeit zur Haupttätigkeit im informellen Sektor 

 

38 Diese Arbeiter_innen haben eine geringe Lebenserwartung. Oft sind sie krank oder erleiden Arbeitsunfälle 
wegen ihrer ungesunden und gefährlichen Arbeitsweise. Dazu kommt der Konsum von Drogen, wie z. B. Kokain 
und Crack, durch die sie aktiv und wach bleiben. Vor dem Hintergrund der bedrohlichen Aspekte der Abfallwirt-
schaft als Krankheitsvektor in den Entwicklungsländern ist folgendes Zitat zu sehen: „Der essenzielle Zusam-
menhang zwischen Umweltschutz und lebensbedrohenden Krankheiten lässt sich auch heute noch deutlich in 
Entwicklungsländern nachvollziehen. Überall dort, wo die Flüsse als Abfall- und Fäkalienentsorgung dienen, wo 
Menschen in Armut auf Mülldeponien ihr Auskommen suchen, wo eine Abfallentsorgung, Wasser- und Abwas-
serorganisation wegen Katastrophen, Kriegen und Unterentwicklung nicht möglich ist, breiten sich selbst 1999 
Seuchen nahezu unbegrenzt aus.“ (Bilitewski & Härdtle, 2013: 3) 
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geworden ist. Diese Arbeiter_innen sammeln Abfälle, weil sie wegen ihrer niedrigen beruf-

lichen Qualifikation über keine einsetzbare Arbeitskraft im formellen Sektor verfügen (vgl. 

Juncá, 2001; Bastos39, 2008). Diese angebliche „Unfähigkeit“, sich an die Wirtschaftsord-

nung anzupassen, disqualifiziert sie aber nicht zur Produktion: Die Wertstoffsammler_innen 

sind gerade durch ihre Disqualifizierung (hauptsächlich durch Arbeitslosigkeit, Obdachlo-

sigkeit und geringe Bildung) für diese Art von Tätigkeit geeignet (Bosi, 2008: 102). Ange-

sichts dessen könnten die Sammler_innen einerseits aufgrund der Zugehörigkeit zur Sub-

sistenzwirtschaft eine stagnierende soziale Schicht darstellen. Auf der anderen Seite haben 

sie gleichzeitig zur Entwicklung der Verwertungsindustrie in der Form beigetragen, dass sie 

verwertbare Materialien aus den riesigen Abfallmassen in den Müllkippen herausnehmen 

und im städtischen verstreuten Raum sammelten. 

Weiterhin könnte die These aufgestellt werden, dass die Verwertungsindustrie die Wert-

stoffsammler_innen geradezu angetrieben und gefördert hat. Allerdings ist festzustellen, 

dass, obwohl die technischen Möglichkeiten zur Verwertung von Stoffen seit den 1970er 

Jahren vorhanden waren, die dazugehörige Industrie sich in Brasilien jedoch erst dann ent-

wickelte, als die billigen Arbeitskräfte der Wertstoffsammler_innen zur Verfügung standen 

(Bosi, 2008: 105).  

Der geschätzte Umsatz des getrennten Wertstoffsammlungs- und Wertstoffverkaufssektors 

beläuft sich auf rund 712 Millionen Real40, von denen 56,4 Millionen Real dem Umsatz der 

Genossenschaften von Wertstoffsammler_innen und 655,6 Millionen Real dem Umsatz an-

derer Akteure zugeordnet werden kann (Cempre, 2013: 7). Die Differenzierung der letztge-

nannten Gruppe ist nicht eindeutig, aber es wird davon ausgegangen, dass es sich 1) um 

die Abfallentsorgungsunternehmen, die die Abfallsammlung im Auftrag der Gemeinden 

durchführen und Wertstoffe in den Genossenschaften entsorgen und 2) um die Zwischen-

händler, die Abfälle von den individuellen Wertstoffsammler_innen erhalten und den Wert-

stoffsortierungsprozess durchführen, handelt. Dazu ist anzumerken, dass die Wertschöp-

fung im Bereich der Verwertungsindustrie rund 10 Milliarden Real beträgt (Cempre, 2013: 

11). Innerhalb der Logik der Profitmaximierung richtete sich der Verwertungs- und Abfallent-

sorgungssektor auf die maximale Produktion von Mehrwert, d.h. auf das völlige Absorbieren 

der Arbeitskraft der verarmten Arbeiter_innen im Produktionsprozess. Das Resultat dieser 

Tätigkeit liegt dann jedoch ausschließlich im Rahmen des formellen Produktionsprozesses. 

Dadurch besteht ein deutlicher Zusammenhang zwischen der kapitalistischen Arbeitsorga-

nisationsveränderung und der Integration dieser Arbeiter_innen in die formelle Wirtschaft, 

der auch eine Entwicklung der Verwertungsindustrie ohne größere Investitionen ermög-

lichte. Die Verbindung zwischen der traditionellen Wertstoffsammlung und der Verwer-

tungsindustrie zeigt sich dadurch, dass Wertstoffe in die Produktionsprozesse als Produk-

tionsmittel (sekundäre Rohstoffe) zurückgeführt werden. Einmal in den Zirkulationsprozess 

eingefügt, sind sie als Ware zu betrachten. Es entsteht eine Produktionskette, bei der die 

 

39 Valéria Bastos war für etwa 15 Jahre die Sozialarbeiterin der Metropolitan-Deponie Jardim Gramacho. Sie 
hat die erste Sammler-Genossenschaft gegründet. Über die Aussagen der Abfallsammler hinaus wird hier ihre 
Arbeit über die Abfallsammler dieser Deponie als eine wichtige Quelle über die Entstehung der Genossenschaf-
ten und die Organisation der Arbeit der Abfallsammler im Viertel Jardim Gramacho herangezogen. 
40 Der Wechselkurs des Euros zum Real ist folgend: 1 Euro = 4,33 Real (16.06.2018). 



105 

Wertstoffsammler_innen und die Verwertungsindustrie jeweils als Ursprungs- und End-

punkte anzusehen sind. Zwischen diesen beiden Polen steht eine Reihe von Händlern, die 

die Zirkulation der Wertstoffe übernimmt. Die Industrie konnte sich durch die Arbeitskraft 

der Wertstoffsammler_innen entwickeln, da sie es der Industrie ermöglichten, die Kosten 

des variablen Kapitals Arbeitskraft auf ein niedriges Niveau zu senken. Obwohl die Produk-

tivkraft der Arbeit der einzelnen Wertstoffsammler_innen in dieser traditionellen Form ei-

gentlich als gering angesehen wird, wird dennoch die These aufgestellt, dass 90% der Wert-

stoffe, die an die Industrie geliefert werden, aus der traditionellen Wertstoffsammlung stam-

men (Magalhães, 2002: 40; Silva: 2017: 18). 

4.3 Kooperation innerhalb der informellen Abfallwirtschaft 

Das Verhältnis zwischen der traditionellen Wertstoffsammlung und der formellen Wert-

stoffentsorgung, d.h. der Kommerzialisierung von Wertstoffen in der Verwertungsindustrie, 

kann dadurch empirisch belegt werden, dass Wertstoffe ohne den Einsatz der Arbeitskraft 

der Wertstoffsammler_innen, sei es auf den Müllkippen oder in städtischen Räumen, sei es 

in formellen oder informellen Arbeitsverhältnissen nicht für die Verwertungsindustrie ver-

fügbar gewesen wären. 

Die Kooperation zwischen den Wertstoffsammlern_innen ist zwar nicht planmäßig organi-

siert, aber es entsteht eine interdependente Wertschöpfungskette, deren Wert sich in der 

Verwertungsindustrie und in der Dienstleistung im Rahmen der kommunalen Abfallwirt-

schaft konkretisiert. Die große Wertstoffmenge, die in urbanen Räumen und auf den Müll-

kippen in den Entwicklungsländern zur Verfügung steht, der immense Anteil von verarmten 

Arbeitern_innen, die aufgrund ihrer Armut mit der Wertstoffsammlung beschäftigt sind und 

die längeren Arbeitszeiten, die diese verarmten Arbeiter_innen auf sich nehmen (mindes-

tens 12 Stunden täglich im Durchschnitt), bilden die Produktivkraft dieser traditionellen 

Form von Arbeit. Im Allgemeinen bietet die Wertstoffsammlung in Müllkippen und auf den 

Straßen schlechte Arbeitsbedingungen und viele Gesundheitsrisiken wie chemische, biolo-

gische und ergonomische Risiken sowie Unfallgefahr und emotionale Vulnerabilität (Silva, 

2011: 16). 

In der traditionellen Wertstoffsammlung auf den Müllkippen bzw. kontrollierten Deponien 

arbeiten viele Menschen an dem selben Ort und setzen ihre Arbeitskräfte für dieselben 

Arbeitsgegenstände unter denselben Arbeitsbedingungen ein – ähnlich wie in einer Fabrik. 

Die Arbeiter_innen sind auf das kommunale Abfallsammlungssystem angewiesen. An sol-

chen Beseitigungsorten arbeiten sowohl individuelle und als auch assoziierte Wertstoff-

sammlern_innen, d.h. diejenigen, die an eine kollektive Organisation angeschlossen sind. 

Die gesammelten Wertstoffe werden nach der Sammlung meistens ohne Verarbeitung an 

die Wertstoffhändler, die sich auf den Müllkippen oder in näherer Umgebung informell nie-

dergelassen haben, ausgeliefert. Die assoziierten Wertstoffsammler_innen verkaufen die 

gesammelten Wertstoffe kollektiv über ihre Organisation.  

Die meisten Wertstoffe, die in Müllkippen entsorgt werden, werden nicht in die Kreislauf-

wirtschaft zurückgeführt, da sie nach der Beseitigung Umweltverschmutzung darstellen. Die 

traditionelle Wertstoffsammlung auf Müllkippen erbringt aber gesellschaftliche Leistungen: 
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Erstens wird dadurch die Lebensdauer der Müllkippen bzw. der kontrollierten Deponien ge-

steigert. Zweitens impliziert die Arbeit öffentliche Ressourceneinsparung, da keine neuen 

Anlagen eingerichtet werden. Drittens, im Fall des Betriebs durch den privaten Sektor er-

möglicht die traditionelle Wertstoffsammlung die Verlängerung der Auftragszeit der beauf-

tragten Unternehmen. Viertens trägt sie auf den Müllkippen zur Entwicklung der Wert-

stoffschöpfungskette bei. 

Viele Wertstoffe erreichen die Abfallbeseitigungsanlagen nicht. Sie werden durch Wertstoff-

sammlung im städtischen Raum in die Kreislaufwirtschaft zurückgeführt. Die Straßenwert-

stoffsammlung wird im ganzen städtischen Raum durchgeführt und ist deswegen etwas 

komplexer und vielfältiger. Diese Form von Wertstoffsammlung unterscheidet sich von der 

Wertstoffsammlung in den Müllkippen dadurch, dass die Wertstoffe in der ganzen Stadt 

direkt bei den unterschiedlichen Abfallerzeugern oder bei den Wertstoffinseln41 eingesam-

melt werden und nicht auf einem Platz konzentriert abgelagert sind wie auf den Müllkippen. 

Darüber hinaus werden sie in kleineren Mengen gesammelt. Bei der traditionellen Wert-

stoffsammlung, die in der Stadt im öffentlichen Raum stattfindet, ist die Kooperation dem-

zufolge genau gegensätzlich realisiert: Viele Arbeiter_innen bringen ihre Produktion zu be-

stimmten Händlern, die die Wertstoffe weiterverkaufen. 

Die individuellen Sammler_innen arbeiten mit kleinen selbstgebauten oder -angepassten 

manuellen Wagen, die sie in den Straßen von Ort zu Ort ziehen. Sie müssen längere Ent-

fernungen zurücklegen und schwere Lasten tragen, um eine ausreichende Menge Wert-

stoffe zu sammeln. Sie sammeln in den Mülltonnen entsorgte Wertstoffe und auch die zur 

offiziellen getrennten Sammlung bereitgestellten Wertstoffe. Ihnen ist es auch möglich, in-

formelle Partnerschaften mit Einwohnern und Geschäften abzuschließen, die für sie Wert-

stoffe trennen und regelmäßig abgeben. Die individuellen Sammler_innen geben ihre ge-

samte Produktion an die Wertstoffhändler ab, die in der Regel prekären und illegalen Han-

del betreiben. Der Verkauf findet in der Regel täglich statt, da sie die Wertstoffe nicht lagern 

können. Wenn sie Lagerkapazitäten haben und große Mengen von Wertstoffen sammeln 

können, kann es sein, dass ihnen eine Ballenpresse von den Händlern zur Verfügung ge-

stellt wird, um die Wertstoffe verarbeiten zu können. Zur Straßenwertstoffsammlung gehö-

ren auch die Genossenschaften von Wertstoffsammler_innen, die mit oder ohne Unterstüt-

zung der kommunalen Verwaltung in der traditionellen Wertstoffsammlung arbeiten.  

In beiden oben dargestellten Arbeitsformen, der Wertstoffsammlung in Müllkippen sowie 

der Straßensammlung, steht eine kooperierende Menge von billigen Arbeitskräften in der 

Wertstoffschöpfungskette zur Verfügung. Aus diesem Grund kann die traditionelle Wert-

stoffsammlung unter sehr niedrigen Kosten Wertstoffe der formellen Verwertungsindustrie 

zuführen und die Kosten der Abfallentsorgung im öffentlichen Sektor reduzieren, da die 

durch die öffentliche Verwaltung zu entsorgende Abfallmenge, wie auch die Kosten für den 

Bau neuer Beseitigungsanlagen durch die traditionelle Wertstoffsammlung reduziert wird. 

 

41 Die Wertstoffinsel ist ein Ort zur Entsorgung von Wertstoffen, an den die Abfallerzeuger die Wertstoffe bringen 
müssen. In Brasilien werden solche Einrichtungen der Abfallwirtschaft als Freiwillige Abgabeorte – LEV – be-
zeichnet. 
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Allein aus diesen Gründen wird die traditionelle Wertstoffsammlung in den formellen priva-

ten und öffentlichen Sektor integriert. So vermittelt der Staat durch städtische Verwaltungs-

einheiten diesen Prozess der Produktion von Waren unter dem Diskurs des Umweltschut-

zes oder der Sozialpolitik und eignet sich auf diese Weise die Arbeit der Sammler_innen 

an, da sie in die Stadtreinigungs- und Abfallentsorgungssysteme integriert werden (Melo & 

Souto 2011: 64). Wenn private Unternehmen diese öffentlichen Dienste leisten, wird die 

nicht bezahlte Arbeit der Sammler_innen als Profit in diese Unternehmen integriert.  

Das Einkommen der Sammler_innen entsteht zwar durch den Verkauf der gesammelten 

Materialien auf den Wertstoffmärkten und richtet sich daran aus. Die traditionelle Wertstoff-

sammlung integriert sich aber in die Umsetzung einer politischen Aufgabe: die umweltver-

trägliche Entsorgung von Abfällen. Zur Erfüllung dieser staatlichen Aufgabe entstand die 

wirtschaftliche Verwertungsstruktur. Auf Grund dessen besitzt zwar die traditionelle Tätig-

keit der Wertstoffsammler_innen wirtschaftliche Merkmale in Bereich der Warenzirkulation. 

Somit leisten diese verarmten Arbeiter_innen eine logistische Tätigkeit im Bereich der Ab-

fallwirtschaft zur Erfüllung der politischen Aufgabe einer umweltverträglichen Abfallentsor-

gung (Barros & Garcia, 2016). 

4.4 Produktivkraft in der traditionellen Wertstoffsammlung 

Die Arbeit der Wertstoffsammler_innen hat im Gegensatz zum technischen Stand der Ab-

fallwirtschaft bzw. des Verwertungssektors in Industrieländern einen manuellen Charakter. 

Der Einsatz der lebendigen, menschlichen Arbeit in der traditionellen Wertstoffsammlung 

ist groß, da die Produktivkraft der Arbeit niedrig ist. Dennoch stellt diese manuelle Arbeit 

die einzige Quelle der Umwandlung der Abfälle in Wertstoffe dar. Solange also ein Ge-

brauchswert (Wertstoff) als ein fertiges Produkt der menschlichen Arbeit anzusehen ist, sind 

die Abfälle nicht mehr Objekt der lebendigen konkreten Arbeit, sondern sie enthalten nur 

vergangene Arbeit: „Sieht man ab von der Bestimmtheit der produktiven Tätigkeit und daher 

vom nützlichen Charakter der Arbeit, so bleibt das an ihr, daß sie eine Verausgabung 

menschlicher Arbeitskraft ist.“ (Marx, 1983: 58)  

Die Form der menschlichen Arbeit ist hier also nicht relevant, sondern nur die Dauer der 

Arbeit, das Quantum. Indem vom nützlichen Charakter (Gebrauchswert) des Arbeitspro-

duktes abgesehen wird, wird auch von der Form, der Bestimmtheit, der Konkretheit in der 

betrachteten Arbeit abgesehen. Als Bildnerin eines Tauschwertes wird die aufgehäufte 

menschliche Arbeit „auf gleiche menschliche Arbeit, abstrakte menschliche Arbeit“ reduziert 

(Marx, 1983: 52). Die Quantifizierung des Tauschwerts entspricht also keiner Eigenschaft 

einer Ware, sondern einem gesellschaftlichen Verhältnis, das beim Warenaustausch ein-

tritt. Dieses Verhältnis wird durch die im Gebrauchswert der Ware verausgabte menschliche 

Arbeit gekennzeichnet. Dabei ist irrelevant, wie die Sammler_innen ihre Arbeitsprozesse 

organisieren, sondern nur wichtig, wie viel Zeit sie brauchen, um eine bestimmte Menge 

eines bestimmten Wertstoffs zu produzieren: Es handelt sich nicht mehr um das Wie und 

Was der Arbeit, sondern um ihr Wieviel, ihre Zeitdauer (Marx, 1983: 60). Dieses in der Ware 

enthaltene Arbeitsquantum wird aber im Verhältnis zu der notwendigen durchschnittlichen 

Arbeitszeit für die einzelne Warenherstellung bestimmt. Die Gestaltung eines Tauschwerts 
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kennzeichnet also ein gesellschaftliches Verhältnis, wobei der Entwicklungsgrad der Pro-

duktionsbedingungen eine wichtige Rolle spielt (Marx, 1983: 53)42.  

Die Produktivkraft der Arbeit verändert sich aber durch zahlreichen Faktoren: 

„Die Produktivkraft der Arbeit ist durch mannigfache Umstände bestimmt, unter 
anderen durch den Durchschnittsgrad des Geschickes der Arbeiter, die 
Entwicklungsstufe der Wissenschaft und ihrer technologischen Anwendbarkeit, die 
gesellschaftliche Kombination des Produktionsprozesses, den Umfang und die 
Wirkungsfähigkeit der Produktionsmittel, und durch die Naturverhältnisse“. (Marx, 
1983: 54) 

Die Kombination dieser Faktoren, d.h. die Art und Weise, wie die Produktivkräfte organisiert 

werden, bildet die Produktivkraft der Arbeit oder anders gesagt, die Fähigkeit einer Gesell-

schaft, in einer bestimmten Arbeitszeit eine einzelne Ware zu produzieren. Der Zusammen-

hang zwischen der Produktivkraft der Arbeit und dem Wert einer Ware besteht in einem 

umgekehrten Verhältnis: „Je größer die Produktivkraft der Arbeit, desto kleiner die zur Her-

stellung eines Artikels erheischte Arbeitszeit, desto kleiner die in ihm kristallisierte Arbeits-

masse, desto kleiner sein Wert.“ (Marx, 1983: 55) Je nachdem, wie weit die Produktivkraft 

der Arbeit entwickelt ist, werden in demselben Zeitraum verschiedene Quanta von Ge-

brauchswerten produziert „mehr, wenn die Produktivkraft steigt, weniger, wenn diese sinkt.“ 

Je mehr Gebrauchswert in demselben Zeitraum produziert wird, desto geringer ist die Wert-

größe dieser vermehrten Gesamtmasse. Das ist beispielsweise bei der Kürzung der Ar-

beitszeit für eine Warenherstellung durch die Anwendung von neuen Techniken und Tech-

nologien der Fall. 

Aufgrund der geringen Produktivkraft der Arbeit der Wertstoffsammler_innen, die sich bis 

in die Gegenwart spontan organisieren, kann sich dieser Sektor ohne Investitionen nicht 

weiterentwickeln.  

Zwischen 2006 und 2009 erforschte eine Studie die Organisationen von Wertstoffsamm-

ler_innen in vier der fünf Regionen Brasiliens. Dabei wurde die Produktivkraft der traditio-

nellen Wertstoffsammlung in 83 der kollektiven Organisationen durch eine Reihe von sozi-

oökonomischen Variablen analysiert (Silva, 2017: 30). Die Studie klassifiziert die Organisa-

tionen in Effizienzgrade beschreibt (Tabelle 3). Unter Anwendung der in Tabelle 3 angege-

benen Kriterien ergibt sich das folgende Ergebnis: 16% der Organisationen sind hoch effi-

zient; 24% befinden sich in einem mittleren Effizienzgrad; 43% haben einen niedrigen und 

17% einen sehr niedrigen Effizienzgrad.  

Zwischen 2010 und 2013 hat das Nationale Sekretariat für solidarische Ökonomie (SE-

NAES) eine Forschung über die Zustände in 19.708 solidarischen Betrieben in ganz Brasi-

lien durchgeführt (Silva, 2017: 33-38). Dabei wurden 591 Organisationen von 

 

42 „Gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit ist Arbeitszeit, erheischt, um irgendeinen Gebrauchswert mit den 
vorhandenen gesellschaftlich-normalen Produktionsbedingungen und dem gesellschaftlichen Durchschnitts-
grad von Geschick und Intensität der Arbeit darzustellen.“ (Marx, 1983: 53) 
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Wertstoffsammler_innen befragt (Silva & Carvalho, 2016: 11; Silva, 2017: 34). 84,1% der 

befragten Assoziierten führten an, dass die Arbeit in der kollektiven Organisation ihre 

Haupteinkommensquelle ist. Von den befragten Organisationen sind mehr als die Hälfte 

(56,5%) ab 2005 entstanden und 54,8% befinden sich in der Südwestregion Brasiliens, die-

ser folgt die Südregion mit 26,1%. 40,3% der Organisationen sind nicht legalisiert. 59,8% 

sind kleine Gruppen mit weniger als 20 Assoziierten, 31,0% haben zwischen 21 und 50 

Assoziierte, 6,0% zwischen 51 und 100 und nur 3,2% haben mehr als 100 Assoziierte. Die 

meisten (56,7%) gaben an, Schwierigkeiten bei der Kommerzialisierung von Wertstoffen zu 

haben: Für 15,1% sind die Marktpreise nicht angemessen; 12,7% gaben an, dass die Händ-

ler nur in großen Menge kaufen und für 11,8% ist das Handeln der Zwischenhändler ein 

erschwerender Faktor. Weitere Probleme entstehen durch mangelhaftes Betriebskapital, 

Überbürokratisierung für die Formalisierung der Genossenschaften und eine geringe An-

zahl an Assoziierten. Nur 2,7% der Organisationen konnten durch nicht rückzahlbare öf-

fentliche Mittel, Spenden von Einzelpersonen oder Unternehmen, Spenden von internatio-

nalen Organisationen oder NGO und in geringerem Umfang über Bankkredite den Betrieb 

beginnen. Vor diesem Hintergrund gaben 53,3% an, Zugang zu möglichen Krediten zu be-

nötigen. Wegen der Informalität der Organisationen hatten 82% keinen Kredit in den letzten 

12 Monaten vor Forschungsbeginn erhalten. Bei 10,2% wurden Kreditanträge abgelehnt 

und bei 7,8% genehmigt. 50,6% der Organisationen konnten investieren. Es wurde haupt-

sächlich in Ausrüstung (46,3%), Infrastruktur der Verwertungshallen (30,3%), in Weiterbil-

dung der Assoziierten (12,8%) und  in Kommunikation über die Abfalltrennung und ge-

trennte Abfallsammlung (4,8%) investiert.  

Angesichts der dargestellten Szenarien wird hier die These aufgestellt, dass die Verbesse-

rung der Produktivität der Genossenschaften von Wertstoffsammler_innen von zwei Bedin-

gungen abhängt: erstens von angemessenen Investitionen in Ausrüstung und Infrastruktu-

ren und zweitens vom Zugang der Genossenschaften zu Arbeitsgegenständen (Wert-

stoffe).  

Tabelle 3: Effizienzgrad der Organisation der Wertstoffsammler_innen 

Effizienz-
grad 

Kennzeichnungen 

Durchschnittliche 
Produktivität (Ton-

nen/Arbeiter_in-
nen/monatlich) 

Hoch 

Juristisch formalisierte Organisationen; ausgerüstet mit eige-
nen Pressen, Waagen, Wagen und Arbeitshallen; Fähigkeit, 
ihre Bau- und Ausrüstungsstrukturen zu erweitern, um neue 
Assoziierte aufzunehmen; Bedingungen für die Implantation 
von industriellen Recyclingeinheiten liegen vor; Assoziierte 

verfügen über ein hohes Niveau an Wissen über die Organi-
sation ihrer Produktion und können es weitergeben. 

Über 1,8 

Mittel 

Juristisch formalisierte Organisationen; besitzen einige Aus-
rüstungsgegenstände; benötigen Investitionen für den Er-
werb von Ausrüstung und Arbeitshallen, ohne die sie sich 

nicht erweitern können. Assoziierte verfügen über ein mittle-
res Niveau an Wissen über die Organisation ihrer Produktion 

und können es weitergeben. 

Zwischen 1,1 und 1,8 

Niedrig 

Die Gruppe befindet sich im Formalisierungsprozess; geringe 
Ausrüstung und Notwendigkeit der finanziellen Unterstützung 
für den Erwerb von fast allen notwendigen Geräten zur Pro-

duktion und einer Arbeitshalle; haben kein Kapital und 

Zwischen 0,55 und 1,1 
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benötigen die Entwicklung von Wissenskompetenzen über 
die Produktionsprozessen sowie Formen der Netzwerkbil-

dung. 

Sehr niedrig 

Informelle Gruppen, die auf Straßen oder Müllkippen organi-
siert sind; haben keine Ausrüstung und arbeiten oft unter pre-

kären Bedingungen für Zwischenhändler. Geringes techni-
sches Wissen mit Ausnahme des grundlegendsten in Bezug 
auf die Sammlung und Auswahl von Materialien. Notwendig-
keit der finanziellen Unterstützung für eine Arbeitshalle und 

Ausrüstung, für die technische Verbesserung und Verwaltung 
ihrer Organisationen. 

Unter 0,55 

Quelle: (Silva, 2017: 31) 

Eine Ausweitung der Produktivitätskapazitäten der Genossenschaften im Rahmen des Ver-

wertungssektors heißt nicht unbedingt und unmittelbar, über die neueste Technik zur in-

dustriellen Verarbeitung der Wertstoffe zu verfügen, sondern zu bestimmten materiellen 

und immateriellen Gütern einen angemessenen Zugang zu haben. Dies können Kenntnisse 

über den Wertstoffmarkt, die Entwicklung von Kompetenzen zur Verhandlung in diesem 

Markt und damit zum direkten Verkauf an die Verwertungsindustrie sowie eine geeignete 

Ausrüstung für das Sammeln, Sortieren, Pressen und Kommerzialisieren von verwertbaren 

Abfällen sein. Diese Faktoren können einen effektiven Fortschritt in der Produktionskette 

des Recyclings von Siedlungsabfällen sein (Silva, 2017, 28). Allerdings bedeutet dies auch 

eine große Herausforderung für die Genossenschaften, insbesondere in den Fällen, in de-

nen der Genossenschaftsumsatz ausschließlich auf den Markt angewiesen ist. In der Markt-

struktur sind die Genossenschaften abhängig von den Schwankungen der Warenverhand-

lungen an den internationalen Börsen: Der Umsatz der Genossenschaften wird von den 

Variationen des Dollars und den internationalen Preisen der Waren in Bezug auf die wich-

tigsten Produkte, die sie sammeln (Öl, Kunststoff, Eisenerz, Aluminium, Zellulose) be-

stimmt. Ein weiterer das Preisniveau beeinflussender Punkt bezieht sich auf die Entfernung 

der Genossenschaften von der Verwertungsindustrie. Im Allgemeinen gibt es nur wenige 

Industrien, die wiederverwertbare Abfälle kaufen. Dies führt zum Aufbau eines monopolis-

tischen Marktes, in dem nur wenige den Preis bestimmen. Ferner konzentrieren sich diese 

Industrien auf Regionen mit größerer wirtschaftlicher Entwicklung (Südwestregion Brasili-

ens), was die Möglichkeit der Kommerzialisierung durch entkapitalisierte Genossenschaf-

ten aus anderen Regionen und durch kleine Händler verringert, da sich diese die hohen 

Transport- und Lagerkosten nicht leisten können (Silva, 2017: 15). Um diese Hindernisse 

zu überwinden müssen die Genossenschaften regelmäßigen Zugang zu großen Mengen 

an Wertstoffen haben, um große Umsätze zu erzeugen. Darin liegt die große Schwäche 

der Organisationen von Wertstoffsammlern_innen: Der Zugang zu Wertstoffen ist nicht groß 

genug, um allen Assoziierten ein angemessenes Einkommen zu gewährleisten. Daher ist 

die Anzahl der Assoziierten in den Genossenschaften gering. Dies verringert die Produkti-

vität der Genossenschaften. 

Im Kontext der Diskussion um die Produktivität der Genossenschaften wird oftmals ange-

führt, dass Brasilien circa 8 Milliarden Real mit der Entsorgung von wiederverwertbaren 

Abfällen in Müllkippen und Deponien verliert (Silva, Goes & Alvarez, 2013: 13; Cempre, 

2015: 26). Die Einführung notwendiger Technik sei die Lösung sowohl für die wirtschaftliche 

Ausbreitung des Sektors als auch für die ökologische Entsorgung der Abfälle: Die geringe 
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Produktivkraft des Sektors würde in unmittelbaren Zusammenhang mit der geringeren Effi-

zienz der Genossenschaften und der traditionellen Wertstoffsammlung stehen. Schätzun-

gen zufolge werden nur 13% der gesamten angefallenen Siedlungsabfälle wiederverwertet, 

und der mit dem Sektor erzielte wirtschaftliche Vorteil könnte mindestens sechsmal höher 

sein als der registrierte (Silva, 2017: 9). All dies hängt mit der Einführung von getrennten 

Abfallsammlungs- und Rücknahmesystemen (im Rahmen der Produktverantwortung des 

produktiven Sektors) zusammen. In diesem Kontext haben die Genossenschaften jedoch 

kaum Spielraum, Entscheidungen in diesem Sektor zu treffen, da solche Systeme in der 

jeweiligen Verantwortungssphäre des öffentlichen und produktiven Sektors stehen. 

Fortschritte in der Produktionskette und eine Steigerung der Produktivkraft des Sektors im-

plizieren eine Ausstattung der Genossenschaften mit angemessenen Techniken. Dies 

würde nicht nur zu besseren Arbeitsbedingungen innerhalb der Verwertungshalle der Ge-

nossenschaften führen, sondern auch zur Steigerung der individuellen Arbeiterproduktivität. 

Zeitgleich sind die Einführung von getrennten Abfallsammlungssystemen sowie die Beauf-

tragung der Genossenschaften mit der Sammlung und Sortierung der wiederverwerteten 

Abfälle zu gewährleisten. 

Die Produktivkraft des Sektors ist zu diesem historischen Zeitpunkt gering, weil die Genos-

senschaften nicht angemessen in die Abfallwirtschaft integriert sind (keine Struktur und 

keine Beauftragung) und eben nicht, weil ihnen keine Entwicklungsmöglichkeiten immanent 

sind. Angemessene Investitionen in das Genossenschaftswesen hätten das Ziel, die Pro-

duktivkraft der Arbeit der einzelnen Sammler_innen zu erhöhen. Diese Investitionen könn-

ten in die Struktur der vorhandenen Genossenschaften eingebettet werden, wie es die Ab-

fallpolitik aus dem Jahr 2010 vorschreibt. In der Folge wären dann bessere Arbeitsbedin-

gungen und höhere Einkommen für die Assoziierten sowie die Integration der eigenständig 

und autonom arbeitenden Wertstoffsammler_innen möglich. 

Darüber hinaus sind jedoch nicht alleine die Investitionen in Struktur und Ausrüstung der 

Genossenschaften ausreichend, sondern auch die Einführung der getrennten Abfallsamm-

lungs- und Rücknahmesysteme, zumal den Genossenschaften dann der Zugang zu den 

Arbeitsgegenständen ermöglicht wird. Im gegenwärtigen brasilianischen Kontext der 

Schließung der Müllkippen wird dieser Sachverhalt deutlich, da die Einführung der getrenn-

ten Abfallsammlungssysteme seitens der Gemeinden unter Beteiligung der Wertstoffsamm-

ler_innen die Möglichkeit eröffnet, den Sammlern_innen die Wiederherstellung des Zu-

gangs zu ihren Arbeitsgegenständen (Abfällen) in menschenwürdigen Arbeitsbedingungen 

zu ermöglichen. 
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5. Konzept der Inklusion der Wertstoffsammler_innen in der Abfallpolitik 

Brasiliens 

Die größte Herausforderung der Abfallwirtschaft in den Entwicklungsländern ist es, die Ar-

beiter_innen des Sektors aus der informellen Beschäftigung in formelle Strukturen zu brin-

gen, um ihnen sichere Arbeitsplätze mit akzeptablem Einkommen zu bieten (IAO, 2013: 

37). Dies würde nicht nur aus ökologischer, sondern insbesondere auch sozialer Sicht vor-

teilhaft sein. So wurde festgestellt, dass eine Abfallwirtschaft, die auf Verwertung basiert, 

mehr Beschäftigung schaffen kann, als Abfall zu deponieren oder zu verbrennen: 

“US assessments have found that sorting and processing of recyclables sustains 
ten times as many jobs per tonne as landfill or incineration, a finding confirmed by a 
report from the United Kingdom. And a study in India puts the recycling advantage 
as high as 24:1. A European Environment Agency study also concluded that 
recycling creates more jobs at higher incomes than landfilling or incinerating waste. 
The employment potential is particularly strong in countries whose recycling rates 
are currently low, as is the case in most developing countries and in Central and 
Eastern Europe.” (IAO, 2013: 38) 

Angesichts dessen setzt eine umweltverträgliche Abfallwirtschaft voraus, dass (1) unange-

messene Entsorgungsformen wie Müllkippen abgeschafft werden und (2) Arbeit und Ein-

kommen unter menschenwürdigen Bedingungen geschaffen werden müssen. Dies bedingt 

nicht nur eine umweltverträgliche Beseitigung von Restabfällen, d.h. es sind nur Restabfälle 

zu deponieren, sondern auch die Etablierung von Abfallvermeidungsstrategien und eine 

umweltverträgliche Wertstoffentsorgung43. Vor diesem Hintergrund sind in den Entwick-

lungsländern nicht nur die Wertstoffsammler_innen betroffen, sondern auch der gesamte 

Abfallentsorgungs- und Verwertungssektor. Dass die traditionelle Arbeit der Sammler_in-

nen Vorteile gegenüber der kommunalen Abfallwirtschaft hat, wurde auch von der Interna-

tionalen Arbeitsorganisation anerkannt: “Informal pickers generate a net economic benefit 

for the municipalities where they work.” (IAO, 2013: 38) Hier wird das Spannungsfeld zwi-

schen den sozialen Akteuren in der Abfallwirtschaft in den Entwicklungsländern dadurch 

aufgedeckt, dass der Recyclingsektor von der Internationalen Arbeitsorganisation als we-

sentlich für die Schaffung grüner Arbeitsplätze betrachtet wird (IAO, 2013: xiii, 80). Dabei 

wird eine Formalisierung des Sektors vorausgesetzt, die menschenwürdige Arbeitsbedin-

gungen ermöglicht: „Recycling will only become a truly green activity when it is formalized.“ 

(IAO, 2013: 38). Allerdings wird sie nur dann möglich sein, wenn die Machtverhältnisse und 

die Verteilungsmuster des in diesem Sektor geschaffenen Reichtums verändert werden.  

Bei der Erarbeitung des V. Berichts zu nachhaltiger Entwicklung, menschenwürdiger und 

grüner Beschäftigung (IAO, 2013) hat die Internationalen Arbeitsorganisation Brasilien, Ko-

lumbien und Sri Lanka als Beispiele für die Schaffung von grünen Beschäftigungen (green 

Jobs) im Verwertungssektor angeführt. In diesen Ländern wurde gezeigt, dass die 

 

43 Siehe Abfallentsorgungshierarchie der Agenda 21.  
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Organisation von Wertstoffsammlern_innen in Genossenschaften und in sozialen Unter-

nehmen soziale Inklusion, bessere Arbeitsbedingungen, Sicherheit, Gesundheit und wirt-

schaftliche Gewinne in diesem Sektor schaffen kann (IAO, 2013: xiv, 39). Im Fall Brasiliens 

wurde das Programm zur Armutsvernichtung im Zusammenhang mit der nationalen Abfall-

politik zitiert: 

“The national poverty eradication strategy (2011) reflects green opportunities, 
including social housing, green protection grants (Bolsa Verde), and the 
formalization of 250,000 recycling workers linked to the National Solid Waste Policy 
established by law in 2010.” (IAO, 2013: 74) 

Die Organisation der Wertstoffsammler_innen in Genossenschaften ist ein aktueller Ansatz 

der Bewegung aus der solidarischen Ökonomie und wird auch in der brasilianischen Wis-

senschaft als vorteilhaft für die Assoziierten angesehen. Den Arbeitern_innen können so-

wohl wirtschaftliche als auch soziale Vorteile des Genossenschaftswesens zugutekommen, 

sodass ihre wirtschaftlichen Potenziale verstärkt werden. Dabei haben sie eine Chance, die 

Armut zu überwinden und ihre kulturelle Identität aufzubauen (Jacobi, 2000; Bastos, 2008; 

Secco, Machado, Zanin & Cortegoso, 2011; Silva 2017).  

2013 kommt eine Studie über die sozioökonomischen Umstände der Wertstoffsammler_in-

nen des Instituts für angewandte Wirtschaftsforschung Brasiliens zu dem folgenden Ergeb-

nis: 

„Diese kollektiven wirtschaftlichen Einheiten entstehen mit dem Ziel, die 
Wertstoffsammler, die wiederum das schwächste Glied in der Wertschöpfungskette 
im Verwertungssektor darstellen, bei der Schaffung von Einkommen in ihrer 
Erwerbstätigkeit zu stärken, insbesondere wenn sie individuell handeln" (Silva, 
Goes & Alvarez, 2013: 20) 

Dies scheint aber im Widerspruch mit dem genossenschaftlichen Einschlusskontingent in 

der Arbeitskategorie (10% der Wertstoffsammler_innen) zu stehen und deutet auf be-

stimmte Schwierigkeiten hin, welche die Wertstoffsammler_innen bei der genossenschaft-

lichen Organisation zu überwinden haben. Dies kann durch unterschiedliche Faktoren er-

klärt werden: 

„(1) im Namen einer angeblichen Autonomie im Umgang mit ihrer Zeit und dem 
Ergebnis ihrer Arbeit bevorzugten die Wertstoffsammler_innen die individuelle 
Arbeit; (2) große Desinformation über die Voraussetzungen für die Gründung von 
Genossenschaften und Vereinen; (3) Bedarf an spezialisiertem technischem 
Wissen für den Entstehungsprozess dieser kollektiven Einheiten, sowohl in ihrer 
juristischen Gründung als auch in ihrer Verwaltung, was die Sammler dazu zwingt, 
Partnerschaften einzugehen, die ihnen die notwendige technische Beratung 
garantieren; und (4) Ansicht seitens der Sammler_innen, dass die 
Genossenschaften äußerliche Einheiten sind, und nicht Organisationen, die von 
ihnen selbst gebildet und verwaltet werden.“ (Silva, 2017: 39) 

Dazu kommt auch die gelegentliche Teilnahme an den Genossenschaften, weil die Tätig-

keit in der Wertstoffsammlung nur vorübergehend ausgeübt wird. Wenn die Sammler_innen 

eine dauerhafte Aktivität auf dem formellen Arbeitsmarkt finden, verlassen sie die 
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kollektiven Einheiten (Silva, 2017: 40). Obwohl das Genossenschaftswesen eine Verbes-

serung der Lebensqualität der Wertstoffsammler_innen bedeutet, scheitern dennoch viele 

Organisationen. Manche Initiativen erzielen wegen der materiellen Bedingungen kein stabi-

les Einkommen für ihre Mitglieder (Magera, 2003: 133). Die Gründe hierfür liegen im Kapi-

talmangel. Da die Genossenschaften ihre Leistung im Rahmen der Abfallwirtschaft nicht 

bezahlt bekommen, führt die Arbeit in den Genossenschaften zu prekären Arbeitsbedin-

gungen. Trotzdem wird die kollektive Organisation der Sammler_innen als ein Raum für die 

Entwicklung von sichereren und freieren Beziehungen im Vergleich mit der Sammlung auf 

Müllkippen und eigenständig auf den Straßen angesehen (Silva, 2017: 25). Dies wurde als 

Formalisierungsmodell der traditionellen Arbeit der Wertstoffsammler_innen in der Abfall-

politik Brasiliens verankert 44. 

5.1 Entwicklung der Organisation der Wertstoffsammler_innen in der solidarischen 

Ökonomie  

In Brasilien wurde der Begriff „solidarische Ökonomie“ oder „solidarisches Unternehmen“ in 

den 1990er Jahren von Paul Singer45 eingeführt. Zur brasilianischen solidarischen Ökono-

mie gehören bestimmte Einrichtungen, die nicht immer auf Formalität basieren, sondern 

Erwerbstätigkeiten darstellen, die in den nationalen Statistiken nicht abgebildet werden, die 

sogenannte „Volksökonomie“, die economia popular (Müller-Plantenberg, 2006: 114) oder 

informelle Wirtschaft. Neben den Industrie-, Dienstleistungs- und traditionellen Landwirt-

schaftsgenossenschaften sind in dieser wirtschaftlichen Organisationsform vielfältige Tä-

tigkeiten und Kulturen integriert. Daran beteiligen sich (1) die indigene Bevölkerung, die 

traditionell auf einem gemeinsamen Territorium lebt und über kollektive Arbeitssysteme ver-

fügt, (2) die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften der Landlosenbewegung 

(MST) sowie (3) die Einwohner der Elendsviertel in den Städten, die eine kollektive Gruppe 

in den Hinterhöfen ihrer Wohnungen gründen, um bestimmte Güter zu produzieren oder 

eine Dienstleistung anzubieten. Alle diese Wirtschaftsformen bilden die brasilianische soli-

darische Ökonomie. 

Der Ursprung des Genossenschaftswesens in Brasilien geht auf die Zeit der Kolonisierung 

durch die Jesuiten zurück, deren Absicht es war, die indigene Bevölkerung zu „zivilisieren“. 

In diesen Siedlungen war die Arbeit auf eine kollektive Art und Weise organisiert (Andrioli, 

2007: 32). Dies wurde sehr gut von den Indigenen angenommen, da sie ihre Arbeit schon 

vorher kollektiv organisierten. Als Ausgangspunkte der Entstehung des gegenwärtigen Ge-

nossenschaftswesens in Brasilien gelten die 1980/90er Jahre mit den neoliberalen politi-

schen Maßnahmen, welche sich auf die Arbeitsformen auswirkten. Die Folgen der „neoli-

beralen Schockpolitik“ waren die Schwächung der Gewerkschaftsbewegung, eine stei-

gende Arbeitslosigkeit und die Prekarisierung der Arbeitsformen (Müller-Plantenberg, 2006: 

 

44 Dies ist in folgenden Rechtsvorschriften der NAbfP zu finden: Art. 8, Abs. IV; § 1., Abs. II des Art. 18; Art. 19, 
Abs. XI; § 3, Abs. I des Art. 21; § 3, Abs. III des Art. 33, Art. 42, Abs. III; Art. 44, Abs. II und Art. 50. Im Dekret 
Nr. 7.404/2010, Abs. VI, Art. 28. 
45 Paul Singer ist Professor für Soziologie an der staatlichen Universität Sao Paulo und war Sekretär für Solida-
rische Ökonomie in der Bundesregierung bis 2016. 
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112). In dieser Zeit gingen viele kapitalistische Unternehmen, bei welchen die Produktion 

in vielen Fällen von den Arbeitern_innen übernommen wurde, in Konkurs. Die Durchführung 

einer Arbeiter-Selbstverwaltung gelang nicht immer, da u.a. die Arbeiter_innen keine Erfah-

rung damit hatten. Im Jahr 1994 wurde die Nationale Vereinigung der Arbeiter in Betrieben 

mit Selbstverwaltung und Aktienbeteiligung (ANTEAG) gegründet (Müller-Plantenberg, 

2006: 112). Diese Organisation entstand in Rahmen der Organisation der ehemaligen ge-

werkschaftlichen Lohnarbeiter_innen und stellte eine große Veränderung in den Prozessen 

der Strukturierung von Genossenschaften dar, zumal sie sich mit den Prozessen einer 

Selbstverwaltung im Kontext der brasilianischen Ökonomie auseinandersetzte. Zweck der 

ANTEAG war es, ein Forum für den Austausch und Lernprozesse zu schaffen und gleich-

zeitig durch unterstützende Tätigkeiten einen institutionellen Rahmen zu erhalten. Diese 

Vereinigung entwickelte im Lauf ihres Konsolidierungsprozesses eine Methodologie zur 

Qualifikation und Selbstverwaltung, welche einen Beitrag für die Weiterentwicklung des Ge-

nossenschaftswesens im Rahmen der industriellen Produktion darstellte (Müller-Planten-

berg, 2006: 112). Mit der Steigerung der Zahl der Arbeiter_innen in der Selbstverwaltung 

und der Verstärkung der Wirtschaftskrise unterstützt der gewerkschaftliche Dachverband, 

die Zentrale der Arbeiter (CUT), die Gründung von selbstverwalteten Genossenschaften. 

Dieser gewerkschaftliche Verband gründete die Agentur für solidarische Entwicklung 

(ADS), die insolvente Betriebe, die von den Arbeitern übernommen wurden, landesweit be-

raten sollte (Müller-Plantenberg, 2006: 113). Mit dem Übergang des neoliberalen politi-

schen Kontexts zur Sozialpolitik der Arbeitspartei (PT) wurde 2003 das Nationale Sekreta-

riat für solidarische Ökonomie (SENAES) unter dem Ministerium für Arbeit und Beschäfti-

gung (MTE) gegründet. In der Folge wurde die solidarische Ökonomie als Staatspolitik an-

genommen. Der brasilianische Staat spielte für die Entwicklung der solidarischen Ökono-

mie von der ersten Regierungsperiode der PT im Jahr 2003 bis zum parlamentarischen 

Putsch im Jahr 2016 eine wichtige Rolle für die Organisation der Zivilgesellschaft. Dabei 

wurde die Entwicklung von ärmeren Gemeinschaften mittels staatlicher Investitionen zum 

neuen politischen Ziel definiert, wie Singer erklärt, der bis zu seiner Entlassung im 2016 

Leiter des SENAES war: “[W]enn das Ziel die Bekämpfung der Armut auf nationaler Ebene 

ist, darf die Intervention der öffentlicher Hand – auf der Ebene des Gesamtstaats, der Bun-

desstaaten und der Gemeinden – nicht fehlen.” (Singer, 2005: 125) Nach der Gründung der 

SENAES wurde sowohl in die technische Ausrüstung der Genossenschaften als auch in 

die Bildung der Mitglieder und deren Vernetzung investiert.  

Wichtige Beiträge bezüglich Investitionen, technische Unterstützung und Begleitung von 

Lernprozessen bei der Gründung von Gemeinschaftsbetrieben liefern die Universitäten 

Brasiliens durch die Innovationswerkstätten, die sogenannten „Incubadoras Universitárias“. 

Hierbei erfolgt über die Universitäten ein Wissenstransfer in die Gesellschaft. Das ist von 

großer Bedeutung für die Entwicklung der solidarischen Ökonomie: „Die fachliche Ausbil-

dung und der Transfer von Wissen in den Betrieben und Projekte Solidarischer Ökonomie 

ist also zentral.“ (Müller-Plantenberg, 2006: 116) Die erste universitäre Innovationswerkstatt 

von Genossenschaften entstand in Manguinhos, ein Elendsviertel von Rio de Janeiro: „Ver-

treter der Universität schalteten sich über die Einberufung einer Versammlung ein, in der 

über die Probleme [der Gewalt in dem Viertel] gesprochen wurde und in deren Folge das 

Gesundheitszentrum alle Dienstleistungsverträge mit kapitalistischen Firmen kündigte, um 

nunmehr die Bewohner auszubilden (daher ‚Gesundheitsschule’) und die von ihnen 
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gegründeten Genossenschaften für Gärtnerei, Reinigung und Müllentsorgung zu beauftra-

gen.“ (Müller-Plantenberg, 2006: 116) Auf diese Art und Weise wurde 1995 die Innovati-

onswerkstatt von Genossenschaften (ITCP) der Bundesuniversität Rio de Janeiro (UFRJ) 

gegründet. Neben der Unterstützung durch die Universitäten spielt bei der Konsolidierung 

von solidarischen Betrieben der Erlass von öffentlich fördernden Rahmenbedingungen eine 

wesentliche Rolle, z.B. in Form von Kleinkrediten. Im April 2005 verabschiedete die Bun-

desregierung das nationale Mikrokreditprogramm (PNMPO). Dieses Programm zielte da-

rauf ab, „[An]reize für Arbeit und Einkommensbildung bei Kleinunternehmern zu schaffen, 

dafür Mikrokredite zur Verfügung zu stellen und technische Unterstützung für Institutionen 

des produktiven gelenkten Mikrokredits anzubieten.“ (Müller-Plantenberg, 2006: 121) Klein-

kredite für solidarische Betriebe als staatliche Politik dienen zwei Zielen: „Erstens Einkom-

mensumverteilung und Kampf gegen die Armut und zweitens Erweiterung des Binnenmark-

tes der Massen, um der Entwicklung der brasilianischen Wirtschaft Auftrieb zu geben“ (Sin-

ger, 2005: 119) 

Die Politik der brasilianischen Regierung zur Entwicklung der solidarischen Ökonomie wird 

als Hauptförderungsfaktor des Genossenschaftswesens im Rahmen der Abfallwirtschaft 

und der Gründung der Nationalen Bewegung der Sammler von verwertbaren Stoffen 

(MNCR) betrachtet, die als Vertreter dieser Arbeitskategorie im nationalen Forum für soli-

darischen Ökonomie angesehen werden (Silva & Carneiro, 2016: 17). Die Wurzeln der Or-

ganisation der Wertstoffsammler_innen kommen aber auf die Arbeit von Hilfsorganisatio-

nen und der Kirche mit Obdachlosen in den 1980er zurück. Es wurde dabei festgestellt, 

dass die Mehrheit dieser Straßenbevölkerung Erfahrungen mit der Wertstoffsammlung 

machte: 

„Die Straßenpastoralen und die Nonnen namens Oblaten [Kongregation der 
Oblatinnen des Heiligsten Erlösers] veränderten das Arbeitsparadigma mit der 
Straßenbevölkerung. (...) Dies war einer der Faktoren, die sich die Ökonomie der 
Wertstoffsammlung entwickelte. Sie sind Gründungsakteure, durch die den Raum 
für die Stimme des Wertstoffsammlers geöffnet haben, um ihre Weltperspektive und 
Arbeit zu zeigen. (...) Alles begann mit der Straßenbewegung. Die Wertstoffsammler 
erschienen als eine Schicht innerhalb dieser Population, aber ein strukturierterer 
Extrakt [dieser Population]. So sehr, dass die Politik für Sammler schneller erlassen 
wurde, als für die Straßenbevölkerung.“ (O, 32 Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll 
06.06.2011) 

Daher wurden die Sammler_innen motiviert, ihre Arbeit kollektiv zu organisieren46. Dabei 

erhielten sie Unterstützung von einigen Institutionen, mit denen sie in der Regel informelle 

Partnerschaften eingegangen waren, wie bspw. Kirchen, Schulen, lokale Händler. Diese 

stellten ihnen Wertstoffe zur Verfügung, wie Papier, Kartons, Flaschen und Dosen, statt sie 

gemischt im Restmüll der öffentlichen Müllabfuhr zu entsorgen. Die Universitäten wurden 

in diesen Prozess durch die Innovationswerkstätten einbezogen, indem sie den Genossen-

schaften technische Beratung anboten. Die ersten Organisationen von 

 

46 In der Regel haben sie am Anfang die Arbeit individuell organisiert, aber die Kommerzialisierung der gesam-
melten Wertstoffe kollektiv durchgeführt. Dies ist immer noch die Basis vieler Genossenschaften und Vereine 
von Abfallsammlern in Brasilien. 
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Wertstoffsammlern_innen wurden am Ende der 1980er gegründet, wie z.B.: (1) 1989 die 

Genossenschaft Coopamare in der Stadt São Paulo mit Unterstützung der Hilfsorganisation 

Auxílio Fraterno (OAF), die am Anfang der 1990er in die Abfallsammlung der Stadt São 

Paulo integriert wurde (Silva, 2017: 26); (2) 1990 der Verein Asmare in der Stadt Belo Ho-

rizonte mit der Unterstützung der Straßenpastoral der Erzdiözese von Belo Horizonte, der 

1993 im kommunalen Abfallsammlungsprogramm dieser Stadt integriert wurde (Silva, 

2017: 26); (3) 1996 die Genossenschaft Coopergramacho in der Metropoldeponie Jardim 

Gramacho in Duque de Caxias als Anforderung des Comlurb, Träger der Abfallwirtschaft 

Rio de Janeiro (Bastos, 2008: 18f). Weiterhin sind mit der Gründung der MNCR seit 2000 

zahlreiche Genossenschaften organisiert worden. 

Die Bewegung MNCR setzt sich für die Interessen der Wertstoffsammler_innen in der Ab-

fallwirtschaft ein und wird seit 2003 von der Bundesregierung der Arbeitspartei institutionell 

und finanziell gefördert. Es folgt ein Exkurs zur Darstellung der Bewegung MNCR, die als 

Vertreter der Wertstoffsammler_innen in Rahmen der Bewegung der solidarischen Ökono-

mie Brasiliens gilt (Silva & Carneiro, 2016: 17).  

MNCR entstand im Jahr 1998 aus der Diskussion über die menschenwürdige Arbeit in Rah-

men der Abfallwirtschaft mit Hilfe der Veröffentlichung eines Berichts des United Nations 

Children Fund (UNICEF) über Kinderarbeit. In diesem Bericht wurde festgestellt, dass circa 

50.000 Kinder und Jugendliche in den Müllkippen arbeiteten. Um diese Situation zu be-

kämpfen, hat dieses internationale Organ eine große Diskussion in Rahmen des nationalen 

Forums Müll & Citizenship geführt. An diesem Forum beteiligten sich unterschiedliche pri-

vate und öffentliche Akteure, wie Organe der Bundesregierung, Hilfsorganisationen, Uni-

versitäten, Nichtregierungsorganisationen, Institutionen der Zivilgesellschaft und auch be-

troffene Wertstoffsammler_innen. Diese sehr heterogene Gesellschaftsmobilisierung ent-

wickelte die Auffassung, dass die Arbeitsbedingungen in den Müllkippen verbessert werden 

müssten. Außerdem sollte die Arbeit der Wertstoffsammler_innen zur Verbesserung der 

ökologischen Lebenswelt beitragen und die Sammler_innen daher als ökologische Akteure 

betrachtet werden. In diesem Sinne wurde die Bezeichnung „Müllsammler_innen“ durch 

den Begriff „Wertstoffsammler_innen“ in Rahmen dieser gesellschaftlichen Mobilisierung 

ersetzt. Im Jahr 2001 fand in der Hauptstadt Brasiliens Brasília der erste nationale Kongress 

der Wertstoffsammler_innen mit 1.600 Teilnehmern_innen, die sich aus Wertstoffsamm-

lern_innen, Genossenschafts-Beratern_innen (Técnicos)47 und Sozialarbeitern_innen aus 

17 brasilianischen Bundesländern zusammensetzen, statt. Hier wurde eine Charta von 

Prinzipien erarbeitet, die als Grundsätze der MNCR die Selbstorganisation und die direkten 

 

47 Die Técnicos spielen im Zusammenhang mit der Organisation von Wertstoffsammlern_innen eine große 

Rolle. In dem Inkubationsprozess, der mehr Jahre dauern kann, entwickeln die Berater_innen enge Beziehun-

gen mit der Gruppe. Inkubation (Incubação) ist die Förderung durch Beratung für soziale Gruppen, die auf die 

kollektive Organisation für die Schaffung von solidarischen Wirtschaftsunternehmen bzw. Genossenschaften 

abzielen. Diese gewährten Subventionen, wie die technische und politische Ausbildung zu Entscheidungsträ-

gern_innen und Durchführung der wirtschaftlichen Aktivitäten, die sich auch auf alle Bereiche des solidarischen 

Betriebs beziehen, wie Organisation der Produktion, Arbeitskräfte, Finanzen und der Zirkulation der Produktion. 

Hierdurch kann eine Konzentration von Macht in der Figur des technischen Beraters entstehen, die die Entwick-

lung der Gruppen beeinflussen. Im Allgemeinen sind die Berater_innen mit Universitäten oder NGO verbunden. 
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demokratischen Organisationsformen dieser Arbeitskategorie in Richtung Klassenautono-

mie und -unabhängigkeit erklärt, u.a. durch Durchbrechung des Ausbeutungszyklus 

(MNCR, 2008). Die Formalisierung der Arbeit der Wertstoffsammler_innen als Anbieter der 

getrennten Abfallsammlungs- und Sortierungsdienstleistung im Rahmen der kommunalen 

Siedlungsabfallsammlungssysteme ist ein Kernthema der Bewegung (MNCR, 2008). 

2003 wird der erste lateinamerikanische Kongress der Wertstoffsammler_innen in der Stadt 

Caxias do Sul im Bundesland Rio Grande do Sul veranstaltet. Bei der Absichtserklärung 

dieses Kongresses wurden unter anderen folgende Forderungen u.a. gestellt:  

(1) Anerkennung der Tätigkeit der Wertstoffsammler_innen im Bereich der Reinigungs- und 

Abfallentsorgungsdienstleistungen;  

(2) Vereinfachung des Ausschreibungsprozesses zur Beauftragung der Organisationen von 

Wertstoffsammlern_innen mit der getrennten Abfallsammlung und Wertstoffsortierung;  

(3) Verknüpfung von Investitionen der Bundesregierung in die Abfallwirtschaft mit den In-

vestitionen in die Durchführung der getrennten Abfallsammlungssysteme mit Beteiligung 

der Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen;  

(4) Schließung von Müllkippen und Gewährleistung von menschenwürdigen Arbeitsbedin-

gungen für die Wertstoffsammler_innen;  

(5) Förderung von Krediten für die Wertstoffsammler_innen-Organisationen;  

(6) Einführung der Produktverantwortung (MNCR, 2008a).  

Im Laufe der darauffolgenden 15 Jahre wurden verschiedene Bundes- und regionale Ver-

sammlungen der Wertstoffsammler_innen organisiert. Solche Versammlungen waren we-

sentlich, um eine Identität der Wertstoffsammler_innen als Berufskategorie und als eine 

soziale Gruppe zu fördern, die eine Aufgabe in der Gesellschaft zu leisten hat. Alle diese 

Anforderungen wurden in der Politik der Regierung der Arbeitspartei zur Inklusion der 

Sammler_innen in der Abfallwirtschaft und in der nationalen Abfallpolitik von 2010 veran-

kert. 

Die Bewegung MNCR erneuerte sich aber seit der Wahl der ersten Stellvertreter im Jahr 

2001 nicht (O, 32 Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll, 06.06.2011). Der theoretische An-

satz, der die Basisdemokratie festschreibt, wurde in Richtung des Begriffs soziales Unter-

nehmertum verzerrt. Dieser Widerspruch wurde durch einen internen Frauenwiderstand 

konkret geäußert. Im August 2014 wurde ein selbstorgansiertes Gleichstellungssekretariat 

(SEMUC) innerhalb der MNCR gegründet. An SEMUC beteiligen sich hauptsächlich 

Frauen, die sich seit der Gründung der Bewegung für die Wertstoffsammler_innen einset-

zen und trotzdem außerhalb der Entscheidungsräume der Bewegung gehalten wurden. 

Trotz aller Widersprüche kann die MNCR als eine nationale Initiative betrachtet werden, die 

seit dem ersten Weltkongress der Wertstoffsammler_innen im Jahr 2008 in Kolumbien in-

ternational bekannt ist (Lima, 2015: 130).  



119 

Die Herausforderung der Organisation der Wertstoffsammler_innen bleibt weiterhin die 

grundlegenden Bedingungen für eine menschenwürdige Arbeit einzufordern. Dies betrifft 

den Anspruch auf das Grundrecht auf Arbeit. In Bezug auf die Inklusion der Wertstoffsamm-

ler_innen nimmt Brasilien eine Führungsposition ein: „In Brazil recycling has been accepted 

as a legitimate profession. Such recognition may lead to the provision of land for sorting 

and storing recyclables and other benefits.” (Scheinberg et al., 2010: 34)  

5.2 Erste politische Maßnahmen zur Förderung der menschenwürdigen Arbeit in 

der traditionellen Wertstoffsammlung  

Die Förderung menschenwürdiger Arbeit von Wertstoffsammlern_innen entstand vor der 

nationalen Abfallpolitik von 2010 durch bestimmte politische Maßnahmen zur Anerkennung 

der Wertstoffsammler_innen als Arbeiter_innen sowie durch Genossenschaften von Wert-

stoffsammlern_innen als Dienstleister in Rahmen der Abfallwirtschaft. 

Im Oktober 2002 wurde die Klassifikation „Arbeiter der Sammlung und Sortierung von Wert-

stoffen“48 in den neu erlassenen brasilianischen Beschäftigungskatalog (CBO-2002)49 

(MTE, 2002b) eingefügt. Bei der Beschreibung der Umstände der Beschäftigungsausübung 

bezieht sich dieser Katalog auf Selbstständige (individuelle Sammler_innen) und auf Wert-

stoffsammler_innen, die in Genossenschaften organisiert sind. Seitdem wird die Identität 

von Wertstoffsammlern_innen in der Gesellschaft als Arbeiter_innen geprägt.  

2006 wurde durch ein Bundesdekret50 vorgeschrieben, dass anfallende Wertstoffe in den 

Bundesverwaltungseinrichtungen durch Organisationen von Wertstoffsammlern_innen um-

weltverträglich entsorgt werden müssen. Dies erfordert von den beteiligten Genossenschaf-

ten, die in solchen Einrichtungen tätig sind, Wertstoffe zu sammeln. Obwohl diese Politik 

als erstes juristisches Merkmal zur Anerkennung solcher Organisationen als Dienstleister 

im Rahmen der Abfallsammlung angesehen werden kann, sind die Bundesverwaltungsein-

richtungen nicht dazu verpflichtet, die Genossenschaften für diese Dienstleistung zu ent-

gelten.  

 

48 Im CBO wurden die Haupttätigkeiten zur Durchführung der ersten Phasen der umweltgerechten abfallwirt-
schaftlichen Dienstleistung bezüglich der Wertstoffe festgehalten: Sammler von Wertstoffen (Code 5192-05); 
für Sortierer von Wertstoffen (Code 5192-10) und Bediener von Ballenpressen (Untercode 5192-19) sind fol-
gende Tätigkeiten aufgelistet: Schrottsammeln, Sammeln von Papier und Pappe, Sammeln von Verpackungen, 
Sammeln von Altglas und Dosen, Pressen und Sortieren von Schrott. Die allgemeine Beschreibung der Be-
schäftigung beinhaltet folgende Tätigkeiten: Sammlung von Wertstoffen, Verkauf der gesammelten Stoffe, Sor-
tierung der gesammelten Stoffe, Vorbereitung der behandelten Stoffe für den Versand, Pflegen des Arbeitsortes 
und der Arbeitsmittel, Zusammenarbeit mit dem Verwertungssektor, Verwaltung der Arbeit und Gewährleistung 
der Arbeitssicherheit (MTE, 2002a).  
49 Der brasilianische Beschäftigungskatalog entstand 1982 in seiner ersten Auflage. 2002 wurde durch eine 
Verordnung des Ministeriums für Arbeit und Beschäftigung (MTE) die neue aktuelle Ausgabe verkündet. Die 
CBO steht in Einklang mit der Internationalen Standardklassifikation der Beschäftigung (ISCO) der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (MTE, 2002a). 
50 Dekret Nr. 5.940 von 2006. 
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Ein derartiger Fortschritt wurde erst in 2007 erreicht, als die Gemeinden zur Direktvergabe 

der Sammlung und Sortierung von verwertbaren Siedlungsabfällen an Genossenschaften 

von Wertstoffsammlern_innen ermächtigt wurden51. Eine Ausschreibung ist dennoch bei der 

Erfüllung folgender Voraussetzungen nicht erforderlich: (1) bei Beauftragung der Samm-

lung, Verarbeitung und Vermarktung von verwertbaren oder wiederverwertbaren Abfällen, 

(2) in Gebieten mit getrenntem Abfallsammlungssystem, (3) bei Durchführung durch Ver-

eine oder Genossenschaften, (4) bei ausschließlich aus anerkannten einkommensschwa-

chen Personen zusammensetzen Gruppen und (5) bei der Notwendigkeit, bestimmte Ar-

beiten die mit Schutzausrüstungen und Umwelt- und Gesundheitsnormen entsprechenden 

technischen Standards zu erfüllen. 

Die Entbehrlichkeit des Ausschreibungsverfahrens vereinfacht die Beauftragung der Ge-

nossenschaften von Wertstoffsammlern_innen. Dabei erkennt die Gesetzgebung die be-

reits zu erbringenden sozialen Leistungen dieser Genossenschaften in dem getrennten Ab-

fallsammlungssystem an und will mit dieser Maßnahme die legitime ökonomische Beteili-

gung dieser Organisationen fördern.  

Im diesem Kontext kann noch ergänzt werden, dass die Gesetzgebung die juristischen Be-

dingungen zur angemessenen Beziehung zwischen Genossenschaften von Wertstoff-

sammlern_innen und Gemeinden dadurch versichert hat, dass diese Dienstleistung in Rah-

men eines öffentlich-rechtlichen Vertrags durchgeführt werden muss. Die abfallwirtschaftli-

chen Dienstleistungen dürfen nur durch Vertrag erbracht werden, falls der Dienstleister 

nicht zu den Einrichtungen der Dienstträger gehört52. Kooperations- oder Partnerschaftsab-

kommen sind ausgeschlossen und werden als prekäre Instrumente angesehen. 

Abbildung 1 Eingliederung der städtischen Reinigungs- und Abfallbewirtschaftungsdienstleistung 

 

Die Möglichkeit der Direktvergabe stellt die Verankerung der Hauptelemente zur Förderung 

der menschenwürdigen Arbeit im Zusammenhang mit der Tätigkeit der Sammler_innen in 

der Umweltpolitik Brasiliens dar, indem die ökonomische Beteiligung dieser benachteiligten 

Gruppe in der Abfallwirtschaft dadurch gefördert werden kann. Dies wurde in der nationalen 

 

51 Gesetz Nr. 11.445 von Juli 2007 ändert Art. 24, Gesetz 8.666 von 1993 über die Bedingungen der Ausschrei-
bungen und Verträge der öffentlichen Verwaltung und fügt Absatz XXVII hinzu. 
52 Art. 10, G. Nr. 11.445/2007  
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Abfallpolitik Brasiliens verankert und erweitert, indem die Genossenschaften von Wertstoff-

sammlern_innen Vorzug haben, sich als Dienstleister an der umweltverträglichen Abfall-

wirtschaft ökonomisch und politisch zu beteiligen. 

5.3 Entstehungsprozess der Abfallpolitik Brasiliens 

Die Verabschiedung der brasilianischen nationalen Abfallpolitik von 2010 geht auf das Jahr 

1991 zurück, als ein Gesetzentwurf53 über die „Verpackung, Behandlung, Transport und 

Entsorgung von Abfällen aus dem Gesundheitswesen“ erarbeitet wurde (MMA, 2014). Im 

selben Jahr hat der nationale Umweltschutzrat (CONAMA)54 eine Richtlinie für die Abfall-

wirtschaft erarbeitet55. Trotz der Zustimmung des brasilianischen Nationalkongresses56 

wurde diese Richtlinie nie veröffentlicht. 2001 wurde der Gesetzentwurf über die „Verpa-

ckung, Behandlung, Transport und Entsorgung von Abfällen aus dem Gesundheitswesen“ 

im Sonderausschuss für die nationale Abfallwirtschaftspolitik der Abgeordnetenkammer no-

velliert. Es wurde darauf abgezielt, einen Gesetzentwurf zu erarbeiten, der die ganze Ab-

fallwirtschaft umfasst und nicht nur die Abfälle aus dem Gesundheitswesen. Dennoch 

wurde dieser Ersatzentwurf in diesem Jahr nicht abgeschlossen.  

2004 veranstaltete CONAMA das Seminar „Beiträge zur nationalen Abfallpolitik“, um eine 

umfassende interdisziplinäre nationale Abfallpolitik auszuarbeiten. Im Jahr 2005 wurde der 

Entwurf in zahlreichen Regierungsorganen diskutiert, wie Ministerium für Städte, Gesund-

heitsministerium durch die nationale Stiftung für Gesundheit (FUNASA), Ministerium für 

Entwicklung, Industrie und Außenhandel, Ministerium für Planung und Budget, Ministerium 

für soziale Entwicklung und Hungerbekämpfung und das Finanzministerium. Dabei wurde 

über die Finanzmittel für die Umsetzung der Abfallpolitik entschieden. Über die Diskussio-

nen im Rahmen der Regierung hinaus fand die Zweite Nationale Umweltkonferenz57statt, 

bei der unter anderem das Abfallproblem behandelt wurde. Diese Konferenz diente der 

umfassenden Beteiligung der Zivilgesellschaftsinstitutionen – Bundesbewegung der Wert-

stoffsammler_innen, Nichtregierungsorganisationen, Vereinigungen der Industrie und der 

Abfallentsorgungsunternehmen. Die Beschlüsse dieser Konferenz wurden zum Sonderaus-

schuss für Bundesabfallpolitik in der Abgeordnetenkammer gebracht, um in einem Gesetz-

entwurf systematisiert zu werden. 2005 wurden andere regionale Seminare über die Abfall-

politik veranstaltet, die von unterschiedlichen Akteuren organisiert wurden, wie CONAMA, 

Umweltministerium, Ministerium für Städte, FUNASA, Föderale Sparkasse (CEF). Des Wei-

teren fanden thematische Debatten mit dem nationalen Industrieverband (CNI), der 

 

53 Gesetzentwurf Nr. 230/1991. 
54 Dieser nationale Umweltrat (CONAMA) wurde von der nationalen Umweltpolitik Brasiliens (Gesetz Nr. 6.938 
vom 31. August 1981) gegründet.  
55 Entwurf Nr. 259/1991 von CONAMA über die „Technischen Richtlinien für die Abfallwirtschaft“ 
56 Das brasilianische Parlament besteht aus zwei Kammern: dem Senat und dem Abgeordnetenhaus. Ein zu 
verabschiedendes Gesetz muss von beiden Kammern die Zustimmung erhalten und vom Präsidenten der Re-
publik unterschrieben werden. Am Ende dieses Prozesses muss das Gesetz im offiziellen Verkündigungsblatt 
der föderativen Republik Brasilien (Diário Oficial da República Federativa do Brasil) veröffentlicht werden. 
57 „Konferenzen“ sind von der nationalen Umweltpolitik verankerte Instrumente zur Öffentlichkeitsbeteiligung 
durch die Anhörung der Bürger_innen und organisierten Zivilgesellschaft. 
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Industriellenvereinigung des Bundesstaates São Paulo (FIESP), der brasilianischen Verei-

nigung für Sanitärtechnik (ABES), der Nichtregierungsorganisation Business Commitment 

to Recycling (Cempre), dem Bundesforum Müll & Citizenship und dem Interministeriellen 

Ausschuss für soziale Inklusion der Sammler von verwertbaren Stoffen (CIISC)58 statt. 

Es war jedoch die Bundesregierung, die alle früheren Beiträge in der Gesetzgebung von 

1991 zusammenfasste und einen vollständigen Entwurf zur nationalen Abfallpolitik erarbei-

tet. In der Gesetzesvorlage zur nationalen Abfallpolitik wurde den Nachhaltigkeitsbegriff mit 

einbezogen: 

„22. Die Umsetzung des Gesetzesvorschlags wird sich positiv auf die Bereiche des 
Sozialen, der Umwelt und Wirtschaft auswirken, da diese nicht nur den Verbrauch 
natürlicher Ressourcen verringert, sondern auch neue Märkte erschließt, 
Arbeitskräfte, Beschäftigung und Einkommen schafft, die zur Inklusion führen und 
die sozialen und ökologischen Auswirkungen der unangemessenen 
Abfallentsorgung reduzieren.“ (MMA, 2007) 

Im Jahr 2008 wurde dieser Entwurf der Zivilgesellschaft bei öffentlichen Anhörungen59 vor-

gestellt. Ein Abschlussbericht dieser Anhörungen wurde erstellt und 2009 an die Abgeord-

netenkammer gesandt. Am 11. März 2010 wurde der alte Gesetzentwurf über „Verpackung, 

Behandlung, Transport und Entsorgung von Abfällen aus dem Gesundheitswesen“ durch 

den Entwurf der heutigen nationalen Abfallpolitik ersetzt und im Plenum der Abgeordneten 

abgestimmt. Am 7. Juli wurde er vom Senat gebilligt. Am 2. August wurde die Abfallpolitik 

von Präsident Luiz Inácio Lula da Silva unterzeichnet und am 3. August 2010 im Bundes-

gesetzblatt Brasiliens (DOU) veröffentlicht. 

5.4 Förderung der menschenwürdigen Arbeit in der Abfallpolitik Brasiliens 

Die nationale Abfallpolitik60 (NAbfP) setzt internationale Maßstäbe zur Einrichtung einer um-

weltverträglichen Abfallwirtschaft und umfasst eine Reihe von Prinzipien, Instrumenten, 

Richtlinien, Zielsetzungen und Maßnahmen. Es wird darauf abgezielt, feste Abfälle61 um-

weltverträglich unter Berücksichtigung der ökonomischen, ökologischen, sozialen 

 

58 Ausführlich dazu Abschnitt 5.4. 
59 Die brasilianische Verfassung von 1988 verankert einige Mechanismen der Öffentlichkeitsbeteiligung wie 
Volksabstimmung, Referendum und Volksinitiative (Abs. I-III, Art. 14). Darüber hinaus stellt die Öffentliche An-
hörung (§ 2., Abs. II, Art. 58) einen Mechanismus dar, den Dialog zwischen der Zivilgesellschaft und den staat-
lichen Behörden in Entscheidungsprozessen zu fördern. Siehe Abschnitt 5.5. 
60 Die nationale Abfallpolitik Brasiliens wurde vom Gesetz Nr. 12.305 von August 2010 eingeführt. Dieses Ge-
setz wird durch das Dekret Nr. 7.404 von Dezember 2010 reglementiert. 
61 Laut den Vorschriften der nationalen Abfallpolitik gelten als feste Abfälle: Materialien, Substanzen, Gegen-
stände oder Güter, die nach menschlichen Tätigkeiten in der Gesellschaft entstehen und entledigt werden müs-
sen, deren Entsorgung in festen oder halbfesten Zuständen erfolgt, erfolgen wird oder muss. Des Weiteren 
zählen dazu Gase, die in Behältern enthalten sind und Flüssigkeiten, deren Eigenheiten die Entsorgung in das 
öffentliche Abwassersystem oder in Gewässer undurchführbar machen oder eine technisch und wirtschaftlich 
nicht tragfähige Lösung erfordern (Art. 3., Abs. XVI). Die ausführliche Klassifikation der festen Abfälle wird in 
Art. 13 dargestellt. 
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Dimensionen dieser Problematik nach der Prämisse der nachhaltigen Entwicklung und der 

Öffentlichkeitsbeteiligung zu bewirtschaften62.  

Erstes Ziel der Abfallpolitik ist das Erreichen einer umweltverträglichen Beseitigung von 

Restmüll. Zur Verwirklichung dieses Vorhabens wurden bestimmte umweltbeeinträchti-

gende Formen zur Beseitigung von Abfällen und Restmüll untersagt, wie deren Ablagerung 

in der Natur und die Verbrennung unter freiem Himmel63. Außerdem wurden folgende Akti-

vitäten und Lebensgewohnheiten in Beseitigungsanlagen nicht mehr erlaubt: Verwendung 

von abgelagerten Abfällen als Lebensmittel; Tierhaltung; Befestigung von vorläufigen oder 

dauerhaften Behausungen und die traditionelle Wertstoffsammlung (catação)64. Dies betrifft 

unmittelbar das Leben der Wertstoffsammler_innen in solchen Entsorgungsbereichen. 

Die Untersagung der traditionellen Wertstoffsammlung wird dadurch ausgeglichen65, dass 

Ziele für die Schließung von Müllkippen den Zielen und Auflagen der sozialen Inklusion und 

wirtschaftlichen Emanzipation der Wertstoffsammler_innen in den Abfallwirtschaftsplan der 

Bundesländer folgen sollen. Auf diese Art und Weise gewährleistet die Abfallpolitik den 

Wertstoffsammler_innen das Recht auf Arbeit. 

In diesem Zusammenhang formulierte die Bundesregierung folgende vorrangige Vorhaben:  

(1) bis 201466 alle Müllkippen zu schließen oder in umweltverträgliche Abfalldeponien um-

zuwandeln;  

(2) die Erhöhung der Wertstoffentsorgungsmenge durch die offiziellen getrennten Abfall-

sammlungssysteme auf 22% der gesamten potenzielle Wertstoffmenge der anfallenden 

Siedlungsabfälle und  

(3) die Förderung der Beteiligung der Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen in 

solchen Systemen. Mit der Erreichung dieser Ziele soll es möglich sein, dass etwa 600,000 

Wertstoffsammler_innen in der Abfallwirtschaft in menschenwürdige Arbeitsbedingungen 

einbezogen werden können.  

Diese Maßnahmen wären in der Lage, Beschäftigung und angemessenes Einkommen, 

Recht auf die Arbeit, Sozialschutz und sozialen Dialog zu schaffen, d.h. die Hauptkriterien 

 

62 Art. 3., Abs. X und XI, NAbfP. 
63 Art. 47, NAbfP. 
64 Art. 48, NAbfP. 
65 Abs. V, Art. 17, NAbfP. 
66 Eine umweltverträgliche Beseitigung von Restmüll musste bis zu vier Jahre nach deren Inkrafttreten der na-
tionalen Abfallpolitik erreicht werden. Diese Frist wurde nicht von den Gemeinden eingehalten. Seit 2015 wird 
im nationalen Kongress Brasiliens der Gesetzentwurf Nr. 2289/2015 diskutiert, der den Artikel 54 der nationalen 
Abfallpolitik ändern und neue Fristen für die Einrichtung einer umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen 
setzen soll. Hauptstädte und Städte der Metropolregionen müssten sich bis zum 31. Juli 2018 an diese Vor-
schrift halten. Im Mai 2017 wurde jedoch durch den Gesetzentwurf Nr. 7.462/2017 ein neuer Text für den Ge-
setzentwurf Nr. 2289/2015 vorgeschlagen, der als Frist kein bestimmtes Datum vorgibt, sondern die Frist auf 
zwei Jahre nach der Veröffentlichung der Änderung des Artikels 54 festlegt. Diese Änderung ist jedoch noch 
nicht erfolgt und der Sachverhalt somit noch unentschieden. 

 



124 

der menschenwürdigen Arbeit. Dabei würde die lokale Entwicklung nicht nur aus sozialer, 

sondern auch aus ökologischer und ökonomischer Sicht gefördert werden, zumal dadurch 

die Gewinne einer lokalen wirtschaftlichen Einheit auf lokaler Ebene in Zirkulation gebracht 

wird, wo das Leben der Menschen verwirklicht wird. 

Die nationale Abfallpolitik entsteht erst nach einer zwei Jahrzehnten langen Diskussion in 

zahlreichen Sektoren der Gesellschaft67. Die Diskussionen um die Erarbeitung dieser Politik 

waren somit auch unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Interessen der betroffenen 

Akteure sowohl umfassend als auch erschöpfend. Bei der Umsetzung entsteht ein ähnlicher 

Kontext, da die Abfallpolitik erstens Verpflichtungen für den produktiven Sektor verankert, 

zweitens Möglichkeiten für die Erweiterung des privaten Abfallentsorgungssektors schafft 

und drittens Wege für die Formalisierung der Arbeit der Wertstoffsammler_innen mit Bezug 

auf die Schaffung von menschenwürdigen Arbeitsbedingungen in diesem Spannungsfeld 

eröffnet. Diese Instrumente der Umsetzung werden als im Folgenden analysiert. 

5.4.1 Ökonomische und politische Beteiligung der Wertstoffsammler_innen in 

der umweltverträglichen Abfallwirtschaft 

Die Förderung einer menschenwürdigen Beteiligung der Wertstoffsammler_innen an einer 

umweltverträglichen Abfallwirtschaft wird hier erstmals aus den Begriffen soziale Inklusion 

und ökonomische Emanzipation abgeleitet. In der Abfallpolitik gibt es aber keine genaue 

Begriffsbestimmung der Termini „soziale Inklusion“ und „wirtschaftliche Emanzipation“. Sie 

erscheinen im Text der Abfallpolitik in den bereits erwähnten Normen zur Untersagung der 

Arbeit der Sammler_innen auf Abfallbeseitigungsanlagen und zur Zielsetzung der Schlie-

ßung von umweltbeeinträchtigten Abfallbeseitigungsformen. Im Dekret zur Reglementie-

rung der Abfallpolitik wird der Terminus „soziale Inklusion“ neben dem Ausdruck „Verbes-

serung der Arbeitsbedingungen“ der Wertstoffsammler_innen68 und „Schaffung von Be-

schäftigung und Einkommen“69 genannt. Nach der Autorin Oliveira (2011: 4) bezieht sich 

das Konzept der sozialen Inklusion der Wertstoffsammler_innen auf den Begriff Citizenship, 

d.h. auf die Fähigkeit, Rechte auszuüben und Verpflichtungen zu erfüllen. Dieser Ansatz, 

der im ideologischen Rahmen der bürgerlichen Demokratie verstrickt ist, entfernt sich vom 

Klassenbegriff. Jedoch geht es hier eigentlich darum, das Grundrecht auf Arbeit zu gewähr-

leisten, das von der brasilianischen Verfassung und der nationalen Abfallpolitik garantiert 

wird (Severi, 2014: 167). Diesbezüglich handelt es sich um die Gewährleistung vom Recht 

auf die Arbeit derjenigen Gruppen von Wertstoffsammlern_innen, die noch in prekären und 

unter ausbeuterischen Bedingungen auf den Straßen oder in Müllkippen arbeiten, d.h. die 

Mehrheit. 

Nach der Autorin Severi (2014: 153) entsprechen die Begriffe „soziale Inklusion und wirt-

schaftliche Emanzipation“ einer Gewährleistung der Vertretung der 

 

67 Eine ausführliche Darstellung des Entstehungsprozesses der nationalen Abfallpolitik Brasiliens ist im Anhang 
dieser Arbeit zu finden. 
68 Art. 43, Dekret Nr. 7.404/2010. 
69 Abs. VI, Art. 28, Dekret Nr. 7.404/2010. 
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Wertstoffsammler_innen in Beteiligungsprozessen. Darüber hinaus deuten diese auf juris-

tische Mechanismen zur Umsetzung der Integration der Wertstoffsammler_innen im Rah-

men der gemeinsamen Verantwortung für den Produktlebenszyklus (Severi, 2014: 153) hin. 

Hier werden dann die politischen und ökonomischen Dimensionen bei der Beteiligung der 

Sammler_innen in der Abfallwirtschaft berücksichtigt. 

5.4.1.1 Ökonomische Beteiligung 

Die Einführung der gemeinsamen Verantwortung für den Produktlebenszyklus (gemein-

same Verantwortung) ist eine der wichtigsten Innovationen der nationalen Abfallpolitik nach 

der Autorin Araújo (2011: 71) und wird als Prinzip70 und als Umsetzungsinstrument71 in der 

nationalen Abfallpolitik verankert. Die gemeinsame Verantwortung besteht in einer „Reihe 

von individualisierten und zusammenhängenden Aufgaben der Hersteller, Importeure, 

Großhändler, Händler, Verbraucher und Träger der öffentlichen Dienste der städtischen 

Reinigung und Abfallbewirtschaftung, um die Menge der Abfälle und Restabfälle zu mini-

mieren, sowie deren Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und Umweltqualität zu 

verringern, die durch den Produktlebenszyklus verursacht werden“ (Art. 3, Abs. XVII, NAbfP 

). Diese Verpflichtungen umfassen die Entwicklung der Produkte, die Beschaffung von Roh-

stoffen, den Produktionsprozess, den Verbrauch und die Entsorgung72. Bei der Einführung 

einer „gemeinsamen Verantwortung“ über den Produktlebenszyklus wird die Verantwortung 

der Gemeinde als Träger der Abfallwirtschaft73 bekräftigt bzw. erweitert74. Darüber hinaus 

wurden Verpflichtungen erstmals an dem Produktiv- und Vertriebssektor übertragen75. Im 

Hinblick darauf, sind die Gemeinde und der produktive Sektor jeweils verpflichtet, getrennte 

Abfallsammlungs- und Rücknahmesysteme einzurichten und die Genossenschaften von 

Wertstoffsammlern_innen in solchen Systemen bevorzugt zu integrieren76.  

Dies erfolgt hauptsächlich auf der öffentlichen Ebene: Einerseits ist die Arbeit der Wertstoff-

sammler_innen von der Einrichtung einer umweltverträglichen Abfallwirtschaft unmittelbar 

betroffen. Anderseits ist die traditionelle Wertstoffsammlung mit den Etappen der umwelt-

verträglichen Entsorgung von wiederverwertbaren haushaltsnahen Siedlungsabfällen 

 

70 Art. 6, Abs. VII, NAbfP. 
71 Art. 8, Abs. III, NAbfP. 
72 Art 3. Abs. IV, NAbfP 
73 Nach der brasilianischen Verfassung von 1988 (CRFB/1988) sind die Gemeinden gemäß Art. 30, Abs. V 
dafür zuständig, „die öffentlichen Dienstleistungen von lokalem Interesse zu organisieren und diese, direkt oder 
durch Auftrag oder mit Genehmigung, bereitzustellen“. Aus dieser Vorschrift sind die Gemeinden als die Träger 
der öffentlichen städtischen Reinigungs- und Abfallbewirtschaftungsdienste juristisch anerkannt. 
74 Art. 30 und 36, Abs. I-VI, NAbfP. 
75 Art. 30-35, NAbfP. Dazu ist es wesentlich zu betonen, dass, obwohl die Verbraucher auch als Akteure in das 
Konzept der gemeinsamen Verantwortung für den Produktlebenszyklus integriert sind, sich hier nicht mit ihrer 
Verantwortung auseinandergesetzt wird, da diese Verantwortung im Rahmen der Entsorgung der Abfälle nach 
der Bestimmung der Gemeinde geschieht. Hier liegt der Schwerpunkt auf der Beteiligung der Abfallsammler_in-
nen in den Maßnahmen der Gemeinden und des privaten Sektors zur Umsetzung der gemeinsamen Produkt-
verantwortung. 
76 Art. 40, Dekret Nr. 7.404/2010. Gemäß § 1°, Art. 36 in Verbindung mit Art. 11, Dekret 7404/2010. Art. 11, 
Dekret 7.404/2010. „Das getrennte Abfallsammlungssystem wird die Beteiligung von Genossenschaften oder 
anderen Formen der Vereinigung von Sammlern von wiederverwendbaren und wiederverwertbaren Stoffen, die 
aus Personen mit niedrigem Einkommen bestehen, priorisieren.“ 
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übereinzustimmen. Aufgrund dessen wird deutlich darauf hingewiesen, dass die Einbezie-

hung der Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen in diesem Zusammenhang 

durch die Direktvergabe der Abfallsammlungs- und Sortierungsdienstleister an diese Ak-

teure konkretisiert wird77.  

Die Verantwortung des wirtschaftlichen Sektors gilt von der Entwicklung von Produkten bis 

zur Beseitigung der nach dem Konsum übrig geblieben Restabfälle. Diesbezüglich hat die-

ser Begriff eine ähnliche Bedeutung wie die deutsche „Produktverantwortung“ (Araújo, 

2011: 71). Bei der Einführung von Rücknahmesystemen müssen die Genossenschaften 

von Wertstoffsammlern_innen insbesondere im Fall der gebrauchten Verpackungen vor-

rangig einbezogen werden78. Dabei handelt es sich hier um die Rückführung von Verpa-

ckungen, Behältern und Produkten aus Kunststoff, Metall, Glas oder Papier in die Wert-

schöpfungskette, die nach deren Verbrauch als haushaltsnahe Siedlungsabfälle eingeglie-

dert werden können.79 Die Aktionen zur Erreichung dieses Ziels werden aber in den soge-

nannten Branchenvereinbarungen geregelt. Industrieverbände, Bundesregierung und Be-

wegung MNCR haben sich im Rahmen einer Branchenvereinbarung zur Erfüllung der Pro-

duktverantwortung dieses produktiven Sektors von 2013 bis 2015 auf Basis von Zielen, die 

die Bundesregierung zu diesem Sektor gesetzt hat, auseinandergesetzt. Dabei wurde fest-

gesetzt, dass in den produktiven Sektoren direkte Investitionen einfließen würden, um diese 

Genossenschaften zur Konkretisierung der Kreislaufwirtschaft fördern zu können. Dadurch 

würde die Produktverantwortung des produktiven Sektors erfüllt. Die erste Branchenverein-

barung dieses Sektors kam im November 2015 zustande (SNIR, 2015: 10). 

Eine wichtige Frage bezüglich der Finanzierung der umweltverträglichen Wertstoffentsor-

gung betrifft das Verhältnis zwischen dem privaten Sektor und den öffentlichen Dienstleis-

tungen der getrennten Abfallsammlung. Außer der Frage der umweltverträglichen Entsor-

gung von verwertbaren Abfällen, die erst erfüllt wird, wenn Wertstoffe als sekundäre Roh-

stoffe in Produktionsprozesse zurückgeführt werden, handelt es sich bei der Einführung der 

Produktverantwortung um eine pragmatische Kostenfrage: die Entlastung der Gemeinden. 

Aufgrund dessen wird vorgeschrieben, dass ein Rücknahmesystem unabhängig von den 

öffentlichen getrennten Abfallsammlungsdienstleistungen bestehen muss80. Falls diese Be-

dingungen nicht eintreten sollten, d.h. wenn der produktive Sektor seiner Verpflichtung 

nachkommt, aber dafür die kommunale Struktur nutzt, können die zuständigen Behörden 

in diesem Fall eine Gegenleistung oder einen finanziellen Beitrag einfordern81. Diese Rege-

lung könnte im Rahmen der Beteiligung der Wertstoffsammler_innen insofern umgesetzt 

werden, dass der private Sektor teilweise die regelmäßigen Kosten des getrennten 

 

77 § 2, Art. 36, NAbfP und Abs. I, Art. 44, Dekret 7.404/2010. 
78 § 1, Art. 18, Dekret Nr. 7.404/2010 
79 § 1, Art. 33, NAbfP. 
80 § 1, Art. 33, NAbfP. 
81 § 7, Art. 33, NAbfP. 
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Abfallsammlungssystems mitträgt82. Das ist aber eine politische Auseinandersetzung, die 

immer noch bei der Umsetzung der Abfallwirtschaft unentschieden ist.  

Angesichts des bisher Dargestellten sind die Genossenschaften der Wertstoffsammler_in-

nen das Bindeglied zwischen dem produktiven und öffentlichen Sektor im Rahmen der Ein-

richtung von Abfallsammlungs- und Rücknahmesystemen. Das ist jedoch eine Abstraktion. 

In der Praxis gewährleistet die Summe der Aktivitäten der Wertstoffsammler_innen (Samm-

lung, Sortierung und Vermarktung) die Basis zur Erreichung der umweltverträglichen Ent-

sorgung von verwertbaren Haushalts- und haushaltsähnlichen Gewerbeabfällen. Dies ist 

eine der Aufgaben, die im Rahmen der Produktverantwortung auf die genannten Sektoren 

übertragen werden. Im Kontext der Institutionalisierung einer sachgemäßen Abfallwirtschaft 

wird der Beitrag der Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen in der nationalen Ab-

fallpolitik sowohl zur Reduzierung der anfallenden Abfälle als auch der dazugehörigen Um-

weltbelastungen anerkannt (Araújo, 2011: 72). Es wird deshalb in dieser Politik deutlich, 

dass die Beziehung der Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen mit den Gemein-

den und mit dem privaten Sektor im Rahmen der gemeinsamen Verantwortung der umwelt-

verträglichen Abfallentsorgung mittels der Erbringung einer Dienstleistung verankert ist.  

5.4.1.2 Politische Beteiligung 

Die politische Beteiligung der Wertstoffsammler_innen in der Abfallwirtschaft bezieht sich 

auf den in der Abfallpolitik verankerten Begriff der Öffentlichkeitsbeteiligung, die als Voraus-

setzung der Konkretisierung dieser Politik angesehen wird. Öffentlichkeitsbeteiligung wird 

in Brasilien durch den Begriff controle social verfassungsmäßig verankert. Dies bedeutet 

eine Beteiligung der Zivilgesellschaft an den staatlichen Strategien bei der Verwirklichung 

der öffentlichen Funktion. Historisch gesehen ist dieser Begriff aus sozialen Bewegungen 

für die Demokratisierung der Politik am Ende der 1970er hervorgegangen, als viele Bewe-

gungen gegen die Militärdiktatur entstanden. Zu diesem Zeitpunkt entstanden auch ge-

meinschaftliche Bewegungen, die sich für bessere Bedingungen der Wasserversorgung, 

sanitären Grundversorgung und Gesundheitsversorgung einsetzten (Jacobi, 1989). In die-

ser Demokratisierungsperiode taucht hauptsächlich in der zweiten Hälfte der 1980er die 

Debatte über die gesellschaftliche Beteiligung auf, vor allem dadurch, dass sich der Begriff 

controle social auf die Kontrolle der organisierten Sektoren der Gesellschaft über den Staat 

bezieht (Correia, 2002: 69). Diese soziale Dynamik wurde in der demokratischen Verfas-

sung von 1988 ausgedrückt, welche deshalb als „Citizenship-Verfassung“ bezeichnet wird.  

Im Hinblick auf die Abfallwirtschaft wurde die Öffentlichkeitsbeteiligung als Prinzip der nati-

onalen Abfallpolitik verankert83 und definiert als: 

„Eine Reihe von Mechanismen und Verfahren, die der Gesellschaft Informationen 
und technische Beratungen zur Verfügung stellen und die Beteiligung an den 

 

82 In Deutschland wird die Produktverantwortung von einer externen Einheit durchgeführt, nämlich der Gesell-
schaft Grüner Punkt. 
83 Abs. X, Art. 6, NAbfP. 
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Prozessen der Politikformulierung, der Planung und Evaluation mit Bezug zur 
Abfallwirtschaft gewährleisten.“84 

Solche Mechanismen können durch föderale und kommunale Räte als beratende Instru-

mente zur Umsetzung dieser Politik einbezogen werden85. In diesen beratenden Räten wird 

die Stellvertretung bestimmter gesellschaftlicher Akteure gewährleistet:  

(1) Träger der öffentlichen Dienste;  

(2) weitere Regierungsorgane im Bereich Wasser- und sanitärer Grundversorgung;  

(3) Anbieter dieser öffentlichen Dienstleistungen;  

(4) Nutzer dieser öffentlichen Dienstleistung; und  

(5) technische Einrichtungen, zivilgesellschaftliche Organisationen und Verbraucherschutz-

organisationen im Bereich der Wasser- und sanitären Grundversorgung86.  

Die Aufgaben und Zuständigkeiten dieser Gremien können auch von bestehenden Räten 

ausgeübt werden, sofern die Gesetze, die sie ursprünglich eingeführt haben, ordnungsge-

mäß angepasst werden. Beispielsweise können die Kompetenzen eines bestehenden Um-

weltrats die Erbringung der getrennten Abfallsammlung oder sogar die Einrichtung dieses 

Systems umfassen, sofern diese unter deren vorgeschriebenen Zuständigkeit stehen. Es 

ist deshalb anzumerken, dass Umwelt- und Gesundheitsräte als Instrument der nationalen 

Politik verankert wurden87. Bei all diese Regelungen fehlt es dennoch an einer angemesse-

nen Reglementierung. Es wurde bisher keine nähere Bestimmung über die Umsetzung der 

Öffentlichkeitsbeteiligung erlassen. Dadurch entsteht das Modell der Mechanismen zur Öf-

fentlichkeitsbeteiligung aus der Wechselwirkung zwischen den sozialen lokalen Akteuren 

untereinander. Dies führt dazu, dass viele unterschiedliche Konzepte durch die Gemeinde-

räte eingerichtet werden können, wobei das lokale politische Szenarium eine bedeutende 

Rolle spielt. Die Umsetzung der Öffentlichkeitsbeteiligung kann den Spielraum der Zivilge-

sellschaft eingrenzen oder erweitern.  

Bei der Umsetzung einer umweltgerechten Abfallwirtschaft ist das Konzept der Öffentlich-

keitsbeteiligung von entscheidender Bedeutung. Konzeptionell soll dieses Prinzip durch die 

dauerhafte Partizipation der organisierten Sektoren der Zivilgesellschaft bei den politischen 

gesetzlichen Vertretern gewährleistet werden, indem sie ihre Interessen durch die Ausar-

beitung von politischen Maßnahmen verwirklichen (Correia, 2002). In Bezug auf eine plan-

mäßige Abfallwirtschaft ist von besonderer Bedeutung, dass eine Öffentlichkeitsbeteiligung 

bei der Erarbeitung und Umsetzung von Abfallwirtschaftskonzepten gewährleistet werden 

 

84 Diese Definition stammt aus der Politik zur Wasser- und sanitären Grundversorgung (Gesetz Nr. 11.445/2007) 
und wird im Art. 3, Abs. VI, NAbfP verankert. 
85 Art. 42, G. Nr. 11.445/2007, NAbfP. 
86 Abs. I-IV, Art. 42, G. Nr. 11.445/2007, NAbfP. 
87 Abs. XIV, Art. 8, NAbfP. 
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muss88. Diesbezüglich fällt unter die Zuständigkeit der Träger der Abfallwirtschaft die Be-

stimmung von Mechanismen zur Öffentlichkeitsbeteiligung89. Durch Bestimmung der Pro-

duktverantwortung wird die Beteiligung der Genossenschaften von Wertstoffsammlern_in-

nen an der Erarbeitung der Branchenvereinbarung ermöglicht90. Daran sind auch die In-

dustrieverbände beteiligt.  

Es gilt viele Herausforderungen zu bewältigen, um die Etablierung der Wertstoffsamm-

ler_innen als professionelle Kategorie bzw. Dienstleister zu ermöglichen. Diese beziehen 

sich vorwiegend auf die Frage der Umsetzung von Vorschriften, die ihnen die ökonomische 

Partizipation in der Abfallwirtschaft ermöglichen. Hierzu können die Zivilgesellschaft und 

die nationale Bewegung der Wertstoffsammler_innen einen wesentlichen Beitrag leisten. 

Dies hängt in erster Linie von der politischen Absicht ab, die Wertstoffsammler_innen als 

Arbeiter_innen und legitime historische Dienstleister im Rahmen der Produktverantwortung 

anzuerkennen.  

Darüber hinaus wird es notwendig sein, sich technische Kompetenzen anzueignen, da ge-

trennte Abfallsammlungs- und Rücknahmesysteme mit der Integration der Genossenschaf-

ten von Wertstoffsammlern_innen nach komplexen operationalen und juristischen Richtli-

nien aufgebaut werden, mit denen die entscheidungsbetroffenen Akteure vertraut sein müs-

sen, um in Partizipationsräumen bewusst handeln zu können. 

Dahingehend werden mehrere Institutionen als Akteure in diesem Kontext der Umsetzung 

der Abfallpolitik beteiligt, welche unterschiedliche und gegensätzliche Interessen in diesem 

Spannungsfeld vertreten, wie bspw. der Staat, die Industrie- und Abfallentsorgungsunter-

nehmensverbände, die Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen, die Nutzer_in-

nen der öffentlichen Dienstleistungen, die Nicht-Regierungsorganisationen und die For-

schungsinstitute. 

Obwohl die politische Beteiligung ein Mittel darstellt, um ökonomische Beteiligung zu errei-

chen, kann diese Dimension nur in vollem Umfang verwirklicht werden, nachdem die un-

mittelbaren Bedürfnisse des Menschen gewährleistet werden, d.h. eine Verwirklichung der 

ökonomischen Beteiligung. In diesem Sinne muss die Politik zur „sozialen Inklusion und 

wirtschaftlichen Emanzipation“ der Wertstoffsammler_innen die gesellschaftlichen Bedin-

gungen dadurch berücksichtigen, dass die Beteiligung der Genossenschaften von Wert-

stoffsammlern_innen an getrennten Abfallsammlungs- und Rücknahmesystemen die Vo-

raussetzungen für menschenwürdige Arbeit erfüllen.  

Der juristische Rahmen hierfür ist vorhanden. Es geht nun darum, die politischen Bedin-

gungen für die Umsetzung dieser Normen zu schaffen. In diesem Sinne können die in ei-

nem Gesetz ausformulierten Ziele bei deren Umsetzung nicht nur mangels Kompetenz der 

Zivilgesellschaft verloren gehen, sondern viel mehr aufgrund von Klasseninteressen. 

 

88 Einzelparagraph, Art. 14, Abs. XI, Art. 15, Abs. XII, Art. 17 und Art. 45, § 1., Dekret Nr. 7.404/2010 
89 Abs. X, § 2, Art. 11, G. Nr. 11.445/2007. 
90 § 3, Art. 19, Dekret Nr. 7.404/2010 
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Dementsprechend muss bei der Umsetzung beachtet werden, dass nicht nur das Konzept 

des oben dargestellten Begriffs der „sozialen Inklusion und wirtschaftlichen Emanzipation“ 

der Wertstoffsammler_innen noch offen ist, sondern folglich auch das Modell des getrenn-

ten Abfallsammlungs- und Rücknahmesystems. In diesem Kontext stellt das Großkapital, 

das zuvor kein Interesse an dem getrennten Abfallsammlungsdienst91 hatte, nun effizien-

tere ökologische technische Lösungen vor, die die Arbeit der genossenschaftlich-organi-

sierten Wertstoffsammler_innen im Rahmen von „grünen“ Partnerschaften berücksichtigen 

und gleichzeitig ein Risiko der prekären Formalisierung der Arbeit der Wertstoffsammler_in-

nen darstellt. 

5.4.2 Investitionen zur Konkretisierung der Beteiligung der Genossenschaften 

von Wertstoffsammlern_innen 

Die Erarbeitung von Abfallwirtschaftskonzepten nach der Abfallentsorgungshierarchie92 

gelten als Planungs- und Umsetzungsinstrumente für den Bund, die Bundesländer und Ge-

meinden93, wobei für die beiden letzten öffentlichen Einheiten dies Voraussetzung für den 

Zugang zu Fördermitteln des Bundes ist94. Daher erfolgt die Umsetzung der Abfallpolitik nur 

mit eine Kooperation aller staatlichen Einheiten untereinander, damit der Einsatz techni-

scher und finanzieller Mittel ermöglicht werden kann95. Darüber hinaus spielt beim Zugang 

zu bestimmten Ressourcen der Umgang der Gemeinden mit dem Gesetz zur Steuerverant-

wortung eine wesentliche Rolle96. Mit diesem Gesetz wurden die Standards der öffentlichen 

Finanzen für die steuerliche Verantwortung festgelegt. Dies führt dazu, dass Gemeinden 

keinen Zugang zu öffentlichen Geldern des Bundes haben, falls sie diesem Gesetz nicht 

nachkommen.  

Für die Abfallwirtschaftspläne zählen als Planungsinstrumente zur Einrichtung von Rück-

nahmesystemen die Branchenvereinbarungen. In diesem Zusammenhang wird der produk-

tive Sektor auch als kooperierender Akteur angesehen. Hierfür sind direkte Investitionen in 

Ausrüstungen, Bauinfrastrukturen, Bildung und technische Beratung in ausgewählten 

 

91 Getrennte Wertstoffsammlung ist eine Sammlung, bei der ein Abfallstrom nach Art und Beschaffenheit des 
Abfalls getrennt wird, um eine bestimmte Verarbeitung zu erleichtern oder zu ermöglichen. Nach der brasiliani-
schen Rechtsverordnung der Bundesregierung N° 74.404 von 2010 (Art. 9°, § 2) sind die Wertstoffe durch die 
Erzeuger von Hausmüll zu trennen. Bei der Sammlung in den Haushalten werden zunächst zwei Abfallströme 
eingeführt: die „trockenen Abfälle“ (Glas, Metall, Kunststoffe und Papier inklusive Karton) und die „nassen kom-
postierbaren Abfälle und Reststoffe“. 
92 Im Art. 9. NAbfP wird die Abfallentsorgungshierarchie nach der Agenda 21 verankert, die folgende Reihen-
folge vorschreibt: (1) Abfallvermeidung, (2) -wiederverwendung, (3) -verwertung, (4) -behandlung und e) Besei-
tigung von Restmüll. Dabei fungiert § 1, Art. 9 als eine umstrittene Vorschrift, die die Möglichkeit des Einsatzes 
von Technologien zur energetischen Verwertung von festen Siedlungsabfällen dadurch eröffnet, dass sich die-
ser Paragraf über die ökologische Frage hinaus auf dieselbe Art von Abfällen bezieht, wie die, mit denen die 
Wertstoffsammler_innen arbeiten. Müllverbrennungsanlagen können als eine „einfache“ Lösung in der Abfall-
wirtschaft gelten, welche das Interesse von Großkonzernen wecken. 
93 Art. 8, Abs. I; Art. 14-19, NAbfP. 
94 Art. 78-79; Art. 16, NAbfP. 
95 Art. 6, Abs. VI und 7, Abs. VIII, NAbfP. 
96 Komplementäres Gesetz Nr. 101/2002. 
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Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen vorgesehen. Es wurden zunächst die 

großen Städte bevorzugt97.  

Darüber hinaus werden im Allgemeinen Initiativen durch öffentliche Förderungsmaßnah-

men und finanzielle Mittel gefördert, die die gemeinsame Verantwortung für den Produktle-

benszyklus umfassen98. Diesbezüglich bevorzugt die Bundesregierung im Rahmen der Zu-

weisung von finanziellen Ressourcen folgende Einheiten: (1) Bundesländer, die die Abfall-

wirtschaft durch die Gründung von Mikroregionen einrichten99 und (2) Gemeinden, die Lö-

sungen zusammen mit anderen Gemeinden durch einen interkommunalen Abfallwirt-

schaftsplan erarbeiten und das getrennte Abfalltrennungssystem mit Beteiligung der Ge-

nossenschaften von Wertstoffsammlern_innen erreichen100. 

Es werden aber auch Zuweisungen von Kreditlinien und steuerlichen Befreiungen für pri-

vate Dienstleister im Rahmen der städtischen Reinigung oder Abfallbewirtschaftung vorge-

schrieben. Dabei sind sowohl Großkonzerne, die Beseitigungsanlagen betreiben als auch 

Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen, die sich um die verwertbaren haushalts-

ähnlichen Siedlungsabfälle kümmern, sowie die Verwertungsindustrie einbezogen. In die-

sem Sinne können die Bundesregierung, Bundesländer und Gemeinden im Rahmen ihrer 

Zuständigkeit steuerliche, finanzielle und kreditwirtschaftliche Maßnahmen ergreifen, um 

Projekte im Rahmen der Umsetzung der Produktverantwortung zu fördern, welche in Part-

nerschaft mit Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen durchgeführt werden101. 

Die Abfallpolitik spezifiziert jedoch die vorrangige Förderung von Initiativen und Kreditlinien 

zur Einrichtung von Bauinfrastruktur und dem Erwerb von Ausrüstungen für Genossen-

schaften von Wertstoffsammlern_innen102. Föderale öffentliche Finanzinstitutionen können 

ergänzend bestimmte Kreditlinien für die Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen 

öffnen, mit dem Ziel, Maschinen und Ausrüstungen für die Dienstleistungserbringung in der 

Abfallwirtschaft zu beschaffen103. Das ist die Basis für die unmittelbare Förderung der Ge-

nossenschaften als Wirtschaftseinheiten. Es werden auch andere ökonomische Instru-

mente vorgesehen104, wie zum Beispiel die Übertragung von öffentlichen Grundstücken für 

den Bau von Verwertungshallen für Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen; wirt-

schaftliche Subventionen; Unterstützungen für die Entwicklung von Projekten im Rahmen 

des Clean Development Mechanism (CDM). Diese letzte Maßnahme bezieht sich unmittel-

bar auf die Schließung von Müllkippen und auf die Einrichtung von Deponiegasanlagen. 

Diese Auflistung ist nur exemplarisch, da die öffentliche Verwaltung andere ökonomische 

Maßnahmen ergreifen kann, um die Ziele der „gemeinsamen Verantwortung“ zu erreichen 

 

97 Die größten Hauptstädte Brasiliens wurden bei der Branchenvereinbarung berücksichtigt: Belo Horizonte, 
Cuiabá, Curitiba, Brasília, Fortaleza, Manaus, Natal, Porto Alegre, Recife, Rio de Janeiro, Salvador und São 
Paulo. 
98 Art. 42-46, NAbfP und Art. 80-81 des Dekrets N. 7.404/2010 
99 Abs. I, Art. 79, NAbfP. 
100 Abs. II, Art. 79, NAbfP. 
101 Abs. II, Art. 44, NAbfP. 
102 Abs. III, Art. 42, NAbfP. 
103 Art. 81, Dekret Nr. 7.404/2010. 
104 Art. 80, Dekret Nr. 7.404/2010 
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und diesbezüglich die Förderung der Beteiligung der Genossenschaften von Wertstoff-

sammlern_innen zu begünstigen. 

Diese Förderungsmaßnahmen und Kreditlinien werden durch öffentliche oder private Insti-

tutionen umgesetzt, welche die Ressourcen für die Durchführung von Projekten in Genos-

senschaften erhalten. Der direkte Zugang zu Krediten durch Genossenschaften ist seltener, 

zumal die meisten Genossenschaften nicht formalisiert sind und die Mindestzugangsanfor-

derungen nicht erfüllen können. Dazu gehören neben Investitionen in Infrastruktur und Aus-

rüstung auch Ressourcen, die in Bildung (Inkubation) investiert werden.  

Die geplanten Investitionen für den Aufbau einer umweltverträglichen Abfallwirtschaft in 

Brasilien würden sich im Zeitraum 2011-2030 von 118 bis zu 253 Milliarden Real insgesamt 

belaufen (MMA, 2011: 55). Die Genossenschaften werden durch das Projekt Cataforte ge-

fördert und nicht direkt durch Kreditvergabe. Dieses Projekt wurde 2007 von der Bundes-

regierung gegründet und hatte damals zum Ziel die Formalisierung und Stärkung der Ge-

nossenschaften und Vereine der Wertstoffsammler_innen als solidarische Wirtschaftsein-

heiten (FBB, 2017). In Rahmen der Agenda 2030 wird darauf abgezielt, fünf Nachhaltig-

keitsziele zu erfüllen: nämlich „Keine Armut“, „Geschlechtergleichheit“, „Menschenwürdiges 

Arbeit und Wirtschaftswachstum“, „Weniger Ungleichheit“ und „Nachhaltige Städte und Ge-

meinden“ (FBB, 2017). Seit 2014 läuft die dritte Phase des Projektes, das „Cataforte III“, 

das 33 Kommerzialisierungsnetzwerken von Genossenschaften in ganz Brasilien fördert. 

Es wird darauf abgezielt, dass die Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen durch 

diese Kommerzialisierungsnetzwerke direkt an die Industrie Wertstoffe verkaufen (FBB, 

2017). Es wurden dabei bisher 30,5 Millionen Real verausgabt, und es werden in dieser 

dritten Phase des Projekts noch 200 Millionen Real in die Genossenschaften einfließen 

(FBB, 2017). Folgende Maßnahmen sind vorgesehen: technische Beratung bei den Aus-

rüstungen, Qualifikation von Sammlern_innen und Führungskräften; Unterstützung bei der 

Erstellung von Geschäftsplänen; Ausbau und Standardisierung der genossenschaftlichen 

Infrastruktur. Das Programm bietet auch Zugang zu Produkten der produktiven Entwick-

lung, Investitionen, Sozialunternehmen und Betriebskapital, die von der Brasilianischen 

Bank (BB) und im Rahmen des Mikrokreditprogramms PNMPO der Nationalen Bank zur 

wirtschaftlichen sozialen Entwicklung (BNDES) zur Verfügung gestellt werden. Darüber hin-

aus werden die Wertstoffsammler_innen dabei unterstützt, einen Zugang zu dem Pro-

gramm zum Erwerb sozialer Wohnungen („Minha Casa Minha Vida“) und zu Studentenfi-

nanzfonds (FIES) zu erhalten. 

Viele Maßnahmen des Bundes werden in Rahmen des Programms „Pro-Catador“ koordi-

niert. Andere hängen von den Kompetenzen der Gemeinden ab, sich einer planmäßigen 

Abfallwirtschaft anzupassen. Das Programm „Pro-Catador“ wurde im Dezember 2010 ein-

geführt105. Dieses Bundesprogramm bezweckt:  

 

105 Dekret Nr. 7.405/2010.  



133 

(1) die Integration und Koordination der Maßnahmen der Bundesregierung zur Unterstüt-

zung und Förderung der produktiven Organisation der Wertstoffsammler_innen;  

(2) die Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen;  

(3) die Ausweitung der Möglichkeiten für die soziale und wirtschaftliche Inklusion und  

(4) die Erweiterung der getrennten Abfallsammlung, Wiederverwendung und Verwertung 

von Abfällen durch die Leistung dieser Berufsgruppe106.  

Das Umsetzungsorgan ist der Interministerielle Ausschuss für soziale Inklusion der Samm-

ler von verwertbaren Stoffen (CIISC), dem alle Bundesministerien und staatlichen Unter-

nehmen, Finanzierungseinheiten und Forschungsinstitute angehörten107. Die konkreten 

Ziele des Programms „Pro-Catador“ beziehen sich auf Bildung und technische Beratung; 

Förderung von Genossenschaften und solidarische Unternehmen (Inkubation); Forschung 

im Rahmen der Produktverantwortung; Anschaffung von Ausrüstung, Maschinen und Fahr-

zeugen für die Durchführung der abfallwirtschaftlichen Dienste; Bereitstellung der Infra-

struktur in den Genossenschaften der Wertstoffsammler_innen; Förderung von Kommerzi-

alisierungsnetzwerken dieser Genossenschaften und der Teilnahme der Wertstoffsamm-

ler_innen in der Produktionskette; Entwicklung von neuen Technologien zur Wertschöpfung 

in der Kreislaufwirtschaft und Eröffnung spezieller Kreditlinien zur Unterstützung von Pro-

jekten zur Formalisierung und Stärkung von Genossenschaften und Vereinen von Wert-

stoffsammlern_innen108. Dieses Programm wird in Zusammenarbeit mit den Organen und 

Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung des Bundes, der Bundesländer und der Gemein-

den durchgeführt, die sich freiwillig für das Programm melden109, d.h. diese Organe werden 

zu dessen Umsetzung nicht verpflichtet. 

Die Ausgaben dafür stammen aus den jährlichen Haushaltsmitteln, die den beteiligten Or-

ganen und Einrichtungen zugewiesen werden, vorbehaltlich der Grenzen der Umverteilung, 

der Mittelbindung und der Zahlung der jährlichen Haushalts- und Finanzplanung110. Nach 

dieser kurzen Darstellung des Programms „Pro-Catador“ wird festgestellt, dass dessen Um-

setzung von der politischen Organisation der betroffenen Akteure abhängt, da die Beteili-

gung am Programm seitens der Umsetzungsadressaten freiwillig ist. Außerdem verlangt 

 

106 Art. 1, Dekret Nr. 7.405 
107 Laut § 3. Art. 6. des Dekret Nr. 7.405/2010 integriert der CIISC auch die nationale Stiftung für Gesundheit 
(Fundação Nacional de Saúde – FUNASA), das Institut für angewandte Wirtschaftsforschung (Instituto de 
Pesquisa Econômica Aplicada – IPEA), die nationale Bank für die soziale und wirtschaftliche Entwicklung 
(Banco Nacional de Desenvolvimento Econômico e Social – BNDES), die Bundessparkasse (Caixa Econômica 
Federal – CEF), die Brasilianische Bank AG (Banco do Brasil S.A. – BB), die Stiftung der Brasilianischen Bank 
(Fundação Banco do Brasil – FBB), die Stiftung des Wasserkraftwerks Itaipu (Fundação Parque Tecnológico 
Itaipu), die Brasilianische Erdöl AG (Petróleo Brasileiro S.A.- Petrobras) und die Brasilianische Elektrizitäts-
werke AG (Centrais Elétricas Brasileiras S.A.- Eletrobras). 
108 Art. 2, Dekret Nr. 7.405/2010 
109 Art. 3°, Dekret Nr. 7.405/2010 
110 Art. 4, Dekret Nr. 7.405/2010 
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die Umsetzung des Programms eine große technische Planungskompetenz der öffentli-

chen Behörden. 

* 

Im Kontext der Umsetzung der Abfallwirtschaft Brasiliens kommt es darauf an, private und 

öffentliche Investitionen aus allen Ebenen an die Genossenschaften von Wertstoffsamm-

lern_innen weiterzuleiten und diese Genossenschaften für die Erbringung von Dienstleis-

tungen durch Sammlung und Sortierung von wiederverwertbaren Abfällen in Rahmen von 

getrennten Abfallentsorgungs- und Rücknahmesystemen zu beauftragen. Solche Maßnah-

men würden einen regelmäßigen Umsatz der Genossenschaften sichern, sodass die Ge-

nossenschaften nicht so anfällig für Wertstoffpreisvariationen auf dem Markt wären. In die-

ser Hinsicht würde sich der Umsatz der Genossenschaften nur ergänzend aus dem Verkauf 

von Wertstoffen bilden.  

In diesem Kontext existieren folgende Akteure zur Beauftragung von Genossenschaften 

von Wertstoffsammlern_innen:  

(1) die Gemeinden und große Abfallerzeuger111 und  

(2) der produktive und wirtschaftliche Sektor. Die Abfallpolitik fördert die Beziehung dieser 

Akteure mit den Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen. Im Fall der Erbringung 

der Dienstleistungen in Rahmen der getrennten Abfallsammlungssysteme wird die Integra-

tion solcher Genossenschaften sogar als Pflicht angesehen.  

Die stabilen ökonomischen Verhältnisse eines Dienstleistungsvertrags können den Genos-

senschaften ermöglichen, bestimmte organisatorische und soziale Schutzmaßnahmen für 

die assoziierten Sammler_innen einzufügen. Es handelt sich dabei um  

(1) angemessenes Einkommen für die Assoziierten, das nicht unter den Mindestlohn der 

Kategorie liegen darf,  

(2) reguläre Arbeitszeiten, die nicht über 8 Stunden täglich sein dürfen, und  

(3) Erwerb von persönlichen Schutzausrüstungen. Ferner würden die Genossenschaften 

die Gesetze des Genossenschaftswesens umsetzen können112.  

Diese schreiben bestimmte soziale und Bildungsfonds vor, die den Urlaub, Mutter- und Va-

terschutz, Weihnachtsgeld, Grundbildung inklusiv hinsichtlich der Selbstverwaltungskom-

petenzen (Kenntnisse in Betriebsverwaltung, Buchhaltung und Personalmanagement) 

 

111 Die großen Abfallerzeuger, wie Supermärkte, Kaufhäuser und andere, sollen die getrennte Abfallsammlung 
außerhalb des öffentlichen, getrennten Abfallsammlungssystems organisieren. Dafür können sie private Unter-
nehmen oder Genossenschaften von Abfallsammlern beauftragen. Die Eingliederung der Abfallerzeuger nach 
der Menge der Abfallerzeugung wird von den Gemeinden durch Verwaltungsakte vorgenommen. In der Regel 
geben die großen Abfallerzeuger den Abfallsammlergenossenschaften die von ihnen innerhalb ihrer wirtschaft-
lichen Aktivitäten hergestellten Wertstoffe.  
112 Gesetze Nr. 5.764 von 1971 und 12.690 von 2012. 
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gewährleisten können. Diese Maßnahmen können nur von einer Genossenschaft ergriffen 

werden, wenn sie nach der Bezahlung des Einkommens der Assoziierten einen Überschuss 

erwirtschaftet hat.  

Durch Erfüllung dieser Bedingungen kann eine regelmäßige Erbringung der Dienstleistung 

im Rahmen der umweltverträglichen wiederverwertbaren Abfallentsorgung und die Umset-

zung der Kriterien menschenwürdiger Arbeit gewährleistet werden: Etablierung von Rech-

ten in der Arbeit, ein angemessenes Einkommen, sozialer Schutz und Dialog. Damit ist 

festzustellen, dass durch die Beauftragung solcher kollektiven Einheiten mit diesen Dienst-

leistungen die ökologischen, ökonomischen und sozialen Dimensionen des Nachhaltig-

keitsprinzips erfüllt werden können.  

Trotz der fördernden Politik zur Umsetzung menschenwürdiger Arbeitsbedingungen in der 

Abfallpolitik durch die Beauftragung von Genossenschaften mit den öffentlichen Samm-

lungs- und Sortierungsdiensten im Rahmen getrennter Abfallsammlungssysteme, wird 

diese Direktvergabe nicht flächendeckend umgesetzt. 

Diesbezüglich zeigt eine 2015 veröffentlichte Studie in der Metropolregion São Paulo, dass 

die getrennte Abfallsammlung mit Beteiligung von Genossenschaften von Wertstoffsamm-

lern_innen zwar in den meisten erforschten Gemeinden eingeführt wurde, aber die direkte 

Beauftragung von Wertstoffsammlergenossenschaften noch „eine entfernte Realität“ (Ben-

sen, 2015: 272) ist. Stattdessen werden Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen 

in Abfallsammlungssysteme, die von privaten Unternehmen durchgeführt werden, prekär 

integriert. 

Hier ist es wesentlich, die Begriffe „formelle“ und „informelle“ getrennte Abfallsammlung, 

die ein Jahr nach der Veröffentlichung der nationalen Abfallpolitik im Entwurf des nationalen 

Abfallwirtschaftsplans113 vorgelegt wurden, darzustellen. Der Unterschied zwischen formel-

ler und informeller getrennter Abfallsammlung bezieht sich auf folgende Kriterien: Regel-

mäßigkeit der Dienstleistung und Beteiligung der Genossenschaften von Wertstoffsamm-

lern_innen. Die formelle Wertstoffsammlung ist die regelmäßige Sammlung von Wertstof-

fen, die von den Genossenschaften oder Vereinen von Wertstoffsammlern_innen ohne o-

der mit der Unterstützung der Gemeinde durchgeführt wird, oder von den Gemeinden selbst 

durchgeführt wird (MMA, 2011: 12). Die informelle Wertstoffsammlung wird von den eigen-

ständigen autonomen Wertstoffsammlern_innen in der Stadt durchgeführt, deren gesam-

melte Menge nicht von den kommunalen Verwaltungen berechnet werden können (MMA, 

2011: 12). Dies deutet darauf hin, dass nicht nur eine prekäre Beziehung der Genossen-

schaften zu den Gemeinden, sondern auch schon die Durchführung der Tätigkeit im Ho-

heitsgebiet einer bestimmten Gemeinde, egal ob die Mitglieder der Genossenschaften ihre 

Tätigkeit in menschenwürdigen Arbeitsbedingungen ausüben oder nicht, ausreichend ist, 

um diese Beziehung als formell zu bezeichnen. Diese unterstellte Formalität ist aber nicht 

 

113 Der Entwurf des nationalen Abfallwirtschaftsplans trat nicht in Kraft als Politik, aber wird immer noch als 
Quelle von Daten und Konzepten in der Abfallwirtschaft benutzt wird, da er von den Trägern der Bundespolitik 
in diesem Bereich erarbeitet wurde. 
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ausreichend, um den Zugang zu bestimmten Krediten zu ermächtigen. In diesem Kontext 

wird in einer Veröffentlichung des Instituts für angewandte ökonomische Forschung über 

die Genossenschaften im Jahr 2016 darauf hingewiesen, dass diejenigen Organisationen, 

die durchhalten und die anfänglichen Schwierigkeiten bei der Gründung einer Genossen-

schaft überwinden und die Kosten bis zu ihrer Etablierung tragen, relativ häufig eine vorteil-

haftere Integration in die Wertschöpfungskette erreichen (Silva, 2017: 40). Silva (ebd.) äu-

ßert sich nicht dazu, ob Genossenschaften als Dienstleister auftreten und inwieweit sie be-

auftragt werden sollten. Darüber hinaus überträgt er die Verantwortung für die Überwindung 

der Herausforderungen, die den Marktverhältnissen im Kapitalismus zugrunde liegen, von 

der strukturellen Ebene auf die individuelle Sphäre der Assoziierten. Im historischen Kon-

text der ersten Mobilisierungen zur Organisierung der Sammler_innen und zur Anerken-

nung ihrer Arbeit konnten diese Ansichten als strategisch angesehen werden, wie die Be-

zugsperson O sagte:  

„Die Frage der Entschädigung [der Wertstoffsammler], zum Beispiel, wenn Sie vor 
zehn Jahren darüber gesprochen hätten, würden Sie "in die Psychiatrie eingeliefert 
werden", würden Sie für verrückt erklärt werden. (…) Vorher war es unvorstellbar, 
zu denken, dass dieser Sektor ein Glied der Produktionskette ist, und dass es 
notwendig ist, diese Arbeit zu formalisieren. Jetzt sind die Sachen bereits besser. 
Wenn eine Firma bezahlt wird, warum nicht die Wertstoffsammler bezahlen? Heute 
ist die Maske der Philanthropie fragiler. Man kann heute sagen, dass eine 
Ausbeutung dieser Arbeit geschieht.“ (O, 32 Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll 
06.06.2011) 

Der gegenwärtige Kontext orientiert sich an der Möglichkeit der Direktvergabe der getrenn-

ten Abfallsammlungs- und Sortierungsdienstleistungen der Genossenschaften von Wert-

stoffsammlern_innen von 2007 und allen Vorschriften zur Inklusion der Sammler_innen in 

menschenwürdige Arbeitsbedingungen der nationalen Abfallpolitik aus dem Jahr 2010. 

Diesbezüglich wäre eine weitere Entwicklung der sozialen Integration der Sammler_innen 

in Brasilien die Beauftragung der Genossenschaften mit den getrennten Abfallsammlungs- 

und Sortierungsdienstleistungen. Dies wird in dieser Arbeit als Indikator der Erfüllung der 

Kriterien menschenwürdiger Arbeit festgelegt. 
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6. Inklusion der Wertstoffsammler_innen in die Abfallwirtschaft am Bei-

spiel der Schließung der Metropoldeponie Jardim Gramacho 

6.1 Die historische Entwicklung der Abfallentsorgung in Rio de Janeiro 

In Rio de Janeiro des 17Jahrhunderts entstand eine minimale Menge von festen Abfällen, 

die insbesondere aus Lappen, Papier und Essenresten bestand. In großen Mengen gab es 

jedoch Fäkalien und andere Abwässer, die in großen Holzfässern gelagert wurden. Diese 

wurden aus den Wohnungen und Geschäften von den sogenannten afrikanischen Tiger-

sklaven114 abtransportiert und ins Meer-, See- oder Flusswasser oder in bestimmten Müll-

gruben in der Stadt entsorgt (Lima, 2015: 37). Im 19. Jahrhundert profitiert Rio von einem 

Wirtschaftsaufschwung, der auch zu einer Zunahme der Bevölkerung führte. Im Jahr 1846 

lebten in Rio de Janeiro 205.906 Einwohner_innen115 (Barcellos, 2006: 38). Die Abfallwirt-

schaft blieb jedoch unverändert, was zu regelmäßigen Epidemien führte. Im Jahr 1847 wur-

den Maßnahmen zur Sanierung der Stadt ergriffen, Abfälle wurden regelmäßig gesammelt 

und in Cajú, Insel Sapucaia e Bom Jesus und Inhaúma entsorgt (Barcellos, 2006: 40)116. 

Allerdings reichten diese Maßnahmen nicht aus, um eine große Gelbfieberepidemie im Jahr 

1850 zu verhindern. Als Konsequenz daraus wurde die erste Gesundheitsbehörde „Zent-

ralkommission für öffentliche Gesundheit“ gegründet, die den Ausgangspunkt für städtische 

Interventionen bildete, um den Gesundheitszustand der Bevölkerung zu fördern (Lima: 

2015: 47).  

 

Abbildung 2 Tigersklaven 

Durch die Industrialisierung wurden im Jahr 1858 neue Zugschienen gebaut, um die Arbei-

ter_innen in die entfernteren industrialisierten Regionen zu bringen. Es entstanden neue 

 

114 Diese Bezeichnung entstand aus den Folge der Arbeitsbedingungen auf die Körper der Arbeiter_innen. Aus 
den Fugen des Holzfasses drangen die Trümmer (Kot, Urin und andere Trümmer) heraus und bildeten Streifen 
an ihren Körpern und an ihrer Kleidung. Daher wurden sie Tiger genannt. 
115 Die Zusammensetzung der Bevölkerung war folgendermaßen: 116.319 freie Menschen; 10.732 befreite 
Menschen und 78.855 Sklaven. 
116 Müllkippen in der Region Cajú, Insel Sapucaia e Bom Jesus e Innhaúmahugel.  
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Viertel entlang der Zuggleise, in denen die Lohnarbeiter_innen wohnten, aber auch Elends-

viertel, die von den schlechten bezahlten Lohnarbeitern_innen und Zeitarbeitern_innen be-

wohnt wurden (werden). Gleichzeitig siedelte sich die obere Schicht in der am Meer gele-

genen Südregion der Stadt an. In dieser Zeit entstand das Viertel Copacabana. Diese Er-

weiterung wurde durch öffentliche Gelder ermöglicht. Große Investitionen in die Infrastruk-

tur der Südregion (Beleuchtung und Straßen) wurden unternommen. Diese dienten aus-

schließlich der Kapitalakkumulation im Bau- und Immobiliensektor. 

In dieser Periode wurden mehrere private Unternehmen mit den unterschiedlichen Etappen 

der städtischen Reinigungs- und Abfallentsorgungsdienstleistungen beauftragt. Seitdem 

kontrollierte das private Kapital, sowohl das inländische als auch das ausländische, die 

wichtigsten städtischen Dienstleistungen wie Abwasser, Reinigung, Wasserversorgung und 

Verkehr (Lima, 2015: 48). Die Straßenreinigungs-, Haushaltabfallsammlungs- und Abfall-

behandlungsdienstleistungen wurden dezent erbracht. Dieses Abfallkonzept erschwerte die 

Qualitätskontrolle, insbesondere weil die beauftragten Unternehmen die Konzession der 

Dienstleistung an andere Unternehmen weiterverkauften (Lima, 2015: 48). Die Dezentrali-

sierung der Dienstleistung eröffnete einen Raum für kleine Abfallsammlungsunternehmen 

(carroceiros), die mit ihrem Pferdewagen direkt mit den Haushalten die Abfallentsorgungs-

konditionen verhandelten.  

1853 wurde das erste Abwassersammlungssystem Rio de Janeiros installiert, das das von 

Fäkalien verursachte gesundheitliche Problem beseitigen könnte. Das englische private 

Unternehmen The Rio de Janeiro City Improvements117 wurde mit dieser Dienstleistung be-

auftragt. Die Abwasserbehandlungsanlage wurde jedoch erst 1863 eingerichtet (Barcellos, 

2006: 40). Ab 1865 wurde auch die Insel Governador als ein Ort zur Abfallentsorgung vom 

Stadtrat empfohlen (Lima, 2015: 48). Bei der Entstehung dieser Dienstleistung wird das 

Abwasserentsorgungsproblem aus dem Zuständigkeitsbereich der städtischen Reinigung 

herausgenommen (Lima: 2015: 48)118. In diesem Zusammenhang gewinnt die Diskussion 

um die Notwendigkeit besserer geeigneter Abfallablagerungsorte im Unterschied zu den 

bisherigen (Müllgräben im Zentrum der Stadt oder Wegwerfen ins Wasser) an Bedeutung.  

1870 wurde der französiche Unternehmer Aleixo Gary mit der Abfallentsorgung der ganzen 

Stadt beauftragt. Der Vertrag mit der Stadt durfte allerdings nicht an weitere Unternehmen 

übertragen werden, wie dies bei anderen Verträgen in der Vergangenheit geschah. Aleixo 

Garyr modernisierte die Abfallwirtschaft und entwickelte mechanische Wagen zur Abfallab-

fuhr. Sein Unternehmen bleibt in diesem Bereich bis 1892 tätig (Lima, 2015: 49). Die Span-

nung zwischen privaten Unternehmen, die alle von der Abfallentsorgung (Abfallsammlung 

und -verbrennung) profitieren wollten, führte dazu, dass die Stadtverwaltung das Monopol 

von Gary widerrief. Kurz Zeit später entbindet die Stadtverwaltung die privaten 

 

117 Dieses Unternehmen wurde von einer Bank gegründet –Casa Bancária Gleen and Mills. 
118 Obwohl die Wasserversorgung, das Abwassersystem und die Abfallwirtschaft unter dem Dach der sanitären 
Grundversorgung stehen, wie im Kap. 5 bei der Darstellung der Dienstleistungen im Bereich der Abfallwirtschaft 
gezeigt wurde, sind diese Dienstleistungen administrativ unabhängig voneinander. Dies findet im Jahr 1865 
seinen Ursprung. 
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Unternehmen aufgrund ihrer Ineffizienz wieder von ihren Aufgaben, da diese sich nicht an 

das Ziel der Verträge hielten und die Leistung nicht erbrachten (Lima, 2015: 51). 

Im Jahr 1895 wurde die Abfallentsorgung- und städtische Reinigung an eine städtische Be-

hörde übertragen, das „Inspektorat der städtischen Reinigung“. Das Abfallkonzept in dieser 

Zeit basierte auf Abfallverbrennung. Eine Verbrennungsanlage wurde am Rand der Stadt 

im Retiro do Saudoso, im Viertel Cajú an der Guanabara Bucht, errichtet. Aufgrund von 

Problemen in der Verwaltung dieser Anlage wurde diese im Jahr 1898 wieder vom privaten 

Sektor übernommen. Seitdem wurde „Abfall“ zunehmend als ein „Problem“ verstanden, das 

eine technische Lösung erfordert (Lima, 2015: 51). Wenige Jahre nach der Privatisierung 

wurde diese Dienstleistung im Jahr 1901 wieder in öffentliche Hände überführt. Es entstand 

eine prekäre städtische Reinigungsdienstleistung. Am Ende des 19. Jahrhunderts erreichte 

die Einwohnerzahl in der Stadt Rio de Janeiro circa 500.000.  

Im 20. Jahrhundert ist die Stadt durch einen Modernisierungsprozess geprägt, der durch 

bestimmte Maßnahmen die Hauptstadt des Landes vom Schmutz und Übel der Vergan-

genheit zu befreien vermochte. Von der Proklamation der Republik im Jahr 1889 bis ins 

Jahr 1959 regierten Ärzte und Ingenieure die Hauptstadt. Ihre Antworten auf städtische 

Probleme lagen in der kompetenten Verwaltung „basierend auf dem Prinzip der Unterwer-

fung der Politik unter die Technik“ (Lima, 2015: 53).  

Die Themen Abfall und städtische Reinigung blieben zentral für die öffentliche Gesundheit 

trotz einer Reihe von fehlgeschlagenen institutionellen, administrativen, rechtlichen und inf-

rastrukturellen Maßnahmen im 19. Jahrhundert. Das moderne abfallwirtschaftliche Konzept 

basiert auf der Entsorgung der Abfälle außerhalb des Lebensraums der Bevölkerung durch 

Auslagerung an entfernte Orte oder Verbrennung (Lima, 2015: 56). Die Durchführung der 

abfallwirtschaftlichen Dienstleistung wechselte jedoch ständig zwischen nationalen und 

ausländischen Unternehmen wie auch die Verwaltung zwischen unterschiedlichen öffentli-

chen Behörden. Die Konzeptionen in Bereich der öffentlichen Gesundheit zur Bearbeitung 

städtischer Probleme verordnete und billigte eine Reihe von Interventionen, deren Auswir-

kungen sich auf die privaten Räume und Lebensstile der ärmsten Menschen auswirkten 

(Lima, 2015: 55). 

Im Jahre 1940 wurde das „Amt für städtische Reinigung“ gegründet. In dieser Zeit hatte die 

Insel Sapucaia ihre Betriebszeit als Abfallentsorgungsort erreicht119 und wurde als dienst-

unfähig erklärt, obwohl die Insel schon seit Ende des 19. Jh. mit Abfällen verstopft war. Im 

Viertel Cajú wurde eine Deponie eingerichtet, die bis 1975 aktiv war. 

1975 erfolgten viele Veränderungen in der Abfallwirtschaft Rio de Janeiros. In diesem Jahr 

wurde das halbstaatliche städtische Reinigungs- und Abfallentsorgungsunternehmen der 

Gemeinde Rio de Janeiro, Companhia de Limpeza Urbana (Comlurb) gegründet, das das 

„Amt für städtische Reinigung“ ersetzte. Comlurb ist bis heute Träger der städtischen Rei-

nigungs- und Abfallbewirtschaftungsdienstleistungen in der Gemeinde Rio de Janeiro. 

 

119 Die Bundesuniversität Rio de Janeiro wurde auf diesem alten Abfallbeseitigungsort gebaut. 
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Diese umfassen die Hausabfallsammlung, die Straßen-, Strandsand-, öffentliche Park-, 

Stadtgebäude-, und Tunnelreinigung; die Reinigung und Sanierung von städtischen Kran-

kenhäusern; die Sammlung und ordnungsgemäße Entsorgung aller Abfälle, die in Gesund-

heitseinrichtungen in der Stadt Rio de Janeiro produziert werden, sowie die Umladung, Be-

handlung und Entsorgung von Abfällen. 

Die 1970er Jahren waren unter der Militärdiktatur in Brasilien von großen Projekten geprägt. 

In diese Zeit fällt die Installation eines Großprojektes, das eine endgültige Lösung des Ab-

fallentsorgungsproblems zu eröffnen schien und nicht nur der Stadt Rio de Janeiro, sondern 

auch anderen Gemeinden in der Metropolregion dienen sollte. In diesem Kontext wurde 

1975 die Gründung der Metropolitan Deponie Jardim Gramacho genehmigt. 

Von 1970 bis 1978 waren die Deponien Missões am Km 0 der Autobahn Washington Luiz 

und noch weitere vier Abfallbeseitigungsanlagen in den Vierteln Cajú, Bangu, Acarí und 

Jacarepaguá in der Stadt Rio de Janeiro gleichzeitig in Betrieb. In diesen Anlagen arbeite-

ten schon Wertstoffsammler_innen, die Ende der 1970er dann zur Metropoldeponie Jardim 

Gramacho wechselten (IETS, 2011: 9). Als die Deponie Jardim Gramacho in Betrieb ge-

nommen wurde, wandelt sich die Abfallablagerungsanlage des Viertels Cajú in eine Abfall-

umladestation des Comlurb. Die Anlagen Missões und Jacarepaguá wurden geschlossen, 

die Anlage in Bangu wurde bis 2014 genutzt. Eine Wertstoffsammlerin erzählt die Migration 

ihrer Familie anhand der Entwicklung der Abfallentsorgung in Rio de Janeiro: 

„Wir, meine Mutter, meine Geschwister und ich, arbeiteten auf der Müllkippe Cajú. 
Danach wurde die Müllkippe geschlossen. Dann sind wir zum „Kilometer 
Null“ gezogen. Als diese Müllkippe geschlossen wurde, sind wir zur Müllkippe 
Gramacho gegangen und hier bin ich bis heute geblieben.“ (N, 40Jr., weiblich, 
Beobachtungsprotokoll 4.10.2011). 

Ab den 1980er Jahren wird das Nachhaltigkeitskonzept öffentlich bekannt gemacht und die 

Abfallfrage im Rahmen der Abfallverwertung diskutiert. Im nächsten Jahrzehnt findet in Rio 

de Janeiro die Umweltkonferenz Rio-92 statt. Der ökologische Diskurs bewegt die Öffent-

lichkeit – eine umweltverträgliche Abfallwirtschaft ist erwünscht. 

Durch diesen historischen Moment entsteht die Betrachtung des ökologischen Problems 

und der sozialen Frage in Bezug auf die Realität der Abfallwirtschaft in Brasilien. Insbeson-

dere Rio de Janeiro geriet wegen der umweltbeeinträchtigen Abfallentsorgung in der Met-

ropoldeponie Jardim Gramacho und der schlechten Arbeitsbedingungen der Wertstoff-

sammlern_innen bzw. der Kinderarbeit in den Fokus der Öffentlichkeit. Aufgrund dessen 

und der Anforderungen der Staatsanwaltschaft120 an die Gemeinde Rio de Janeiro wegen 

Verletzung des Umwelt-, Arbeits- und Kinder- und Jugendrechts wurden Maßnahmen 

 

120 Die brasilianische Staatsanwaltschaft ist nicht nur für die Rechtspflege durch Klagen zuständig. Es wird im 
Fall vom Umweltschutz unter anderen zunächst versucht, die Problem durch Anforderungen, die als TAC 
(Termo de Ajustamento de Conduta) bezeichnet werden, zu lösen. 
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ergriffen, die auf eine bessere Abfallentsorgung abzielten (Bastos121, 2008: 17, Bastos, 

2016: 380-1). Trotzdem hat sich in Rio de Janeiro eine informelle Abfallwirtschaft entwickelt. 

Comlurb organisierte in den 1990er einige Genossenschaften von Wertstoffsammlern_in-

nen in Rio de Janeiro (Romani, 2004: 12) und in Duque de Caxias bzw. in der Deponie 

Jardim Gramacho (Bastos, 2008: 24). Die Tatsache konnte nicht negieren, dass die Wert-

stoffsammler_innen einen Beitrag zur umweltverträglichen Abfallentsorgung leisteten. Es 

entstand um die Arbeit der Wertstoffsammler_innen herum eine konsolidierte informelle 

Verwertungswirtschaft, welche die Abfälle in die Wertschöpfungskette zurücklieferte.  

An dieser Stelle ist es wesentlich, genauer in die Geschichte der Gründung und Entwicklung 

der Metropolitan Deponie Jardim Gramacho sowie auf ihren Schließungsprozess einzuge-

hen. 

6.2 Die Entstehung der Metropoldeponie Jardim Gramacho 

 

 

Die Metropoldeponie Jardim Gramacho wurde 1978 in der Gemeinde Duque de Caxias in 

der 1974 gegründeten Metropolregion der Hauptstadt Rio de Janeiro (RMRJ) im Bundes-

land Rio de Janeiro in Betrieb genommen (Rio de Janeiro, Gemeinde, 1993). Diese Region 

hat eine hohe Bevölkerungskonzentration: Es sind 11.945.976 (IPEA, 2010) Einwohner, 

 

121 Valéria Bastos war für etwa 15 Jahre die Sozialarbeiterin der Metropolitan-Deponie Jardim Gramacho. Sie 
hat die erste Sammler-Genossenschaft gegründet. Über die Aussagen der Abfallsammler_innen hinaus wird 
ihre Arbeit über die Abfallsammler dieser Deponie hier als eine wichtige Quelle über die Entstehung der Genos-
senschaften und die Organisation der Arbeit der Abfallsammler_innen im Viertel Jardim Gramacho herangezo-
gen. 

 

Abbildung 3 Das Bundesland Rio de Janeiro und die Metropolregion 

Rio de Janeiros (im Rot) 
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circa 73% der Bevölkerung des Bundeslandes Rio de Janeiro122, die auf 21 Gemeinden 

verteilt leben (Abb.1). Die Hälfte der gesamten Bevölkerung der RMRJ, circa 6.520.266, 

lebt aber in der Hauptstadt Rio de Janeiro (IBGE, 2017b)123.  

Ein Gebiet in der Gemeinde Duque de Caxias wurde 1975 von dem damaligen Militärregime 

zum Aufbau einer Anlage zur Beseitigung der in der Stadt Rio de Janeiro anfallenden Ab-

fälle bestimmt. Die Gemeinde Duque de Caxias beteiligten sie an dieser Entscheidung 

nicht. Der Grund für die Auswahl dieses Gebietes war die zentrale Lage. Es lag bis zu 25 

km von allen anderen Gemeinden entfernt124, die auch in der Metropolitan Deponie Jardim 

Gramacho Abfälle beseitigten. Da die meisten Abfälle aus der Hauptstadt Rio de Janeiro 

stammten (etwa 6000 Tonnen/täglich), wurde 1977 eine rechtliche Vereinbarung zwischen 

Comlurb und der damaligen Stiftung für die Entwicklung der Metropolregion Rio de Janeiro 

(FUNDREM-RJ)125 zum Aufbau und Betrieb dieser Deponie geschlossen. Darüber hinaus 

wurde das ausgewählte Grundstück, das zur brasilianischen Marine gehörte, an Comlurb 

übertragen. Die Tatsache, dass die Gemeinde Rio de Janeiro für den Betrieb der Deponie 

einerseits zuständig und andererseits deren Hauptnutzer war, die Metropoldeponie aber in 

der Gemeinde Duque de Caxias lag, führte zu Zuständigkeitskonflikten zwischen den bei-

den Gemeinden, die hauptsächlich die Verantwortung für die Umwelt- und sozialen Risiken 

der Anlage betrafen. 

Das ganze Territorium der Gemeinde Duque de Caxias umfasst ein Gebiet von 442 km². 

Heute hat diese Stadt 890.997 Einwohner_innen (IBGE, 2017)126. Die Wirtschaft der Ge-

meinde ist bedeutend, ihr Industriepark basiert auf der Chemie-, Öl-, Metall-, Gas- und Plas-

tikindustrie. Darüber hinaus sind die Textilindustrie und der Immobilienmarkt wichtig. Auch 

daher steht die Gemeinde Duque de Caxias auf dem zweiten Platz der Liste der Landes-

bruttoprodukte des Bundeslandes Rio de Janeiro (IBGE 2010). 

Das Gebiet namens Jardim Gramacho, indem die Deponie lag, ist ein Teil des Viertels Gra-

macho, das zum ersten Bezirk Duque de Caxias gehört. Dieses Viertel wird von der Auto-

bahn BR-040, die die Bundeslandhauptstadt Rio de Janeiro mit der Bundeshauptstadt 

Brasília verbindet, durchteilt. Jardim Gramacho liegt zwischen dieser Autobahn und der 

Guanabara-Bucht (Abb. 4). 

 

122 Das Bundesland Rio de Janeiro umfasst nur 0,51 % des Staates Brasilien (47.766,60 Km²) , hat aber den 
dritthöchsten Bevölkerungsanteil des Landes in Höhe von 16.718.956 Einwohnern. 
123 Die durchschnittliche Abfallerzeugung pro Person in der Südwestregion, wo die Stadt Rio de Janeiro liegt, 
steht bei 0,9 kg/täglich (Brasil, 2012: 11). Die Abfalltrennung wird bis heute nur mangelhaft durchgeführt. 
124 Rio de Janeiro, Duque de Caxias, Sao João de Meriti, Mesquita und Queimados sind die Gemeinden, die 
Abfälle in der Deponie Jardim Gramacho beseitigten. Darüber hinaus wurden in der Deponie Abfälle beseitigt, 
die aus privaten und öffentlichen Einrichtung stammen und die nach den abfallwirtschaftlichen Vorschriften kei-
nen Anspruch auf ein öffentliches Abfallsammlungssystem haben selber die Abfallabfuhr beauftragen müssen. 
Dies liegt an der in der Einrichtung anfallenden Abfallmenge.  
125 Die Stiftung für die Entwicklung der Metropolregion Rio de Janeiro (FUNDREM-RJ) wurde 1977 gegründet, 
um die Metropolregion Rio de Janeiros technisch und finanziell zu fördern. 
126 Diese Daten basieren auf einer Einschätzung des brasilianischen Instituts für Landeskunde und Statistik 
(Instituto Brasileiro de Geografia e Estatística - IBGE), die auf der Internetsite „IBGE Cidades“ zu finden sind 
(https://cidades.ibge.gov.br/brasil/rj/duque-de-caxias/panorama). Bei der letzten demographischen Volkszäh-
lung im Jahr 2010 hatte die Gemeinde Duque de Caxias 886. 917 Einwohner.  
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Abbildung 4: Auf der rechten Seite der BR-040 Autobahn (gelbe Linie auf dem Foto) das 

Viertel Jardim Gramacho und die Metropoldeponie 

Die Metropoldeponie Jardim Gramacho lag auf einem 1.300 km² großen Grundstück direkt 

an einem 1.000 km² großen Moorschutzgebiet in der Guanabara Bucht. Die Konstruktion 

einer solchen Anlage auf diesem Gebiet verstieß gegen das damalige Forstgesetzbuch 

(Oscar Júnior, 2015: 86) und ab 1979 gegen eine Bundesverordnung, die die Ablagerung 

bzw. Beseitigung von Abfällen im Wasser und in seiner Umgebung verbot (IETS, 2011:9)127. 

Obwohl das Konzept der Metropolitan Deponie Jardim Gramacho von FUNDREM-RJ nach 

der neuesten technischen sanitären Richtlinie für die Abfallfrage damals entwickelt wurde, 

hat die öffentliche Stiftung jedoch Comlurb sowohl technisch als auch finanziell bei der Um-

setzungsphase des Projektes vernachlässigt (Lima, 2015: 61). Zudem haben sich die an-

deren beteiligten Gemeinden, die die Deponie nutzten, nicht an den Kosten für die Opera-

tion der Anlage beteiligt, sodass Comlurb keine finanziellen Mittel zur angemessenen Ver-

waltung bzw. zum Betrieb der Deponie zur Verfügung hatte (Lima, 2015: 61). Es gab keine 

Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Gemeinden, um sich gemeinsam mit der Frage 

der Abfallentsorgung und deren Auswirkungen zu beschäftigen (IETS, 2011: 10). Folglich 

ist das Projekt in seiner orginären Fassung nicht zustande gekommen, sodass die Anlage 

mangels eines angemessenen technischen Betriebs seit dem zweiten Betriebsjahr (1979) 

zu einer umweltbelastenden Müllkippe geworden ist. 

1995 wurde der Betrieb der Anlage durch eine öffentliche Ausschreibung an den privaten 

Sektor übergeben. Comlurb blieb weiter für die amtliche Zuständigkeit verantwortlich. Ab 

 

127 Es handelt sich um die Verordnung Nr. 53/1979 vom Innenministerium, die von der Verordnung Nr. 5/1993 
von CONAMA verändert wurde. 
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diesem Zeitpunkt begann eine Restrukturierung des Betriebs nach den Anforderungen der 

Staatsanwaltschaft128 Rio de Janeiros, wie oben erwähnt. 

Zwischen 1995 und 1996 hat das Bauunternehmen Queiroz Galvão S.A. die Deponie be-

trieben. In dieser Periode wurden bestimmte technische Maßnahmen ergriffen, sodass die 

unkontrollierte Müllkippe in eine kontrollierte Deponie umgewandelt werden konnte. Tech-

nisch gesehen wurden die seit 1978 beseitigten Abfälle von einer Polyethylenfolie bedeckt. 

Daran anschließend wurden die Sickerwässer behandelt. Es wurde ein besonderes Be-

handlungsverfahren für die Abfälle aus gesundheitlichen Einrichtungen eingeführt. Den-

noch wurden immer noch Wertstoffe mit Reststoffen gemischt und kompostierbare Abfälle 

entsorgt. Die Abfälle, die bis 1996 auf der Deponie direkt auf dem Boden beseitigt wurden, 

führten immer noch zu einer Umweltbeeinträchtigung (Rio de Janeiro, Gemeinde, 1993). 

Im Vertrag zwischen Comlurb und Queiroz Galvão S.A. war vereinbart, eine Sozialpädago-

gin einzustellen, um die soziale Lage der Wertstoffsammler_innen der Deponie zu verbes-

sern (IBASE, 2005: 20). Aus dieser Maßnahme ergibt sich 1996 die Gründung der Organi-

sation der Genossenschaft der Metropoldeponie Jardim Gramacho (Coopergramacho) und 

die Abschaffung der Kinderarbeit in der Anlage129. 

2002 übernahm die S.A. Paulista Construções den Betrieb der Deponie. Ab dieser Zeit fand 

eine Veränderung in der Organisation der Arbeit der Wertstoffsammler_innen statt. Eine 

Registrierung aller Sammler_innen wurde durchgeführt und Arbeitsorganisationsregelun-

gen eingeführt, so z. B. eine festgelegte Ein- und Ausfahrtzeit oder Identifikationswesten 

für die Wertstoffsammler_innen. Der Zugang der Wertstoffsammler_innen auf die Deponie 

in der Nacht wurde jedoch nicht überwacht.  

Bevor die Aktiengesellschaft Novo Gramacho Energia Ambiental SA (Novo Gramacho) 

2007 den Betrieb der Metropoldeponie Jardim Gramacho übernahm, wurde die Anlage von 

der Aktiengesellschaft Caenge SA für ein Jahr betrieben. Im letzten öffentlichen Vertrag 

zwischen Comlurb und Novo Gramacho zum Betrieb der Deponie stand als verpflichtende 

Klausel für die Aktiengesellschaft, die Deponie zu schließen und die Anlage für zehn Jahren 

zu überwachen (IETS, 2011: 14). Die Anlage wurde nach deren Schließung als Abfallbe-

seitigungsanlage in eine Deponie-Gas-Anlage umgewandelt. 2009 beauftragte die Aktien-

gesellschaft Novo Gramacho ihr Tochterunternehmen Gas Verde S.A., um die Anlage zu 

betreiben. Die neue Abfallbehandlungsanlage der Stadt Rio de Janeiro liegt in der Ge-

meinde Seropédica und wird seit April 2011 von der Aktiengesellschaft Ciclus Ambiental do 

Brasil S.A. betrieben. 

 

128 Die brasilianische Staatsanwaltschaft ist eine Anklagebehörde, die zusätzliche Mediationsaufgaben hat. Dies 
entstand in Rahmen des außergerichtlichen Merkmals des modernen brasilianischen Rechts. Im Bereich von 
Menschenrechten und Umweltrecht kann die Staatsanwaltschaft eine wichtige Rolle spielen, da diese Behörde 
Mediationsprozesse mit den beteiligten Gruppen begleiten und gleichzeitig die verpflichteten Gruppen durch 
Übereinkommen (TAC - Termo de Ajuste de Conduta) anfordern kann. 
129 Die Kinderarbeit wird in Brasilien in der Verfassung von 1988, im Kinder und Jugend Gesetzbuch von 1990, 
im Arbeitsgesetzbuch von 1944 untersagt. Dennoch wird immer noch in Brasilien Kinderarbeit auf solchen Müll-
kippen übersehen.  
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6.3 Die Kooperation und Organisation der Arbeit in der Deponie 

 

Abbildung 5: Einfahrt Müllwagen Comlurbs in die Deponie Jardim Gramacho 

Die Deponie wurde für die tägliche Beseitigung von 3.000 Tonnen Abfällen für einen Zeit-

raum von 20 Jahren, d.h. bis 1998, konzipiert (IETS, 2011: 8). Am Ende der 1980er hatte 

sich diese Menge auf 5.000 Tonnen und bei Schließung der Deponie auf 8.000 Tonnen 

gesteigert (IETS, 2011: 10 und 14). 80% davon kam aus der Gemeinde Rio de Janeiro,13% 

aus der Gemeinde Duque de Caxias, 4% aus São João do Meriti, 2% aus Mesquita, 1% 

aus Nilópolis und 1% de Queimados und anderen Gemeinde in der RMRJ (IETS, 2011: 

14f).  

Aus der Verfügbarkeit dieser riesigen Menge an Abfällen entstand eine spontane Koopera-

tion bei der Durchführung der informellen Wertstoffsammlung auf der Deponie, die in un-

mittelbarem Zusammenhang mit der Entwicklung der informellen Wertstoffsektzirkulation 

im Viertel Jardim Gramacho steht. Diese Beziehung wurde im Laufe des Betriebs der De-

ponie von Comlurb und dem beauftragten Unternehmen vermittelt. Die Verlängerung der 

Lebensdauer der Deponie um 14 Jahre (s. Rio de Janeiro, Gemeinde, 1993: 1) kann an der 

informellen Wertstoffsammlung liegen. 2006 wurde bei einer 30-tägigen Prüfung festge-

stellt, dass täglich 200 Tonnen verwertbarer Abfälle auf der Deponie gesammelt wurden 

(Bastos, 2008: 91f). Das entspricht den potenziellen Wertstoffen an haushaltsähnlichen 

Siedlungsabfällen einer Stadt mit 570.000 Einwohnern_innen (Brasil, 2013: 38). 

Der Zugang der Wertstoffsammler_innen zum Abfallablagerungsplatz war von der Depo-

nieverwaltung erlaubt und organisiert. In der Nacht konnte die Deponieverwaltung aber 

keine Kontrollen durchführen, weil die Wertstoffsammler_innen durch das Moorgebiet Zu-

gang zum Ablagerungsplatz hatten. Tagsüber und abends durften sie nur zu bestimmten 

Uhrzeiten in die Deponie einfahren, nämlich um 7 Uhr, 13 Uhr und 19 Uhr. Ausfahren durf-

ten sie zu jeder Zeit. Daher konnte der Arbeitstag eines_r Wertstoffsammlers_in bis zu 16 

Stunden dauern. Die Länge des Arbeitstages hing von unterschiedlichen Faktoren ab, zum 
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Beispiel von der auf der Müllkippe abgelagerten Abfallmenge130 oder von individuellen Ein-

kommenszielen. Ein Sammler äußert sich darüber: 

„Je nachdem ob und wie viele Schulden ich habe, sammele ich mehr oder weniger, 
arbeite ich mehr oder weniger ... Wenn ich weiß, ich brauche R$ 120,00 [€ 30,00], 
dann weiß ich, dass ich 4 (vier) ‚Lonas‘ [große Taschen] füllen muss, um meine 
Schulden zu bezahlen.“ (C, 50Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll 29.09.2011). 

 

 

Abbildung 6: Entladerung eines Müllwagens Comlurb in der Deponie und Wertstoffsammler_innen 

Über die unangemessene Dauer der Arbeit hinaus war die Tätigkeit der extraktiven Wert-

stoffsammlung in der Deponie sehr körperbelastend und gefährlich. Der Prozess begann 

bei der Einfahrt der LKWs (Carretas) auf den Abfallablagerungsplatz (Rampa). Die Samm-

lung begann schon während der Abladung der Abfälle. Im Laufe der Zeit entstand eine 

Kultur der informellen Sammlung. Dabei wurden bestimmte Gegenstände zur Durchführung 

der Wertstoffsammlung einer neuen Funktion zugetragen. Die Wertstoffsammler_innen be-

nutzten Metallhaken, um die Abfallsäcke aus der Abfallmasse zu angeln. Siebtrommeln 

(Bombonas), die ursprünglich für den Transport von Chemikalien und anderen industriellen 

Produkten benutzt wurden, oder Plastiksäcke wurden für das Abtransportieren der gesam-

melten Wertstoffe wiederverwendet. Mit der einer Hand trugen sie die Bombonas, mit der 

anderen angelten sie die Abfalltüten, die dabei zerrissen wurden. Mit der Hand, die den 

Metallhaken hielt, sammelten sie die Wertstoffe und legten sie in die Siebtrommel. Wenn 

die Bombonas voll waren, legten die Sammler_innen die gesammelten verwertbaren Mate-

rialien in große Basttaschen von 3 m³ (Lonas), die auf dem Platz daneben standen und 

gingen zum Ablagerungsplatz zurück.  

Nach der Ablagerung der Abfälle fuhren die LKWs weg und es kam ein Traktor, der Erde 

auf die abgelagerten Abfälle warf und diese zerdrückte, um eine komprimierte Schicht zu 

 

130 Dies ist von den Jahreszeiten abhängig. Im Sommer fällt viel mehr Abfall an als in anderen Jahreszeiten, da 
es heißer ist und die Menschen mehr Getränke konsumieren. Deswegen wird zu dieser Jahreszeit mehr gear-
beitet. 
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bilden. Alles begann in dem Moment von vorne, in dem ein anderer LKW voller Abfälle 

einfuhr. Der Verkehr der Abfallfahrzeuge war intensiv: Es fuhren bis zu 600 Kraftlastwagen 

täglich in die Deponie ein und aus (Bastos, 2008: 91). Viele Wertstoffsammler_innen er-

wähnten, dass die Arbeit der Traktoren bei der Abfallablagerung eine große Unfallgefahr 

besonders in der Nachtschicht mit sich brachte. Auf dem Rampa hatten die Sammler_innen 

nur einen kurzen Zeitraum, um Wertstoffe zu sammeln. Die Wertstoffsammler_innen er-

zählten über viele Bekannte, die an ihren Gliedern von den LKWs oder Traktoren gravierend 

verletzt wurden. Es bestand auch die Gefahr, dass Wertstoffsammler_innen durch Spritzen, 

Glasscherben oder andere scharfe Materialien aus den Abfallsäcken verletzt wurden. Dar-

über hinaus haben viele über Rückenschmerzen geklagt, hervorgerufen durch die Körper-

haltung bei der Tätigkeit und die schweren Taschen voller Wertstoffe. Hinzu kommt die 

Tatsache, dass die Arbeit unter freiem Himmel und hoher Temperaturen in der Sonne Rio 

de Janeiros oder bei Regen durchgeführt wurde. 

 

Abbildung 7: Wertstoffsammler_innen auf der Deponie Jardim Gramacho. Die Luft 

ist durch die Abgase getrübt 

Die oben dargestellten Maßnahmen vereinbarte die Ziele der Deponie mit der Arbeit der 

Sammler_innen. Daraus ergeben sich drei Klassifikationen der Wertstoffsammler_innen: 

„Assoziierte“, „Pro-Assoziierte“ und „Tagesarbeiter_innen“. Generell wurden von der Depo-

nieverwaltung alle Wertstoffsammler_innen als „Dienstfront“ (frente de serviço) bezeichnet. 

Dieser Begriff wird auch für die Mitarbeiter_innen des Comlurb benutzt, die bei der öffentli-

chen Reinigungs- und Abfallbewirtschaftungsdienstleistung tätig sind. Zwischen den Wert-

stoffsammlern_innen wurde die Dienstfront aus den „Pro-Assoziierten“ und den „Tagear-

beitern_innen“ gebildet. Die „Assoziierten“ waren in Genossenschaften zusammenge-

schlossen.  
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Abbildung 8: Sammler zeigt seinen Deponie-Ausweis 

Die Kennzeichnung „Pro-Assoziierte“ hat ihren Ursprung im Jahr 1996 bei der Gründung 

der Genossenschaft Coopergramacho. Damals wurden die Daten von etwa 350 Wertstoff-

sammlern_innen gesammelt, die sich der Genossenschaft zu einem späteren Zeitpunkt an-

schließen wollten (IBASE, 2005: 20). Dies kam jedoch aus verschiedenen Gründen nie zu-

stande. In der Regel wurde die Coopergramacho von der Deponie verwaltet und ausgerüs-

tet (IBASE, 2005: 21), obwohl die juristische Verwaltungskörperschaft der Genossenschaft 

von Wertstoffsammlern_innen gebildet wurde. Die Arbeit in einer Genossenschaft wurde 

als eine Möglichkeit angesehen, diese Menschen aus dem unmittelbaren Bereich der De-

ponie zu entfernen und gleichzeitig ihre Arbeit zu gewährleisten. Es wurden zwei Verwer-

tungshallen neben dem Haupteingang der Deponie für die Coopergramacho gebaut. Die 

Arbeitsgegenstände (die Abfälle) dieser Verwertungshalle kamen immer noch aus der ge-

mischten Abfallsammlung der Comlurb. Die Wertstoffsammler_innen sollten aber nicht 

mehr an den Abfallablagerungsorten, sondern an Fließbändern mit besseren Arbeitsbedin-

gungen im Hinblick auf ihre Körperhaltung, arbeiten. Ausgewählte Abfallfahrzeuge sollten 

die Abfälle nicht in die Abfallablagerungsbereiche abladen, sondern in die Verwertungshalle 

der Coopergramacho. Nach der primären Verarbeitung der Wertstoffe wurden die Restab-

fälle in der Deponie beseitigt. Die Arbeit an den Fließbänden verlief jedoch nicht erfolgreich. 

Nach Angabe eines ehemaligen Wertstoffsammlers der Coopergramacho habe Comlurb 

nur eine rudimentäre Ausrüstung der Coopergramacho zur Verfügung gestellt; die Fließ-

bänder hatten ständig Defekte (B, 65 Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll 4.10.2011). 

Durch die Unregelmäßigkeiten im Arbeitsprozess gingen die Wertstoffsammler_innen zur 

Wertstoffsammlung wieder auf die Deponie zurück. Zu Beginn wurden 30 Wertstoffsamm-

ler_innen in der Coopergramacho aufgenommen. Es schlossen sich dann noch andere 

Wertstoffsammler_innen dieser Genossenschaft an und die Zahl der assoziierten Samm-

ler_innen stieg auf 147 Assoziierte (IBASE, 2005: 19). Bei der Schließung der Deponie 

waren nach Angabe einer Assoziierten noch circa 100 Wertstoffsammler_innen in dieser 

Genossenschaft organisiert (P, 28 Jr., weiblich, Beobachtungsprotokoll 17.07.2011). We-

gen der Rückkehr der Wertstoffsammler_innen der Coopergramacho auf den Abfallablage-

rungsbereich und der geringen Wirtschaftsergebnisse der Genossenschaft sahen die „Pro-

Assoziierten“ wenige Vorteile, sich an die Regelungen einer kollektiven Organisation zu 

halten. Diesbezüglich haben sie das Interesse verloren, an jeglicher Art kollektiver Organi-

sation der Arbeit teilzunehmen. Den Begriff „Pro-Assoziierte“ haben sie mit Stolz behalten. 

Er gewährleistet ihnen einen besseren Status innerhalb der Organisation der Kooperation 

in der Deponie.  
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Abbildung 9: Coopergramacho Verwertungshalle 

Die Kategorie „Tagesarbeiter_innen“ geht auf die Deponieverwaltungsmaßnahme zur Kon-

trolle der Einfahrt von Händlern131 und Wertstoffsammlern_innen auf den Abfallablage-

rungsplatz zurück. Die Wertstoffsammler_innen, die nicht von der 1996er Registrierung er-

fasst wurden, durften ab dem Jahr 2000 nur noch unter der Verantwortung eines der 42 

Händler in die Deponie einfahren (Bastos, 2008: 27). Diese Händler verfügten über eine 

begrenzte Menge von Arbeitswesten, welche mit der jeweiligen Registrierungsnummer ver-

sehen waren. Die Sammler_innen durften nur mit diesen Westen arbeiten und mussten sie 

nach ihrer Schicht an die Wertstoffhändler zurückgeben. Die Wertstoffsammler_innen wur-

den als Tagesarbeiter_innen von den Wertstoffhändlern informell eingesetzt. Deswegen 

übten die Händler eine große Macht über diese Arbeiter_innen aus. Neben allen anderen 

prekären Bedingungen der informellen extraktiven Wertstoffsammlung auf einer Deponie, 

die eine unmenschliche Arbeit kennzeichneten, wurden die Tagesarbeiter_innen auch von 

den Händlern unterdrückt. 

Alle Wertstoffsammler_innen waren von der Deponie dadurch abhängig, dass die Abfälle 

aus dieser Anlage den einzigen Zugang zu ihren Arbeitsgegenständen (den Wertstoffen) 

darstellten. Dies prägt die Individualität bei der Durchführung dieser Arbeit, die auch die 

assoziierten Wertstoffsammler_innen betraf, da sie in der Deponie individuell sammelten 

und in der Räumlichkeit der Genossenschaften weiter individuell die Trennung der gesam-

melten Wertstoffe durchführten. Zwischen 2005 und 2010 entstanden noch ein Verein und 

drei Genossenschaften im Viertel Jardim Gramacho: der Verein der Wertstoffsammler der 

Metropoldeponie Jardim Gramacho (Acamjg), die Genossenschaft der Wertstoffsammler 

von Jardim Gramacho (Cooperjardim), die Genossenschaft der Wertstoffsammler von Du-

que de Caxias (Coopercaxias) und die Genossenschaft der Wertstoffsammler der Metro-

poldeponie Jardim Gramacho (Coopercamjg). 

 

131 Es ist nicht bekannt, dass Frauen sich mit dem Handeln von Wertstoffen beschäftigten. 
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Abbildung 10: Registrierte Händler und Sammler 

Die ersten Schritte der Zirkulation der Wertstoffe begann mit dem Verkauf der gesammelten 

Wertstoffe an die Händler, die sich neben dem Abfallablagerungsort auf vorläufigen Ver-

marktungs- und Lagerungsplätzen niederließen. Diese Händler wurden auch als Depo-

sistas, Sucateiros oder Ferro Velhos bezeichnet. Sie kauften die gesamte Produktion der 

Wertstoffsammler_innen des Viertels Jardim Gramacho auf. Aus diesem Grund bestimmten 

sie die Preise der Wertstoffe. Die Händler „liegen an der Zufahrtsstraße zur Deponie und 

sind für die Abfuhr und den Kauf der von den Wertstoffsammlern gesammelten verwertba-

ren Materialien verantwortlich“ (Bastos, 2008: 27).  

Die meisten Wertstoffsammler_innen verkaufen die Wertstoffe „lose“, d.h. ohne eine pri-

märe Verarbeitung132. Die Tagesarbeiter_innen mussten ihre gesamte Produktion einem 

bestimmten Händler verkaufen und hatten einen festen Preis pro Wertstofftasche, die sie 

sammelten. Die Pro-Assoziierte konnten bessere Preise suchen. Dennoch verkauften die 

meisten ihre Produktion an die Händler direkt auf der Deponie, da sie auch „lose“ verkauften 

mussten. Nur die Genossenschaften waren in der Lage, diesen primären Verarbeitungs-

schritt vorzunehmen. Insgesamt betraf dies circa 15 % der gesamten Wertstoffsammler_in-

nen auf der Deponie (IETS, 2011: 143). Diese Quote ist ein wenig höher als die nationale 

Quote: Circa 10 % aller Wertstoffsammler_innen Brasiliens sind kollektiv organisiert (BRA-

SIL, 2012). In der genossenschaftlichen Verwertungshalle waren sie jedoch einer prekären 

Infrastruktur ausgesetzt. Obwohl die Arbeit der Sortierung der Wertstoffe in der Verwer-

tungshalle individuell erfolgte, wurden die Produkte gemeinsam durch die kollektive 

 

132 Als primäre Verarbeitung werden das Sortieren und das Pressen der getrennten Wertstoffe in Ballen be-
zeichnet. 
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Organisation verkauft. Jeder_e Sammler_in bekam eine entsprechende Bezahlung für die 

Wertstoffe, die zum gemeinsamen Verkauf beigesteuert wurden. Mangels Girokapital konn-

ten die Genossenschaften die Wertstoffe nicht lange (4 Wochen) lagern. Eine längerfristige 

Lagerung hätte ihnen ermöglicht, die Standardmengen der Industrie zu erreichen. Vor die-

sem Hintergrund mussten sie ihre Produktion im Viertel verkaufen und hatten kaum Spiel-

raum bezüglich der Preisverhandlung. Die Rechnungszahlungsfrist der Industrie (circa 45 

Tage) hätten die Genossenschaften auch mangels liquiden Kapitals nicht abwarten können.  

 

Abbildung 11 Informelle Wertstoffhändler im Viertel Jardim Gramacho 

Die meisten Händler der ersten Zirkulationssphäre gehörten auch zum informellen Sektor. 

Am 11.10.2011 gab es eine Kontrolle der Umweltpolizei im Viertel Jardim Gramacho. Nur 

zwei Händler von den 42 Registrierten verfügten über die erforderlichen Anlagelizenzen 

(Umweltlizenzen) und konnten weiter legal vermarkten. Weitere drei Händler hatten die Li-

zenzen beantragt, aber das Verfahren lief noch während der Inspektion. Nach Angabe ei-

nes der betroffenen Händlers stellten die meisten Anlagen den Betrieb tatsächlich ein (Q, 

40 Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll 27.10.2011).  

Diese erste Etappe der Wertschöpfungskette lieferte unter sehr niedrigen Kosten Wertstoffe 

der formellen Verwertungsindustrie. Es besteht also eine direkte Verbindung zwischen dem 

informellen und dem formellen Sektor. In den weiteren Stufen der Verwertungskette setzen 

„die Zwischenhändler die kostengünstigen und prekären Arbeitskräfte ein, um sich die auf 

der Deponie und auf der Straße gesammelten verwertbaren Stoffe anzueignen. Die Wert-

stoffe werden um 1.000 % teurer als der dem Sammler bezahlte Preise pro Kilo an die 

Industrie verkauft“ (Bastos, 2008: 37)  

Das Zusammenkommen von Sammlern_innen und Händlern auf der Metropolitan Deponie 

Jardim Gramacho wurden einerseits von Comlurb als Problem angesehen, anderseits ist 
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es vorstellbar, dass es auch vorteilhaft gewesen sein muss. Die Kooperation, die spontan 

entstand, wurde im Laufe der Zeit von der Deponieverwaltung gelenkt133. 

 

Abbildung 12: Formelles Wertstoffhändlersgeschäft 

Aufgrund der Verlängerung der Betriebsdauer der Deponie hatte die Gemeinde Rio de 

Janeiro mehr Zeit, ein unmittelbares bevorstehendes Problem zu lösen: Einen neuen Be-

reich für den Bau einer neuen Deponie zu finden, der die Metropolitan Deponie Jardim 

Gramacho ersetzen würde. Die Auseinandersetzung um die Schließung der Deponie be-

gann einige Jahre vor ihrer endgültigen Deaktivierung im Jahr 2012. 1993 erarbeitete Com-

lurb einen Bericht über die Sanierung der Deponie Jardim Gramacho innerhalb eines Pro-

jekts zur Beseitigung der Verschmutzung der Guanabara-Bucht: Die Deponie musste ge-

schlossen werden, da sie in sechs Jahren, also im Jahr 1999, ihre maximale Inbetriebszeit 

erreicht hätte (Rio de Janeiro, Gemeinde, 1993: 1). In diesem Bericht wurden die Wertstoff-

sammler_innen der Deponie nicht erwähnt. 18 Jahre später, als der Schließungsprozess 

schon im Gange war, äußerte sich der Umweltminister des Bundeslandes Rio de Janeiro 

bei einer Veranstaltung mit den Wertstoffsammlern_innen über die Dringlichkeit „eine 

 

133 Dies ist der Fall bei anderen Müllkippen oder Deponie, auf denen es noch Wertstoffsammlungen gibt. 
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Umweltkatastrophe und eine soziale Katastrophe“ zu vermeiden. Deswegen musste die 

Deponie so schnell wie möglich geschlossen werden (Beobachtungsprotokoll 08.07.2011). 

 

Abbildung 13: Umweltminister des Bundeslandes Rio de Janeiro erklärt den sammler_innen 

die Gründe der Schießung der Deponie (08.07.2011) 

6.4 Der Kontext der Schließung der Deponie  

2003 veröffentlichte Comlurb eine Ausschreibung zur Vergabe des Baus und Betriebs einer 

neuen Abfallbeseitigungsanlage für die Gemeinde Rio de Janeiro. Die ausgewählten Un-

ternehmen Julio Simões Transportes und Serviços Ltda konnten jedoch nicht mit dem Bau 

der Anlage beginnen, da das ausgewählte Gebiet gegen den Bebauungsplan der Stadt Rio 

de Janeiro verstieß und deswegen nicht lizenziert werden konnte. Darüber hinaus wurden 

60 Klagen gegen den Bau der Deponie eingereicht (Rio de Janeiro, Gemeinde, 2006). In 

diesem Kontext wurde 2006 der Ausschreibungsprozess durch das kommunale Dekret 

Nr. 27.393 als nichtig erklärt.  

Vor der Erlassung dieses Dekrets fand 2005 eine öffentliche Anhörung im Viertel Jardim 

Gramacho statt. In dieser Anhörung wurde die Schließung der Metropoldeponie Jardim 

Gramacho in Zusammenhang und deren Auswirkungen auf die Arbeit der Wertstoffsamm-

ler_innen thematisiert. Darüber hinaus haben sich die Teilnehmer_innen mit Thema der 

Wiederherstellung der Lebensqualität im Viertel Jardim Gramacho auseinandergesetzt.  

In Vorbereitung für diese Anhörung gründeten 2005 die organisierten Sammlern_innen den 

Verein Acamjg und 1100 Wertstoffsammler_innen mobilisierten (IBASE, 2005: 21f.). Dieser 

Verein setzte sich ursprünglich ausschließlich für die politischen Interessen der Wertstoff-

sammler_innen ein: (1) für die Gewährleistung von Arbeit und Einkommen für die Wertstoff-

sammler_innen nach der Schließung der Deponie, (2) für die Einbeziehung der Nachbar-

schaft in Recycling-Projekte und -Aktionen und (3) für die Einführung eines getrennten Ab-

fallsammlungssystems in der Gemeinde Duque de Caxias mit der Beteiligung der Wert-

stoffsammler_innen (IBASE, 2005: 22). 
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Nach Bastos (2008: 123) und Lima (2015: 293) wurde der Prozess der Organisation der 

Wertstoffsammler_innen dieses Viertels von bestimmten Institutionen gefördert, wie das 

Forum „Müll & Citizenship“ Rio de Janeiro, das brasilianische Institut für Innovation in sozi-

alen Gesundheit (IBISS), das Brasilianische Institut für soziale und ökonomische Analyse 

(IBASE) und die Sozialarbeit der Metropoldeponie Jardim Gramacho. In diesem Kontext 

werden zwei Faktoren besonders als Antrieb zur Gründung des Vereins Acamjg angese-

hen: (1) Die Beteiligung von Wertstoffsammler_innen der Coopergramacho im Jahr 2003 

am I. Bundeskongress der Bewegung MNCR und des Forums Müll & Citizenship Rio de 

Janeiro und (2) die Ankündigung der Schließung der Deponie Jardim Gramacho zum Ende 

des Jahres 2005 (IBASE, 2005: 22; Lima, 2015: 297). Darüber hinaus unterstützte IBISS 

den Verein Acamjg finanziell und institutionell von Anfang an (Lima, 2015: 294) und führte 

eine Reihe von Kursen und Schulungen für die Entwicklung von Führungs- und Organisa-

tionskompetenzen mit den Wertstoffsammlern_innen der Coopergramacho durch (IETS, 

2011: 13). Im Laufe von sechs Jahren errichtete Acamjg eine minimal ausgerüstete Ver-

wertungshalle und ein Gebäude mit drei Konferenz- und Bildungsräumen. Diese Struktur 

wurde dem Verein nach Verhandlungen mit Comlurb und der Gemeinde Duque de Caxias, 

die von IBISS vermittelt wurden, gewährt. (Lima, 2015: 296). Mit der politischen Entwicklung 

der Wertstoffsammler_innen im Viertel Jardim Gramacho, sei es im Verein Acamjg oder in 

den anderen Genossenschaften, wurden die Mitglieder der Verwaltung solcher Einheiten 

als Stellvertreter_innen der MNCR im Viertel Jardim Gramacho ernannt. Sie haben mit an-

deren Wertstoffsammler_innen der Stadt Rio de Janeiro die Koordinierungsstelle der 

MNCR im Bundeslandes Rio de Janeiro gegründet. 

 

Abbildung 14: Konferenzraum und Verwertungshalle (im Hintergrund) des Vereins Acamjg 

Die Auseinandersetzung der öffentlichen Anhörung von 2005 ist in Vergessenheit geraten, 

da die Deponie mangels einer gleichwertigen Anlage zur Beseitigung des Abfalls der Ge-

meinde Rio de Janeiro nicht geschlossen werden konnte. Ein konkretes Resultat dieser 

Auseinandersetzung ist das Abkommen Nr. 93 vom 31. August 2006 
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(Abkommen Nr. 93/2006) zwischen der Gemeinde Duque de Caxias und dem Comlurb, das 

die Kooperation zwischen den beiden Gemeinden zum Umbau der Deponie in ein Clean 

development mechanism (CDM) zum Ausstoß von Treibhausgasen (THG), die Gründung 

eines Fonds zur sozialen Inklusion der Wertstoffsammler_innen sowie die Sanierung des 

Stadtgebietes des Viertels Jardim Gramacho beinhaltete. 

Bei dem Fonds handelt es sich um einen Währungsfonds, den „Beteiligungsfonds der Wert-

stoffsammler der Metropoldeponie Jardim Gramacho“134 (Beteiligungsfonds), der sich aus 

den zukünftigen Emissionsgutschriften (certified emission reductions – CER) bei der Ein-

führung einer Deponiegasanlage zum Ausstoß THG nach der Schließung der Deponie spei-

sen sollte. Die Gründung und die Nutzungsbedingungen dieses Fonds wurde zunächst zwi-

schen Comlurb und Duque de Caxias im Abkommen Nr. 93/2006 geregelt. Der Beteili-

gungsfonds sollte im Wert von über 23 Millionen Real von der Aktiengesellschaft Novo Gra-

macho als Betreiber der Deponiegasanlage im Laufe von 15 Jahren in 15 Raten gegründet 

werden. Der Zweck dieses Fonds wurde wie folgt bestimmt: (1) die Gewährleistung der 

Ernährungssicherheit und sozialen Inklusion der Wertstoffsammler_innen der Metropolde-

ponie Jardim Gramacho; (2) eine kontinuierliche Bildungsarbeit mit der Perspektive der För-

derung des Genossenschaftswesens; (3) die Förderung der Genossenschaften des Viertels 

Jardim Gramacho (Investitionen in Infrastrukturen und Ausrüstung). 

2009 wurde eine Kommission durch ein kommunales Dekret des Bürgermeisters von Rio 

de Janeiro zur Erarbeitung „eines Plans zur Lösung des Abfallentsorgungsproblems der 

Stadt Rio de Janeiro“ gegründet (Rio de Janeiro, Gemeinde, 2009). Diese Kommission 

stellte fest, dass der Aufbau einer Abfallbehandlungsanlage (CTR-Rio) in der Gemeinde 

Seropédica einer umweltverträglichen Lösung für die Abfallentsorgung Rio de Janeiros ent-

sprach und diese Anlage die Deaktivierung der Metropoldeponie Jardim Gramacho ermög-

lichen würde (Rio de Janeiro, Gemeinde, 2016: 17). 

Im Kontext des Schließungsprozesses der Deponie hat das Umweltamt des Bundeslands 

Rio de Janeiro (SEA) das Institut für Arbeits- und Gesellschaftsstudien (IETS) mit der Erar-

beitung einer Studie über die sozioökonomischen Bedingungen des Viertels beauftragt. Die 

Studie “Strategie für die städtische, sozioökonomische und Umweltentwicklung für die Um-

gebung der Metropolitan Deponie Jardim Gramacho – Sozioökonomische Diagnose“ (IETS, 

2011) wurde im Mai 2011 vorgestellt. Diese Studie wurde während des Schließungspro-

zesses von mehreren sozialen Akteuren als Quelle bei der Skizzierung der sozioökonomi-

schen Bedingungen des Viertels benutzt und von SEA als Hauptstrategie zur Erarbeitung 

von Maßnahmen im Rahmen der sozioökonomischen Inklusion der Wertstoffsammler_in-

nen verwendet.  

So wie die Gründung der Metropolitan Deponie Jardim Gramacho, die die Nachbarschaft 

negativ beeinflusste, hatte auch deren Schließung negative Auswirkungen auf das Gebiet 

 

134 Das Abkommen Nr. 93/2006 schreibt auch die Gründung eines Fonds vor, der die Auswirkungen der Deponie 
im Viertel Jardim Gramacho reduzieren soll. Dieses Fonds soll von der Gemeinde Duque de Caxias verwaltet 
und umgesetzt werden.  
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Jardim Gramacho. Das Viertel war vor der Gründung der Deponie eine Wohngegend. Es 

gab nur drei kleine Siedlungen135, die mit einem Mindeststandard an städtischer Infrastruk-

tur versorgt waren (IBASE, 2005: 9). Die aus unterschiedlichen Regionen des Bundeslan-

des Rio de Janeiro stammenden Wertstoffsammler_innen, die auf der Suche nach einer 

Alternative zur Arbeitslosigkeit in das Gebiet kamen, gründeten weitere inoffizielle Siedlun-

gen. Sie lebten hier unter sehr schlechten Bedingungen, denn sie hatten beispielsweise 

keine sanitäre Grundversorgung. Dennoch war die größte Umweltbeeinträchtigung immer 

noch der Betrieb der Deponie. Die Landschaft und Umwelt wurde dabei stark beeinträchtigt. 

Bereits in den ersten Betriebsjahren waren die bebauten Zufahrtsstraßen von Gewerbe- 

und Industriebetrieben besetzt, die sich mit der Wiederverwendung und Verwertung von 

Abfällen beschäftigten (IETS, 2011: 9). Der starke Verkehr von Lastkraftwagen führte zu 

Luftverschmutzung und Lärm. Es gab auch andere illegale Müllkippen im Viertel, die sich 

nach der Schließung der Deponie ausbreiteten.  

 

Abbildung 15: Hauptstraße des Viertels mit der Deponie im Hintergrund 

Die Bevölkerungszahl des Viertels lag 2011 bei 13.703 Einwohnern_innen, die in 5863 

Wohneinheiten aufgeteilt waren. Die wirtschaftlich aktive Bevölkerung umfasste 6.000 Men-

schen. 1.217 Einwohner_innen arbeiteten als Wertstoffsammler_innen (IETS, 2011:17). 

Diese lebten in 841 Wohneinheiten mit etwa 2.400 Familienmitgliedern. (IETS, 2011: 142). 

Insgesamt betrug das durchschnittliche Monatseinkommen im Viertel bei 372 Real; die 

Wertstoffsammlern_innen kamen auf 311 Real – 21% weniger (IETS, 2011: 142). Dies ent-

spricht 40% des durchschnittlichen Einkommens in der RMRJ (IETS, 2011: 80). So liegen 

42,4% der Haushalte in der Nachbarschaft unterhalb der Armutsgrenze. Die 

 

135 Diese ersten offiziellen Siedlungen wurden COHAB, Triângulo, Morro do Cruzeiro und Morro da Placa ge-
nannt (IBASE, 2005: 9). 
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Wertstoffsammler_innen stehen dabei noch schlechter dar: 50% ihrer Haushalte gelten als 

arm, 18% als extrem arm (IETS, 2011: 142). 

 

Abbildung 16: Umgebung des Viertels Jardim Gramacho 

Das niedrige Einkommen der Nachbarschaft ist auf die prekäre, informelle und unbestän-

dige Beschäftigung zurückzuführen. Die Auswirkungen der Schließung der Deponie werden 

die Armutssituation im Viertel Jardim Gramacho weiter verschärfen. Einmal geschlossen, 

endet das Einkommen aus der extraktiven Wertstoffsammlung. Fast alle Wertstoffsamm-

ler_innen (97%) beschäftigten sich nur mit dieser Tätigkeit. Das Einkommen aus dieser 

informellen Tätigkeit macht im Durchschnitt 65% des Haushaltseinkommens aus (IETS, 

2011: 142). 

Nach der Studie von IETS lebten 1.771 Menschen in Armut: 1.126 Menschen galten als 

arm und 645 als extrem arm (IETS 2011: 142). Diese prekären ökonomischen Verhältnisse 

des Viertels führten dazu, dass die meisten Aktivitäten des Lebens der Wertstoffsamm-

ler_innen innerhalb des Gebietes stattfanden. Da die meisten Sammler_innen das Viertel 

nur selten verließen, lebten sie eher isoliert. Dies machte die Organisationsprozesse der 

Führungskräfte der MNCR mit den Sammlern_innen der Dienstfront während der sieben 

Jahre, die von der Gründung des Vereins Acamjg bis zum Anfang des Schließungsprozes-

ses von 2011 vergangen sind, mühsam. Bei einer Sitzung der Sammler_innen im 
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November 2011 skizzierte eine alte assoziierte Wertstoffsammlerin diese Situation, als ein 

Sammler der Dienstfront den Assoziierten vorwarf, dass die Dienstfront nichts über den 

Schließungsprozess wusste, weil die Führungskräfte der Genossenschaften und der Be-

wegung die Informationen darüber für sich behielten: 

„Ihr wollt nichts wissen…Ich erinnere mich daran… Als die Leute ein Zelt 
[Informationszelt vor dem Eingang der Deponie] hatten, seid ihr immer 
vorbeigegangen, ihr hieltet nicht an … niemand hörte zu … wenn Treffen, 
Veranstaltungen außerhalb [des Viertels] in einem Ort stattgefunden haben … 
keiner von euch ist hingegangen … ich habe es mal gesehen … es gab einmal fünf 
Busse, um Leute zu einer Tagung der Bewegung [MNCR] zu fahren, und drei sind 
leer gefahren … Warum? Weil, wenn ihr Abfall habt, macht ihr nichts mehr… wenn 
es 40 „Carretas“ täglich gibt, kommt niemand hierher! Jetzt seid ihr da, weil die 
Deponie am Ende ist … Beim ersten Treffen dazu 2005 war fast kein Sammler 
dabei, es gab mehr Wertstoffhändler als Sammler … Die Sammler sind nicht 
hingegangen … Warum? (L, 70Jr., weiblich, Beobachtungsprotokoll 01. 11.2011). 

Ausgehend davon, dass die materiellen Verhältnisse die Wahrnehmung des Menschen 

über die Realität, in der sie eingefügt werden, bestimmen, wird hier festgestellt, dass die 

Arbeitsbedingungen der Wertstoffsammler_innen auf der Deponie eine große Rolle dabei 

spielten. Diesbezüglich verdeutlichte ein ehemaliger Sammler der Deponie Jardim Grama-

cho, der zum damaligen Zeitpunkt in einem Bildungsprojekt des Bundeslandes Rio de 

Janeiro136 arbeitete: 

„Die meisten wissen nichts von der nationalen Abfallpolitik. Sie wollen nur das Geld 
des Fonds. Gib’ ihnen dieses Geld und es gibt kein Problem mehr. Weißt du warum? 
Was meinst du, was mit dem Kopf [Geist] eines Mannes passiert, wenn er jeden Tag 
aus dem Haus zur Deponie, von der Deponie nach Hause, aus dem Haus zur 
Deponie, von der Deponie nach Hause kommt? Es wird so, schau mal!!!!“ (F, 30Jr., 
männlich, Beobachtungsprotokoll 29.09.2011) 

Seine Aussage untermalte er mit vielen Gesten. Den eintönigen Arbeitsalltag auf der Met-

ropoldeponie Jardim Gramacho verdeutlichte er durch die wiederholte Bewegung seiner 

Hand von rechts nach links und von links nach rechts. Als er den letzten Satz („Es wird so, 

schau mal!“) bezüglich des Geistes eines Menschen äußerte, deutete er mit seinen Händen 

die begrenzten Möglichkeiten dieser Arbeiter_innen an, um die realen Beziehungen ihres 

 

136 Er war ein ehemaliger Sammler der Metropoldeponie Jardim Gramacho, der zunächst dem Verein Acamjg 
und danach der Genossenschaft Cooperjardim angeschlossen war. Zur Zeit der Feldforschung arbeitete er 
beim Programm zur Förderung der Einrichtung der getrennten Wertstoffsammlung mit der Beteiligung von Wert-
stoffsammler_innen, das Programm PCSS – Programa de Coleta Seletiva Solidária vom Umweltinstitut des 
Bundeslandes Rio de Janeiro (INEA). Das Programm zielte darauf ab, die Gemeinde des Bundeslandes Rio de 
Janeiro über die Einrichtung des getrennten Abfallsammlungssystems mit Einbeziehung der lokalen Wertstoff-
sammler_innen zu beraten. Der Sammler F war verantwortlich für die Mobilisierungs- und Bildungsprozesse 
von Wertstoffsammler_innen in den Gemeinden, in denen das Programm eingeführt wurde. Die Teilnahme der 
Gemeinde an diesem Programm war freiwillig und hing von einem Abkommen zwischen der Gemeinde und 
dem INEA ab. Die Einbeziehung des technischen Teams dieses Programms in den Schließungsprozess war 
am Anfang nur eventuell möglich und ab August 2011 untersagt. Der Grund dafür wurde nicht offiziell genannt. 
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gesellschaftlichen Seins wahrzunehmen. Beteiligung erfordert Kompetenzen. Um Kompe-

tenzen zu entwickeln, ist ein dauerhafter Bildungsprozess notwendig.  

Der historische Prozess der Organisation der Wertstoffsammler_innen in Jardim Gramacho 

wurde von der materiellen Not ihres Lebens bestimmt. Obwohl die Arbeit in den Genossen-

schaften als „nicht kollektiv“ zu verstehen ist, bedeutete der Anschluss an die Genossen-

schaften bestimmte Veränderungen in den sozialen Verhältnissen einiger Assoziierter. Dies 

hat sich auf ihr individuelles Leben sowie auf die politische Dynamik und Wahrnehmung der 

Gruppen ausgewirkt. Ein Teil der assoziierten Wertstoffsammler_innen, die als Führungs-

kräfte ihrer Organisation und/oder der sozialen Bewegung MNCR in der Region waren, hat-

ten auch ein soziales Leben außerhalb des Territoriums Jardim Gramachos, weil sie in 

Kontakt mit anderen Institutionen oder bestimmten Projekten im Bereich der Rezyklierung 

(Recycling) standen. 

 

Abbildung 17: Das soziale Leben im Viertel Jardim Gramacho 

Die Existenz der Deponie im Viertel Jardim Gramacho hat eine Umweltbeeinträchtigung 

dadurch geschaffen, dass alle Umweltgüter (Boden, Wasser, Luft und Tiere) negative Fol-

gen für den städtischen Raum und folglich für das menschliche Leben hatten. Dies hatte 

Konsequenzen für die Entwicklungsmöglichkeiten des Viertels Jardim Gramacho: 

„Seit der Gründung der Deponie bis zu ihrer Schließung fanden zahlreiche 
Veränderungen nicht nur an der Anlage, sondern auch in der ganzen umliegenden 
Region statt. Es kann behauptet werden, dass ihre Anwesenheit die lokale 
Landschaft, das Nachbarschaftsleben, die Bildungs-, sozialen, kulturellen, 
politischen und wirtschaftlichen Umstände des Viertels Jardim Gramacho 
entscheidend beeinflusste.“ (Ribeiro & Do Carmo, 2013: 227) 

Nach dem Bericht vom IETS mussten 3.113 Menschen nach der Schließung der Deponie 

in Armut geraten, von denen 662 Menschen als arm und 2451 Menschen als extrem arm 

anzusehen sind (IETS 2011: 142). Dies ist eine Steigerung von über 75% in der Armuts-

quote im Viertel. 
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6.5 Politik der Abfallwirtschaft im Zusammenhang mit der Schließung der Deponie  

Das Umweltamt (SEA) ordnete die Maßnahmen zur Schließung der Metropoldeponie Jar-

dim Gramacho im Rahmen des Programms „Pakt für Wasser- und sanitäre Grundversor-

gung“137 an. Dieses Programm ist ein Dachprogram für eine Reihe von Programmen und 

technischen Maßnahmen des Bundeslandes, das zum Ziel hat, alle Dienstleistungen im 

Rahmen der Wasser- und sanitären Grundversorgung angemessen und universell zu er-

bringen. Obwohl dieses Dachprogramm erst im April 2011 durch ein Dekret veröffentlicht 

wurde, entwickelten sich bestimmte Programme seit 2007. 

So gab es bereits Programme zur (1) Planung der Regionalisierung der Beseitigung von 

Abfällen in großen Abfallbehandlungsanlagen (CTR), (2) zur technischen Förderung für die 

Abschaffung von unangemessenen Beseitigungsformen und (3) zur finanziellen Förderung 

der angemessenen Abfallbeseitigung und Einrichtung von getrennten Abfallsammlungssys-

temen mit der Beteiligung der Wertstoffsammler_innen. 

Obwohl der Abfallwirtschafsplan des Bundeslandes Rio de Janeiro erst im Januar 2014 

veröffentlicht wurde, fingen auch 2007 erste Aktionen zur Umsetzung des Abkommens zwi-

schen dem Bundesumweltministerium (MMA/SRHU Nr. 10/2007) und dem Bundesland Rio 

de Janeiro an. Dieses Abkommen bestimmte Maßnahmen zur Schließung oder Sanierung 

von alten Deponien und Müllkippen als Ziel des Abfallwirtschaftsplans. Mit der Veröffentli-

chung der NAbfP/2010 musste die soziale Inklusion der Wertstoffsammler_innen in dieser 

Politik berücksichtigt werden. Dies wurde auch im Programm „Null Müllkippen“ als Ziel ver-

folgt.  

Durch das Programm „Kauf von behandelten Abfällen“ können circa 25% der Kosten der 

Beseitigung in einer angemessenen Deponie vom Bundesland übernommen werden138. Im 

Gegenzug sollen die Gemeinde (1) Ziele in Bezug auf die getrennten Abfallsammlungssys-

teme einrichten, (2) einen kommunalen Abfallwirtschaftsplan erarbeiten; (3) die Sanierung 

von Müllkippen durchführen und (4) eine Abfallbewirtschaftungssteuer erheben.  

Ein weiteres Programm zur Vermittlung finanzieller Mittel heißt „Grüner ICMS“ 139. Dabei 

erhört sich der Anteil des ICMS, der an die Gemeinden weitergegeben werden muss140, je 

 

137 Der Pakt für die sanitäre Grundversorgung wurde in der bundesländlichen Verordnung Nr. 42.930 vom 18. 
April 2011 verankert. Dabei wurde das Ziel festgelegt, den universellen Zugang der Bevölkerung bis 2020 zur 
erreichen. Die Informationen über dieses Programm sind auf der Internetsite des Umweltamts des Bundeslan-
des Rio de Janeiro zugänglich: http://www.rj.gov.br/web/informacaopublica/exibeconteudo?article-
id=1043524#lixao  
138 Die Kosten der Beseitigung in angemessene Deponie betragen zwischen 50 Real bis 70 Real pro Tonnen 
(Galdo, 2017).  
139 ICMS steht für Imposto de Circulação de Mercadorias e Serviços (Zirkulations- und Dienstleistungssteuer) 
Steuer. Es handelt sich um ein Bundeslandsteuer. Dennoch besagt die Verfassung von 1988, dass 25% der 
Steuer in den Gemeinden verbleibt (Art. 158, Abs. IV, CRFB/1988). Über „Ökologischer ICMS“ (SEA, o.J.). 
140 Das Kriterium für den ökologischen ICMS sind auf der Internetsite von SEA zugänglich. Zusammengefasst 
wird wie folgt bewertet: Müllkippen (0 Punkt); kontrollierte Deponie (1 Punkt) mit Sammlung und Deponiegas 
(1,5 Punkt); Deponie (3 Punkte) und zusätzliche Punkte für jeweils Deponiegassystem (1 Punkt) und fortge-
schrittenes Sickerwasserssystem (1 Punkt); energetische Verwertung von Abfällen durch 
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mehr Maßnahmen zur Förderung einer umweltverträglichen Abfallwirtschaft ergriffen wer-

den. Es werden dabei auch das Abwassersystem, Wasser- und Naturschutzgebiete be-

rücksichtigt. In Bezug auf die Abfallwirtschaft wird die Art der Abfallentsorgung analysiert 

und bewertet, um die Prämien jährlich zu errechnen. Mit diesen beiden Förderprogrammen 

wurde erwartet, dass die Gemeinden die Abfallentsorgungshierarchie erfüllen. Im Kontext 

der Schließung der Deponie Jardim Gramacho hätten diese Programme die sozioökonomi-

sche Beteiligung der Sammler_innen in getrennten Abfallsammelsysteme der Gemeinde 

Duque de Caxias fördern können. 

 

Abbildung 18 Konzept des Programms "Pakt für Wasser- und sanitäre Grundversorgung" 

 

 

Die Verwirklichung der sozioökonomischen Inklusion der betroffenen Wertstoffsammler_in-

nen nach der Schließung der Metropoldeponie Jardim Gramacho machte wegen der Größe 

und Komplexität der nationalen Abfallpolitik eine starke zwischenstaatliche Zusammenar-

beit auf allen Regierungsebenen nötig, um den beteiligten Gemeinden Rio de Janeiro und 

Duque de Caxias die notwendigen finanziellen Mittel durch unterschiedliche Förderpro-

gramme zur Verfügung zu stellen.  

In diesem Kontext veröffentlichte das Umweltamt des Bundeslandes Rio de Janeiro eine 

Mitteilung, in der es vorgab, „mehrere finanzielle und soziale Verpflichtungen zugunsten der 

Sammler der Deponie Gramacho“ dadurch zu übernehmen, dass staatliche und nichtstaat-

liche Partnerschaften zustande kommen sollten, um ihnen ein Einkommen nach der defini-

tiven Schließung der Deponie zu garantieren (SEA, 2011a). So wurde in dieser Mitteilung 

auch die Zusammenarbeit mit der Bundesregierung näher skizziert, damit die Gemeinde 

 

Abfallverbrennungsanlage (5 Punkte!). Das getrennte Abfallsammlungssystem wird zwischen 1 bis 6 Punkte 
bewertet. Umfang von 1% bis 3% der Haushalte erhält einen 1 Punkt; über 3% bis 5% bekommen 2 Punkte; 
über 5% bis 10% bekommen 3 Punkte und über 10% bekommt 4 Punkte. Die Gemeinde, die 50% der Haushäl-
ter dienen, bekommen noch einen Punkt dazu, und wenn die Wertstoffsammler_innen an den getrennten Ab-
fallsammlungssystemen beteiligt sind, bekommt die Gemeinde noch 1 Punkt. Dazu siehe die Internetseite des 
Bundeslandes Rio de Janeiro: http://www.rj.gov.br/web/sea/exibeconteudo?article-id=164974 (20.01.2018). 
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Duque de Caxias die finanziellen Mittel der Bundesbank für die ökonomische und soziale 

Entwicklung (BNDES) zur Einrichtung des getrennten Abfallsammlungssystems zukünftig 

erhalten könnte. Ferner hat das Umweltamt der Gemeinde Duque de Caxias SEA techni-

sche Unterstützung zur Verfügung gestellt, um einen getrennten Abfallwirtschaftsplan erar-

beiten zu können.  

Die untenstehende Tabelle 4 stellt die wichtigsten staatlichen Akteure und deren Rolle im 

Rahmen der Schließung der Deponie dar, mit denen das Umweltamt SEA im Rahmen des 

Schließungsprozesses der Metropoldeponie Jardim Gramacho zusammengearbeitet hat 

(SEA, 2011a)141. 

Tabelle 4: Staatliche Akteure im Rahmen des Schließungprozesses der Deponie 

Staatliche Akteure Rolle 

Bundesministerium für Arbeit und 

Beschäftigung (MTE) 

Übermittelung von finanziellen Ressourcen bei einer Schlie-

ßung der Deponie durch die politischen Programme zur Be-

kämpfung der Armut und sozialen Inklusion der Wertstoffsamm-

ler_innen. 

Bundesministerium für soziale Ent-

wicklung (MDS) 

Bundesbank für die ökonomische 

und soziale Entwicklung (BNDES) 

Vergabe von öffentlichen Geldern für die Einrichtung von ge-

trennten Abfallsammlungssystemen, an der die Gemeinden 

sich mit 50% der Gelder beteiligen mussten. 

Föderale Sparkasse (CEF) 

Zurverfügungstellung des Beteiligungsfonds zur sozialen Inklu-

sion der Wertstoffsammler_innen der Deponie Jardim Grama-

cho („der Fonds“) bei der Schließung der Deponie.  

Stiftung der Brasilianischen Bank 

(FBB) 

Übermittelung von finanziellen Ressourcen an bestimmte Pro-

jekte zur Förderung der Genossenschaften von Wertstoffsamm-

lern_innen. 

Amt für Sozialhilfe und Menschen-

rechte des Bundeslands Rio de 

Janeiro (SEADSH) 

Inklusion der Wertstoffsammler_innen der Deponie Jardim Gra-

macho in das Programm „Besseres Einkommen“, das eine fi-

nanzielle Leistung als Sozialhilfe an Bedürftige vergab. 

Fonds für Umweltschutz des Bun-

deslands Rio de Janeiro (FECAM) 

Übermittelung von finanziellen Ressourcen für den Bau von 

zwei Verwertungszentren für Genossenschaften (Verwertungs-

pool)  

Abfallentsorgungsunternehmen der 

Gemeinde Rio de Janeiro – Comlurb 

Träger der kommunalen Abfallwirtschaft Rio de Janeiros. Zu-

ständig für die technische Planung der Deaktivierung der Depo-

nie als Abfallbeseitigungsanlage. 

Amt für Umwelt, Landwirtschaft 

und Versorgung (SEMAAA) der 

Gemeinde Duque de Caxias 

Träger der Dienstleistung im Rahmen der getrennten Abfall-

sammlung und -verarbeitung und Koordination des Umweltbei-

rats der Gemeinde 

 

141 Diese Tabelle basiert auf einer Liste von Maßnahmen, die auf der Internetsite des Umweltamts Bundeslan-
des Rio de Janeiro veröffentlicht wurde, und auf der Beobachtung im Feld. Es werden nur die Maßnahmen 
berücksichtigt, die sich auf die sozioökonomische Inklusion der Sammler_innen unmittelbar bezieht. Aufrufbar 
in:http://www.rj.gov.br/web/informacaopublica/exibeconteudo?article-id=1043524#lixao 

 

http://www.rj.gov.br/web/informacaopublica/exibeconteudo?article-id=1043524#lixao
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6.6 Verhandlungen zur sozioökonomischen Inklusion in den Foren der Öffentlich-

keitsbeteiligung 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung142 im Rahmen des Schließungsprozesses der Metropoldepo-

nie Jardim Gramacho wurde als eine innovative Maßnahme des Bundeslandes Rio de 

Janeiro angesehen. Die Gründung von Beteiligungsforen erfüllte angeblich die Anforde-

rung, die betroffenen Wertstoffsammler_innen bzw. die Einwohner_innen des Viertels Jar-

dim Gramacho in die Erarbeitung einer Umwelt- und Sozialpolitischen Strategie zur Umset-

zung der Abfallpolitik einzubeziehen.  

Die Sitzungen zwischen dem Umweltamt SEA und den betroffenen Akteuren haben im Feb-

ruar 2011 angefangen. Die Bewegung MNCR hat dabei die Anforderung gestellt, dass der 

Schließungsprozess der Deponie unter Beteiligung der Wertstoffsammler_innen geschieht, 

wie es auch in der nationalen Abfallpolitik steht. Ein Formalisierungsinstrument, das die 

Rechtmäßigkeit und die Kompetenzen dieser Beteiligungsmöglichkeiten verankert, exis-

tierte aber nicht. Sie wurden auch nicht in einem bestehenden offiziellen Beirat eingefügt. 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung wurden in drei Arbeitsgruppen (AG) strukturiert: AG 1 Sozial-

fürsorge; AG 2 Schaffung von Arbeit und Einkommen; AG 3 Städtische und ökologische 

Infrastruktur. Diese wurden von SEA durch den „Integrations-, Evaluierungs- und Überprü-

fungsausschuss“ koordiniert, waren jedoch dem „Exekutivsekretariat des Entwicklungspro-

jekts von Jardim Gramacho“ zugeordnet. Dieses Sekretariat traf die endgültigen Entschei-

dungen im Rahmen der Schließung der Metropoldeponie Jardim Gramacho. Die Arbeits-

gruppen trafen sich in der Regel wöchentlich. Einmal im Monat fand ein Plenum statt, in 

dem alle Arbeitsgruppen mit dem Exekutivsekretariat zusammensaßen, um sich mit den 

Ergebnissen und Perspektiven der Arbeitsgruppen auseinanderzusetzen.  

Die folgenden Ausführungen beziehen sich auf die Feldbeobachtung der AG 2 „Schaffung 

von Arbeit und Einkommen“ (AG 2), die sich aus staatlichen und privaten Akteuren zusam-

mensetzte.  

Als staatliche Akteure in der AG 2 nahmen teil: (1) das Umweltamt SEA, das vom Stellver-

treter J vertretet wurde. J wurde auch als Moderator der AG 2 in Forschungsfeld identifi-

zierte und (2) das Amt für Umwelt, Landwirtschaft und Versorgung (SEMAAA) der Ge-

meinde Duque de Caxias, das vom Stellvertreter I vertretet wurde.  

 

142 Das Öffentlichkeitsbeteiligungskonzept, das beim Schließungsprozess der Deponie Jardim Gramacho dar-
gestellt wurde, wurde vom IETS erarbeitet und im Juni 2011 durch eine Präsentation namens „Strategie für die 
städtische, sozioökonomische und Umweltentwicklung für die Umgebung der Metropolitan Deponie Jardim Gra-
macho“ dem Umweltamt SEA und den betroffenen Akteuren des Viertels Jardim Gramacho vorgestellt. In die-
sem Dokument wurden die Beteiligungsräume, Beteiligungsberechtigte und Kompetenzen bestimmt. In der Sit-
zung, in der diese Präsentation dargestellt wurde, war ich nicht anwesend. Die digitale Datei der Präsentation 
wurde mir per E-Mail von der Schlüsselperson „J“ geschickt. 
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Als nichtstaatliche Akteure in der AG 2 können Folgende genannt werden: 1. die assoziier-

ten Wertstoffsammler_innen143 des Viertels Jardim Gramacho und die Aktiengesellschaft 

der Novo Gramacho Energia Ambiental SA, die von der Sozialarbeiterin T und dem Sozial-

pädagogen Z144 der Metropoldeponie Jardim Gramacho vertreten wurde145.  

Die Koordinierung der AG 2 wurde von Wertstoffsammler G der Genossenschaft Cooper-

camjg ausgeübt.  

Die Struktur der Öffentlichkeitsbeteiligung im Schließungsprozess der Metropoldeponie Jar-

dim Gramacho wird in der Tabelle 5 näher beschrieben.  

Außer den von SEA geschaffenen Beteiligungsforen haben gab es weitere zwei andere 

Beteiligungsmöglichkeiten: Die technische Abfallkammer der Gemeinde Duque de Caxias 

und der Führungskräfterat der Wertstoffsammler_innen. 

Die technische Abfallkammer der Gemeinde Duque de Caxias ist dem im Jahr 1998 ge-

gründeten Umweltrat der Gemeinde Duque de Caxias untergeordnet 146 und hat sich mit 

der Umweltpolitik in Bezug auf die Abfallwirtschaft der Gemeinde auseinandergesetzt. In 

diesem Organ beteiligen sich Institutionen der Zivilgesellschaft der Stadt, das Amt SEMAAA 

sowie weitere Ämter der Gemeinde. Dieses Gremium kann als ein offizielles Instrument der 

controle social verstanden werden. Zum Zeitpunkt der Forschung bezog sich eine breite 

Diskussion innerhalb dieses Gremiums auf die Auswirkungen der Abfallbeseitigung der Ge-

meinde nach der Deaktivierung der Deponie und die Erarbeitung eines Konzeptes zur so-

zioökonomischen Inklusion der Wertstoffsammler_innen in die Abfallwirtschaft. Dabei wur-

den die Wertstoffsammler_innen aber selten beteiligt. 

Der Führungskräfterat wurde am 30.09.2011 bei einer großen Versammlung von den Wert-

stoffsammlern_innen selbstorganisiert. An dieser Versammlung nahmen mindestens 300 

Wertstoffsammler_innen der Deponie teil147. Damals hatte die Dienstfront Informationen 

über die Schließung der Deponie für die Wertstoffsammler_innen der MNCR und deren 

Beteiligung an den Entscheidungen des Schließungsprozesses gefordert. Als Ergebnis 

wurde einen Rat unter Beteiligung von 25 kollektiv organisierten und 25 nicht kollektiv or-

ganisierten Wertstoffsammler_innen vor Ort gegründet. Nach dessen Gründung tagte der 

Führungskräfterat wöchentlich zwischen dem 04.10. und dem 22.12.2011. 

 

143 Die Sammler_innen der Dienstfront haben erst ab dem 2. Semester 2011 angefangen an den Sitzungen der 
AG 2 teilzunehmen. Dies wird im Folgenden erklärt. 
144 Diese Stelle wurde im Rahmen der Schließung der Deponie gegründet. 
145 Andere Institutionen der Zivilgesellschaft haben eventuell in den Sitzungen der AG teilgenommen, werden 
aber nur dann genannt, wenn sie eine Rolle gespielt haben. Darüber hinaus nahmen in diesen Sitzungen zwei 
Wissenschaftlerinnen teil. Eine aus der Bundesuniversität Rio de Janeiro, die in dieser Arbeit als Lima 2015 
zitiert wird und ich, die diese Forschungsergebnisse nun vorstellt.  
146 Der Umweltrat der Gemeinde Duque de Caxias entstand durch das kommunale Gesetz Nr. 1.406 von 1998.  
147 Es gab keine Anwesenheitsliste, daher ist es nicht möglich zu präzisieren, wie viele Wertstoffsammler_innen 
da waren. Eigene Schätzungen ergaben ca. 300 Sammler_innen. 
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Tabelle 5: Öffentlichkeitsbeteiligungsstruktur 

Organe Zustädigkeit Zusammensetzung 

Exekutiv- 
sekretariat 

Mobilisierung der öffentlichen und privaten ex-
ternen Akteure; Moderation der Plenarsitzun-
gen (mit alle AGs); Gewährleistung des Infor-
mationsflusses zwischen den Arbeitsgruppen; 
Förderung der Umsetzung des Aktionsplans 

der AGs. 

Mitglieder des Integrations-, Evaluie-
rungs- und Überprüfungsausschusses; 
Umweltminister des Bundeslands Rio 
de Janeiro; Bürgermeister der Stadt 
Rio de Janeiro; Bürgermeister der 

Stadt Duque de Caxias. 

Integrations-, 
Evaluierungs- 
und Überprü-

fungsaus-
schuss 

Integration der Aktionspläne der Arbeitsgrup-
pen und ihre Ratifizierung; Überprüfung auf 
Überschneidungen zwischen Aktionen der 

verschiedenen Arbeitsgruppen; Informationen 
konzentrieren und neu verteilen; Sicherstel-
lung des Informationsflusses zwischen den 

AGs. 

Koordinatoren_innen der AGs und 
Vertreter der SEA. Moderator_innen 
und Berichterstatter_innen dürften 

ohne Zustimmungsrecht teilnehmen. 

Arbeits-
gruppe 

Identifikation der Anforderungen im Zusam-
menhang mit den Einsatzbereichen der AG; 
Erarbeitung eines Aktionsplans (AP) der AG; 
Festlegung von Zielen und Leistungsindikato-
ren für die im Aktionsplan festgelegten Pro-

gramme und Projekte; 
Identifizierung der kommunalen und Landes-
ämter, die für die Aktivitäten der Gruppe rele-
vant sind, um Aktionen zu potenzieren, Über-
schneidungen zu vermeiden und Kosten zu 

minimieren. 

Vertreter_innen von Institutionen mit 
Aktivitäten und Einfluss in Jardim Gra-
macho. Die Arbeit der AG. umfasste 

Koordination, Moderation und Bericht-
erstattung. 

Der Koordinator oder die Koordinatorin 
wurde zwischen den Vertretern_innen 

einer der Institutionen ausgewählt 
Aufgaben: Koordination der Aktionen 

zwischen den unterschiedlichen Akteu-
ren_innen der AG.; Verteilung von In-
formationen zwischen den beteiligten 
Akteuren, dem Integrations- Evaluie-
rungs- und Überprüfungsausschuss 

und dem Informationssystem; Vertre-
tung der AG beim Integrations-, Evalu-
ierungs- und Überprüfungsausschuss. 

Moderation: Beauftragte Person. 
Aufgaben: Verantwortung für die Orga-
nisation der Sitzungen, die Erörterung 
der Tagesordnung, die Mobilisierung 
der Teilnehmer_innen, die Beibehal-

tung des Schwerpunkts der AG. 

Berichterstattung: Vertreter_innen ei-
ner der Institutionen, die an der AG 
teilnahmen und von den Teilneh-

mern_innen ausgewählt wurden, oder 
beauftragte Berichterstatter_in. 

6.6.1 Entwicklung des Konzepts zur sozioökonomischen Inklusion der Wert-

stoffsammler_innen im Rahmen der Schließung der Deponie 

Zur sozioökonomischen Inklusion der Wertstoffsammler_innen nach den Bestimmungen 

der nationalen Abfallpolitik hatte SEA zunächst mit der Gemeinde Duque de Caxias (SE-

MAAA und Abfallkammer) und den assoziierten Wertstoffsammlern_innen zwei Strategien 

entwickelt: Die Einrichtung eines getrennten Abfallsammlungssystems in Duque de Caxias 

unter Einbeziehung der Wertstoffsammler_innen der Deponie Jardim Gramacho und der 

Aufbau eines Verwertungszentrums für die Genossenschaften – das „Recyclingzentrum 

Jardim Gramacho“ (Recyclingzentrum). Einhergehen sollte dies mit stärkeren Investitionen 

in Infrastruktur und Bildung. Für die Förderung der sozioökonomischen Inklusion standen 

folgende Finanzmittel zur Verfügung: (1) der Beteiligungsfond der Wertstoffsammler_innen, 
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(2) der Fondr für Umweltschutz des Bundeslandes Rio de Janeiro (FECAM) und (3) die 

Bundesbank für die ökonomische und soziale Entwicklung (BNDES).  

Bei der Planung der sozioökonomischen Inklusion der Wertstoffsammler_innen war die 

Herausforderung, dass die Gemeinde Duque de Caxias kein getrenntes Abfallsammlungs-

system hatte (hat). SEA entwickelte zunächst einen Entwurf des Recyclingzentrums, wel-

chen anfänglich 400 Wertstoffsammlern_innen einbeziehen würde. Hiernach würde zu-

nächst die Wertstoffsammlung in einem Wohngebiet der oberen Mittelklasse eingeführt und 

die gesammelten Wertstoffe dann im Recyclingzentrum entsorgt. Die Genossenschaften 

wären sowohl für die Sammlung als auch für die Verarbeitung der Wertstoffe und folglich 

ihre umweltverträgliche Entsorgung durch die Kommerzialisierungsprozesse zuständig. Die 

Erweiterung der Dienstleistung, um alle Sammler_innen der Deponie Jardim Gramacho 

einzubeziehen, wurde geplant. Ein Konzept der sozioökonomischen Inklusion hätte auch 

die Förderung der Genossenschaften als beauftragter Dienstleister bedingt. Es wurde bei 

den Verhandlungen nicht berücksichtigt, dass die Genossenschaften Rechte darauf haben, 

ohne Ausschreibungsprozess beauftragt zu werden. Es wurde von SEA in diesem Konzept 

der Gemeinde Duque die Bereitstellung der Infrastruktur, Ausrüstung und die Bezahlung 

der monatlichen Kosten der Durchführung der Dienstleistung vorgeschlagen. Die Entloh-

nung der Wertstoffsammler_innen für ihre Arbeit wurde in dem Konzept nicht berücksichtigt. 

Diese mussten alleine mit den Erlösen aus dem Verkauf der verarbeiteten Wertstoffe ihr 

Auskommen sichern. 

Dies setzte jedoch eine anfängliche Investition von etwa 9 Millionen Real148 und eine inten-

sive Zusammenarbeit zw. SEA und SEMAAA voraus. Das Amt SEA verhandelte mit der 

öffentlichen Bank BNDES über die finanziellen Ressourcen für den Bau des Recyclingzent-

rums. Nach den Regelungen der öffentlichen Geldvergabe musste aber die Gemeinde Du-

que de Caxias einen Eigenanteil von 50% der Gelder erbringen. Aus diesem Grund erfuhr 

dieses Konzept großen Widerstand. Darüber hinaus durfte die Gemeinde keine finanzielle 

Ressource des Bundes erhalten, weil es Probleme mit den öffentlichen Finanzen des vor-

herigen Jahres gab und die Gemeinde von der zuständigen Behörde geprüft wurde. Die 

Gemeinde lehnte dieses Vorgehen nicht sofort ab. Allerdings implizierte der Plan regelmä-

ßige Treffen und Zugriff auf Daten über die Abfallwirtschaft der Gemeinde Duque de Caxias. 

Die Zusammenarbeit zwischen SEA und SEMAAA entstand jedoch nicht. 

Der Anteil der Wertstoffe in den gesamten Siedlungsabfällen beträgt in Brasilien 31,9%. Ein 

getrenntes Abfallsammlungssystem kann erst im Laufe der nächsten Jahre etwa 70% der 

Wertstoffe eines Territoriums entsorgen. Aus diesem Grund war die Einrichtung eines sol-

chen Systems nicht die Priorität der Gemeinde Duque de Caxias. Durch die Schließung der 

Deponie hätte die Gemeinde die Frage der kommunalen Abfallbeseitigung bearbeiten müs-

sen: „Nach der Schließung [der Deponie] müssen wir unsere Abfälle an einem anderen Ort 

beseitigen. Caxias muss eine Lösung für ihren Abfall finden!“ (I, 45Jr., männlich, Beobach-

tungsprotokoll 16.06.2011) Es ging um 240.000 Tonnen fester Abfälle, die die Gemeinde 

 

148 Bei den Sitzungen zur Öffentlichkeitsbeteiligung wurde die Kalkulation dieser Planung auf einer Exceltabelle 
dargestellt und liegt vor. 
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Duque de Caxias monatlich entsorgen muss (I, 45Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll 

19.07. 2011). Die Abfälle auf andere Deponien zu entsorgen war problematiisch für die 

Gemeinde Duque de Caxias geworden, weil sie als Entschädigung dafür, dass die Deponie 

innerhalb ihres Hoheitsgebiets lag, Abfälle kostenlos beseitigen durfte. Die Schließung der 

Deponie würde Kosten für die Abfallbeseitigung verursachen, die aber nicht in den kommu-

nalen Haushalt eingeplant waren149.  

Daneben wurden in den Sitzungen zwei unterschiedliche Konzepte zur sozioökonomischen 

Inklusion vorgestellt. Beide liefern dem selbstverwalteten Arbeit innerhalb der Genossen-

schaften entgegen. Das erste Konzept kündigte die Schaffung von Arbeitsplätzen an. Ein 

privates Unternehmen würde das gesamte System kontrollieren. Neben einer Verwertungs-

halle würde auch eine Müllverbrennungsanlage gebaut, um den Restmüll zu beseitigen. 

Die Wertstoffsammler_innen der Metropoldeponie Jardim Gramacho würden als erfahrene 

Arbeitskräfte eingestuft und eingestellt (CH, 45 Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll 30. 

06.2011). Das ist ein Konzept innerhalb der Lohnarbeit bei dem die Genossenschaften als 

Organisation Macht verlieren würde. Ein zweites Konzept erkennt zwar die Genossenschaf-

ten als Model der Organisation der Sammler_innen an, jedoch nicht als beauftragte Dienst-

leister, sondern in einer Art Partnerschaftsmodell zwischen den Genossenschaften und ei-

nem privaten Unternehmen. Dieses würde mit der getrennten Wertstoffsammlung beauf-

tragt werden und die gesammelten Wertstoffe an die Genossenschaften liefern. Als Gegen-

leistung müssten die Genossenschaften 20% des durch den Verkauf der behandelten Wert-

stoffe erzielten Umsatzes an die Gemeinde zahlen, um die Gemeinde bei den Kosten der 

Beauftragung durch private Unternehmen zu unterstützen (CH, 45 Jr., männlich, Beobach-

tungsprotokoll 13.07.2011). Diese Konzepte wurden von einem Beamten des Planungs-

amts der Gemeinde Duque de Caxias in den Sitzungen der Abfallkammer und der AG 2 

vorgestellt. Der Beamte CH hat dieses Konzept als Alternative zum Konzept des Umwelta-

mtes verwendet, da das Konzept des Umweltamts mehr Kosten statt Umsatz für die kom-

munalen Haushalt verursachen würde (CH, 45 Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll 30. 

06.2011). Zunächst sagte er bei der Vorstellung, dass die Genossenschaften als Dienst-

leister nicht beauftragt werden könnten, weil das Unternehmen Locanty150 bereits die ganze 

kommunale Abfallwirtschaft der Gemeinde Duque de Caxias übernommen hatte. Nach der 

 

149 Am 19.06.2012 wurde veröffentlicht, dass das beauftragte Unternehmen Locanty die Abfälle der Gemeinde 
Duque de Caxias in eine große Halle im Viertel Jardim Gramacho kippte. Die Halle sei eine vorübergehende, 
die vom Umweltinstitut des Bundeslands Rio de Janeiro genehmigt wurde (G1, 19.06.2012). Ende 2012 führte 
ein heftiges Gewitter mit Starkregen zu zahlreichen Überschwemmungen in der Gemeinde Duque de Caxias. 
Die Situation hat gemäß Prof. Moacyr Duarte der Bundesuniversität Rio de Janeiro (UFRJ) zu immensen Men-
gen von Müll auf der Straße gesorgt, der monatelang nicht entsorgt wurde. Nach diesem Spezialisten handelt 
es sich um einen Verstoß gegen die Umweltpolitik. (G1, 03.01.2013). 
150 Das Unternehmen Locanty Comércio e Serviços wurde in der Gemeinde Duque de Caxias von dem Unter-
nehmer und Mehrheitsgesellschafter João Alberto Felippo Barreto, 54 Jr. gegründet. Mit diesem Unternehmen 
sind drei weitere kleinere Unternehmen verbunden: Locanty Service, Spasso Além Paraíba und Bioab Bio-
técnica Ambiental do Brasil. Die von diesen Unternehmen erbrachten Dienstleistungen beziehen sich haupt-
sächlich auf Reinigungs-, Ingenieur- und Entsorgungsdienstleistungen. Unter den Auftragnehmern im Jahr 2011 
waren die wichtigsten öffentlichen Körperschaften des Bundeslandes Rio de Janeiro und des Bundes, über die 
das Unternehmen rund 100 Millionen Reais einnahm. (Barreto; Galdo & Schmidt, 21.03.2012). Dieses Unter-
nehmen ist in mehreren Bestechungsaffären involviert, wie zum Beispiel in den Gemeinden Parati und Duque 
de Caxias, beide im Bundesland Rio de Janeiro. (TCE-RJ, 20.09.2012). 
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Darstellung der Kosten des Konzepts zur sozioökonomischen Inklusion der Sammler_innen 

sagte er:  

„Um in den Müll [in das Geschäft] einzusteigen, musst du Macht haben, sonst 
kommst du nicht rein. Wenn sie nicht wollen, lassen sie dich nicht den Müll an 
bestimmten Orten sammeln, also was wirst du dann machen?“ (CH, 45 Jr., 
männlich, Beobachtungsprotokoll 30.06.2011)  

Hier ist zu berücksichtigen, dass die privaten Unternehmen im Bereich der Abfallsammlung 

über die materiellen und politischen Mittel verfügen, sich im Bereich der Wertstoffsammlung 

zu behaupten. 

Bei der Behandlung der Frage der sozialen Inklusion wurden die Wertstoffsammler_innen 

nicht als Dienstleister behandelt, sondern durch eine prekäre Konzeption der Integration 

der Genossenschaften in die Vermittlung der Gemeinde. Anfang August äußerte sich der 

Bürgermeister der Gemeinde Duque de Caxias über das Konzept des Umweltamtes SEA 

in dem Sinne, dass alle Konzepte zur sozialen Inklusion der Wertstoffsammler_innen von 

der Gemeinde unterstützt werden würden, wenn sie keine zusätzlichen Kosten der kommu-

nalen Verwaltung verursachen würden (Beobachtungsprotokoll 02.08.2011).  

 

Abbildung 19: Sitzung AG 2 

Aus diesem Grund wurde das Konzept des Umweltamts SEA zur Errichtung eines getrenn-

ten Abfallsammlungsdienstes schließlich ad acta gelegt. Dazu gehörte auch die Frage der 

gesetzlichen Zuständigkeit, die Wertstoffsammlung als öffentlichen Dienst zu organisieren. 

Die Gemeinde sind dazu zuständig. Der Vorschlag des Umweltamts die Wertstoffsammlung 

der Gemeinde Duque de Caxias Beteiligung der Wertstoffsammler_innen enthielt ein Zu-

ständigkeitskonflitkt, der nicht gelöst wurde. Die Einführung der Wertstoffsammlung in der 

Gemeinde Duque de Caxias befand sich außerhalb der Zuständigkeit des Umweltamtes, 

sodass dieses Amt keine Kontrolle über diese Modelle in der Gemeinde und noch weniger 

über ihre Entwicklung hatte. Obwohl es eine Reihe von staatlichen Regierungsprogrammen 

für die Gemeinde Duque de Caxias gegeben hätte (s. Abschnitt 6.5), die zu der sozioöko-

nomischen Inklusion der Sammler_innen der Deponie Jardim Gramacho im Bereich des 
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getrennten Abfallsammlungssystems in der Gemeinde Duque de Caxias hätten beitragen 

können, hat die Gemeinde an keinem dieser Programme teilgenommen.  

Eine andere Schwierigkeit stand im Zusammenhang mit der Entwicklung des Viertels Jar-

dim Gramacho als ein isoliertes Territorium. Die Strategie des Umweltamtes, die Wertstoff-

sammler_innen der Deponie Jardim Gramacho in ein strukturiertes getrenntes Abfallsamm-

lungssystem in der Gemeinde zu integrieren, fand jedoch auch nicht die volle Unterstützung 

der Institutionen der Zivilgesellschaft sowie der Bürger_innen, die zur Abfallkammer gehör-

ten. Die anderen Initiativen der Wertstoffsammlung in der Gemeinde standen auch auf der 

Tagesordnung der Sitzungen der technischen Abfallkammer151. So wurde beispielsweise 

bei den Verhandlungen über die Entwicklung des Konzeptes des Umweltamtes zur Errich-

tung der getrennten Abfallsammlung in der Gemeinde folgendes formuliert: „Man muss sich 

auch um die anderen Wertstoffsammler_innen der Gemeinde kümmern. Nicht alles muss 

sich um Gramacho drehen.“ (V, 27 Jr., weiblich, Beobachtungsprotokoll 26.07. 2011) 

In diesem Kontext entschied sich das Umweltamt SEA, sich auf Strategien der notwendigen 

Infrastruktur zur Verarbeitung von Wertstoffen zu konzentrieren. Das SEA würde Gelder für 

den Bau des Recyclingzentrums beschaffen: Es wurde darauf abgezielt, finanzielle Res-

sourcen vom FECAM zu erhalten und den Beteiligungsfonds der Wertstoffsammler_innen 

zu nutzen. Daraufhin wurden jedoch drei Projekte wegen der hohen Kosten vom FECAM 

abgelehnt. Der umfang der Nutzung des Beteiligungsfonds als Investitionen zum Aufbau 

des Recyclingzentrums, wurde aber nicht konkretisiert. 

SEA hatte auch angedacht, dass Investitionen des privaten Sektors in das Recyclingzent-

rum fließen würden, vor allem des Industriesektors im Rahmen der Produktverantwortung 

(vgl. Kap.5). Diese Akteure hatten jedoch nichts dazu beigetragen. Ein Grund dafür war, 

dass die Gemeinde Duque de Caxias kein getrenntes Abfallsammlungssystem hatte (hat) 
152. Ohne der Einführung des getrennten Abfallsammlungssystems ist beim Zugang zu den 

Wertstoffen eine ziemliche große Herausforderung zu überwinden. SEA hatte vor, mit den 

 

151 Es handelt sich um eine Initiative der getrennten Abfallsammlung in einer Schule des kommunalen Bildungs-
systems, welches als ein ökologisches Schülerprojekt begann: das Projekt Wertstoffsammlung Guadalajara 
(Projekt Guadalajara). Dabei war die Schule ein Wertstoffabgabeort für die Bevölkerung. Die abgegebenen 
Wertstoffe wurden an die Genossenschaften der Gemeinden weitergegeben. Es handelt sich um 3 Gruppen mit 
63 Sammlern_innen und die Genossenschaften des Viertels Jardim Gramacho. Dieses Projekt wurde weder 
finanziell noch technisch von der Gemeinde Duque de Caxias unterstützt, sondern durch die freiwillige Arbeit 
von Lehrer_innen, Schüler_innen und Gemeindemitgliedern unterstützt. Auch daher gab es keinen großer Er-
folg zu berichten. Es wurden im Durchschnitt 50 Tonnen Wertstoffe monatlich entsorgt. Aufgrund dieser niedri-
gen Zahl konnte die Initiativ nicht als ein getrenntes Abfallsammlungskonzept der Gemeinde Duque de Caxias 
angesehen werden. Bei der Diskussion über das Thema der Abfallsammlung wurde diese Erfahrung jedoch als 
Beispiel des Misserfolges des getrennten Abfallsammlungssystems mit Einbeziehung von Wertstoffsamm-
lern_innen in der Gemeinde Duque de Caxias herangezogen. Über diese Initiative in dieser Schule hinaus hatte 
die Abfallwirtschaftskammer drei Gruppen von Wertstoffsammler_innen in bestimmten Viertel der Gemeinde 
identifiziert151. Es handelt sich um folgende informelle Organisationen: Verein der Umweltagenten des Viertels 
Xerém (19 Assoziierte), Verein der Umweltagenten des Viertels Santa Cruz da Serra (19 Assoziierte) und Ge-
nossenschaft der Wertstoffsammler_innen des Vila-Novas-Parks (25 Assoziierte).  
152 Darüber hinaus war dies Branchevereinbarung dieses Sektors damals noch nicht zustande gekommen. Erst 
Ende 2014 kam ein vorläufiges Abkommen zwischen der Bundesregierung und dem privaten Sektor zustande. 
Dieses Abkommen wurde 2015 mit den beteiligten Akteuren novelliert. 

 



170 

öffentlichen Einrichtungen ein Abkommen zur Einhaltung des Dekrets Nr. 5.940/2006 (vgl. 

Kap.5) abzuschließen, damit die Genossenschaften Wertstoffe erhalten könnten. So wurde 

erwartet, dass die Ölraffinerie REDUC die in ihrer Anlage erzeugten Wertstoffe zum Recyc-

lingzentrum liefern würde. Es wurde von den Wertstoffsammler_innen behaupteten, dass 

Comlurb die in bestimmten Viertel der Stadt Rio de Janeiro gesammelten Wertstoffe im 

Recyclingzentrum entsorgt werden würden (Beobachtungsprotokoll 25.09.2015). Es wurde 

aber kein schriftliches Abkommen unterschrieben. Als Alternative für die Einkommensge-

währleistung war die Anmeldung der Wertstoffsammler_innen in Sozialhilfeprogrammen 

zur Einkommensergänzung vorgesehen153. 

6.6.2 Die Nutzung des Beteiligungsfonds als Entschädigung 

Zwischen den Wertstoffsammlern_innen (Assoziierte und Dienstfront) gab es aber Mei-

nungsverschiedenheiten bezüglich der Definition des Begriffs soziale Inklusion bzw. im Hin-

blick auf die Nutzung des Beteiligungsfonds. Große Auseinandersetzungen zwischen den 

Wertstoffsammlern_innen während des ganzen Schließungsprozesses der Deponie waren 

die Folge. Diese hatten Einfluß auf den den Verlauf der Verhandlungen mit den zuständigen 

Behörden änderte. Die Gründe dieser Konflikte liegen in der ersten Ankündigung der Schlie-

ßung der Metropoldeponie Jardim Gramacho im Jahr 2005 und gehen auf die Organisati-

onsprozesse der Sammler_innen zurück. Von 2005 bis 2012, als die Deponie endgültig 

geschlossen wurde, wurde keine effiziente öffentliche Maßnahme zur Verbesserung der 

Lebens- bzw. Arbeitsbedingungen der Wertstoffsammler_innen, auch nicht in der vom 

Comlurb verwalteten Genossenschaft Coopergramacho, ergriffen. Die Deponie wurde je-

doch auch nicht geschlossen, wie es bei der öffentlichen Anhörung im Jahr 2005 angekün-

digt worden war. So entstand zwischen den beiden Gruppen von Wertstoffsammlern_innen 

kein vertrauensvolles Verhältnis. Die Sammler_innen der Dienstfront fühlten sich nicht von 

den Führungskräften der Bewegung MNCR vertreten. Die Mehrheit der Wertstoffsamm-

ler_innen sah es nicht als notwendig an, sich mit einer möglichen Schließung zu beschäfti-

gen, da sie ja bereits einmal nicht eingetreten war und sie davon ausgingen, dass sie auch 

dieses Mal nicht eintreten würde. Darüber hinaus gab es bis August/September 2011 keine 

Veränderungen in ihrem Einkommen. Die „Umwandlungsoperation“ von Comlurb war noch 

nicht spürbar und die Müllwagen fuhren „alle 5 Minuten“ wie vorher auf die Deponie. Da 

sich die Menge der Wertstoffe nicht auf ihre Einkommenshöhe ausgewirkt hatte, nahmen 

die über 1.000 Sammler_innen der Dienstfront nicht wahr, dass die Schließung der Deponie 

tatsächlich im Gange war. 

Als der Schließungsprozess der Deponie begann, hatte die Dienstfront aus den oben dar-

gestellten Gründen keine Stellvertretung in den Beteiligungsforen. Die Stellvertreter_innen 

der Assoziierten, circa zehn Sammler_innen aus den vier existierenden Genossenschaften 

und dem Verein Acamjg, nahmen von Anfang an am Schließungsprozess teil und verhan-

delten im Namen aller Sammler_innen der Metropolitandeponie Jardim Gramacho. Dabei 

 

153 Es ginge um die Einkommensergänzungsprogramme des Amts für Arbeit und Einkommen des Bundeslan-
des Rio de Janeiro und des Bundesministeriums für soziale Entwicklung sowie das Bundesprogramm Bolsa 
Familia. 
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haben sie unter anderem mit dem Umweltamt SEA die Nutzung des Beteiligungsfonds für 

Investitionen in die Struktur der Genossenschaften bei der Bereitstellung des getrennten 

Abfallsammlungsdiensts in der Gemeinde Duque de Caxias ausgehandelt. Es war geplant, 

dass die Genossenschaften weitere Sammler_innen umfassen würden, wenn der getrennte 

Abfallsammlungsdienst in der Gemeinde Duque de Caxias eingeführt werden würde. Da 

die Assoziierten diese Strategie mit den Sammlern_innen der Dienstfront nicht abgestimmt 

hatten, bevor sie mit der Regierung des Bundeslandes Rio de Janeiro darüber verhandel-

ten, stellte die Dienstfront die Legitimität der Stellvertreter_innen der Bewegung MNCR in 

Frage, die Maßnahmen zur sozioökonomischen Inklusion der Sammler_innen mit dem Um-

weltamt SEA zu verhandeln.  

Diese Situation tauchte am 14.07.2011 im Forschungsfeld auf, als sich eine Sammlerin bei 

einer Sitzung der Arbeitsgruppen als Stellvertreterin der Dienstfront vorstellte. Damit erklärt 

sie die fehlende Legitimität der Stellvertreter_innen der Bundesbewegung MNCR, die Wert-

stoffsammler_innen der Dienstfront im Öffentlichkeitsbeteiligungsprozess im Schließungs-

prozesses zu vertreten. Nach Angabe dieser Wertstoffsammlerin ist die Dienstfront von den 

Stellvertretern_innen der MNCR nie über die Sitzungen bzw. deren Ergebnissen nie infor-

miert worden (D, 40Jr., weiblich, Beobachtungsprotokoll 14.07.2011). Dagegen äußerten 

sich die Assoziierten, dass sie diese Sammlerin nicht als Stellvertreterin der Wertstoff-

sammler_innen der Deponie anerkannten. Darüber hinaus warfen sie der Aktiengesell-

schaft Novo Gramacho vor, dass die Anwesenheit der Sammlerin D in dieser Sitzung eine 

Folge der Verhandlungen dieser Aktiengesellschaft mit den Wertstoffsammlern_innen der 

Dienstfront außerhalb der Beteiligungsforen war, um die Organisation der Sammler_innen 

beim Schließungsprozess zu schwächen154. Zudem gaben sie an, dass es keine Informati-

onen gegeben hätte, die den Wertstoffsammlern_innen vermittelt wurden, da das Umwelt-

amt SEA im Lauf der letzten sechs Monate keine Ziele im Rahmen der Planung des Schlie-

ßungsprozesses einreichte (S., 32Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll 17.07.2011). In der 

Tat gab es keine gemeinsame politische Strategie der beiden Gruppen. 

Neben der Diskrepanzen zwischen den Führungskräften der MNCR und der Mehrheit der 

Sammler_innen hinaus gab eine weitere mit dem historischen Organisationsprozess der 

Sammler_innen des Viertels Jardim Gramacho zusammenhängende Folge bezüglich der 

Wahrnehmung der Organisation: Im Gegensatz zu den Assoziierten verweigerte die Dienst-

front die kollektive Organisation der Arbeit sowie irgendeiner Arbeit im Verwertungssektor 

als Maßnahme zur sozioökonomischen Inklusion nach der Schließung der Deponie. Diese 

Sammler_innen träumten von einem anderen Leben nach der Schließung der Deponie, das 

sich mit den finanziellen Möglichkeiten des Beteiligungsfonds verwirklichen lassen würde. 

Die Agenda der Aktiengesellschaft Novo Gramacho sah vor, die „Umwandlungsopera-

tion“ erfolgreich durchzuführen, das heißt, die Deponie als Abfallbeseitigungsanlage kon-

fliktfrei zu schließen, damit die Deponiegasanlage eingeweiht werden konnte. Die 

 

154 Die Sammlerin D leitet den Verein der ehemaligen Wertstoffsammler_innen der Deponie Jardim Gramacho 
(ACEX). Es ist bekannt, dass sich die Gründung dieses Vereins aus den Verhandlungen zwischen der Dienst-
front und der Aktiengesellschaft Novo Gramacho ergab. Gegenwärtig hat der Verein ACEX die Produktion um-
gewandelt und arbeitet mit verwertbaren Abfällen aus dem Bausektor. 
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Aktiengesellschaft hatte festgestellt, dass die Genossenschaften keine Aufnahmefähigkeit 

ohne die Einrichtung des getrennten Abfallsammlungssystems in der Gemeinde Duque de 

Caxias hatten. Dies würde dazu führen, dass Arbeit und Einkommen nach der Schließung 

der Deponie nicht für alle Wertstoffsammler_innen gewährleistet werden könnte. Konflikte 

oder Verzögerungen bei der Schließung der Deponie könnten die Folge sein. Um die sozi-

alen Risiken zu minimieren, engagierte die Aktiengesellschaft Novo Gramacho den Sozial-

pädagogen Z. Dieser sollte sowohl das Image dieser Aktiengesellschaft aufwerten als auch 

den Anfang des Betriebes der Deponiegasanlage beschleunigen. 

In diesem Kontext hat die Aktiengesellschaft Novo Gramacho tatsächlich einen Organisati-

onsprozess mit den Sammlern_innen der Dienstfront außerhalb der Öffentlichkeitsbeteili-

gung des Schließungsprozesses begonnen. Aus dieser Aktion entstanden einige soge-

nannte „neue Führungskräfte“. Jede_r von diesen „neuen Führungskräften“ war verantwort-

lich, Informationen über die Schließung der Deponie an weitere 10 Sammler_innen weiter-

zugeben und zu diskutieren. Im Kontext dieses Mobilisierungsprozesses sind einige Alter-

nativen zur Schaffung von Arbeit und Einkommen außerhalb des Wertstoffsammlungssek-

tors entstanden. Diese Alternativen basierten aber immer noch auf der Strukturierung der 

Genossenschaften des Viertels, sodass sie von den meisten Sammlern_innen der Dienst-

front abgelehnt wurden. Dabei hatte Novo Gramacho über die Öffentlichkeitsbeteiligung die 

Schließung der Deponie angekündigt. Die Sammlerin D war eine dieser „neuen Führungs-

kräfte“. Nach ihren Angaben traf sie die Entscheidung an der Öffentlichkeitsbeteiligung zum 

Schließungsprozess der Deponie teilzunehmen, weil sie aus den Informationsversammlun-

gen des Sozialpädagogen von Novo Gramacho erfuhr, dass „Sitzungen in der Stadt Rio de 

Janeiro bei SEA stattfanden, wo alle Punkte über die Schließung der Deponie und die In-

klusion der Sammler_innen entschieden werden und der Beteiligungsfonds an die Genos-

senschaften fließen würde.“ (D, 40Jr., weiblich, Beobachtungsprotokoll 20.12.2011) 

Die Handlungen der Aktiengesellschaft Novo Gramacho geschahen gleichzeitig mit den 

Aktionen des Umweltamts zur sozialen Inklusion der Sammler_innen im Rahmen des ge-

trennten Abfallsammlungssystems in der Gemeinde Duque de Caxias. Parallel dazu führte 

Comlurb die „Umwandlungsoperation“ durch. Das Einkommen der Wertstoffsammler_innen 

sank mit der Umstellung der Abfallablagerung zur CTR-Rio unmittelbar.  

Zwar stellten die Sammler_innen der Dienstfront die Mehrheit auf der Deponie. Sie waren 

sich jedoch nicht des genauen sozialen und rechtlichen Kontexts der Schließung der De-

ponie bzw. der Vorgaben der nationalen Abfallpolitik bewusst, sodass die Forderung, sich 

an dem getrennten Abfallsammlungssystem innerhalb einer sachgemäßen Abfallwirtschaft 

zu beteiligen, in ihrer Agenda unberücksichtigt blieb. 

Die Versammlung vom 30.09.2011, in der der Führungskräfterat gegründet wurde, fand in 

der Produktionsanlage der Cooperjardim zwischen den alten Produktionsausrüstungen 

statt. An dieser Versammlung nahmen mindestens 300 Wertstoffsammler_innen der Depo-

nie teil. Viele kletterten auf die alten kaputten Fließbänder, um eine bessere Sicht zu erhal-

ten. Alle sprachen gleichzeitig. Dennoch konnte in dieser Versammlung festgestellt werden, 

dass die Sammler_innen der Dienstfront das Genossenschaftswesen ablehnten und über 

den Beteiligungsfonds Auskunft einforderten: 
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„Existiert dieses Geld eigentlich? Wo ist das Geld? Der Präsident Lula hat schon 
das Geld gegeben! Ich habe es im Fernsehen gesehen. / Die Genossenschaften 
haben das Geld! Dieses Geld wurde von der Bundesregierung auf das Bankkonto 
der Genossenschaften überwiesen! / Keiner hier möchte sich einer Genossenschaft 
anschließen, da nur derjenige Vorteile hat, der in der Verwaltung arbeitet. / Gucken 
Sie mal! Wer hier möchte in die Genossenschaft? Keiner! Sehen Sie! / Wir möchten 
den Fonds! Warum macht man es nicht wie in São Paulo? Da haben die 
Wertstoffsammler_innen eine Entschädigung bekommen.“ (Unbekannte 
Wertstoffsammler_innen, Beobachtungsprotokoll 30.09.2011) 

 

Abbildung 20: I. Versammlung der Sammler_innen 

Die Führungskräfte der Genossenschaften versuchten ohne Erfolg, über den Ursprung des 

Fonds und die Nutzung gemäß des Abkommens Nr. 93/2006 zu informieren und aufzuklä-

ren. Hauptsächlich wollten sie vermitteln, dass dieses Geld noch nicht existierte und es sich 

ausschließlich um einen finanziellen Anspruch aus zukünftigen Emissionsgutschriften han-

delte. 

 

Abbildung 21: Links: Sammlerin der MNCR erklärt die Hintergrund des Beteiligunsfonds. Rechts: Sammler 

(Weiß-blaues T-Shirt) versucht dasselbe zu erklären. 
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Deshalb wurde von den Assoziierten vorgeschlagen, einen Rat mit Sammler_innen aus 

beiden Gruppen zu gründen, welcher das klare Ziel hatte, über die notwendigen Maßnah-

men zur sozioökonomischen Inklusion zu diskutieren. Dies betraf insbesondere die Nutzung 

des Beteiligungsfonds. Das Zusammenkommen der beiden Sammler-Gruppen, könnte tat-

sächlich die Folge der sozialpädagogischen Arbeit der Aktiengesellschaft Novo Gramacho 

mit der Dienstfront gewesen sein, die mit der Durchführung der „Umwandlungsopera-

tion“ doch verstärkt wurde. Die Tatsache, dass die Abfallmenge auf dem Abfallablagerungs-

ort im September sehr gering war und sich diese Tatsache unmittelbar auf das Einkommen 

der Sammler_innen auswirkte, kann in diesem Zusammenhang nicht ignoriert werden. Ein 

Sammler äußert sich über die Menge des Abfalls in der Deponie zu dieser Zeit: „Ich habe 

die ganze Nacht gearbeitet und habe fast keinen Umsatz gemacht…Es kommen viel zu 

wenige Carretas an.“ (G, 30Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll 28.09.2011) 

Bei den ersten Treffen des Führungskräfterates standen die Auswirkungen der Deaktivie-

rung der Deponie auf den sozialen Kontext der betroffenen Wertstoffsammler_innen und 

die Erarbeitung von bestimmten Forderungen an die zuständigen Behörden im Mittelpunkt. 

Die Führungskräfte der MNCR haben versucht, das Forum als politische Bildungsarbeit zu 

nutzen. Diesbezüglich hat der Sammler S die Interessen um die Abfallfrage im Bundesland 

Rio de Janeiro dargestellt. Dazu legte er einen Zeitungsartikel über die Schließung der Met-

ropoldeponie Jardim Gramacho vor und identifizierte mit den Sammlern_innen die in dem 

Artikel genannten Akteure. So konnten diese sich mit der Rolle dieser Akteure in der Abfall-

wirtschaft auseinanderzusetzen (Beobachtungsprotokoll 4.10.2011). In den nächsten Sit-

zungen des Führungskräfterats wurde der politische Bildungscharakter von den Diskussio-

nen im Rahmen des Beteiligungsfonds allmählich überlagert. Als der Vertreter J des Um-

weltamts SEA ab dem 1.11.2011 anfing an den Sitzungen teilzunehmen, wurde der Betei-

ligungsfonds zum einzigen Thema dieses Rats und verlor seinen selbstorganisierten Cha-

rakter, zumal dieser Partizipationsraum nun von der Regierung des Bundeslandes Rio de 

Janeiro gelenkt wurde. Einige Wertstoffsammler_innen, wie die assoziierte Sammlerin H, 

waren gegen die Beteiligung des Vertreters des SEA an diesen Sitzungen: 

„Wie können wir uns organisieren, vielleicht eine Demonstration organisieren und 
Strategien zur Schließung der Deponie entwickeln, wenn der Stellvertreter des Amts 
SEA dabei ist? Nichts gegen Sie persönlich Herr J, aber das geht nicht…Wie kann 
das funktionieren Leute?“ (H, 35 Jr., weiblich, Beobachtungsprotokoll 1.11.2017)  

Aber die Mehrheit der Teilnehmenden erwartete, dass das Amt SEA eine Lösung für ihre 

durch die Schließung der Deponie herbeigeführte Arbeitslosigkeit hatte (Beobachtungspro-

tokoll, 1.11.2017). 

Mit dem Einbezug der neuen Führungskräfte der Dienstfront wurde jeder Vorschlag zur 

Nutzung des Beteiligungsfonds, der auf dem Genossenschaftswesen basierte, auch wenn 

die Strategie sich auf außerhalb des Verwertungssektors bezog, abgelehnt. Das am Tag 

der Versammlung vom 30.09.2011 beobachtete Muster blieb bis zum Ende des Schlie-

ßungsprozesses. Einen Tag vor dieser ersten Versammlung äußerte sich eine assoziierte 

Sammlerin über die Sammler_innen der Dienstfront: „Wir möchten arbeiten, sie möchten 

Entschädigungsgeld. Es sind unterschiedliche Sprachen.“ (N, 40 Jr., weiblich, Beobach-

tungsprotokoll 29.09.2011) Bei dem Treffen wurde beschlossen, dass der 
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Beteiligungsfonds in Form von Sachleistungen ausbezahlt werden würde. Zu diesem Zweck 

wurde eine Kommission gebildet, zu der Wertstoffsammler_innen, Stellvertreter des Amtes 

SEA, der Aktiengesellschaft Novo Gramacho sowie der Bank CEF beteiligt wurden. 

 

 

Abbildung 22: Sitzung des Führungskräfterates 

6.7 Die endgültige Schließung der Metropoldeponie Jardim Gramacho 

Bei der Eröffnung des Seminars zur Umsetzung der nationalen Abfallpolitik am 26.10.2011 

in der Stadt Rio de Janeiro äußert sich der Leiter des Umweltamts des Bundeslands Rio de 

Janeiro zur Abfallfrage: 
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“Die Müllkippen stellen ein soziales und ökologisches Drama dar. (...) Das ist nicht 
einfach zu lösen. (...) Die Wirtschaftsmacht will die Rücknahmesysteme nicht 
übernehmen. Die öffentliche Gewalt hat die Last, die getrennte Abfallsammlung 
anzunehmen. (…) Der Schwerpunkt der Arbeit von SEA liegt auf der Suche nach 
Alternativen zu diesem Szenario. Niemand will eine Deponie in seiner Gemeinde. 
Das 19. Jahrhundert steht für die Müllkippe ... Deponie steht für das 20. Jahrhundert 
und die Umwandlung von Müll in Energie steht für das 21. Jahrhundert. (…) Das 
Programm „Pakt für sanitäre Grundversorgung“ spricht über Grünen-ICMS, den 
Kauf von aufbereiteten Abfällen (…) seit 5 Jahren, zum Beispiel, ergänze ich 20 
Real um die Kosten der Abfallentsorgung in Deponien [mit den Gemeinden] zu 
teilen, aber es ist keine populistische Maßnahme, nein! Weil sie [die Gemeinden] 
beweisen müssen, dass es getrennte Abfallsammlung gibt usw. (…) Was wird mit 
den 1500 Wertstoffsammlern_innen von Gramacho? In der Theorie ist dies eine 
Angelegenheit von Comlurb und der Gemeinde Duque de Caxias. SEA hat 
beschlossen, darauf einzugehen. Wir haben bereits 8 Sitzungen mit verschiedenen 
Vertretern der Zivilgesellschaft abgehalten. Es gibt die Gesundheitsgruppe, die 
getrennte Wertstoffsammlung, eine TAC155 mit Petrobras in Höhe von 1 Million. Es 
wird sauberer Müll geliefert, um an die Gramachos Genossenschaften zu spenden, 
und wir mobilisieren finanzielle Mittel für den Bau der [Verwertungs-]Hallen.“ (M, 60 
Jr. männlich, Beobachtungsprotokoll, 26.10.2011) 

In seiner Rede hat sich der Umweltminister des Bundeslands Rio de Janeiro über die Um-

setzung der NAbfP am Beispiel der Schließung der Metropoldeponie Jardim Gramacho ge-

äußert. Dabei bezieht er sich auf die Programme zur Einrichtung einer umweltverträglichen 

Abfallwirtschaft, die oben erwähnt wurden, und auf die Auseinandersetzung bei den Foren 

der Öffentlichkeitsbeteiligung. Ziel war es, die Frage der sozioökonomischen Inklusion der 

Sammler_innen der Deponie damit zu beantworten.  

Bis zu diesem Zeitpunkt wurde aber keine konkrete Maßnahme zur sozialen Inklusion der 

Sammler_innen ergriffen. Die vom Umweltminister dargestellten Strategien wurden nicht 

umgesetzt und die Gemeinden Duque de Caxias und Rio de Janeiro haben sich nicht an 

den Programmen zur Förderung der umweltverträglichen Abfallwirtschaft beteiligt. Der Trä-

ger der Abfallwirtschaft Rio de Janeiros Comlurb hat anderseits seit April 2011 angefangen, 

Abfälle in der CTR-Rio zu beseitigen (Torres, 2011), ohne das getrennte Abfallsammlungs-

system in der Stadt Rio de Janeiro zu erweitern. Folglich wurde die Menge der Abfälle in 

der Metropoldeponie Jardim Gramacho allmählich weniger und infolge dessen Einkommen 

der Wertstoffsammler_innen. 

Die Gemeinde Rio de Janeiro hat sich ausschlißlich um technische Angelegenheiten ge-

kümmert: Sie erbaute die CTR-Rio als neue Abfallentsorgungsanlage der Stadt und plante 

die „Umwandlungsoperation“. Kein Stellvertreter von Comlurb nahm an der Öffentlichkeits-

beteiligung zur Erarbeitung von Strategien der sozialen Inklusion der Sammler_innen der 

Deponie teil. Die Partizipation dieser staatlichen Organe am Schließungsprozess wurde 

erst sichtbar und öffentlich, als (1) die Menge der Abfälle, die in der Deponie abgelagert 

 

155 TAC steht für “Termo de Ajustamento de Conduta”. Es ist eine rechtliche Maßnahme der Verwaltung, die die 
Adressaten verbinden. Im Kontext dieser Forschung handelt es sich um eine TAC im Rahmen der Betriebsli-
zenzen des Petrobras. 
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wurde, gesunken war und (2) der Bürgermeister der Gemeinde Rio de Janeiro im April 2012 

die Schließung der Metropoldeponie Jardim Gramacho und die Auszahlung des Beteili-

gungsfonds der Wertstoffsammler_innen ankündigte (Alencar, 2012). Obwohl Comlurb die 

Arbeit der Sammler_innen organisierte und davon profitierte (Verlängerung der Betriebszeit 

der Deponie), hat es die Umwandlungsoperation in die Tat umgesetzt, ohne die Frage der 

sozialen Inklusion der Sammler_innen (Arbeit und Einkommen) zu klären.  

Die Stadt Rio de Janeiro plante damals fünf große Verwertungszentralen zur Verarbeitung 

der Wertstoffe der Gemeinde mit Nutzung öffentlicher Gelder der BNDES (BNDES, 2011). 

In diesem Projekt hätten die Wertstoffsammler_innen berücksichtigt werden können. Zu 

Beginn des Schließungsprozesses schlug eine Führungskraft der MNCR vor, dass Comlurb 

die getrennten Abfallsammlungsdienste von 2 % auf 10 % erweitern müsste, um die Wert-

stoffsammler_innen von Gramacho mit einzubeziehen (G, 30 Jr., männlich, Beobachtungs-

protokoll 09.05.2011). Dieser Sammler schlug aber vor, dass Comlurb die in der Stadt Rio 

de Janeiro gesammelten Wertstoffe zu den Genossenschaften des Viertels Jardim Grama-

cho liefern könnte. Auf dieser Art und Weise würden die Sammler_innen zumindest Zugang 

zu den Arbeitsgegenständen haben. Ein Einbezug der Sammler_innen in die geplanten 

Wertstoffverarbeitungszentralen des Comlurb wurde vom SEA von Anfang an als unrealis-

tisch betrachtet, da die Abwesenheit dieser staatlichen Organe in den Beteiligungsforen 

offensichtlich war. Auch daher konzentrierte sich dieses Amt auf die Strategie, die Wert-

stoffsammler_innen der Metropoldeponie in das getrennte Abfallsammlungssystem der Ge-

meinde Duque de Caxias mit einzubeziehen. 

In Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden auch Vertreter_innen der Wertstoffsamm-

ler_innen zum oben erwähnten Seminar zur Umsetzung der nationalen Abfallpolitik einge-

laden. Im Hinblick auf die Politik zur sozialen Inklusion der Wertstoffsammler_innen hielt 

die Führungskraft der MNCR, die Sammlerin A, eine Rede. Sie hat Ihre Rede auf die Rede 

des Umweltministers aufgebaut, um die Perspektive der Sammler_innen der Metropolde-

ponie Jardim Gramacho darin aufzuzeigen. Dabei prangerte diese Sammlerin nicht nur die 

Verzögerung der politischen Erarbeitung von Konzepten zur sozialen Inklusion der Samm-

ler_innen an, sondern auch die fehlenden Maßnahmen dazu: 

“Wir verstehen, dass es Schwierigkeiten gibt und dass mehr getan werden muss, 
aber wie es in der Redewendung heißt, jeder, der Hunger hat, hat es eilig. Wann 
wird es eine Lösung geben? Rio wird in den nächsten 5 Jahren das Schaufenster 
des Landes sein. Ja. In Bezug auf den Müll, wird wirklich eine gute Arbeit im Bereich 
der getrennten Sammlung umgesetzt werden? Wie Herr Márcio Saffer sagte, darf 
jetzt nur noch Restmüll zu den Deponien, wie Seropédica [CTR-Rio], gehen und 
nicht verwertbare Abfälle, wie es derzeit geschieht. Denn ohne eine effiziente 
getrennte Abfallsammlung und die “Carretas”, die nicht zu Gramacho gehen, 
sondern zu Seropédica, werden diese verwertbaren Materialien dort [in der CTR-
Rio] vergraben. Dies beendet die Einkommensquellen von 1200 Sammlern. Woher 
wissen wir das? Wir haben Kontakte zu den Fahrern, die diesen Transport 
durchführen. Wo ist die soziale Inklusion dieser Menschen? Ich bitte Sie, Gramacho 
anzuschauen, denn es gibt nicht nur Schweine, Dreck und Geier dort, sondern auch 
Menschen, die mit dieser Situation leben… Sie wollen ihre Würde behalten und 
Respekt.” (A, 40Jr., weiblich, Beobachtungsprotokoll, 26.10.11) 
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Die Sammlerin A wurde jedoch vom dem Vertreter Y des Umweltamts unterbrochen. Das 

Seminar sei nicht der richtige Moment, darüber zu sprechen (Y, 55Jr., männlich, Beobach-

tungsprotokoll 26.10.2011). Es wurde danach vorgeworfen, dass die Wertstoffsammler_in-

nen “keine positive Perspektiven zum Prozess beibringen konnten, da sie sich nur be-

schweren ...” (X, 50Jr., weiblich, Beobachtungsprotokoll 26.10.2016). 

Am 1. Dezember 2011 fand eine Sitzung mit den wichtigsten Akteuren des Schließungs-

prozesses der Deponie Jardim Gramacho statt156. Im Laufe der Auseinandersetzung wen-

dete sich die assoziierte Sammlerin A an den Staatssekretär des Umweltamtes des Bun-

deslandes Rio de Janeiro und sprach den Vertreter der Staatsanwaltschaft an: 

„Was sollen wir morgen den Leuten sagen? Sie möchten wissen, ob es Sozialhilfe 
gibt und was [nach der Schließung der Deponie] getan wird, weil es aus der Sicht 
der Leute Hilfsgelder aus dem FECAM oder irgendein anderes Hilfsgeld gäbe. 
Haben Sie sich schon Gedanken über die Lebenssituation all dieser Leute da ohne 
Arbeit gemacht? Also halten Sie sich an die Vorschriften! Wer hier gehört zu der 
Staatsanwaltschaft? Was muss getan werden, damit der nationalen Abfallpolitik 
gefolgt wird? Die Sammler erweitern die Lebensdauer der Deponie! Alle wissen, 
dass kein Wertstoff mehr vergraben werden darf. Wir möchten erfahren, wie die 
Staatsanwaltschaft in dieser Sache handeln wird.“ (A, 40 Jr., weiblich, 
Beobachtungsprotokoll 01.12.2011) 

 

Abbildung 23: Sitzung der Sammmler_innen mit dem Leiter des Umweltamts (01.12.2011) 

Zu dieser Zeit war die „Umwandlungsoperation“ des Comlurb schon weit fortgeschritten. 

Ein Wertstoffsammler der Dienstfront berichtet darüber: „Die Leute spielen gerade Fußball 

da oben auf der Rampe. Es fahren kaum ‚Carretas‘ ein. Ich wartete da heute mehr als eine 

Stunde und es kam nichts.“ (W, 42 Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll 20.12.2011) Wenn 

schon die Arbeit in der Deponie zu schlechten Arbeitsbedingungen und Armut führte, wird 

sich die Situation der Wertstoffsammler_innen sich durch die Arbeitslosigkeit nach der 

 

156 Es waren Stellvertreter_innen der Staatsanwaltschaft der Metropolregion Rio de Janeiro (zum ersten Mal bei 
der Öffentlichkeitsbeteiligung), des Umweltamts des Bundeslandes Rio de Janeiro, der Aktiengesellschaft Novo 
Gramacho und der Wertstoffsammler_innen der Deponie (Assoziierten und Dienstfront) Anwesend. 
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Schließung der Deponie noch verschlechtern. In diesem Kontext müssten Maßnahmen zur 

sozialen Inklusion und wirtschaftlichen Emanzipation nach NAbfP angemessen und recht-

zeitig ergriffen werden, wie die Analyse des Kapitels 5 gezeigt hat. Diese sollte auch in 

Zusammenhang mit der Förderung einer umweltverträglichen Abfallwirtschaft bzw. mit der 

Einhaltung der Abfallentsorgungshierarchie stehen. 

Am 30. März 2012 fand eine andere große Versammlung aller Sammler_innen statt, bei der 

entschieden wurde, das Geld des Beteiligungsfonds zwischen den Sammler_innen zu ver-

teilen. Dabei entschloss sich die Mehrheit, das Geld auf einem Bankkonto anzulegen. An-

spruch darauf hatten Wertstoffsammler_innen, die auf der Deponie bis Juni 2012 oder zwi-

schen Juni 2010-2012 aktiv gewesen waren. Mit diesem Kriterium wurden 1.709 Wertstoff-

sammler_innen registriert. Die Gesamtsumme des Beteiligungsfonds betrug etwa 23,9 Mil-

lionen Real. Jeder registrierte Sammler hatte den Anspruch auf etwa 14 Tausend Real als 

Entschädigungsgeld (Rio de Janeiro, Gemeinde, Amtsblatt, 2012: 64).  

Im Mai 2012 wurde das Geld auf den Bankkonten der Wertstoffsammler_innen hinterlegt157. 

Diese Entschädigung wurde jedoch von der Gemeinde Rio de Janeiro und nicht von der 

Aktiengesellschaft Novo Gramacho ausbezahlt. Die Deponie wurde am 3. Juni 2012 ge-

schlossen. Unter den Anwesenden war der Oberbürgermeister Rio de Janeiros, Eduardo 

Paes, der die Schließung der Deponie Gramacho als einzigartiges Ereignis zugunsten der 

sozialen Inklusion der Sammler_innen in Brasilien feierte. Der Ausdruck „soziale Inklu-

sion“ wurde als eine Innovation und als ein positiver Aspekt des Schließungprozesses die-

ser Deponie im Hinblick auf das Abfallkonzept (2017-2020) der Stadt Rio de Janeiro ver-

wendet: 

„Schließlich ist ebenfalls das wichtige soziale Erbe im Bereich der Abfallwirtschaft 
nach der Schließung des Jardim Gramacho erwähnenswert. In der gesamten 
Geschichte der Deponie verhinderte die Stadtverwaltung Rio de Janeiro nie die 
Arbeit der Wertstoffsammler, die von dort während vieler Jahre die Ressourcen für 
das Überleben von sich und ihren Familien gefunden haben. Für sie entspräche die 
Beendigung der Arbeit der Deponie dem Ende ihrer einzigen Einnahmequelle. 
Wieder einmal hat die Gemeinde eine Innovation durch die Zahlung von 
R$14.000,00 an die 1709 registrierten Wertstoffsammler eingeführt.“ (Rio de 
Janeiro, Gemeinde, 2016: 33). 

Interessant dabei ist die Tatsache, dass die Deponie einige Tage vor dem Beginn der Kon-

ferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und nachhaltige Entwicklung (Rio + 20), die in 

Rio de Janeiro vom 13.-22. Juni 2012 stattfand, geschlossen wurde. Die Gründe dafür wur-

den in der Öffentlichkeit wie folgt beschrieben: (1) Die Einhaltung der Vorschriften der 

NAbfP zu einer umweltverträglichen Abfallwirtschaft und (2) Der technische Bericht der Ak-

tiengesellschaft Novo Gramacho Energia Ambiental S.A. über das Ende der Lebensdauer 

der Deponie, die die Gefahr einer Umweltkatastrophe wegen der Überschreitung der De-

ponierungskapazität bedeuten würde (Bastos, 2015: 266). 

 

157 Es ist zu berücksichtigen, dass die Mehrheit kein Bankkonto hatte.  
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Bezüglich der sozioökonomischen Inklusion der Wertstoffsammler_innen wurden nicht die 

Vorschriften der nationalen Abfallpolitik von 2010 nicht eingehalten. Die ehemaligen Wert-

stoffsammler_innen der Deponie wurden durch die Schließung der Deponie arbeitslos. Das 

Recyclingzentrum in Wert vom 3,5 Millionen Real wurde mit Geldern der Erdölraffinerie 

Reduc/PETROBRAS als Gegenmaßnahme zur Verlängerung der Betriebsgenehmigung 

aufgebaut und erst im November 2013, 17 Monate nach der Schließung der Deponie, ein-

geweiht (Bastos & Magalhães, 2016: 383). Darüber hinaus wurden von über 1.200 aktiven 

Wertstoffsammler_innen der Metropoldeponie Jardim Gramacho nur circa 140 Samm-

ler_innen in dieses Projekt integriert (Lana, 22.11.2013). Bei einem Besuch im Viertel Jar-

dim Gramacho im September 2015 konnte festgestellt werden, dass noch kein getrennter 

Abfallsammlungsdienst in der Gemeinde Duque de Caxias eingeführt wurde (Beobach-

tungsprotokoll, 25.09.2015). Die Sammler, die in diesem Recyclingzentrum arbeiten, müs-

sen mit dem Problem umgehen, dass sie keinen Zugang mehr zu den Wertstoffen haben. 

Im Oktober 2014 skizziert die Forscherin Valéria Bastos in einem Vortrag zur sozialen In-

klusion der Wertstoffsammler_innen der Metropoldeponie Jardim Gramacho, dass nur 30 

Sammler_innen regelmäßig im Recyclingpool arbeiten, da es nicht genug Wertstoffe gab. 

Die Produktion lag damals bei 30 Tonnen die Woche. 2015 wurde eine Forschung mit den 

ehemaligen Wertstoffsammlern_innen, die in dem Recyclingzentrum arbeiteten, durchge-

führt. Es wurde festgestellt, dass das Einkommen pro Familie (4 Personen) in Durchschnitt 

auf 767 Real gesunken war - weniger als der damalige Mindestlohn (Magalhães, 2015: 

101). 

Tatsächlich verkomplizierten sich die sozialen Verhältnisse im Viertel Jardim Gramacho mit 

der Deaktivierung der Deponie. Der Verwertungssektor wurde mangels Wertstoffen beein-

trächtigt: „Mit der Schließung der Metropolitan Deponie findet ein Prozess des Zurückge-

hens der Verwertungsunternehmen aus dem Gebiet statt“ (Rosa, 2013 zitiert nach Oscar 

Junior, 2014: 97 f.). Die Arbeitslosigkeit im Viertel steigt. Die Wertstoffsammler_innen ha-

ben ihre traditionelle Arbeitsform verloren. Nach Angabe eines assoziierten Sammlers gibt 

es heute circa 18 Genossenschaften im Viertel Jardim Gramacho (E, 40Jr., männlich, Be-

obachtungsprotokoll 25.10.2017). Der Ursprung der Wertstoffe, die in diesen informellen 

wirtschaftlichen Einheiten entsorgt werden, sind die illegalen Müllkippen, die im Viertel ent-

standen sind und die scheinbar von den Drogendealern kontrolliert werden (Martin, 

14.12.2017). Ein offiziell getrenntes Abfallsammlungssystem wurde in der Gemeinde Du-

que de Caxias noch nicht eingeführt. 

Die sozioökonomische Situation des Viertels Jardim Gramacho steht im Gegensatz zum 

wirtschaftlichen Erfolg der im März 2013 eingeweihten Deponiegasanlage, die an der Stelle 

der Deponie aufgebaut wurde. Es wurden von Gás Verde S.A. ca. 240 Millionen Real in die 

Anlage investiert. Im Lauf von 15 Jahren wird schätzungsweise circa 800 Millionen Real 

Gewinn durch die Anlage erwirtschaftet (Lisan, 06.06.2013). Die Deponiegasanlage kann 
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70.000.000 m³/Jahr produzieren158, welches in Ganzen an die staatliche Ölraffinerie RE-

DUC/PETROBRAS geliefert wird, wie ein 2009 geschlossener Vertrag zwischen Novo Gra-

macho und diesem öffentlichen Unternehmen festschreibt159. Ein Zusammeneinsturz der in 

der Deponie beseitigten Abfälle könnte eine Umweltkatastrophe verursachen, die die Gua-

nabara-Bucht und die umliegenden Flüsse verunreinigt, aber auch die Errichtung der Gas-

anlage verhindert werden hätte. 

Andere private Akteure beziehen sich hinter der Kulisssen des Schließungsprozesses der 

Deponie Jardim Gramacho ein. Das Unternehmen Ciclus Ambiental do Brasil S.A. (Ciclus) 

wurde mit dem spezifischen Ziel gegründet, die große Dienstleistungen in Rahmen der Ab-

fallwirschaft (Abfallsammlung, - beförderung und -behandlung) der Gemeinde Rio de 

Janeiro und Seropédica durchzuführen. Ciclus wird von einer Partnerschaft zwischen zwei 

großen Unternehmen gebildet: Die Aktiengesellschaften Foxx Haztec Tecnologia e 

Planajemento Ambiental S.A. (Haztec) und das Julio Simões Logistica S.A. (Julio Simões). 

So werden die obenerwähnten Dienstleistungen zwischen den beiden Aktiengesellschaften 

geteilt. Haztec hat nicht nur die Konzession die Abfallentsorgungsanlage CTR-Rio zu be-

trieben, sondern auch von anderen Anlagen im Bundesland Rio de Janeiro, nämlich in der 

Gemeinde Nova Iguaçu, Barra Mansa und São Gonçalo. Darüber hinaus betreibt dieses 

Unternehmen eine Müllverbrennungsanlage in der Gemeinde Belford Roxo. Das Unterneh-

men Julio Simões hat die Konzession der Abfallbeförderung der Stadt Rio de Janeiro. Die-

ses Unternehmen ist ein der großtes der Logistikbranche Brasiliens. Haztec ist ein angehö-

riges Unternehmen des Unternehmenskonglomerats Synthesis Empreendimentos (Synthe-

sis). Zu den Aktionären dieses Konglomerates gehören seit 2007 Investimentsfonds, wie 

Santander SA und Bradesco SA. (Lima, 2015: 421). Die Aktiengesellschaft Simpar, die im 

Flottenleasingsektor tätig ist, hält 56,5% der Anteile an der Aktiengesellschaft Julio Simões 

(JLS, 14.02.2018). Haztec und Julio Simões sind Angehörige des Konsortiums Novo Gra-

macho, zu dem weitere drei Gesellschaften (Arcadis S.A., Biogas S.A. und JMalucelli S.A.) 

gehören. Aus diesem Konsortium wurde das Gás Verde S.A. gegründet (Abb.18). 

Mit Blick auf die ökologischen Aspekte hätte die Abfallhierarchie der nationalen Abfallpolitik 

eingehalten werden müssen. Bis zur Gegenwart wurde kein umfängliches Abfalltrennungs-

system in der Gemeinde Rio de Janeiro eingeführt. In dieser Stadt werden circa 9.227 Ton-

nen fester Siedlungsabfälle pro Tag gesammelt (Rio de Janeiro, Gemeinde, 2016: 9). Es 

werden 93,2 % der in der Stadt anfallenden Abfälle in der CTR-Rio entsorgt (Rio de Janeiro, 

Gemeinde, 2016: 9). Die gesamte Menge von wiederverwendbaren und -verwertbaren Stof-

fen, die in der Stadt Rio de Janeiro von 2011 bis 2015 durch das getrennte Abfallsammel-

system entsorgt wurden, entspricht 62.801 Tonnen (Rio de Janeiro, Gemeinde, 2016: 16). 

Dies bedeutet 1046 Tonnen monatlich – 5-mal weniger als das Ergebnis der informellen 

Wertstoffsammlung auf der Metropoldeponie Jardim Gramacho. 

 

158 Vgl. Die Internetsite von Grupo Synthesis Empreendimentos Ltda. Download am 20/8/2017: 
http://www.gruposynthesis.com.br/pt/capital-de-risco/16-gas-verde.  
159 Vertrag Nr. 1050.0056088.10.2 zwischen Biogás S.A. und Petróleo Brasileiro S.A. - Petrobras vom 30 De-
zember 2009. 

http://www.gruposynthesis.com.br/pt/capital-de-risco/16-gas-verde
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Abbildung 24 “Grünes Kapital” in Rio de Janeiro  

  

 

Diese ehemalige Beseitigungsanlage, die zuvor eine umweltfeindliche Anlage darstellte, 

entspricht gegenwärtig einer modernen Anlage zur Regulierung des Ausstoßes an Treib-

hausgasen, die als ein Fortschritt in Bezug auf Umweltschutz und Nachhaltigkeit nach den 

internationalen Standards angesehen wird. Dasselbe wird von der CTR-Rio behauptet. Au-

ßer der Tatsache, dass in dieser Anlage auch wiederverwertbare Materialie, und nicht nur 

Restmüll beseitigt werden, besteht in der CTR-Rio eine der größten Gefahren für die Um-

welt darin, dass sie sich geographisch direkt über dem Aquifer Piranema befindet (Car-

valho, 2015). Dieses unterirdische Wasserreservoir dient der Versorgung der Stadt Rio de 

Janeiro. Vor diesem Hintergrund hätte die CTR-Rio nach dem Vorsorgeprinzip vom Bun-

deslandes Rio de Janeiro160 nicht genehmigt werden dürfen.   

 

160 Das Umweltinstitut des Bundeslandes Rio de Janeiro ist zuständig für diese Genehmigung. 



183 

7. Schlussfolgerungen 

The development of participation is a permanent fight for more 
democracy in organizations and in society as a whole. This means 
that it is also a learning process with errors and failures on the part 
of both the individual participants and their organizations” (Széll, 
1989: 2f.) 

Der Aufbau einer umweltverträglichen Abfallwirtschaft unter Einbezug der Wertstoffsamm-

ler_innen in Brasilien stand im Mittelpunkt dieser Fallstudie über die Schließung der Metro-

poldeponie Jardim Gramacho im Bundesland Rio de Janeiro. Es wurde dabei untersucht, 

ob und inwieweit die ökologischen, sozialen und ökonomischen Dimensionen des Nachhal-

tigkeitsgrundsatzes wechselwirkend umgesetzt werden. Diese Frage wurde anhand der Be-

obachtung der Umsetzung (1) der Kriterien für menschenwürdige Arbeit bei der Formalisie-

rung des informellen Sektors der Abfallwirtschaft durch das Genossenschaftswesen und (2) 

der Abfallentsorgungshierarchie empirisch erforscht.  

Die multidisziplinäre Frage der Untersuchung bezog sich auf die Konkretisierung von Klas-

seninteressen in Zusammenhang mit der Rolle der Staatsmacht bei der Umsetzung der 

nationalen Abfallpolitik. Diesbezüglich ist ein Ziel dieser Arbeit die Ideologie bzw. Klassen-

herrschaft hinter dem Diskurs der Nachhaltigkeit zu begreifen. Vor dem Hintergrund wird 

die Aktualität der Marxschen Methode gezeigt. 

Um eine umweltverträgliche Abfallwirtschaft zu erreichen, bei der weniger Abfälle anfallen, 

müssen die angefallenen Abfälle in jedem Fall in die Kreislaufwirtschaft zurückgeführt wer-

den. Dies bedingt Eingriffe in die gesamte Produktionskette.  

Diese Aufgabe steht unter der Verantwortung des öffentlichen Sektors als Träger der Ab-

fallwirtschaft und des produktiven (meistens privaten) Sektors als gesetzlich verpflichteter 

Akteur zur Umsetzung der Produktverantwortung – ein europäisches Model, das in Brasi-

lien teilweise in die Abfallpolitik mit aufgenommen wurde. Dabei werden die Genossen-

schaften von Wertstoffsammlern_innen und Abfallentsorgungsunternehmen als Dienstleis-

ter mit einbezogen. 

Ein Ergebnis der vorliegenden Fallstudie ist, dass einerseits das Genossenschaftswesen 

bei der Formalisierung der Arbeit der Wertstoffsammler_innen bestehende prekäre Verhält-

nisse institutionalisierte und nicht wie intendierte zu menschenwürdiger Arbeit führte. An-

derseits wurde die Fortsetzung und Ausweitung der Aktivitäten abfallwirtschaftlicher Kon-

zerne beobachtet, die miteinander verbunden sind. Dabei wurde eine Vorherrschaft der 

ökonomischen Dimension der Nachhaltigkeit zum Nachteil der sozialen und ökologischen 

offensichtlich. Dieses Ergebniss wurde in der Dynamik der Partizipationsforen im Rahmen 

des Schließungsprozesses der Deponie von den Betroffenen legitimiert. 

In den Öffentlichkeitsbeteiligungsforen wurde die Interaktion der beteiligten gesellschaftli-

chen Kräfte dadurch bestimmt, dass die verschiedenen Akteure versuchten, ihre Interessen 

innerhalb dieser Foren durchsetzen.  
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Die Ablehnung des Genossenschaftswesens als Maßnahme zur Reduzierung der Folgen 

der Schließung der Deponie von der Mehrheit der Sammler_innen (Dienstfront) trug dazu 

bei, dass der Begriff der sozialen Inklusion außerhalb der Arbeitswelt im Rahmen der Par-

tizipationsforen aufgebaut wurde. Als Inklusion gilt die Auszahlung einer Entschädigung an 

die Sammler_innen. 

Die Arbeitsgruppen wurden konzipiert, um „die Aktionen der Akteure des Territoriums zu 

lenken, damit sie die Erwartungen und spezifischen Anforderungen der Einwohner_innen 

des Viertels erfüllen.“ (IETS, 2011: 141) In der Tat wurden in diesen Arbeitsgruppen Stra-

tegien, Entwürfe und Konzepte erarbeitetet, die ein Spannungsfeld zwischen den betroffe-

nen Akteuren, mit ganz unterschiedlichen Interessen, Zielen und Perspektiven bildeten (vgl. 

Lima, 2015: 7).  

Die Motivation der Dienstfront sich am Schließungsprozess zu beteiligen, entstand erst mit 

der Konkretheit der Abfallverminderung auf der Deponie. Obwohl diese Motivation nicht zu 

einer Forderung nach Arbeit in der Abfallwirtschaft führte, knüpft dieser Ausgangspunkt an 

die Arbeitswelt dadurch an, dass die Abwesenheit von Arbeit konkret war.  

Die Handlung der Dienstfront begrenzte sich auf den Kampf um die Bezahlung des Beteili-

gungsfonds, weil es eine konkrete und greifbare Maßnahme war. Der Kampf um die Ein-

führung eines getrennten Abfallsammlungssystems, das alle Wertstoffsammler_innen Gra-

machos hätte einbeziehen können, war dagegen sehr abstrakt und riskant. Die Ankündi-

gung von Investitionen in die Genossenschaft Coopergramacho zur Einbeziehung aller 

Sammler_innen der Deponie wurde nie konkretisiert. Vor diesem Hintergrund wollten sie 

nicht das Risiko eingehen, das Geld des Fonds für den Aufbau eines Recyclingzentrums 

aufs Spiel zu setzen. Die Erfahrungen, die sie mit der Umsetzung staatlicher Politik hatten, 

trugen zur Bildung dieses Verständnisses bei. Hinzu kommt, dass die Vertreter_innen der 

Bewegung MNCR nur stark verzögert über die Sitzungen um den Schließungsprozess die 

Dienstfront informierten. Darin wird eine Legitimitätsfrage deutlich, die sich auf die Hand-

lungsmethode der Führungskräfte der Bewegung MNCR bezieht.  

Auf dem ersten Treffen mit den Führungskräften der Bewegung MNCR innerhalb der Feld-

forschung haben die Wertstoffsammler_innen eine Lösung für die Schließung von Grama-

cho im Rahmen von Partnerschaften mit dem privaten Sektor dargestellt, die alle Samm-

ler_innen einbeziehen würde: 

„Es ist eine Masse von fast 2000 arbeitslosen Wertstoffsammlern aus der Müllkippe 
Gramacho (…) Wir haben ein Projekt, das 24 Stunden am Tag läuft. 3 
Arbeitsschichten. Wir werden Flakes161 produzieren, damit Coca-Cola 
wiederverwendet werden kann, um PET-Flaschen wiederherzustellen. Wir werden 
ihnen [Coca-Cola] die ganze Produktion verkaufen. Sie [Coca-Cola] werden uns das 
Geld vorher bezahlen, damit wir in das Verwertungszentrum investieren können. 3 
Millionen. Von der Brasilianischen Bank bekommen wir das Geld für den Aufbau der 
Struktur des Zentrums. Die Ausrüstung kommt aus Spanien. Wir werden von der 

 

161 Flack ist ein Ausgangsprodukt (sekundärer Rohstoff) aus den Verwertungsprozessen der PET-Flaschen. 
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Innovationswerkstatt der UFRJ beraten.“ (G, 30 Jr., männlich, 
Beobachtungsprotokoll 09.05. 2011) 

Das Konzept dieser Fabrik, die alle Wertstoffsammler_innen einbeziehen kann, wurde nicht 

der Dienstfront vorgestellt. Auf der einen Seite ist es sicherlich verständlich, dass eine Aus-

einandersetzung über einen komplexen Entwurf mit diesen Sammlern_innen keine einfa-

che Aufgabe war. Es ist plausibel, dass die Vertreter_innen der Bewegung zunächst ihre 

Pläne konkretisieren wollten und erst dann den Sammlern_innen der Dienstfront zu präsen-

tieren. Gleichzeitig kann diese Strategiedarauf hindeuten, dass eine Basisorganisation für 

ein politisches Verständnis der Wertstoffsammler_innen als Klasse nicht an der Tagesord-

nung der Bewegung war. 

Die Feldforschung zeigte, dass die Wertstoffsammler_innen der Bewegung eine andere 

Wahrnehmung ihrer Arbeit, als die Sammler_innen der Dienstfront haben. Diese Feststel-

lung wurde deutlich in den großen Unterschieden im Hinblick auf die Wahrnehmung des 

Schließungsprozesses zwischen den Sammlern_innengruppen (Assoziierte und Dienst-

front). 

Dennoch erscheint dieses Führungskräftemodell einen individualistischen Charakter aufzu-

weisen oder zumindest mit hierarchischen Konzepten verbunden zu sein. Die Strategie des 

Einbezugs aller Sammler_innen war nicht auf einem demokratischen Konzept aufgebaut. 

Abgesehen davon, dass die Dienstfront sich skeptisch im Hinblick auf den Schließungspro-

zess zeigte, ist entscheidend für einen Veränderungsprozess, dass Strategie und Methode 

nicht von oben (autoritär) aufgedrückt werden (Széll, 1981: 8). Da dies jedoch im unter-

suchten Feld passierte, haben sich die beide Gruppen voneinander entfernt: Obwohl sie 

dasselbe Territorium besetzten, haben sie keine einheitliche Basis gebildet. 

Das Konsortium Novo Gramacho handelte im Einklang mit seinen Interessen und nutzte 

die Distanz zwischen den Gruppen, um die Sammler_innen der Dienstfront zu mobilisieren, 

sich an den Beteiligungsforen zu beteiligen. Dies wurde vom Vertreter des Umweltamtes 

SEA in einer Sitzung mit Partnerorganisationen der Sammler_innen, an der jedoch kein_e 

Sammler_in teilnahmen, wie folgt dargestellt: 

“Die Frage der Repräsentativität der Sammler war ein Hindernis für die 
Verhandlungen in Gramacho. Der Entwurf der Nutzung des Fonds wurde von einer 
nicht repräsentativen Gruppe diskutiert. Mit der Arbeit von Novo Gramacho 
entstanden neue Führungskräfte. Es gibt aber einen Konflikt zwischen den beiden 
Gruppen, die Recycling-Gruppe hat bisher den Prozess geleitet. Jetzt haben die 
anderen die Führung übernommen.” (J, 55 Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll 
29.09.2011) 

Eine unerwartete Konsequenz dieser Mobilisierung war die Gründung des Führungskräfte-

rats (Assoziierte und Dienstfront) als ein Gremium zur Gestaltung von Verhandlungen und 

Annäherungsprozessen zwischen den beiden Gruppen. Dieser Rat wurde jedoch vom SEA 

benutzt, um die Agenda der AG 2 umzusetzen. SEA nutzte die Erwartungen der meisten 

Sammler_innen auf „eine Lösung von außen“, um diesen Raum zu steuern. So verlor der 

Führungskräfterat sein politisches Potential und wurde zu einem Raum der Steuerung und 

Besänftigung einer möglichen Unzufriedenheit dieser Sammler_innen als Reaktion auf den 
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Schließungsprozess. Auf diese Weise wurde der Kampf um das Recyclingzentrum an die 

zweite Stelle gesetzt, wie eine Assoziierte äußerte: „Ich möchte auch den Fonds, weil ich 

weiß, dass wir früher oder später das Recyclingzentrum bekommen. Das ist unser Recht.“ 

(A, 40 Jr., weiblich, Beobachtungsprotokoll 20.12. 2011) Die Vereinigung der Sammler_in-

nen gab der Kampf um Arbeit auf und übernahm die Forderung nach einer Entschädigung. 

Die Diskussionsthemen zwischen den Sammlern_innen und der Staatsregierung nahmen 

einen bürokratischen Charakter an. Es handelte sich um die Anordnung der Entschädigung 

und die notwendige Änderung des Abkommens Nr. 93/2006 zwischen der Gemeinde Du-

que de Caxias und dem Comlurb. Die Führungskräfte beider Sammler_innengruppen ha-

ben sich damit beschäftigt, die Liste der Sammler_innen zu erstellen, die Anspruch auf eine 

solche Entschädigung hatten. Im Rahmen der Beziehungen zwischen Kapital und Staat 

fand eine Verhandlung dadurch statt, dass die Gemeinde Rio de Janeiro den Beteiligungs-

fonds bezahlte, dieser aber in der Verantwortungssphäre des Konsortiums Novo Gramacho 

stand. 

Das Wissen, das im Kampf um die soziale Inklusion innerhalb der Beteiligungsforen des 

Schließungsprozesses der Metropoldeponie Jardim Gramacho entstanden war, stellte ei-

nen politischen Fortschritt für die beteiligten Sammler_innen dar, auch wenn die positiven 

Konsequenzen nicht unmittelbar beobachtet werden konnten. Weiterhin sind die Auswir-

kungen auf das Viertel groß. Nach der Deaktivierung der Deponie bleiben die Gewalt, die 

Umweltverschmutzung und die Arbeitslosigkeit. Eine Mobilisierung (von unten) der Einwoh-

ner_innen zur Mitbestimmung der Umsetzung des Fonds zur „Wiederherstellung der sani-

tären Grundversorgung und Infrastrukturen des Viertels“ erscheint eine Möglichkeit zur Or-

ganisation der Arbeiter_innen vor Ort. Die große Herausforderung dabei ist, Prozesse von 

Scheindemokratisierung zu vermeiden (Széll, 1981: 8). Aus diesem Grund ist es wesentlich, 

dass die Indikatoren für eine solche Überprüfung von unten, d.h. von und mit den Betroffe-

nen entwickelt werden müssen.  

Während die Verhandlungen zwischen dem Umweltamt SEA, den Wertstoffsammlern_in-

nen und der Gemeinde Duque de Caxias bezüglich der Maßnahmen zur sozioökonomi-

schen Inklusion der betroffenen Wertstoffsammler_innen in der kommunalen Abfallwirt-

schaft im Rahmen eines Öffentlichkeitsbeteiligungsforums geschahen, wurde zeitgleich die 

vom Comlurb koordinierte „Umwandlungsoperation“ durchgeführt.  

Im Hinblick auf die ökologische Dimension entspricht die CTR-Rio einer Umweltgefahr, da 

sie auf einem Wasserreservoir steht. Darüber hinaus wird die Abfallentsorgungshierarchie 

mit dem Betrieb dieser Anlage nicht erfüllt. Es wurde kein getrenntes Abfallsammlungssys-

tem in der Gemeinde Rio de Janeiro eingeführt, das mindestens dieselbe Leistung wie die 

traditionelle Wertstoffsammlung auf der Deponie Jardim Gramacho erbringt. Das gilt auch 

für die Gemeinde Duque de Caxias. Die in der CTR-Rio gelagerten verwertbaren Gegen-

stände bilden eine Umweltbelastung, weil ihr Produktlebenszyklus abgeschlossen ist und 

nicht der Verwertungskette zurückgeführt wird.  

Bezüglich der sozialen Frage würde die Ergreifung angemessener Maßnahmen zum Ein-

bezug der Genossenschaften des Viertels Jardim Gramacho in die Abfallwirtschaft, die 

nicht nur Verpflichtungen für die Gemeinden und den privaten produktiven Sektor bedeuten, 
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sondern auch eine neue Organisation der Machtverhältnisse in dieser Abfallentsorgungs-

branche implizieren. Die Konkretisierung des Vorzugs der Genossenschaften von Wert-

stoffsammlern_innen bei der Dienstleistungen im Rahmen der getrennten Abfallsamm-

lungs- und Rücknahmesysteme, die als politischer Fortschritt in der Abfallpolitik aus dem 

Jahr 2010 verankert wurden, stellt diese Arbeitskategorie jedoch gleichzeitig in eine Kon-

fliktzone mit den großen kapitalistischen Gruppen. 

Auf der einen Seite stellen große Konzerne der Branche der Abfallentsorgung (Sammlung, 

Beförderung, Behandlung und Beseitigung) moderne Abfallbehandlungsanlagen als die Lö-

sung für eine umweltverträgliche Abfallentsorgung dar. Dieses Konzept ist doch mit einem 

angemessenen getrennten Abfallsammlungssystem unvereinbar. Solch ein System setzt 

den allmählichen Rückgang der Abfallmenge voraus, die in der Deponie- und Abfallbehand-

lungsanlage entsorgt werden. Die menschenwürdige Integration der Sammler_innen findet 

in diesem Verhältnis ihr stärkstes Hindernis. Die Priorität der Stadtverwaltung liegt in der 

Abfallbeseitigung mit Beteiligung privater Konzerne. In der Stadt Duque de Caxias wurde 

bis heute kein getrenntes Abfallsammlungssystem eingeführt. Die gesamte Abfallwirtschaft 

dieser Stadt wird von einem privaten Unternehmen kontrolliert, in dem der damalige Bür-

germeister dieser Gemeinde und Landtagsabgeordnete, die in der Gemeinde Duque de 

Caxias gewählt wurden, als Aktionäre beteiligt sind (Ma, 38 Jr., männlich, Beobachtungs-

protokoll 28.09.2011). Beide Gemeinden argumentieren, dass die soziale Inklusion der 

Sammler_innen nicht in ihre Zuständigkeit fiel. Comlurb hätte mit dem Abkommen zur Grün-

dung des Beteiligungsfonds diese Verantwortung an die Gemeinde Duque de Caxias wei-

tergegeben. Der Leiter von SEMAAA der Gemeinde Duque de Caxias sagt zu den Samm-

ler_innen bei ihrer ersten großen Versammlung: „Die Bundes- und Landesregierung müs-

sen eine Lösung für eure Situation finden.“ (SM, 53 Jr., männlich, Beobachtungsprotokoll 

30.09.2011) Einige Monate zuvor äußerte sich der Leiter des Umweltamts SEA folgender-

maßen: „Das Problem wurde nicht von uns verursacht.“ (M, 60 Jr., männlich, Beobach-

tungsprotokoll, 09.07.2011) Vor diesem Hintergrund hat sich auch die Staatsanwaltschaft 

nicht im Sinne der Verteidigung der Rechte der betroffenen Gruppe und im Interesse der 

Gemeinschaft in den Konflikt eingemischt (Beobachtungsprotokoll 01. und 20.12.2011).  

Die Schließung der Deponie wirkte sich nur auf die Wertstoffsammler_innen bzw. für die 

Bewohner_innen des Viertels Jardim Gramacho ökonomisch negativ aus. Die Aktiengesell-

schaft Novo Gramacho hat einen Vertrag zur Überwachung der stillgelegten Deponie. Zur 

gleichen Zeit hatte die Gás Verde S.A. den exklusiven Deponiegasemissionsvertrag mit der 

Ölraffinerie REDUC abgeschlossen. In der neuen Abfallbeseitigungsanlage CTR-Rio wird 

trotz neuester Technologien, die diese Anlage zu einer der modernsten Lateinamerikas 

macht (Ciclus o. J.), die Emission von CO2 nicht ausgesetzt (Pereira, 2017: 16). Die glei-

chen destruktiven sozialen und ökologischen Prozesse, die im Gebiet Jardim Gramacho in 

den 1970er Jahren beobachtet wurden, wiederholen sich in der Umgebung der CTR-Rio in 

der Gemeinde Seropédica. Der Umgang mit Abfällen bleibt seit dem 17. Jahrhundert der 

gleiche: die Entfernung der Reste aus den bevölkerungsreichsten Zentren, die Vernachläs-

sigung von Umweltaspekten, die Privatisierung der Dienstleistung sowie die Zerstörung von 

traditionellen Lebensformen. Die Abfälle werden in Gebiete verlegt, die vom Kapital als we-

nig besetzt und unangemessen benutzt angesehen werden.  
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Auf der anderen Seite stellt der produktive Sektor, der von der Abfallpolitik verpflichtet ist, 

Rücknahmesysteme zur Erfüllung der Produktverantwortung aufzubauen, ein zweites Hin-

dernis zur Entwicklung menschenwürdiger Verhältnisse für die Wertstoffsammler_innen in 

der Abfallwirtschaft dar. Für diesen Sektor ist das Modell der Industrieländer nicht vorteil-

haft, weil dabei zu viele Kosten entstehen. Im Hinblick auf das deutsche Produktverantwor-

tungssystem äußert sich der Vertreter der NGO Cempre, dass dieses System in Schwellen- 

und Entwicklungsländern nicht ökonomisch nachhaltig ist: „Wir exportieren ein Modell der 

nachhaltigen getrennten Sammlungssysteme mit sozialer Integration“ (Balbi, 21. Mai 2006). 

Es wird darüber hinaus geäußert, dass das Produktverantwortungsmodell von Compre bil-

liger als das deutsche ist, weil es selbsttragend (autosustentável) ist (Balbi, 21. Mai 2006). 

Die NGO Cempre, die 1992 anlässlich von Rio-92 gegründet wurde, vertritt die Interessen 

von 38 multinationalen Konzernen wie Coca-Cola, Nestlé, Tetra Pak, Dell, Walmart und 

McDonald’s im Bereich der Produktverantwortung. Die Ideologie in diesem Kontext bezieht 

sich auf die Förderung der Schaffung von Einkommen und Beschäftigung auf Kosten der 

unbezahlten Arbeit der Wertstoffsammler_innen. Das ist die große Innovation dieses Sys-

tems. Die Werte für die Schaffung von Einkommen müssen im Bereich der Wertstoffzirku-

lation gefördert werden, die geleistete Arbeit aber bezieht sich auf eine unbezahlte Dienst-

leistung. Daher ist dieses Produktverantwortungsmodell billiger: Die Arbeitsverhältnisse äh-

neln der einer Sklavenarbeit. Folglich vermeiden es die Konzerne, die Verantwortung zur 

Einrichtung von Rücknahmesystemen wie denen in Deutschland zu tragen. Dieses Modell 

wird seit 2006 in andere Länder wie Thailand, China und Russland durch die NGO Cempre 

exportiert: „Der Hauptsitz von Coca-Cola, Tetra Pak, Nestlé und anderen mit Cempre ver-

bundenen Branchen schlug ihren Tochtergesellschaften vor, die brasilianische Erfahrung 

kennenzulernen“ (Balbi, 21. Mai 2006). Diese Schritte deuten auf den Aufbau eines hege-

monialen Produktverantwortungsmodells hin. Die im Jahr 2015 von der Bundesregierung 

genehmigte Branchenvereinbarung zur Erfüllung der Produktverantwortung basiert auf In-

vestitionen in Ausrüstung der Genossenschaften für die Sammlung und/oder Sortierung 

von Wertstoffen. Als Gegenleistung lieferten die beteiligten Genossenschaften die Daten 

über die Menge der in die Kreislaufwirtschaft zurückgeführten Wertstoffe. Investitionen in 

Genossenschaften sind daher nur dann für den produktiven Sektor sinnvoll, wenn ein gro-

ßer Strom von Wertstoffen in der Genossenschaft vorhanden ist. Darüber hinaus wird 

gleichzeitig beobachtet, ob eine Aussicht auf Produktionssteigerung durch kleine Investiti-

onen besteht. Das Branchenabkommen gilt nach der Zustimmung der Regierung für Städte 

mit mehr als 100.000 Einwohnern_innen. Trotzdem hat der produktive Sektor die Wahl, in 

welche Genossenschaft investiert wird. 

Dieses Modell zur Erfüllung der Produktverantwortung bezeichnet der Vertreter von 

Cempre als eine Form der Formalisierung des informellen Sektors, durch die Green Jobs 

entstehen (IAO, 2013a: 18). Dem kann nicht zugestimmt werden, da sich die Art von For-

malisierung jedoch nicht auf die Beauftragung einer Dienstleistung bezieht. Aufgrund der 

unmenschenwürdigen Arbeitsbedingungen kann nicht von Green Jobs gesprochen werden.  

Vor der Schließung aber sind in den Genossenschaften nur geringfügige Investitionen in 

Ausrüstungen geflossen: “Ich habe Coca-Cola das Recht mein Bild zu verwendet überlas-

sen, um eine Ballenpresse zu bekommen. Coca-Cola ist der einzige Partner der Genos-

senschaften in Gramacho.” (A, 40 Jr., weiblich, Beobachtungsprotokoll 28.09.2011). 
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Darüber hinaus gab es das Versprechen, die Plastikfabrik aufzubauen. Aufgrund der Inexis-

tenz des getrennten Abfallsammlungssystems nach der Schließung der Metropoldeponie 

floss jedoch keine Investition im Rahmen der Produktverantwortung in die Genossenschaf-

ten des Viertels Jardim Gramacho.  

Der produktverantwortungsverbundene private Sektor hat das Interesse daran, die Produkt-

verantwortungspflichten nur mit den geringsten Kosten zu erfüllen. Der Aufbau von Rück-

nahmesystemen nach dem ausländischen Modell wird deswegen von diesem Sektor abge-

lehnt, da es Kosten zum Aufbau eines komplizierten und teuren Systems verursachen 

würde. Damit stärkt das von Cempre vorgestellte Integrationsmodell der Wertstoffsamm-

ler_innen die Interessen der Abfallentsorgungsbranche: Es basiert auf der Einrichtung ei-

nes getrennten Abfallsammlungssystems durch die kommunale Verwaltung und stützt sich 

unmittelbar auf die Ausbeutung der Wertstoffsammler_innen.  

Diese Umstände führen zu den folgenden Ergebnissen: Als Arbeiterkategorie sind die Wert-

stoffsammler_innen abhängig (1) von der Einrichtung getrennter Abfallsammlungs- und 

Rücknahmesysteme und (2) von der Bereitschaft der öffentlichen und privaten Sektoren, 

die Genossenschaften der Wertstoffsammler_innen zu beauftragen. Zur Verteidigung kol-

lektiver Interessen (Melo & Souto, 2011: 59) könnte der Staat (die Gemeinde) die ökono-

mische lokale Entwicklung durch die Beauftragung der Wertstoffsammler_innen fördern. 

Der Umsatz der beauftragten Genossenschaften von Wertstoffsammler_innen wird auf das 

gesamte Territorium ausgedehnt. Demgegenüber fließen die Gewinne der Abfallentsor-

gungsunternehmen in das Finanzkapital und führen zu keiner lokalen Entwicklung. Darüber 

hinaus könnte die getrennte Abfallsammlung als eine Tätigkeit, die nicht zur Herstellung 

einer Ware dienen soll, unter Einbezug der Wertstoffsammler_innen eingeführt werden. So 

würden die ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Dimensionen des Nachhaltigkeits-

prinzips umgesetzt werden. 

Nach der Analyse der Abfallpolitik Brasiliens wurden die Indikatoren zur Feststellung der 

Erfüllung menschenwürdiger Arbeit erarbeitet, die sich mit dem Begriff „soziale Inklusion 

und wirtschaftliche Emanzipation“ gleichsetzen lassen. Diese sind: (1) die Direktvergabe 

der getrennten Abfallsammlung, Beförderung und Sortierung von haushaltsnahen Sied-

lungsabfällen an Genossenschaften von Wertstoffsammlern_innen und (2) die Bereitstel-

lung von Bauinfrastruktur und Ausrüstungen162 für die Erbringung der oben erwähnten 

Dienstleistung. Die zweite Bedingung wurde erst im November 2013 (16 Monate nach der 

Schließung der Deponie) umgesetzt, als das Recyclingzentrum (Polo de Reciclagem Jar-

dim Gramacho) eingeweiht wurde. Der getrennte Abfallsammlungsdienst in der Gemeinde 

Duque de Caxias wurde jedoch immer noch nicht eingerichtet. Die 30 Sammler_innen 

(Magalhães & Bastos: 2016: 383), die in dem Recyclingzentrum geblieben sind, müssen 

mit dem Problem umgehen, dass sie keinen Zugang zu ihren Arbeitsgegenständen haben. 

In diesem Fall konnte die Umsetzung der Abfallpolitik Brasiliens keine menschenwürdigen 

 

162 Die notwendige Infrastruktur für die Durchführung der öffentlichen getrennten Abfallsammlungsdienstleistung 
bezieht sich: a) auf einen geeigneten Fuhrpark für die Sammlung und Beförderung der Wertstoffe; b) auf eine 
Produktionsanlage; c) auf die geeignete Ausrüstung (z. B. Fließbänder für die Sortierung der Wertstoffe, Waage, 
Ballenpresse, manuelle Ballenwagen usw.) für die Verarbeitung der eingesammelten Wertstoffe. 
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Arbeitsbedingungen durch das Genossenschaftswesen erreichen. Das durchschnittliche 

Einkommen liegt unter 767 Real (weniger als der damalige Mindestlohn –788 Real) (Magal-

hães, 2015: 101). Die Prozesse der Formalisierung der Arbeit der Sammler_innen in der 

Abfallwirtschaft führten nach der vorliegenden Fallstudie über die Schließung der Metropo-

ldeponie Jardim Gramacho erneut zu einer weiteren Phase der Informalität für die mehr als 

Tausend Sammler_innen, die sich nicht in das Recyclingzentrum integrierten. Selbst wenn 

eine Reorganisation des Kapitals und damit die Zersplitterung der Arbeiterklasse in Gang 

ist, kann man mehr denn je mit Mandels Worten das heutige Verhältnis zwischen Kapital 

und Arbeit in der kapitalistischen Gesellschaft und das bürgerliche Recht auf Arbeit verste-

hen, obwohl sich der Autor in seinen Ausführungen auf die Lohnarbeit bezog:  

“Das ‘Recht auf Arbeit’ ist somit das Recht des Kapitals, die Arbeitskraft zu 
Bedingungen und in Zeiten zu kaufen, die ihm genehm sind. Und die sozialen, 
juristischen und ideologischen Einrichtungen dienen zur Aufrechterhaltung der 
ökonomischen Bedingungen, die die Arbeiter zum Verkauf ihrer Arbeitskraft zu 
diesen Bedingungen zwingen. Ihre wahren ‚Rechte‘ werden mit Füßen getreten, und 
nur das ‚Recht‘, nicht Hungers zu sterben, bleibt bestehen.“ (Mandel, 1971: 12) 

Bei der Umsetzung der nationalen Abfallpolitik nach dieser Fallstudie wurde eine Diskre-

panz in der Auslegung der Dimensionen des Nachhaltigkeitsprinzips festgestellt. Die im 

Territorium getätigten Investitionen (Deponiegasanlage) bringen keinen Gewinn für die Ge-

meinde. Im Gegenteil, sie trugen zur Verschärfung der Armutsbedingungen in diesem Ge-

biet bei. Gleichzeitig dehnte sich das Kapital unter dem Deckmantel der Nachhaltigkeit auf 

ein anderes Territorium aus. Die Abfallfrage wird jedoch durch die Neuordnung des Kapitals 

zur Lösung des Umweltproblems angegangen. Die Deponierung von anfallenden Abfällen, 

die nicht wiederverwertet werden können, und die Wiederverwertung von Wertstoffen ord-

nen das Kapital in die Entwicklung eines Sektors zur Produktion von Waren und eines an-

deren der Umweltdienstleistungen um. In diesem Kontext wurde die von Marx und Engels 

ausgesagte Tendenz beobachtet: „Die moderne Staatsgewalt ist nur ein Ausschuß, der die 

gemeinschaftlichen Geschäfte der ganzen Bourgeoisklasse verwaltet.“ (Marx &Engels, 

1974: 464) 

Zwar schreibt die Abfallpolitik die Integration der Wertstoffsammler_innen unter menschen-

würdigen emanzipierenden Arbeitsbedingungen vor. Gleichzeitig schlägt sie jedoch eine 

Organisation der Arbeit vor, die der kapitalistischen Hegemonie widerspricht: Kollektivei-

gentum an Produktionsmitteln, Einkommensverteilung und kulturelle Vielfalt. Auf diese 

Weise neigt das Kapital dazu, die Organisation der Sammler_innen seiner Beherrschung 

völlig zu unterwerfen. Die Abfallpolitik ist zwar das Ergebnis der Umweltbewegung. Aber 

diese Politik ist auch das Ergebnis der Bewegung der organischen Ideologen des Kapitals. 

Obwohl die objektiven Bedingungen nicht ermöglichte, dass das Recyclingzentrum seine 

Gesamtkapazität erreicht (500 Arbeiter_innen, Produktion bis circa 2000 Tonnen monat-

lich), kann festgestellt werden, dass die selbstverwaltenden Sammler_innen den Vorteil ha-

ben, Eigentümer_innen der materiellen Ressourcen (Infrastruktur und Ausrüstung) zur Er-

bringung von Dienstleistungen in der Abfallwirtschaft zu sein. Vor dem oben skizzierten 

Hintergrund ist jedoch festzustellen, dass die Genossenschaften vor einer gigantischen 

Herausforderung stehen, um als ein „praktisches Experimentierfeld für emanzipatorische 
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Arbeitsformen und für mehr selbstbestimmte Arbeit“ (Bierbaum & Riege, 1985: 23) ange-

sehen zu werden.  

Das Verhältnis zwischen Mangel und Ausgrenzung und die Entstehung von erforderlichen 

Kämpfen kann nicht mechanisch herausgebildet werden, sondern durch Vermittlungen, die 

Verbindungen zwischen Wahrnehmung und der Handlung selbst herstellen (Jacobi, 1989: 

12f.).  

Es ist an diese Stelle ein ideologisches Verhältnis anzudeuten, das eine große Auswirkung 

auf der Bildungsarbeit mit den Wertstoffsammler_innen hat. Als sogenannte benachteiligte 

Gruppe wird die Tätigkeit der Wertstoffsammler_innen innerhalb der Sozialpolitik behan-

delt. Obwohl sie durch das Produkt ihrer Arbeit zum wirtschaftlichen Sektor beitragen, wer-

den sie nicht durch die Zahlung von Entgelt für ihre Tätigkeit als wirtschaftliche Akteure 

anerkannt. Die verarmten Arbeiter_innen scheinen also nicht in die Produktionskette inte-

griert zu sein. Diese Verzerrung führt zur Vertuschung, Aufrechterhaltung und Rechtferti-

gung der Ausbeutung dieser Arbeitskräfte durch den Staat, den produktiven Sektor und 

durch die Abfallentsorgungsunternehmen.  

Die meisten Ansätze zur Förderung der Beteiligung der Sammler_innen in der brasiliani-

schen Abfallpolitik entstanden durch die Initiative unterschiedlichster Institutionen: Ver-

schiedene Organe der Bundesregierung bis zu Institutionen der Solidarökonomie und 

NGOs, die Industrieverbände vertreten (NGO Cempre) und Hilfsorganisationen.  

Dennoch stellen die unterschiedlichen Interessen dieser Institutionen, die manchmal den 

realen Interessen der Wertstoffsammler_innen als Arbeiterklasse antagonistisch gegen-

überstehen können, einen beitragenden Faktor zu einem fragmentierten Bewusstsein bei 

den Wertstoffsammler_innen dar. Dies kann die Bildung organischer Basen verhindern und 

folglich auch die Mobilisierung zu einer Widerstandsposition gegen die Angriffe des Kapitals 

gegen die Arbeiterklasse. Die Förderung von Führungskräften außerhalb der Arbeiterklas-

senposition wird oft mit einer Vorstellung von Ermächtigung (Empowerment) verbunden, 

die auf Autorität und Hierarchie aufgebaut wird: Die Gruppe soll gestärkt werden. 

Im Rahmen von Partnerschaften mit vielfältigen Institutionen entstand und entwickelt sich 

die Bewegung MNCR, die als eine der größten Sammler_innen-Bewegungen der Welt gilt 

(IAO, 2013a: 17). Diese Partnerschaften haben sicherlich zur Entwicklung der Wertstoff-

sammler_innen als politische und soziale Gruppe beigetragen. Dabei war der Beitrag der 

Bewegung MNCR beispielsweise entscheidend für die Erwerbung des Recyclingzentrums. 

Allerdings legitimierte sie auch auf nationaler Ebene das Produktverantwortungsmodell der 

NGO Cempre. Da dies innerhalb der MNCR war, bildete sich eine Frauenbewegung inner-

halb der MNCR, die sich dagegen einsetzt. Es wurde im Feld beobachtet, dass die Bewe-

gung sich von der Klassenperspektive dadurch entfernt, dass die Basisarbeit aufgegeben 

wurde. Den Interessen der Aktiengesellschaft Novo Gramacho kam dieser Prozess zugute. 

Eine der größten Herausforderungen besteht darin, dass sich eine politische Dimension 

aus diesen Genossenschaften entwickelt, die potent genug ist, um die eigenständigen 

Sammler_innen, die im Viertel Jardim Gramacho geblieben sind, zu mobilisieren. 

* 
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Die fortgeschrittene Organisation des informellen Sektors in Lateinamerikas (Lange et al., 

2011: 272) basiert immer noch auf der unbezahlten Arbeit der Sammler_innen. Die Innova-

tionen, die in der nationalen Abfallpolitik verankert wurden, stehen im Widerspruch zu der 

Rationalität des Kapitals. Die Modernisierung des Abfallwirtschaftssystems wird vor dem 

Hintergrund der Etablierung nachhaltiger Ziele gerechtfertigt. Die Wertstoffsammler_innen 

als Arbeitskategorie werden in diesem Prozess unterdrückt und geraten in weitere prekäre 

Arbeitsbedingungen außerhalb oder innerhalb des Genossenschaftswesens. Die Tendenz 

zeigt, dass die Organisation der Sammler_innen in ausgerüsteten Genossenschaften als 

Erfüllung der Formalisierungskriterien der Arbeit der Sammler_innen in der Abfallwirtschaft 

gilt. Eine Beauftragung im Rahmen des getrennten Abfallsammlungssystems muss nicht 

unbedingt eintreten. Die Genossenschaften haben eine bestimmte Position innerhalb des 

Abfallwirtschaftsmanagements. Sie konkretisieren sich in einem bestimmten Raum zwi-

schen den Aktivitäten des Staates und des Großkapitals. Die Arbeit selbst bleibt weiter un-

bezahlt: Eine angemessene rechtliche Beziehung zwischen den beiden Akteuren, die men-

schenwürdige Arbeitsbedingungen schaffen könnte, kommt nicht zustande. Die Hände der 

Sammler_innen bleiben unsichtbar, wie „die vom Markt“, mit dem diese Arbeitskategorien 

zurechtkommen müssen. Durch dieses Modell entsteht eine offizielle Anerkennung der pre-

kären Arbeit. 

Es bleiben jedoch viele Fragen offen im Hinblick auf die Formalisierung des informellen 

abfallwirtschaftlichen Sektors. Hier folgt der Ausblick zu weiteren Forschungsinteressen 

nicht nur in Brasilien aber auch in anderen Ländern wie beispielsweise in Osteuropa. 

In Brasilien wurde kürzlich die Frage der Auswirkung der Arbeitsreform163 auf die Arbeit der 

Wertstoffsammler_innen diskutiert. Die Kriterien für die Definition menschenwürdiger Arbeit 

werden entlang des bestehenden rechtlich und sozial akzeptablen Normalitätsstandards 

eines Landes definiert. Werden sich die Veränderungen im brasilianischen Arbeitsrecht auf 

die Umsetzung der Abfallpolitik dadurch auswirken, dass die „Nicht-Beauftragung“ der Ge-

nossenschaften mit der Abfallsammlung zum Standard wird? Dies kann als Forschungs-

perspektive für den Bereich der Arbeits- und Rechtssoziologie genannt werden. Im Bereich 

der Geschlechterforschung wird das Thema des Kampfes der Sammlerinnenfrauenbewe-

gung zu einer wichtigen Forschungsfrage: Welchen Beitrag leistete diese Bewegung dazu, 

dass die Beauftragung von Genossenschaften von Wertstoffsammler_innen zur Durchfüh-

rung von getrennten Abfallsammelsystemen als der Normalitätsstandard der Inklusion der 

Sammler_innen in der Abfallwirtschaft ist. 

Vor dem Hintergrund der Erarbeitung neuer Forschungsfragestellungen aus den Ergebnis-

sen der Arbeit ist auch die Entwicklung einer Methode zur politischen Arbeit mit informellen 

Gruppen genauer zu untersuchen. Die Schaffung besserer Arbeitsbedingungen innerhalb 

der Abfallwirtschaft ist nicht nur eine Frage der Umsetzung der Abfallpolitik, wie gezeigt 

 

163 Die durch das Gesetz 13.467 aus dem Juli 2017 eingeführte Arbeitsreform erlaubt unter anderem, dass die 
Gewerkschaften und Unternehmen andere Arbeitsbedingungen aushandeln als gesetzlich vorgesehen, die aber 
nicht unbedingt eine Verbesserung der gesetzlichen Bedingungen bedeuten kann. Nicht kann jedoch ausge-
handelt werden: das Recht auf Arbeitslosengeld, Entlohnung unter dem Mindestlohn, 13. Gehalt, Jahresurlaub, 
Mutter- und Vaterschaftsurlaub. Der Gewerkschaftsbeitrag wurde freiwillig, zuvor war er obligatorisch. 
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wurde, sondern insbesondere auch eine Klassenfrage. Die Einordnung der Arbeit der 

Sammler_innen in menschenwürdige Bedingungen setzt ihrer politischen Organisation auf 

der Basis der Erkenntnis der realen Verhältnisse, in denen diese Arbeit durchgeführt wird. 

Dazu gehören die angemessene Methode und ein gleichberechtigter Partner, wie beispiels-

weise andere Arbeiter_innen aus anderen Sektoren, die gleichfalls unterdrückt werden (ein 

Bildungsprozess „von Arbeiter_in zu Arbeiter_in“).  

Im Feld der Sozialwissenschaften in Deutschland öffnen sich neue Forschungsperspekti-

ven zum Verständnis informeller Verhältnisse in der Abfallwirtschaft und deren Formalisie-

rung (Lange et al., 2011; Lange, 2013). Dies berührt auch die Frage der Wissensvermittlung 

in der globalen Arbeitsteilung und die Rolle, die der informelle Sektor dabei einnimmt. Offen 

ist die Frage, ob Brasilien als Beispiel der Integration der informellen Arbeiter_innen des 

Recyclingsektors in der formellen Abfallwirtschaft des freien Raums Europa angesehen 

werden kann. Lange (2012: 101f.) zeigt, dass die Tätigkeit des informellen Sektors der Ver-

bringung von Elektro-Elektronik-Altgeräten in die osteuropäischen Länder (Polen, Tsche-

che Republik, Ungarn und Rumänien) den Produzenten und Abfallwirtschaftsverbänden 

zugut kommt. Die Autorin stellt als Ergebnis dar, dass ein Verbot dieser inoffiziellen Aktivi-

täten aus sozialer Sicht kontraproduktiv wäre, weil diese Aktivitäten zentral für die Einkom-

menserzeugung der Beteiligten sind.  

Darüber hinaus ist Ziel der Europäischen Union bis 2030 die Gesamtmenge der durch Re-

cycling gewonnenen Materialien auf 70% zu erhöhen und die Deponierung auf 1% der Ab-

fälle zu reduzieren. In diesem Kontext ist es wesentlich, die Rolle des Staates bei der Er-

lassung von angemessenen Maßnahmen zur Abfallvermeidung in den Produktionsprozes-

sen zu beobachten. Da China, der größte Importeur von sekundären Rohstoffen aus Kunst-

stoff in der Welt, seinen Markt begrenzt, haben mehrere Länder bereits Probleme, ihre Se-

kundärrohstoffproduktion zu vermarkten (und demzufolge zu entsorgen). Vor diesem Hin-

tergrund stellt sich die Frage, wie die Perspektiven der europäischen Staaten im Hinblick 

auf die Umsetzung der Wiederverwertungsziele der EU aussehen. Hier geht es darum, die 

Grenzen der marktorientierten Umsetzung des Nachhaltigkeitsansatzes zu beobachten, 

wenn durch einen der Akteure unerwartete Machtverhältnisveränderungen in der globali-

sierten Wirtschaft verursacht werden.
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Anhang 1: Verlauf der teilnehmenden Beobachtung 

Datum Ereignisse Lokal, Ort 

22.07.10 
II. Kongress der Bundesbewegung der Wertstoff-

sammler (MNCR) 

Centro Cultural da 

Ação e Cidadania, 

Rio de Janeiro 

(RJ) 

09.05.11 
Treffen mit den Führungskräften der Bundesbewe-

gung im Bundesland Rio de Janeiro 
IBISS, RJ 

18.05.11 

Bildungsveranstaltung für Beamte der Gemeinde 

des Bundeslandes Rio de Janeiro über die natio-

nale Abfallpolitik 

SEA, RJ 

31.05.11 

Bildungsveranstaltung für Beamte der Gemeinde 

des Bundeslandes Rio de Janeiro über Finanzmit-

tel zur Einrichtung der getrennten Abfallsammlung 

durch den Fond für sanitäre Grundversorgung der 

FUNASA 

SEA, RJ 

01.06.11 
Treffen mit Prof. Dr. Claudio Mahler, Experte in Ab-

fallwirtschaft der Bundesuniversität Rio de Janeiro 
SEA, RJ 

06.06.11 

Treffen mit den Koordinatoren des Programms zur 

Förderung der Genossenschaften der Wertstoff-

sammler_innen „Solidarische getrennte Abfall-

sammlung“ 

SEA, RJ 

16.06.11 
Sitzung der Abfallkammer des Umweltbeirats der 

Gemeinde Duque de Caxias 

SEMAAA, Duque 

de Caxias (DC) 

30.06.11 
Sitzung der Abfallkammer des Umweltbeirats der 

Gemeinde Duque de Caxias 
SEMAAA, DC 

05.07.11 
Besichtigung des Vereins von Wertstoffsammlern 

Serrana 

Gemeinde Teresó-

polis 

08.07.11 
Sitzung der Abfallwirtschaftskammer des Umwelt-

beirats der Gemeinde Duque de Caxias 
SEMAAA, DC 

09.07.11 

Veranstaltung über soziale Programme und Le-

bensbedingungen im Viertel Jardim Gramacho im 

Rahmen der Schließung der Deponie 

Räumlichkeit der 

Verwaltung der 

Deponie Jardim 

Gramacho, DC 

10.07.11 
Besichtigung der Abfallablagerungsstätte der De-

ponie Jardim Gramacho 

Deponie Jardim 

Gramacho, DC 

13.07.11 
Sitzung der Abfallkammer des Umweltbeirats der 

Gemeinde Duque de Caxias 
SEMAAA, DC 
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14.07.11 

Generalsitzung der Arbeitsgruppe des Öffentlich-

keitsbeteiligungsprozesses in Rahmen der Schlie-

ßung der Deponie 

SEA, RJ 

15.07.11 Besichtigung des Vereins von Wertstoffsammlern 
Gemeinde Mes-

quista 

19.07.11 
Sitzung der Abfallkammer des Umweltbeirats der 

Gemeinde Duque de Caxias 
SEMAAA, DC 

26.07.11 
Sitzung der Abfallkammer des Umweltbeirats der 

Gemeinde Duque de Caxias 
SEMAAA, DC 

02.08.11 
Sitzung der Arbeitsgruppe „Arbeit und Einkommen“ 

(AG 2) 

Gemeinde Stiftung 

für Bildung und 

Kultur (FUNDEC), 

DC 

13.08.11 
Besichtigung der Genossenschaft von Wertstoff-

sammlern Morro do Céu 
Gemeinde Niterói 

12.08.11 Sitzung der AG 2 Acamjg, DC 

16.08.11 Generaltreffen aller Arbeitsgruppen SEA, RJ 

24.08.11 Sitzung der AG 2 Acamjg, DC 

31.08.11 
Sitzung zwischen SEA Vertretern und Wertstoff-

sammlern_innen der Deponie Jardim Gramacho 

Räumlichkeit der 

Verwaltung der 

Deponie Jardim 

Gramacho, DC 

31.08.11 Sitzung aller Arbeitsgruppen Acamjg, DC 

28.09.11 Teilnahme an der Sitzung der AG 2 

Gemeinschaftli-

ches Forum des 

Viertels Jardim 

Gramacho 

(FCJG), DC 

29.09.11 

Sitzung zwischen SEA Vertreter und öffentlichen 

und privaten Partner-Institutionen der Wertstoff-

sammler_innen 

SEA, DC 

30.09.11 
I. Versammlung der Wertstoffsammler_innen der 

Deponie Jardim Gramacho 

Coopergramacho, 

DC 

30.09.11 

Beobachtungsrundgang mit einem Ex-Wertstoff-

sammler der Deponie bzw. der Genossenschaft 

COOPERJARDIM 

Viertel Jardim Gra-

macho, DC 

04.10.11 
I. Sitzung des Führungskräfterats der Wertstoff-

sammler_innen des Viertels Jardim Gramacho 
Acamjg, DC 

04.10.11 
Beobachtungsrundgang mit den assoziierten Wert-

stoffsammlern_innen 

Viertel Jardim Gra-

macho, DC 

11.10.11 
Sitzung des Führungskräfterats der Wertstoff-

sammler_innen des Viertels Jardim Gramacho 
Acamjg, DC 
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Beobachtungsrundgang mit den Wertstoffsamm-

lern der Dienstfront 

Viertel Jardim Gra-

macho, DC 

18.10.11 
Sitzung des Führungskräfterats der Wertstoff-

sammler_innen des Viertels Jardim Gramacho 
Acamjg, DC 

25.10.11 
Sitzung des Führungskräfterats der Wertstoff-

sammler_innen des Viertels Jardim Gramacho 
Acamjg, DC 

26-

27.10.11 
Seminar über die Umsetzung der Abfallpolitik SEA, RJ 

01.11.11 
Sitzung des Führungskräfterats der Wertstoff-

sammler_innen des Viertels Jardim Gramacho 
Acamjg, DC 

08.11.11 
Sitzung des Führungskräfterats der Wertstoff-

sammler_innen des Viertels Jardim Gramacho 
Acamjg, DC 

17.11.11 
Sitzung des Führungskräfterats der Wertstoff-

sammler_innen des Viertels Jardim Gramacho 
Acamjg, DC 

30.11.11 

Sitzung der Vertreter des Führungskräfterats zur 

Vorbereitung für die Sitzung des 01.12.2011 mit 

dem Minister des Amts für Umwelt des Bundeslan-

des Rio de Janeiro 

Coopergramacho, 

DC 

Beobachtungsrundgang mit dem Ex-Abfallsammler 

der Deponie bzw. der Genossenschaft COOPER-

JARDIM 

Viertel Jardim Gra-

macho, DC 

01.12.11 

Sitzung der Vertreter des Führungskräfterats mit 

dem Minister des Amts für Umwelt des Bundeslan-

des Rio de Janeiro 

SEA, RJ 

06.12.11 
Sitzung des Führungskräfterats der Wertstoff-

sammler_innen des Viertels Jardim Gramacho 
Acamjg, DC 

13.12.11 
Sitzung des Führungskräfterats der Wertstoff-

sammler_innen des Viertels Jardim Gramacho 
Acamjg, DC 

20.12.11 

Sitzung des Führungskräfterats der Wertstoff-

sammler_innen des Viertels Jardim Gramacho 
Acamjg, DC 

Mitfahrgelegenheit mit dem Großhändler R 
Viertel Jardim Gra-

macho, DC 

20.12.11 

Treffen mit einer Führungskraft der nichtorganisier-

ten Wertstoffsammler_innen der Deponie Jardim 

Gramacho 

Räumlichkeit der 

Deponie Jardim 

Gramacho, DC 

28.03.12 

Schulung der freiwilligen Helfer_innen zur Unter-

stützung der II. Versammlung der Wertstoffsamm-

ler_innen Deponie Jardim Gramacho 

Acamjg, DC 

30.03.12 
II. Versammlung der Wertstoffsammler_innen der 

Deponie Jardim Gramacho 
Schule CIEP, DC 
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22.05.12 

Treffen mit dem Koordinator der Schließung der 

Deponie Isaias Bezerra 

Räumlichkeit der 

Deponie Jardim 

Gramacho, DC 

Besichtigung der der Abfallablagerungsstätte der 

Deponie Jardim Gramacho 

Deponie Jardim 

Gramacho, DC 

Treffen mit der Präsidentin des Vereins Acamjg Acamjg, DC 

01.06.12 
Teilnahme an der Schließung der Deponie Jardim 

Gramacho 

Deponie Jardim 

Gramacho, DC 

22-

26.10.12 
Festival Müll & Citizenship 

Referenzzentrum 

für Abfall, Ge-

meinde Belo Hori-

zonte, Bundesland 

Minas Gerais 

06.07.14 

Vortrag der Prof. Dr. Valéria Bastos über den 

Schließungsprozess der Deponie Jardim Grama-

cho 

Katholische Uni-

versität Rio de Ja-

neiro (PUC-Rio), 

RJ 

25.09.15 
Besichtigung des Verwertungspools des Viertels 

Jardim Gramacho 
Gemeinde DC 
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Anhang 2: Bezugspersonen im Forschungsfeld 

Bezeich-

nung 
Alter Geschlecht Funktion Bezug zum Feld 

     

A 40 weiblich 
Assoziierte Sammlerin 

(Cooperjardim) 

Führungskraft der MNCR; 

Vertreterin der Sammler_in-

nen bei den Verhandlungen 

mit dem Umweltamt des 

Bundeslands Rio de 

Janeiro (SEA) 

B 65 männlich Kleinhändler 

Ex-Sammler der Deponie, 

war an der Coopergrama-

cho angeschlossen 

C 50 männlich 
Eigenständiger 

Sammler 

Führungskraft der Eigen-

ständigen Sammler_innen 

im Führungskräfterat 

CH 50 männlich 

Mitarbeiter des Pla-

nungsamts der Ge-

meinde Duque de 

Caxias 

Teilnehmer der AG 2 

D 33 weiblich 
Eigenständige Samm-

lerin 

Führungskraft der eigen-

ständigen Sammler_innen 

im Führungskräfterat 

E 40 männlich 
Assoziierter Sammler 

(Coopercaxias) 

Führungskraft der MNCR; 

Vertreter der Sammler_in-

nen bei den Verhandlungen 

mit dem SEA 

F 30 männlich 

Ex-assoziierter-

Sammler (Cooperjar-

dim) 

Mitarbeiter des PCSS 

Referent zur Mobilisierung 

und Organisation der Wert-

stoffsammler_innen 

G 32 männlich 
Assoziierter Sammler 

(Coopercamjg) 

Führungskraft der MNCR; 

Vertreter der Sammler_in-

nen bei den Verhandlungen 

mit SEA 
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H 35 weiblich Assoziierte Sammlerin 

Führungskraft der MNCR; 

Vertreterin der Sammler_in-

nen bei den Verhandlungen 

mit SEA 

I 45 männlich 

Mitarbeiter des Amts 

für Umwelt, Landwirt-

schaft und Versorgung 

(SEMAAA) der Ge-

meinde Duque de 

Caxias 

Vertreter des SEMAAA bei 

den Verhandlungen mit den 

Sammlern_innen 

J 55 männlich 

Mitarbeiter des Um-

weltamts des Bundes-

lands Rio de Janeiro 

Vertreter des SEA bei den 

Verhandlungen mit den 

Sammlern_innen 

K 21 männlich 
Eigenständiger 

Sammler 

Führungskraft der eigen-

ständigen Sammler_innen 

im Führungskräfterat 

L 70 weiblich 
Assoziierte Sammlerin 

(Acamjg) 
Teilnehmerin in der AG 2 

M 60 männlich Politiker 

Leiter des Umweltamts des 

Bundeslandes Rio de 

Janeiro 

MA 38 männlich Umweltschützer 

Mitglied der Abfallkammer 

der Gemeinde Duque de 

Caxias 

N 40 weiblich Assoziierte Sammlerin 

Führungskraft der MNCR; 

Vertreterin der Sammler_in-

nen bei den Verhandlungen 

mit dem SEA 

O 32 männlich Koordinator des PCSS 

Referent für getrennte Ab-

fallsammlungssysteme mit 

Einbeziehung von Genos-

senschaften von Wertstoff-

sammlern_innen 

P 28 weiblich Assoziierte Sammlerin Führungskraft der MNCR 

Q 40 männlich Großhändler Sohn des Großhändlers R. 

R 60 männlich Großhändler 

Hat sein Geschäft am Ende 

der 1970er Jahre im Viertel 

Jardim Gramacho eröffnet 
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S 32 männlich Assoziierter Sammler 

Führungskraft der MNCR; 

Vertreter der Sammler_in-

nen bei den Verhandlungen 

mit dem SEA 

T 48 weiblich 

Sozialarbeiterin der 

Metropoldeponie Jar-

dim Gramacho 

Hat die erste Genossen-

schaft des Viertels Cooper-

gramacho gegründet 

U 30 männlich Koordinator des PCSS 

Referent für getrenntes Ab-

fallsammlungssystem mit 

Einbeziehung von Genos-

senschaften von Wertstoff-

sammler_innen 

V 27 männlich Umweltschützerin 

Mitglied der Abfallkammer 

der Gemeinde Duque de 

Caxias 

W 42 männlich 
Eigenständiger 

Sammler 

Führungskraft der eigen-

ständigen Sammler_innen 

im Führungskräfterat 

X 50 weiblich Abfallexpertin 

Referentin beim Seminar 

über die Umsetzung der 

Nationalen Abfallpolitik vom 

26.10.2011 

Y 55 männlich Mitarbeiter des SEA 

Koordinator des Pro-

gramms „Pakt für Wasser- 

und sanitäre Grundversor-

gung“ des Bundeslandes 

Rio de Janeiro 

Z 50 männlich 

Sozialpädagoge der 

Metropoldeponie Jar-

dim Gramacho 

Vertreter des Konzerns 

Novo Gramacho bei den 

Verhandlungen mit den 

Wertstoffsammlern_innen 

 


